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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen, meine Damen und Herren!

Die 4. Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet. 

Entschuldigt ist Herr StR DDr Schock.

Wir kommen als Erstes zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP-05573-2005/0001-KGR/GM) wurde von Herrn GR Mag Christoph Chorherr gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Frank Stronach möchte in Rothneusiedl ein Stadion bauen, “das sich rechnet“. Alle vorliegenden Informationen weisen auf ein weiteres riesiges Einkaufszentrum hin. Sie haben festgestellt: “Das machen wir.“ Welche stadtplanerischen Vorgaben haben Sie Frank Stronach für dieses Projekt gegeben?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Einen schönen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal scheint mir in der Anfrage ein Missverständnis zu bestehen. Denn städteplanerische Vorgaben für ein einzelnes Projekt ist eigentlich ein Widerspruch in sich, wiewohl es trotzdem in unserer Stadt vorkommt. Selten, aber doch. Nichtsdestotrotz geht es natürlich bei der Frage eines Stadionbaus im Süden von Wien nicht um stadtplanerische Vorgaben an Herrn Stronach, sondern es geht eigentlich um etwas anderes. Und das will ich, abseits dessen, was man mir an Text vorbereitet hat, hier ganz kurz auch darlegen.

Es geht um eine Fläche im Süden von Wien, die von der realen Stadtgrenze bis zur heutigen S1 reicht. Wie immer man nun darüber denkt, aber sie ist ein Faktum, diese de facto auch Autobahn, die Südbahn, wo ein gro-ßes Terminal ausgebaut werden wird, und der seit lan-gem in der Planung befindliche Ausbau der U-Bahn nach Rothneusiedl. Eine Fläche, die ganz ausgezeichnet zum öffentlichen Verkehr erschlossen ist, und eine Fläche, die natürlich auch vom Individualverkehr her erschlossen ist. Zu Recht wurde in der Vergangenheit gerade auch von dir angemerkt, dass eine solche Autobahn jetzt nicht nur in dem Sinn – oder eine solche Verkehrserschließung insgesamt gesehen – bloß ein Verkehrserreger ist, zumindest, was den Individualverkehr betrifft, sondern auch zu beiden Seiten Betriebsansiedlungen nach sich zieht. Und einer der Kritikpunkte an der S1 war ja der, dass hier neuerlich wieder aus der Stadt Betriebsansiedlungen abgezogen werden. 

Diesem Argument kann ich mich nicht verschließen. Das hat natürlich etwas für sich und es hat die Stadt daher auch darauf eine Antwort zu finden, will man nicht auf der niederösterreichischen Seite der S1 die entsprechenden Betriebsansiedlungen und auf der Wiener Seite der Stadt die Äcker und die grünen Wiesen haben. Hier hat man Antworten zu finden. Es bietet sich daher diese Fläche, wie auch im Stadtentwicklungsplan ausgewiesen, ich glaube, als Projekt 13, natürlich für ein Developing an, und darum geht es.

Es ist in der nächsten Zeit ein Masterplan dafür zu entwickeln, eine tatsächliche Detailplanung, hier gibt es Grundvorgaben, wie etwa eine entsprechende Grünfläche, eine entsprechende Wohnbebauung und natürlich auch eine Betriebsansiedlung. Und ein Projekt, das dafür vorgeschlagen ist, ist dieses Stadion, das Frank Stronach bezahlen will und das Hand in Hand mit einem gar nicht näher definierten Entertainment Center geht, was immer das heißt, ich bin ja kein Spezialist auch in diesen Fragen, und natürlich auch einem Einkaufszentrum.

Das ist der bisherige Stand der Grundüberlegungen, die hier gemacht wurden, und natürlich hat sich die Stadt Wien aufgemacht, um hier auch die entsprechenden Grundstücke zu kaufen. Es hat auch andere Bemühungen gegeben, diese Grundstücke zu kaufen. Natürlich ist ein Detailpunkt der Kritik auch richtig, dass man, wenn man Grundstücke kaufen will, eigentlich das Maul halten sollte, und erst nachher darüber gackern soll, wenn dies auch entsprechend erledigt ist, aber bei den Beteiligten ist das vermutlich ein etwas schwieriges Unterfangen, das auch in die Realität umzusetzen. Denn gerade in großen, durchaus erfolgreichen Konzernen ist es nicht immer und überall üblich, dass man solche Dinge auch entsprechend vertraulich behandelt. In Fußballvereinen ist es de facto völlig unmöglich, dass man dies auch vertraulich behandeln kann, undenkbar nachgerade, vor allem auch hier wieder bei den handelnden Personen, sodass dies frühzeitig auch entsprechend öffentlich diskutiert wurde, was natürlich für die Grundstückspreisentwicklung nicht das günstigste gewesen ist. Soweit traue ich mir das jetzt zu sagen, denn ich denke, dass diese Voraussetzungen relativ bald abgeschlossen sind.

Also, ich denke, wir können nun in die nächsten Schritte gehen, um ein Projekt für dieses Stadion und das Stadionumfeld zu entwickeln und dieses in einen gemeinsam zu erstellenden Masterplan für das Developing dieses von mir vorinspizierten Gebietes einzupassen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 1. Zusatz-
frage, Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich will nicht der Frage des Gackerns nachgehen. Ich entnahm zur Überraschung vieler in einer Sportzeitung die Aussage von dir, zitiert, wir machen das, und will meine Frage ein bisschen auf Fristigkeit hinbringen und als jemand, der gelegentlich das Horr-Stadion besucht, diese Sportfrage ernsthaft diskutieren. Lassen wir das einmal so gesagt, das ist dort nicht eine langfristige, qualitätsvolle Arena. Also, da gibt es eine Überlegung, etwas Neues zu machen, insbesondere wenn jemand bereit ist, das zu zahlen, und man soll sich das ernsthaft anschauen. Also, hier ist nicht das Nein, Nein, Nein, sondern die Überraschung und ein paar Präzisierungsfragen, oder eine Präzisierungsfrage im Rahmen der Fragestunde.

Es geht um die Fristigkeit. Sie sagen, das ist hervorragend öffentlich erschlossen. Meine Informationen sind die, aber da haben Sie, Herr Bürgermeister, vermutlich genauere, dass für die U1-Verlängerung noch nicht einmal die Finanzierung mit dem Bund gesichert ist und dass Zeiten im Raum stehen 2014/2015, wie Herr Rudas gesprochen hat - auch in einer Zeitung, auf nichts anderes kann ich mich beziehen - und von einem Baubeginn 2007/2008. 

Also, in welche Richtung geht der Zeitplan und insbesondere, was ist ein Stadion, das sich rechnet. Unser Widerstand oder unsere Kritik ist, dass dort wiederum ein Rieseneinkaufszentrum hingestellt wird, das gefährdend ist für die Nahversorgung im Bereich Favoriten und darüber hinaus und die stadtplanerischen Begrenzungen sind: Was will man dort an Einkaufszentrum und wo sagt die Stadt Nein, das ist zu groß, oder das ist planerisch nicht möglich. 

Also Fristigkeiten: Ist es für Sie denkbar, dass dort ein Stadion plus Entwicklung drum herum passiert, bevor die U-Bahn fertig ist. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Natürlich hängt dieses Projekt des Stadions engstens auch mit einer Erschließung durch den öffentlichen Verkehr zusammen, denn einer der Sinn machenden Synergieeffekte ist ja zweifelsohne der, dass man etwa die Parkfläche des Stadions auch als Park and Ride-Platz für eine Abfahrt von der Autobahn und das Hereinfahren in die Stadt mit der U1 nutzen kann. Das ist eine der vielen Sinn machenden Maßnahmen in der Verknüpfung von Individualverkehr und öffentlichem Verkehr. Keine Frage, wir werden sicherlich übereinstimmen, dass es vernünftig ist, Park and Ride-Plätze in Wr Neustadt, in St Pölten, in Neulengbach oder in einer anderen entsprechenden Umgebung, einer Marktgemeinde oder einer Stadt, zu errichten, sodass von wesentlich weiter draußen die Leute mit dem öffentlichen Verkehr, also mit der Eisenbahn, hierher in die Stadt kommen. Wir alle bemühen uns, den Modal-Split von 220 000 täglichen Einpendlern zugunsten des öffentlichen Verkehrs zu verschieben, aber es ist gar keine Frage, wir werden solche Maßnahmen auch brauchen. Das bietet sich dort zweifelsohne an und ist eines der Pro-Argumente, sage ich auch ganz offen, diesem Projekt positiv gegenüber zu stehen.

Wie diese Formel von Stronach tatsächlich umgesetzt wird, dass sich das Stadion später durch die Einnahmen selbst erhalten muss, dafür gibt es keine vorgelegte Planung. Es wird allgemein von einem Entertainmentcenter, auch einem Einkaufs-Center, gesprochen, ohne dass es bisher präzisiert wurde. Mein Wunsch, hier einen entsprechenden Projektvorschlag zu machen, ist damit beantwortet worden, dass man sagt, ja, aber dazu müssen die Grundstückstransaktionen abgeschlossen sein, weil sonst nicht die Gewähr besteht, dass jene Ausgaben, die für die Planung und die Vorbereitung getätigt werden, in der Tat auch sinnvoll umgesetzt werden können oder eine Perspektive der Umsetzung da ist. 

Die Fristigkeit ergibt sich daher zwangsläufig auch aus dem Zusammenhang von öffentlicher Verkehrsanbindung und natürlich der Entwicklung des Gesamtplans, des Masterplans, und auch dieses Detailprojekts. 

Wenn man nunmehr einwendet, der Bund hätte seine Finanzierungszustimmung dazu nicht gegeben, dann muss ich sagen, das gilt für viele andere U-Bahn-Pro-
jekte zur Stunde auch, und es gilt noch für andere viele Projekte ebenfalls. Denn wenn in einem einzelnen Punkt, nämlich in der Frage der Finanzierung des AKH, Eini-
gung erzielt werden konnte, so heißt das ja natürlich nicht, dass nunmehr die große Phase der Freundschaft und der Kooperation ausgebrochen ist. Es gibt eine Unzahl von Projekten, die der Entscheidung auch noch harren, darunter auch eine ganze Reihe von co-finan-zierten U-Bahn-Projekten, darunter auch diese Verlängerung in den Süden. Aber ich gehe persönlich davon aus, wie bei vielen anderen Projekten, die wir auch schon besprochen haben, dass wir mit einer nächsten österreichischen Bundesregierung diese Interessen Wiens bes-
ser umsetzen können, als das jedenfalls zur Stunde der Fall ist. 

Also, ich gehe davon aus, dass auch über diese Verlängerung der U-Bahn eine finanzielle Einigung erzielt werden kann, so wie bei den anderen U-Bahn-Projekten auch. Aber das ist in etwa auch der Zeitplan und dann gehe ich davon aus, dass wir erstens ein gutes Gesamtprojekt haben, das Schritt für Schritt umgesetzt werden kann, weil ich nicht glaube, dass es vernünftig ist, auf der anderen Seite der S1 de facto eine Shopping City Süd zu haben und auf der Wiener Seite Äcker, denn das erscheint mir wirklich nicht - und auch stadtplanerisch nicht - besonders sinnvoll zu sein. Aber wir werden vor allem natürlich dann auch ein Stadion haben, von dem ich persönlich davon ausgehe, dass es des künftigen Champions-Leage-Teilnehmers tatsächlich auch würdig ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Kenesei gestellt.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben selbst jetzt gesagt, es hänge alles an der Verfügbarkeit der Grundstücke, ohne die brauchen wir uns keine Gedanken machen oder keine Planungsschritte machen. Meines Wissenstandes nach ist die Verfügbarkeit der Grundstücke durch die Stadt Wien, um Ihre Worte zu gebrauchen, enden wollend. Also momentan gibt es dort nicht wirklich viele Grundstücke, die im Eigentum der Stadt Wien sind. 

Das Zweite ist, dass das Schritt Halten auf der einen Seite der Planung, nämlich vor allem der U-Bahn, wo es überhaupt keine Überlegungen gibt, was alles südlich der Donauländebahn überhaupt zu passieren hat mit der U-Bahn, geschweige denn, welche Trasse gewählt wird, wohin gefahren wird, und so weiter, dieses Projekt ja bis zum Sankt Nimmerleinstag aufschiebt. 

Also, ich sehe auch als einer, der gerne dort ein Stadion hätte, das Projekt irgendwie wie die berühmte Kugel des Herrn Stronach, die dann auch nie gekommen ist, und statt dessen steht jetzt eine mäßig erfolgreiche Pferderennbahn da draußen, und es ist von ihm ein gutes Geschäft mit den Grundstücken gemacht worden. Also, nochmals zur Präzisierung: Die Terminplanung kann offensichtlich mit den Wünschen sowohl der Stadt als auch mit den Wünschen des Herrn Stronach nicht Schritt halten.

Welchen Zeitplan und welchen Zeithorizont gibt es, um erstens einmal die Grundstückstransaktionen abzuschließen, zweitens, mit welchem Zeitplan rechnen Sie jetzt hinsichtlich des Masterplans und einer Realisierung? Denn alles andere muss man, wie Sie richtigerweise gesagt haben, ohne die Grundstücke in das Reich der Spekulation schieben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Herr Gemeinderat, Ich will jetzt nicht so polemisch wie die Fragestellung selbst entgegnen. Ich weise nur auf einen wesentlichen Unterschied zwischen dem Kugelprojekt und dem Stadion hin. Das Kugelprojekt ist in Niederösterreich von den Verantwortlichen nicht gewollt worden, während dieses Stadionprojekt in Wien von den Verantwortlichen gewollt wird. Das ist ein nicht unwesentlicher Unterschied, wenn man die... (GR Günter Kenesei: Dort hat es Grundstücke gegeben und da nicht!) Umso schlimmer, umso schlimmer, das wäre ein Argument dafür. 

Ich werde mich natürlich hüten, den Zeithorizont zu nennen, so wie ich mich immer gehütet habe, einen Zeithorizont für den Erwerb von Grundstücken anzuge-
ben, denn jede solche Nennung würde dem Vorschub leisten, was auch heute wieder angesprochen wurde, zuletzt von mir selber, nämlich den Verkäufern entsprechende Hilfestellung zur Verteuerung der Grundstücke zu leisten. Es ist ja ohnehin genug herumgeredet worden dazu, das muss man ja in aller Offenheit auch sagen. 

Denn um es vielleicht noch eine Spur deutlicher zu sagen, selbst Vizepräsidenten großer Sportvereine sind ja offensichtlich von Logorrhoe nicht befreit und sohin gerade auch für solche Verkaufsanbahnungen, wenn man das so sagen kann, nicht gerade wirklich von Hilfe. 

Also, ich werde keinen Zeithorizont dafür nennen, ich bleibe auch bei dem, was ich vorhin sagte, nämlich dass selbstverständlich die gesamte Entwicklung dieses Gebiets, aber natürlich auch der Bau dieses Stadions, mit welchem Drumherum immer - darüber ist dann zu diskutieren -, natürlich in einem Zusammenhang zu sehen ist mit der Erschließung durch den öffentlichen Verkehr. Ohne eine entsprechende, hochrangige öffentliche Verkehrsanbindung hätte dort eine derartige Sportstätte, wie gesagt, für einen künftigen, außerordentlich prominenten europäischen Verein nicht wirklich einen Sinn, denn wie sollen sonst die Massen hintransportiert werden, die diese Spiele dann sehen wollen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 3. Zusatzfrage, Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben heute Ihr Licht ein bisschen unter den Scheffel gestellt, als Sie gesagt haben, Sie seien kein Spezialist für Entertainment Centers. Nun, wer, wenn nicht Sie, sind Spezialist für Entertainment? Also, Sie sind wirklich hier ein Spezialist und werden auch sicherlich schon im Kopf haben oder wissen sogar genau, was man dort machen könnte.

Herr Bürgermeister, wir sind in diesem ganzen Projekt in der Phase der Zeitungsartikel, der Leitartikel, der netten Gespräche, der Tete-a-Tete-Gespräche zwischen Ihnen und dem Herrn Stronach, was sehr gut ist, auch im Sinne des Vereins, der ja ganz dringend Hilfe in Form eines neuen Stadions oder eines neuen Zentrums braucht. Trotzdem, das allein kann es nicht sein, wenn Sie, Herr Bürgermeister, mit Herrn Stronach reden und wenn Sie mit ihm da Abmachungen oder auch keine Abmachungen treffen oder Willenskundgebungen äußern. 

Daher meine Frage an Sie: Wer wird für die Stadt Wien diese Verhandlungen mit Stronach, mit der Gesellschaft, mit wem auch immer, kompetent führen? Unter Verhandlungen meine ich, dass als Abschluss ein Ergebnis herauskommen kann, ob negativ oder positiv. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst bedanke ich mich sehr herzlich für das Lob. Ich weiß gar nicht, wie ich das so zeitig am Morgen verdient habe, aber natürlich freut man sich immer. Man kommt ja auch langsam in ein Alter, wo man gar nicht genug Lob verträgt. Aber das geht uns wahrscheinlich allen so, und auch gemeinsam so. Ihre Frage ist relativ leicht zu beantworten: Selbstverständlich führt die Verhandlungen der Leiter der zuständigen Abteilung, der MA 69. Er wird nicht mit Stronach, sondern sinnvollerweise mit den Verkäufern der Grundstücke verhandelt und ich gehe davon aus, dass diese Verkaufsverhandlungen oder Ankaufsverhandlungen in absehbarer Zeit, soweit kann man das auch formulieren, abgeschlossen sein werden. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die letzte Zusatzfrage, Herr Mag Chorherr, bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Manchmal gibt es insofern Überraschungen, was ja nicht so häufig ist, dass Fragestunden in der Früh zur Klärung beitragen.

Lassen Sie mich zur Sicherheit zusammenfassen, was Sie gesagt haben, denn das schaut für mich jetzt anders aus: Es gibt keine Entwicklung an diesem Standort Richtung Stadion, bevor es dort keine öffentliche Er-
schließung, heißt U-Bahn, gibt. Sie sagen, mit der derzeitigen Regierung wird es die Einigung nicht geben, hoffentlich mit der nächsten, vielleicht auch mit dieser. Das heißt, die Finanzierungszusage wird im nächsten Jahr erfolgen und der Zeitplan heißt dann ca 2014, frühest möglich von den Planungen, vom Planungsablauf her. 

Man sieht ja bei der U2, wie schnell sechs Jahre vergehen, wie schwierig das ist, was ich jetzt gar nicht polemisch anmerke. Also, vor 2014 kein U-Bahn-An-
schluss. Heißt das auch, vor 2014 mit Sicherheit, also bevor dort die U-Bahn fährt? So, keine Entwicklung, weder Stadion noch Entertainment Center noch eine andere Entwicklung. 

Also, ich würde noch einmal eine Präzisierung wünschen, damit es dann nicht heißt, er hat etwas anderes gesagt, sondern eine weitere Erhellung in der Fragestunde.

Herr Bürgermeister, war meine Zusammenfassung Ihrer Aussage klärend, richtig und erhellend, auf dass man das auch Richtung Herrn Stronach klar argumentieren kann? Denn so wie ich ihn einschätze - ich kenne ihn nur von den Medien -, wäre seine Freude wahrscheinlich begrenzt, würde man ihm sagen, du darfst 2014 bauen oder nicht. Oder haben Sie ihm das ohnehin schon mitgeteilt? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Herr Gemeinderat, der Tag beginnt ja überraschend angenehm für mich. Auf der eine Seite Lob, auf der anderen Seite darf ich zur Erhellung etwas beitragen. Das ist eine gewaltige Geschichte, ich habe das eigentlich nicht erwartet, heute den Tag so angenehm beginnen zu können, aber vielleicht ist die nächste Frage dann schon wieder dämpfend für meine möglicherweise fast schon aufkeimende Euphorie. Aber so ist es halt, ein Wechselbad der Gefühle, dem man in diesem Haus ausgesetzt ist. Das kennt man ja, das ist auch im Prinzip okay, ja, im Prinzip ist das okay. 

Erhellend, ist zweifelsohne richtig, zusammengefasst, ja. Ich glaube nicht, dass es einen Sinn hat, ein Stadion, ein Entertainment Center, ein Einkaufs-Center oder was auch immer sonst zu bauen, ohne dass Menschen auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln hinfahren können. Und ich denke, dass die Anbindung eines solchen Stadions, wie das Austria-Stadion, dann mit Bussen nicht wirklich eine sinnvolle Geschichte ist. Also, das steht für mich außer jeden Zweifel. 

Ob allerdings der Zeithorizont, den du angegeben hast, dazu auch tatsächlich so sein muss, das wage ich leise zu bezweifeln. Ich habe andere Erfahrungen, beziehungsweise habe ich fast als Déjà-vu-Erlebnis, genau solche Argumente schon einmal gehört, als wir die Frage der Prioritäten geändert haben. Ich darf daran erinnern, dass eigentlich die Priorität dieses Ausbaus nach dem Süden vorrangig gewesen ist, bevor wir dann gesagt haben, eigentlich ist es notwendig, die U2 entsprechend auszubauen. Und als dann der Zeitdruck der Fußball-Europameisterschaft gekommen ist, wo 2008 dieser U‑Bahn-Anschluss für das Wiener Stadion notwendig geworden ist, hat mir das ja auch noch den Vorwurf eingetragen, ich baue eine U-Bahn nur für die Fußballer, es hat übrigens einer noch "deppert" hinzugefügt. Das halte ich für besonders verwerflich - nein, nein, das war jetzt kein Vorwurf an Sie - was ich natürlich auch für besonders verwerflich finde, denn bei diesem U-Bahn-Ausbau geht es natürlich um mehr als bis zum Stadion, aber 2008 hat sie bis zum Stadion fertig zu sein, das steht außer jedem Zweifel, und sie wird auch fertig sein. 

Da ist, glaube ich, ein Beispiel vorgeführt worden, wie sich unter der normativen Kraft des Faktischen die Dinge auch beschleunigen können. Aber, ohne jetzt diesen von dir vorgegebenen Zeithorizont tatsächlich bestätigen zu können, im Grundsatz stimmen wir hier überein: Jawohl, es hat keinen Sinn, solche Entwicklungen zu machen, ohne einen hochrangigen und öffentlichen Verkehrsanschluss. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, damit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP-05350-2005/0001-KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Matthias Tschirf gestellt und ist auch an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Am 30. Juni 2005 wurde an Sie eine schriftliche Anfrage betreffend übermäßige Bewerbungen der Tätigkeiten der Stadt Wien gerichtet, die Sie bis dato nicht beantwortet haben. Nach welchen Gesichtspunkten be-
antworten Sie Anfragen von Mitgliedern des Gemeinderats in dieser Amtsperiode?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Die wohl rhetorisch gemeinte und etwas bös formulierte Fragestellung ist ja relativ einfach zu beantworten: 

Gemäß der Geschäftsordnung des Gemeinderats, § 31 und folgende, beantworte ich natürlich auch meine Anfragen. Aber dabei unabhängig von dieser rhetorischen Antwort auf eine rhetorische Frage: Ich habe, seit ich dem Wiener Stadtsenat angehören darf, etwa 800 Anfragen zu beantworten gehabt, etwa 800. Und mir ist es zweimal passiert in all der Zeit, dass ich eine Frist versäumt habe. Im gegenständlichen Fall auch. Es tut mir Leid, und da entschuldige ich mich auch dafür. 

Die Begründung ist eine läppische: Es ist ja sehr vorgegeben worden, fast mit einer Vorlage, aus einer Beantwortung einer Anfrage von sozialdemokratischen Na-
tionalratsabgeordneten an den Herrn Finanzminister, wie diese Beantwortung auszusehen hat. Es war offensichtlich auch sehr detailreich und ich habe nicht hinreichend aufgepasst darauf, dass diese Beantwortung auch entsprechend rechtzeitig fertig ist. Es tut mir Leid, auch ich bin im Wahlkampf gestanden, so wie wir alle, und daher habe ich nicht hinreichend aufgepasst dabei. 

Also, ich bitte um Entschuldigung dafür, dass dies passiert ist. Wie gesagt, es ist das zweite Mal, es soll und wird nicht mindern, dass ich das hier nicht eingehalten habe, aber ich ersuche auf der anderen Seite auch um Verständnis dafür, dass es passiert ist, es ist nicht wirklich oft gewesen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Eine Zusatzfrage, Herr Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Ich nehme gerne zur Kenntnis, dass Sie sich für diese Vorgangsweise entschuldigen, und ich gehe davon aus, dass wir auch demnächst die Beantwortung bekommen für diese Fragen. 

Meine Frage lautet nun: Werden Sie durch entsprechende Hinweise an Ihre Mitarbeiter dafür sorgen, dass es in Zukunft nicht passieren wird, dass Fragen nicht beantwortet werden? 

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, selbstverständlich, das habe ich auch in der Vergangenheit getan, aber wo gearbeitet wird, passieren gelegentlich Fehler. Bei dieser Fehlerquote sage ich, liegen wir eigentlich ohnedies ziemlich gut, ja. Aber sorry, es ist passiert, selbstverständlich, nachdem diese Frage neuerlich eingebracht wurde, werden wir sie natürlich beantworten in demselben liebevollen Detaillierungsgrad, wie es der Herr Finanzminister bei der sozialdemokratischen Anfrage im Nationalrat gemacht hat, selbstverständlich. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Herzog, bitte.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich glaube, dass die Beantwortungen bei uns zumindest zeitliche Verzögerungen schon gehabt haben und mir ist ein Sonderfall in Erinnerung, auf den ich Sie einmal ansprechen werde, wo eine Beantwortung Ihrerseits auch deutlich zu spät ist, aber ich glaube, niemand wirft Ihnen Fehlverhalten oder so was Ähnliches vor. Ich glaube vielmehr, dass solche Dinge passieren können, weil vielleicht eine zu breit angelegte Verwaltung nicht schlank genug ist, um rasch genug die Unterlagen für die Beantwortungen einzubringen, und dass das irgendwo hängen bleibt. Das kann eben passieren. 

Die Frage, die ich stelle, ist ganz einfach: Ist es für Sie als Bürgermeister möglich, diese Einzelfälle dadurch zu beseitigen, dass die Effizienzsteigerung bei der Grundlagenbeschaffung im Aktenlauf sich so verbessert, dass diese Dinge unterbleiben? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also zwei Aspekte dazu, bei dem freiheitlichen Gemeinderatsklub kann ich mich an einen einzigen Fall erinnern, und das war in der Tat ein Sonderfall, weil die Frage, die hier an mich gestellt wurde, eine völlig unzulässige gewesen ist, und ich mich in mündlichen Gesprächen mit dem damaligen Klubobmann darauf geeinigt habe, wie wir diese Fragestellung letztendlich erledigen, was wir auch getan haben. Also, da war das Procedere ein Sonderfall, und das sehe ich persönlich nicht als ein Versäumnis oder als einen Fehler an.

Aber ich bin gerne bereit, natürlich auch darüber nachzudenken, wie man eine Fehlerquote von 0,02 tatsächlich auch noch ausmerzen kann, denn um das handelt es sich hier. In nahezu zwei Jahrzehnten zwei Fehler zu haben, da bitte ich wirklich um Entschuldigung dafür, also einen pro Jahrzehnt, pro Dezennium, ist mir nicht gestattet, ist gar keine Frage, aber ich bitte um Verständnis, es kann passieren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die nächste Zusatzfrage hat Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Bisweilen soll es auch bei Anfragen der GRÜNEN vorkommen, dass sie nicht beantwortet werden. Jetzt auch seitens anderer Stadträte, aber was viel öfter vorkommt, ist, dass es Antworten gibt, die zwar wie Antworten aussehen, aber keine sind. Das heißt, sie sind schon auf amtlichem Papier verfasst, aber da steht dann schlussendlich nichts anderes, als dass ich nicht vorhabe, Ihre Anfrage zu beantworten, und dann folgt in der Regel entweder eine Begründung, die einigermaßen nachvollziehbar wirkt, manchmal aber sogar durchaus sehr, sehr eigenwillige Begründungen. 

Ich frage Sie daher, wie stehen Sie zum Vorschlag, die Antworten übers Internet einer breiten Öffentlichkeit zugängig zu machen. Denn bisher sind sie nur im internen Netz der Stadt, also durchaus eher einem internen Adressatenkreis, zugänglich. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Also, mein Büro hat gemeinsam mit der Landtagskanzlei die Anfragen an mich und meine Anfragebeantwortungen präzis genau durchforstet. Und im Gegensatz zu dem, was ich dem heutigen “KURIER“ auch in seiner Rathausmelange oder Rathausgeflüster entnehme, ist das Faktum so, wie ich es geschildert habe und nicht wie es im Kurier steht. Ich kann mich nicht erinnern, gegenüber den Grünen in den letzten beiden Legislaturperioden eine Fehlleistung erbracht zu haben. In der Tat habe ich es, allerdings liegt das rund zurück, wenn ich mich recht erinnere, etwa 15 Jahre. Da habe ich eine Anfragebeantwortung der Grünen als Stadtrat versäumt. Ich habe mich hier am Rednerpult dafür auch entschuldigt und habe diese Anfragebeantwortung nachgereicht. Das war die Fehlleistung im ersten Dezennium, die mir hier gegenüber einer Grünen Abgeordneten, beziehungsweise Gemeinderätin, passiert ist. 

Die Frage der Qualität der Beantwortung ist etwas, wo ich sagen muss, das muss in einer direkten Diskussion in den jeweiligen Ausschüssen oder auch mit mir dann geführt werden. 

Das ist sicherlich auch von Fall zu Fall verschieden, und wahrscheinlich gibt es dann auch Auffassungsunterschiede, denn was die einen als durchaus qualitätsvoll finden, wird den anderen unter Umständen zu wenig sein. Das wird auch in der Natur der Sache von Regierung und Opposition liegen. 

Was die Frage der Veröffentlichung betrifft, so gestatten Sie mir ein mildes Lächeln, denn die Geheimhaltung von Anfragebeantwortungen ist mehr als enden wollend. Also das habe ich mein ganzes Leben lang noch nicht gehört. Es ist ja noch weniger geheim wie beispielsweise die Aussendung von Tagesordnungen des Kontrollausschusses, respektive die Akten vom Kontrollausschuss, die ja nun in der Tat einer Vertraulichkeit unterliegen, im Gegensatz zu Anfragebeantwortungen. 

Ich werde das rechtlich klären, und vielleicht ist es wirklich gescheiter, man veröffentlicht gleich im Internet, sodass diese Art der missbräuchlichen Verbreitung von solchen Anfragebeantwortungen dann ausgeschlossen wird und zumindest ein Verkaufsgegenstand im Hinblick auf Informationen wegfällt. Denn vielleicht ist das dann wirklich das Gescheiteste daran. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Letzte Zusatzfrage, Herr Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Wir haben Ihre Entschuldigung gerne zur Kenntnis genommen und auch mit Freude festgestellt, in welchem Ausmaß Sie auf eine ganz korrekte Einhaltung der Rechtsordnung Wert legen. Wir haben jetzt in den letzten Tagen bei einer Neuverordnung, oder bei einer de facto Umsetzung der 50 Kilometer Geschwindigkeitsbegrenzung in einzelnen Straßenzügen festgestellt, dass die Rechtsordnung hier nicht so eingehalten worden ist und dass hier ohne ausreichende rechtliche Grundlagen zu einem bestimmten Zeitpunkt die 50 Kilometer-Geschwin-
digkeitsbegrenzung verhängt worden ist.

Werden Sie mit der Umweltstadträtin darüber reden, dass sie sich in einer ebenso genauen Art und Weise, wie Sie das hier dargestellt haben, an die Rechtsordnung halten soll? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Bürgermeister, bitte!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich kann mit der Umweltstadträtin gerne darüber plaudern. Nur, das geht sie nichts an, wie Sie natürlich als Rechtskundiger sehr gut wissen, (Heiterkeit bei der SPÖ.) sondern ich habe mit dem zuständigen Verkehrsstadtrat darüber zu reden. Und selbstverständlich ist das gar keine Frage, dass auch jede Rechtsordnung pingelig einzuhalten ist. Aber ich verlasse mich da auf das großartige Lob, das für diese Maßnahme der Stadt Wien sei-
tens des Landwirtschaftsministers wegen der Feinstaub-
bekämpfung gekommen ist, und sohin werden wir, eben-
so wie Ihre Fusionitis, auch dieses Problem lösen kön-
nen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Die 3. Anfrage (FSP-05348-2005/0001-KSP/GM) wurde von Frau GRin Hannelore Reischl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Herr Stadtrat, welche Bilanz ziehen Sie aus kultureller Sicht über das Gedenkjahr 2005?) 

Bitte schön, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die Frage bezieht sich auf die Bilanz des Gedenkjahres 2005.

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin, das nun zu Ende gehende Gedenkjahr und Jubiläumsjahr 2005 fand in den verschiedensten Formen seinen Niederschlag. Wie Sie wissen, haben sowohl der Bund als auch die Länder in unterschiedlicher Weise zu diesem für unsere gemeinsame Identität und Geschichte wichtigen Jahr durch Ein-
zelprojekte und symbolhafte Akte beigetragen. Die Akti-
vitäten, die seitens der Bundesregierung gesetzt wurden - sieht man einmal von der großen Ausstellung im Belvedere ab, die gemeinsam mit der Stadt Wien und der Wirtschaft verwirklicht wurde - verblieben zu einem guten Teil im Aktionistischen, im Plakativen. Wenn ich etwa an die Gemüsebeete am Heldenplatz denke oder an Anstrahlungen von Häuserfronten in der Innenstadt ohne die nötige Vermittlung der Inhalte, dann frage ich mich schon, was hier mit Steuermitteln erreicht werden sollte. Und da spreche ich gar nicht von der später fallengelassenen Idee des Nachspielens von Bombennächten über Wien. 

Bei den Aktivitäten, die von der Stadt Wien initiiert wurden und die in den letzten Wochen und Monaten stattfanden, war es nicht die Absicht, ein spielerisches, und vielleicht auch ein gespieltes Jubel- und Feierjahr zu veranstalten. Ziel war es, einerseits mit Stolz auf die Ent-
wicklungen, die die Stadt Wien in den letzten 50 Jahren genommen hat, zurückzuschauen und sich andererseits selbstkritisch mit der Geschichte auseinander zu setzen. 

Die Nachhaltigkeit der Projekte stellte den Ausgangspunkt für unsere Überlegungen dar, insbesondere für die Jugend und ich glaube, behaupten zu können, die Bilanz kann sich sehen lassen. Gefördert und unterstützt wurde eine ganze Bandbreite an Ausstellungen, Symposien, Fachveranstaltungen und Publikationen. Das Echo in den Medien war durchaus beachtlich. Gemeinsam mit dem Bund - ich erwähnte es bereits - und privaten Sponsoren überstützte die Stadt Wien die große Staatsvertragsausstellung "Das neue Österreich" zur Geschichte der Gründung und der Entwicklung der Zweiten Republik, die vor wenigen Tagen zu Ende ging und mit 300 000 Besuchern überaus erfolgreich war. In dieser Ausstellung wurde mehr als nur eine Rückschau auf his-
torische Daten gehalten. Hier wurde sehr erfolgreich der Versuch unternommen, den Weg Österreichs vom An-
fang bis zum Ende des 20. Jahrhunderts nachzuzeich-
nen, ohne die Ursachen der Aushöhlung der Republik vor 1938 oder die kollektive Verdrängung der Mitschuld in den Jahren nach 1945 unangesprochen zu lassen.

Die Museen der Stadt Wien begingen das Jubiläumsjahr mit einem mehrteiligen Ausstellungszyklus. Diese Sonderausstellungen behandelten die Zeit nach 1945 mit einer Ausstellung über John F Kennedy und den Gipfel in Wien. Im Mai wurde als Beitrag des Wien-Museums zum Jubiläumsjahr 2005 eine Ausstellung eröffnet, die den Alltag der Menschen in Wien in den Nachkriegsjahrzehnten in den Mittelpunkt rückte und ebenso wie die Kennedy-Ausstellung lebhaften Anklang beim Publikum fand.

Ein besonderes Anliegen im Rahmen einer kritischen Auseinandersetzung mit der Zeit des Nationalsozialismus war die ständige Ausstellung des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes. Seit ihrer Gestaltung im Jahr 1978 unverändert geblieben, stellte sie bis heute die einzige, nachhaltige Information zu Nationalsozialismus, Widerstand und Verfolgung in Wien dar. Die nach modernen didaktischen Grundsätzen dringend nötige Neugestaltung wurde ausschließlich mit Hilfe der Stadt umgesetzt und vor wenigen Wochen eröffnet. 

Wer dabei war, wird mir zustimmen, mit welchem Zuspruch der Öffentlichkeit diese neuen Räumlichkeiten angenommen wurden. Mit dieser wichtigen Infrastrukturinvestition wurde im Jubiläumsjahr 2005 ein nachhaltiger Schritt zum Zugang zu unserer Geschichte gesetzt.

Auch die Wiener Stadt- und Landesbibliothek und das Stadt- und Landesarchiv leisteten zum Gelingen eines würdigen Wiener Beitrags zum Jubiläumsjahr hervorragende Arbeit. So wurde eine sehr bemerkenswerte Ausstellung in Moskau, die die russische Besatzung in Österreich nachzeichnete und eine Ausstellung, die sich ebenso wie die Sinalco-Epoche im Wien-Mu-
seum mit einem alltags- und sozialgeschichtlichen The-
ma auseinander setzt, der Öffentlichkeit vorgestellt.

Das Stadt- und Landesarchiv hat mit einer Ausstellung der Geschichte der Kinder vom Spiegelgrund, der Opfer der so genannten Euthanasie, eines der dunkelsten Kapitel der NS-Zeit überhaupt, berührt. Besonderes Augenmerk verdiente dabei das Begleitprojekt zur aktiven Einbindung von Wiener Schülern und Schülerinnen. 

Im Jüdischen Museum war eine Ausstellung mit dem Titel "Jetzt is’ er bös, der Tennenbaum." zu sehen. Im Rahmen dieser didaktisch hervorragend aufbereiteten Schau wurde nicht nur auf die antisemitische Grundhaltung in der österreichischen Gesellschaft verwiesen, son-
dern auch auf jahrzehntelange parteipolitische ideologische Unaufrichtigkeit, historisches Unbewusstsein beziehungsweise bewusste Verdrängung der Geschichte. 

Last but not least sei hier eine ganz besondere Ausstellung erwähnt, die in meiner Geschäftsgruppe entwickelt wurde und die einzigartig in Europa, wenn nicht weltweit, ist. Die Ausstellung "Geheimsache Leben" setzt sich mit der Verfolgung der Homosexuellen in der nationalsozialistischen Zeit, aber auch mit der Diskriminierung von Schwulen und Lesben im 20. Jahrhundert ganz generell auseinander. Sie ist sehr gelungen und ich lade Sie alle gerne zu einem Ausstellungsbesuch ein, so Sie das noch nicht getan haben. Das Projekt läuft noch bis 8. Jänner.

Neben den hier genannten größeren Ausstellungsprojekten fanden in den letzten Monaten nicht zuletzt zahlreiche Lesungen, Symposien und Veranstaltungen statt. Die Wiener Vorlesungen zogen beispielsweise Bi-
lanz über Entwicklungen und Zäsuren der Geschichte der Zweiten Republik, wobei sich der Bogen von Gesellschaft und Politik bis hin zu Kultur und Alltag spannt. Zu all diesen Veranstaltungen und Ausstellungen ist es den Kultureinrichtungen der Stadt Wien gut gelungen, Publikum anzuziehen und dazu ist von dieser Stelle aus zu gratulieren.

Meine Bilanz aus kultureller Sicht ist also, das wird Sie nicht wundern, sehr eindeutig. Eine breite Palette hervorragender Vermittlungs- und Infrastrukturprojekte in Wien leisteten einen entscheidenden Anteil für die gelungene Reflexion, viel mehr noch jedoch - und hier ist Wien eben doch anders -, für eine in die Zukunft gerichtete Auseinandersetzung mit den Fundamenten unserer Republik. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. 

1. Zusatzfrage, Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Mit dieser globalen Aussage bei der Frage, Herr Stadtrat, welche Bilanz ziehen Sie aus kultureller Sicht über das Gedenkjahr 2005, glaube ich, haben wir eine neue Dimension in der Fragestunde erreicht. 

Ich frage mich jetzt ernsthaft, glauben Sie, es hat keiner bemerkt, dass hier irgend welche Aktivitäten waren? Oder sind sie vielleicht nicht richtig gewürdigt in Ihren Augen, dass man das jetzt extra von Seiten der SPÖ, also quasi von sich selbst, herausstellen muss, und dass Sie sich also selbst fragen, was Sie denn Großartiges geleistet haben in diesem Gedenkjahr? 

Vielleicht könnten wir in Zukunft sogar dazu übergehen, dass die MA 7 - dort sind ja sehr gescheite Leute -, die Beamten das gleich in ihre Aktenstücke einbauen, dass man quasi gewisse Fragen allgemeinerer Natur dann an die Stadträte richten kann, wie zum Beispiel: Herr Stadtrat, wiederholen Sie doch bitte einmal mit eigenen Worten die Erfolgsstory des Rabenhofes, oder teilen Sie uns doch mit, wie sich die Stadt…

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): War das jetzt schon die Frage?

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Nein, ich komme sofort dazu.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: (unterbrechend): Bitte, eine Frage.

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Teilen Sie uns doch ganz kurz mit, wie Sie mit so wenig Mitteln, nämlich nur mit 45 Millionen EUR, die dringend notwendige Renovierung des Ronacher bewerkstelligen können, oder vielleicht das Letzte, entschuldigen Sie, Frau Vorsitzende, wie wäre es denn, in kurzen Worten ein Resümee über die herausragenden Leistungen der letzten Legislaturperiode zu geben? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sind Sie schon fertig?) Vielleicht könnte man überhaupt dazu übergehen, dass nur mehr die SPÖ die ersten fünf Fragen stellt, dass wir uns nur mehr Beweihräucherungen anhören können, nämlich abgelesene Beweihräucherung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte jetzt die Frage!

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Ich möchte Sie fragen, Herr Stadtrat. Ich bin ja schon fertig.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Sie missbrauchen die Geschäftsordnung, Herr GR Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Eine ganz kurze Frage: Bei aller persönlichen Wertschätzung, ist Ihnen das nicht ein bisserl peinlich? (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Eine ganz kurze Antwort: Nein. Aber das, was Sie gerade gefragt haben und sich offensichtlich darüber lächerlich machen, was in dem Gedenkjahr geschehen ist und dass man darüber spricht, das ist mir peinlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ringler gestellt.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben jetzt in schönen Worten all jene Veranstaltungen beschrieben, die durchaus ihre Meriten haben. Es sind aber auch weniger erfreuliche Dinge und Vorfälle in diesem Gedenkjahr und in diesem Gedankenjahr vorgekommen, auch im Einflussbereich der Stadt Wien. 

Und ich möchte Sie jetzt an einen Vorfall erinnern, den ich persönlich mit großer Bedenklichkeit aufgenommen habe, nämlich das Einstampfen einer Broschüre, die zur Vermittlung der Ausstellung im Belvedere für Gymnasiasten gedacht war, die von einer sehr engagierten Gruppe von jungen Historikern unter dem Namen “Trümmerträume/Topfenstrudel“ gestaltet war und sich unter anderem sehr fokussiert mit dem Schicksal der Roma und Sinti in der NS-Zeit beschäftigt hat, aber auch mit den fürchterlichen Praktiken der Nazis in den KZ. 

Und der Sponsor Hannes Androsch hat diese Broschüre nach eigenen Worten einstampfen lassen, weil sie nicht seinem Geschichtsbild und dem, was in dieser Ausstellung eigentlich vermittelt werden sollte, entsprochen hat. Konkret hat er etwa davon gesprochen, dass der wunderbare wirtschaftliche Aufbau nach 1945 nicht ausreichend erwähnt worden sei. 

Wie stehen Sie zu derartigen Eingriffen von Sponsoren bei Veranstaltungen und Ausstellungen, die von der Stadt Wien zum größten Teil mitfinanziert werden. Ich halte das für höchst problematisch und dem Gedenken und Gedanken sicherlich nicht angemessen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zunächst einmal muss man sagen, dass diese Ausstellung wohl nicht zustande gekommen wäre, hätte es nicht das Engagement von in diesem Fall konkret drei Persönlichkeiten gegeben, die sich sehr dafür eingesetzt haben, Nummer 1.

Nummer 2, es ist diese Ausstellung auch deshalb in dieser Form zustande gekommen, weil sich der Herr Bürgermeister selber und damit die Stadt Wien dafür ein-
gesetzt hat, eine solche Ausstellung unter der Bedingung zu machen, dass es nicht nur darum geht, das Jahr 1955 isoliert zu sehen und gewissermaßen darauf eine Staats-
vertrags-Jubelveranstaltung zu machen, sondern sehr wohl die Geschichte der Ersten Republik, den Austro-
faschismus, den nächsten Faschismus, den Nationalso-
zialismus, kritisch zu reflektieren und dann auch die Ge-
schichte der Zweiten Republik. 

Es ist also jedenfalls mit Sicherheit auch dann durch den Einfluss und durch das Engagement der Stadt Wien dazu gekommen, dass diese Ausstellung eine sehr viel breitere Basis bekommen hat, als es vielleicht ursprünglich ganz zu Beginn angedacht war, und es wurde auch durch die Teilhabe von Dr Düriegl beziehungsweise dann letztendlich durch die wissenschaftliche Leitung jedenfalls auch eine kritische Reflexion sichergestellt.

Dass es dabei zu Diskussionen über einzelne Publikationen und auch über die Ausstellung selbst gekommen ist, dass sich die Ausstellungsmacher untereinander erst auf Dinge einigen mussten, liegt in der Natur der Sache. Es waren verschiedene, durchaus auch kritische Persönlichkeiten beteiligt und ich glaube nicht, dass insgesamt gesehen eine kritische Reflexion bei dieser Ausstellung zu kurz gekommen ist. Ob und inwieweit welche Vorgänge stattgefunden haben, was Publikationen, was einzelne Ausstellungsobjekte anbelangt, kann ich nicht beurteilen, weil ich mich insgesamt in die Geschichte nicht eingemischt habe, und es auch nicht die Aufgabe des Stadtrates ist, darüber zu befinden, ob jetzt einzelne Ausstellungsobjekte gezeigt werden oder nicht. Da muss ich schon davon ausgehen, dass die Ausstellungsmacher das insgesamt untereinander ausdiskutieren. Und ich wäre wohl schlecht beraten, in diesem wie in anderen Fällen auch, mich einzumischen und vorzugeben, was zu geschehen hat und was nicht zu geschehen hat. Ich halte mich da als Subventionsgeber in diesem Fall, wie in anderen Fällen auch, mit voller Berechtigung, glaube ich, sehr zurück. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Ich teile Ihre Ansicht über die Ausstellung im Belvedere und auch über Ihre Meinung, dass Nachhaltigkeit ein wesentlicher Wert dieses Gedankenjahres sei. 

Und ich will daher an Sie die Frage stellen, ob Sie die Initiative des Industriellen Hannes Androsch, zur Fortführung der Ausstellungen im Gedankenjahr ein Haus der Geschichte in Wien zu errichten, politisch, ideell und fi-
nanziell unterstützen werden? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst und zuvörderst ist einmal ein Haus der Geschichte für Österreich, wie es ja schon sozusagen aus dem Titel heraus geht, primär eine Frage, die sich die Republik Österreich und damit die Bundesregierung zu stellen hat. Diese Diskussion gibt es schon sehr lange, da gibt es unterschiedliche Ideen, unterschiedliche Persönlichkeiten, die sich dafür eingesetzt haben. Ich weiß vom Herrn Bürgermeister, auch von mir und von einigen anderen, dass wir selbstverständlich grundsätzlich positiv allen Initiativen gegenüber stehen, die eine kritische, auch selbstkritische Aufarbeitung der eigenen Geschichte, auch Darstellung der eigenen Geschichte, unterstützen. 

Das war im Übrigen mit ein Grund, warum wir als Stadt Wien einer Einrichtung, die eigentlich auch eine gesamtösterreichische Einrichtung ist und sein sollte, nämlich das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands, eine, glaube ich, durchaus angemessene und großzügige Unterstützung haben zukommen lassen, damit endlich einmal die Ausstellungsräume zeitgemäß adaptiert werden können und ich sehe mit Spannung und auch einiger Erwartung einmal den Ideen und Vorschlägen der Republik Österreich, des Bundes, entgegen, in welcher Weise auch nach dem Gedenkjahr 2005 die Bundesregierung versucht, diesen Ideen nachzukommen. 

Ich meine, dass Wien in vielem hier bereits in die Vorlage getreten, in vielem Aufgaben bereits übernommen oder auch finanziert oder wenn Sie so wollen, vorfinanziert hat, die die eigentlichen Aufgaben des Bundes sind und ich meine, dass hier nun einmal auch ein klares Wort von Seiten der Bundesregierung und des Bundeskanzlers angebracht wäre. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Reischl gestellt, bitte.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben eben auch das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes erwähnt. 

Meine konkrete Frage nun: Ist Ihrer Meinung nach mit der Neuerrichtung dieser Dauerausstellung des DÖW, also des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes, dieses auch ausreichend für die Zukunft gesichert? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nun, wie ich schon aus der vorherigen Beantwortung andeuten konnte, glaube ich, ist das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes eine der wenigen, nämlich die einzige permanente Ausstellung, die sich mit dem Nationalsozialismus, dem Widerstand und der Entwicklung zum Nationalsozialismus auseinander setzt. 

Es war nachgerade peinlich, um dieses Wort auch noch einmal aufzugreifen, wie sehr es nicht möglich war, in diesem Gedenkjahr Bundesgelder für diese Institution zu lukrieren, und auch das ist leider kein Einzelfall. Es gibt in Österreich eine andere, gerade aus kultureller Sicht sehr wichtige Einrichtung, über die, glaube ich, auch heute im Laufe der Gemeinderatsdebatte anlässlich eines Förderungsaktes noch debattiert werden wird, nämlich den Orpheus Trust, der sich zur Aufgabe gemacht hat, die vergessene und vertriebene Musik wieder in Erinnerung zu rufen, spielbar zu machen und aufzuführen. Und auch hier sind die Versuche und die freundlichen und weniger freundlichen, direkteren Aufforderungen und Schreiben an die Bundesregierung bisher völlig ohne Erfolg geblieben. Auch dort ist der Bund weit unter seinen nicht nur Möglichkeiten, sondern eigentlich auch Verpflichtungen zurückgeblieben. Und ich halte diese beiden sehr markanten Beispiele, nämlich das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, wo es keine Bundesunterstützung für die Sanierung und Neuaufstellung der Ausstellung gibt, und die mangelnde Unterstützung für den Orpheus Trust, für die markantesten Beispiele dafür, dass es offensichtlich noch immer Vorbehalte gibt oder vielleicht sogar - ich kann es mir nicht anders erklären - auch kleinliche parteipolitische Zurückhaltung und Überlegungen. 

Zu der Frage: Nein, ich glaube, dass ohne eine gesteigerte Unterstützung von Seiten des Bundes die Aufgaben des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes in dieser Form nicht in aller Zukunft gesichert sind, wie wir uns das gerne wünschen würden, und wie wir ja doch versucht haben, durch eine zusätzliche Unterstützung von Seiten der Stadt Wien, das zu ermöglichen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP-05574-2005/0001-KFP/GM). 

Sie wurde von Frau GRin Frank an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Nach welchen Voraussetzungen werden Wohnungen von Wiener Wohnen zu Notfallswohnungen?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Kollegin! 

Die soziale Wohnungsvergabe, vertreten durch einen Experten-, Expertinnenkreis, hat im Wesentlichen zwei Bereiche, die wir statistisch erfassen. Den der Staatsbürger und den derjenigen Personen, die nicht Staatsbürger sind, sondern aufenthaltsverfestigte Personen, seit mindestens fünf Jahren legal in Österreich, seit mindesten zwei Jahren in Wien lebend. Insgesamt, nachdem es derselbe Expertenkreis und auch dieselbe Regelung ist, handelt es sich zwischen dem 1.1. und dem 31.10.2005 um 1 819 positive Entscheidungen. Davon für jene mit Staatsbürgerschaft um 1 483 und für jene nach der Definition der aufenthaltsverfestigten Personen um 336, die eine positive Zuweisung bekommen haben. 

Es geht um Menschen, die entweder - und ich zähle kurz die Kriterien auf - in die Falle von Wohnungsspekulation gekommen sind, also Spekulationsopfer, weiters für Menschen, die in schwer gesundheitsschädlichen Wohnungen leben, wo eine ernste Gefährdung für die Entwicklung und Gesundheit von Kindern oder bereits erkrankten Personen besteht, für Menschen, die in Krisenunterkünften, zum Beispiel in Mutter-Kind-Heimen, Frauenhäusern, Wohnheimen wohnen, oder für Menschen, bei denen eine besondere soziale Notlage darüber hinaus vorliegt. 

Der Fall wird dem ExpertInnenkreis vorgelegt, dieser besteht aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Caritas, dem Verein Wiener Frauenhäuser, der Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie, der MA 11, der MA 15, dem Wohnservice sowie zwei MitarbeiterInnen der sozialen Wohnungsvergabe. Die Sitzungen fin-
den vierzehntägig statt, dort werden die Fälle behandelt und entschieden und im Falle einer positiven Entscheidung erfolgt ein Wohnungsangebot. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zur Zusatzfrage, bitte.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, danke. 

Herr Stadtrat, zum einen bin ich jetzt einmal sehr froh, dass also tatsächlich, so wie Sie das aufgelistet ha-
ben, diese Notfallswohnungen allen in Not Geratenen zur Verfügung gestellt werden. Denn laut Presseartikel der Frau StRin Wehsely vorige Woche hatte ich ein bisschen den Eindruck, dass es hier ausschließlich um Personen mit Migrationshintergrund geht und diese Information habe ich auch zweimal aus ihrem Stadtratbüro erhalten. Darum wollte ich wissen, ob hier jeder, der in Not gerät, auch davon betroffen ist.

Sie haben jetzt die Zahl genannt, etwa 1 890 Wohnungen derzeit. Die Frau Stadträtin hat gemeint, es werde ausgebaut auf 2 500 und gestern haben Sie erwähnt, es ist Teil des gesamten Wohnungspakets mit 5 500. Das heißt, und jetzt kommt dann meine Frage, die Notfallswohnungen steigen. Was tun Sie dagegen, dass auch die reguläre Vergabe dann nicht zu kurz kommt, weil das heißt ja schon fast, ein Schnitt um 50 Prozent? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: In Summe - ich werde das Missverständnis kurz aufklären - es ist so, dass statistisch, zumindest soweit es mein Büro betrifft, statistisch tatsächlich das getrennt geführt wird, damit wir es getrennt erheben in Staatsbürger und in Menschen mit Aufenthaltsverfestigung. Ob das sinnvoll ist, weiß ich nicht. Ich weiß nur, würde ich es nicht getrennt erheben, würden wieder alle sagen, ich versuche zu verheimlichen, wie groß die Gruppe der Aufenthaltsverfestigten ist. Also, den ganz richtigen Weg gibt es wahrscheinlich nicht, aber dadurch entsteht vielleicht auch dieses Missverständnis dieser tatsächlich statistisch völlig getrennten Führung, aber unter demselben Expertenkreis und denselben Kriterien. Tatsächlich ist der Kreis der Personen, die aus dem Bereich der Aufenthaltsverfestigten kommen, geringer geworden. Den höchsten Anteil hatten wir im Jahre 2002 bei der Einführung und noch im Jahre 2003, weil das, wenn man so will, der Rückstau war. 

Da haben wir damit begonnen und da haben sich halt viele Fälle aus der Vergangenheit gesammelt, die abgebaut wurden und wir sind eigentlich derzeit - da wir es getrennt führen, kann ich es ja auch so erklären - aus diesem Titel bei keinem Anstieg. Insgesamt stimmt es, dass durch die wirtschaftliche Situation - die man glaube ich, hier nicht näher ausführen muss - der Kreis jener, die in besondere soziale Bedrängnis geraten, größer wird. 

Aber diesen Schluss ziehe ich nicht direkt aus dem Bereich der Aufenthaltsverfestigten, sondern das sehe ich insgesamt so. Das stimmt, trotzdem ist es mein Ziel, dass ich sage, dass jetzt etwa die Hälfte der Wohnungen an Jungwiener vergeben wird, die die Wohnung als Starthilfe bekommen, ohne diesen schwerwiegenden so-
zialen Hintergrund. Das würde ich als soziale Durchmischung sehen, und ich möchte auch darauf achten, dass nicht alle sozialen Probleme der Stadt ausschließlich im Gemeindebau gelöst werden. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 2. Zusatz-
frage stellt Frau GRin Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Eine Frau in Wien lässt sich scheiden. Sie hätte gerne eine Gemeindewohnung. Man sagt ihr, sie sei noch in der Wohnung ihres Ehemannes gemeldet, daher erfülle sie nicht die Kriterien, eine Gemeindewohnung zu bekommen. Die Frau zieht aus der Wohnung aus, sie ist obdachlos, arbeitslos. Das ist kein Kriterium auf eine Ge-
meindewohnung. Sie versucht, eine Notfallswohnung zu bekommen. Obdachlosigkeit ist kein Kriterium, eine Not-
fallswohnung zu kriegen. Sie kommt die ersten Wochen bei Freunden unter und findet eine Wohnung, auf drei Jahre befristet. Nun, in Kürze gehen diese drei Jahre vorbei, der Vertrag wird nicht verlängert und sie wird wieder die gleichen Wege gehen. Ansuchen um Gemeindewohnung, Nichterfüllung der Kriterien, weil sie ar-
beitslos ist. Sie macht derzeit eine Schulung beim AMS, aber sie hat keine Arbeit. Obdachlosigkeit ist kein Kriterium, eine Notfallswohnung zu kriegen. Diese Frau scheut keine Mühe, von einem Amt zum anderen zu gehen, ein Formular nach dem anderen auszufüllen um immer wieder zu hören, leider nein. Sie ist wirklich bemüht, Arbeit zu finden und es ist ihre große Angst, wieder obdachlos zu werden. Welchen Rat, Herr Stadtrat, welchen persönlichen Rat von Ihnen darf ich dieser Frau ausrichten, dass sie nicht Angst haben muss, auf der Straße zu landen? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Verehrte Frau Kollegin, wenn sich jemand in dieser Notlage an die Wohnungskommission wendet und die Wohnungskommission eine Entscheidung trifft, ist das eine Entscheidung, in der alle Parteien vertreten sind, und wo auch Sie transparent über die jeweilige Wohnungskommission, über einen Vertreter, ausfindig machen können, wie dieser Fall dort behandelt wird und können natürlich auch sagen, sie sind dafür. Es braucht schon eine gremiale Entscheidung, es reicht nicht einer, der dafür ist, aber ich glaube, in so einem Fall, so wie Sie ihn mir jetzt geschildert haben, scheint mir hier auch eine klare Wohnungskommissionsentscheidung vorzuliegen.

Ich persönlich glaube aber dennoch, dass auch die soziale Schiene der Frau Mörk, die dafür bekannt ist, dass sie sich - natürlich auch nur im Rahmen ihrer Möglichkeiten - insbesondere für Frauen in einer Notlage und speziell natürlich für Frauen mit Kindern in einer Notlage besonders engagiert, in dem Fall eine Hilfe sein kann, und dass es durchaus auch einen Sinn hätte, wenn sie sich direkt an meine Stelle, geführt von der Frau Mörk, wendet. 

Weil es kann natürlich passieren, dass jemand, der berechtigt ist, weil irgendetwas schief gegangen ist, nicht zu einer Wohnung gekommen ist. 

Insgesamt kann ich Ihnen sagen, wir verfügen über zu wenig Wohnungen. Das dürfte zwar diese Frau mit diesem speziellen Lebenslauf, den Sie geschildert haben, nicht treffen, aber insgesamt ist es leicht zu sagen, wir verfügen über viel zu wenig Wohnungen, weil der pri-
vate Althaussektor mit seinen befristeten Verträgen keine Probleme löst, sondern zusätzliche Probleme schafft. Wir kommen gar nicht nach mit dem Lösen von Problemen, die im privaten Althaussektor durch diese befristeten Mietverträge nahezu täglich entstehen. Rechnet man al-
lein die Scheidungsrate in Wien, und jetzt weiß ich, nicht jeder, der sich scheiden lässt, ist ein soziales Problem, aber ich sage Ihnen die Zahl, haben wir 8 000 Schei-
dungen im Jahr, und wir haben überhaupt nur etwa 8 000 Wohnungen zur Verfügung. Also allein aus dieser Gruppe heraus und den befristeten Verträgen, die es im privaten Althaus gibt und die die Menschen oft sehr unfreiwillig abschließen, ich rede nicht von den schönen Dachgeschoßwohnungen, wo jemand flexible Verträge abschließt, sondern eben von diesen sozial schwachen Wohnungen, ist es so, dass das Problem in der Stadt insgesamt zu groß ist. 

Darum gestehe ich voll zu, es wird nicht möglich sein, das nur im Gemeindebau zu lösen, wir brauchen auch Gesetze, die Menschen dabei unterstützen, eine Wohnung behalten zu können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Walter gestellt.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Können Sie mir sagen, wie viele und welche Bauträger außer Wiener Wohnen noch Notfallswohnungen zur Verfügung stellen und welcher Kategorie diese sind?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Gemeinderat!

Mittlerweile sind die Notfallswohnungen, auch die gemeindeeigenen, Wohnungen der Kategorien A und B, weil wir so viel aufkategorisieren. Das war vor zwei Jahren ganz anders. Vor zwei Jahren waren die eigenen Wohnungen überwiegend B- und C-Kategorie-Wohnun-
gen. Durch diesen hohen Grad an Aufkategorisierungen dreht sich das gerade ins Gegenteil um. Also auch die eigenen Wohnungen sind A- und B-Wohnungen. Wenn jemand trotzdem finanzielle Schwierigkeiten hat, sind dafür die Beihilfen zuständig.

Tatsächlich ziehen wir jene Wohnungen heran, die von den Bauträgern über das Wohnservice Wien zur Verfügung gestellt werden. Das ist, das muss man allerdings sagen, nur ein geringer Prozentsatz. Ich würde sie in Summe unter 200 im Jahr einschätzen, dafür geeignet, weil sie durch den Eigenmittelanteil oder durch andere Vorbelastungen, die dort zu Recht auf Grund der Wohnbauförderung oder anderer gegebener Faktoren bestehen, einfach zu teuer für diesen Bereich sind. Daher diese günstigen Wohnungen, die sofort leistbar sind. Gerade für die Ärmsten in der Stadt ist zwar jede Wohnung eine Hilfe, aber die Gesamtzahl würde ich nicht über 200 schätzen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage bitte, Herr GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

In letzter Zeit gab es ermutigende Signale, dass sich einige europäische Regierungen ihrer Verantwortung mit konkreten Maßnahmen zur Integration von Ausländern, von Migranten bewusster werden, zum Beispiel auch die Äußerungen von Präsident Chirac, gerade in Bezug auf den sozialen Wohnbau und Integrationsmaßnahmen.

Wie schaut die Situation in Österreich aus? Kann Wien da auch auf die Bundesregierung zählen? Und wel-
che konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung diesbezüglich zuletzt gesetzt?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Kollege Troch!

Wir wissen gemeinsam, dass sich die Gesetzeslage im Bereich der Mietrechtsgesetze eher in eine Richtung entwickelt, die mir Sorge bereitet, dass die, die keine Arbeit finden, zum Schluss auch keine Wohnung haben. Alle Reformvorschläge, die uns aus den Ministerien bekannt werden, die mehrfach knapp bis zur Beschlussfassung gelangt sind, gehen in die Richtung, dass für die Schwächsten die Flexibilisierung oder umgekehrt gesagt, die Befristung steigt, wie wir zuerst diskutiert haben. Also nicht für die, die es sich leisten können und gestalten wollen, die flexibel sein sollen, wie sie wollen, sondern für die Schwächsten, über die wir reden.

Andererseits hat die Bundesregierung leider eine Maßnahme eingeleitet, um, ich weiß nicht, dringend Geld zu bekommen, indem sie mehrere Gemeinnützige verkauft hat. Bei diesen Verkaufserlösen haben wir im Vergleich zu den Schätzwerten und den Verkaufserlösen eine Differenz von rund 300 Millionen EUR festgestellt. Diese 300 Millionen EUR würden wir dringend brauchen. 

Also die Bundesregierung hätte in der Vergangenheit mehr Beiträge leisten können und könnte es daher auch in der Zukunft, uns dabei zu unterstützen, mit den Konsequenzen des Arbeitsmarkts im Wohnungsbereich fertig zu werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die letzte Zusatzfrage, Frau GRin Frank.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich bin nicht ganz zufrieden mit meiner ersten Zusatzfrage, die lautete, was Sie dagegen unternehmen, wenn wir 2 500 Notfallswohnungen haben - ich gehe einmal von einem sehr hohen Wert aus -, die die reguläre Vergabe kürzen, um dem doch ein bisschen gerecht zu werden. Wir brauchen mehr Wohnungen, haben Sie gesagt, aber nicht, was Sie tun. Aber das war eben noch Teil der ersten Anfrage.

Jetzt eine Frage: Ich würde es als sehr sinnvoll erachten, hätte man ein Kontingent an Notfallswohnungen, dass jene Leute, die dort einquartiert werden, diese nur relativ kurzfristig benützen müssen, um dann in eine geregelte Wohnung ziehen zu können. Tatsache ist aber, dass es viele Menschen gibt, die relativ lang - ich habe hier auch einen Fall von acht Jahren - in diesen Wohnungen bleiben, die nicht immer die bestausgestattetsten sind, weil sie ja momentan zur Verfügung stehen müssen.

Frage: Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag, also so ein Kontingent mit gleichzeitiger Reduzierung der Aufenthaltsdauer in diesen Wohnungen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Frau Gemeinderätin!

Tatsächlich hat sich bei der Ausstattung zwischen der Situation vor zwei, drei und vier Jahren und heute sehr viel geändert. Die Ausstattung für diese Notfallswohnungen ist heute überwiegend A- und B-Kategorie, auch kategorisierte, gut instandgesetzte Wohnungen. Das haben wir nicht speziell für diese Schiene gemacht, sondern bei allen Wohnungen, die wir zurückbekommen, versuchen wir, wenn es technisch irgendwie wirtschaftlich sinnvoll ist, aufzukategorisieren. Das ist ein Programm von mehr als 3 000 Wohnungen pro Jahr, dass wir zusätzlich zu den Bereichen, die wir schon bisher getätigt haben, jährlich aufkategorisieren. Also schlecht ausgestattete Wohnungen, hoffe ich, gehören der Vergangenheit an, daher auch für diese Menschen, die in Not sind. Das, glaube ich, kann ich auch bei den nächsten Berichten und Zahlen dementsprechend dokumentieren und unterlegen.

Sie haben natürlich Recht, dass wir in Summe zu wenig Wohnungen zur Verfügung haben. Wenn wir die Hälfte der Wohnungen etwa an junge Wiener für Startwohnungen zur Verfügung stellen wollen, dann ist die andere Hälfte zu wenig für alles, was es an sozialen Problemen heute oder morgen gibt. Ich werde Sie auch nicht anlügen und sagen, das erledigen wir alles mit den verbleibenden Wohnungen. Dazu gehören bundesweit andere Maßnahmen und dazu gehört auch eine wirtschaftliche Situation, wo sich Menschen Wohnen wieder leisten können und nicht eine Zunahme an Notfällen tatsächlich passiert.

Menschen einen kurzfristigen Vertrag in die Hand zu geben, das haben Sie, glaube ich, auch nicht gemeint, aber ich sage es trotzdem, möchte nicht. Das habe ich schon bei Startwohnungen erlebt, dass das bei jungen Familien dann eher zu Schwierigkeiten führt. Das würde auch bei Notfällen zu Schwierigkeiten führen. Ich gehe also doch davon aus, dass bei einem Großteil der Menschen, die wir in Notfallswohnungen unterbringen, diese so ausgestattet und in Ordnung sein müssen, dass sie auch auf Dauer geeignet sind.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP-05572-2005 /0001-KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Ingrid Puller gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wie-ner Stadtwerke gerichtet. (Im Zuge der U2-Verlängerung wurde zunächst von den Wiener Linien die Einstellung der Straßenbahnlinie 21 angekündigt. Dann wiederum wurde von einer geteilten Linienführung gesprochen. Ist davon auszugehen, dass die Straßenbahnlinie 21 in ei-
nem Teilabschnitt erhalten bleibt und welche Verände-
rungen wird es im öffentlichen Oberflächenverkehr nach der U2-Inbetriebnahme in der Leopoldstadt geben?) 

Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin!

Es geht um die Gestaltung des Oberflächenverkehrs im Zusammenhalt mit dem Ausbau der U2.

In der Tat ist es so, dass dann, wenn eine U-Bahn-Strecke gestaltet wird, sich natürlich die Frage stellt, ob parallel dazu auf der Oberfläche eine ähnliche Linie der Straßenbahn oder des Busverkehrs geführt werden soll. Gerade im Bereich 2. Bezirk sind genug Beispiele da. Es ist also gerade auch die Praterstraße eine Debatte in dieser Richtung gewesen.

Mit dem Bezirk wird über dieses Thema verhandelt. Es liegt auf der Hand, dass gerade bei der Ausstellungsstraße ein Parallelbetrieb nicht gerechtfertigt wäre und auch nicht notwendig ist, dass aber von der Frage Praterstern, Bedienung der Heinestraße eine Straßenbahn oder ein anderes öffentliches Verkehrsmittel, aber vor allem kommt hier die Weiterführung der Straßenbahn in Betracht, sehr wohl wichtig und nützlich ist. Es gibt noch keine definitive Entscheidung in diesen Gesprächen, aber ich glaube, dass man durchaus sagen kann, dass eine Variante eine große Präferenz hat. Das ist eine Linienführung, die als neue Linie 11 vom Praterstern über die Heinestraße zum Schwedenplatz und dann weiter wie derzeit die Linie N bis Prater-Hauptallee geführt werden könnte. Der Streckenabschnitt der Linie N zwischen Friedrich-Engels-Platz und Schwedenplatz könnte durch eine weitere Linie, also Linie 29, abgedeckt werden. Das ist der derzeitige Stand der Überlegungen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Eine Zusatzfrage, Frau Gemeinderätin.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Meine Frage: Der Oberflächenverkehr wird im Zuge der U2-Verlängerung zu Recht eingestellt, aber wir wissen, eine U-Bahn-Station sind bekanntlich zwei bis drei Straßenbahnstationen. Es ist so auf die Art nicht notwendig, aber wir wissen auch, dass durch die Einstellung ein totes Viertel entsteht. Wir haben schon mehrere Beispiele dafür.

Mein Vorschlag ist: Wäre es nicht sinnvoller, den 21er ein Jahr im Probebetrieb weiterzuführen, um dann erst evaluieren zu können, ob weiterhin noch Bedarf da ist, damit wir dann sagen können, es ist kein Bedarf mehr oder es wäre noch Bedarf für einen Oberflächenverkehr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin!

Wir sprechen jetzt ganz konkret von der Ausstellungsstraße, denn vom Praterstern stadteinwärts wäre mit diesem Konzept das Thema nicht aktuell. Ich selbst habe lange Jahre in der Ausstellungsstraße gewohnt und kann die Situation dort als ehemaliger Bewohner dieser Gegend sehr gut beurteilen. Ich denke, es besteht dort keine Notwendigkeit. Ich habe mir das sehr genau angeschaut, wie die Fußwege sind. Sie unterscheiden sich nicht prinzipiell von den Stationen. Zugegebenermaßen sind die Straßenbahnstationen etwas dichter, aber nicht grundsätzlich dichter. 

Wir haben außerdem das Problem, dass mit einer Neugestaltung des Pratersterns und mit einer Neugestaltung der Ausstellungsstraße eigentlich nicht zugewartet werden kann. Das wäre eine Zumutung für die Bevölkerung in diesem Teil der Leopoldstadt, wenn das einfach nur hinausgeschoben wird. Wenn Sie sich dort einmal selbst ein Bild machen, dann ist die derzeitige Regelung des anderen Verkehrs außer des öffentlichen Verkehrs in jeder Hinsicht unbefriedigend. Es ist eben die Ausstellungsstraße für die Zukunft so konzipiert worden, dass sich dort eben kein Gleiskörper mehr befindet. Die Differenzierungen, die derzeit vorgenommen worden sind mit Querabsperrungen, dass der Individualverkehr durch eine Nebenfahrbahn geführt wird, können als Provisorium, aber nicht als Dauerlösung über eine längere Zeit hinweg akzeptiert werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Walter, bitte.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich konzediere Ihnen gern, dass Sie das natürlich gut überprüfen können, wenn Sie selbst dort gewohnt haben. 

Mich würde interessieren, auf welchen Grundlagen diese Entscheidungen getroffen werden. Denn es wäre auch bei anderen Linien interessant, - bei der Linie 33 haben wir das auch diskutiert -, wann Linien anders geführt, wann sie gesperrt und wann sie überhaupt eingestellt werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich räume Ihnen gern ein, dass die Wiener Linien mich bei diesen Konzepten nicht als Experten einbezogen haben. In der Regel werden diese Entscheidungen, so wie es hier der Fall ist, voll abgestimmt mit dem Bezirk vorgenommen. Ich gehe davon aus, dass die Bezirksvertretung der Leopoldstadt, vertreten durch die Bezirksräte, von denen auch einige diesen Teil der Leopoldstadt zu betreuen haben, sich unmittelbar ein Bild davon machen können. 

Entscheidend ist in allen Fällen natürlich die Frage von zwei Seiten, wobei zu sagen ist, es geht einmal um die Frage der Kosten, die eine Doppelführung mit sich bringt, und auf der anderen Seite ist es eine Frage, wie man beispielsweise auch durch Buslinien, wie es jetzt auf der Praterstraße zum Teil geschehen ist, eine Differenzierung vornehmen kann, ohne dass man von vornherein sagt, jetzt wird dieser Bereich überhaupt nur mehr mit der U-Bahn-Linie bedient. Also es gibt eine Reihe anderer Beispiele, die immer wieder zeigen, dass es nicht automatisch schlechthin bedeutet, dass mit der Einrichtung einer U-Bahn-Linie sofort jede andere Alternative unterbleibt.

Aber es gibt natürlich ein Prinzip, das, glaube ich, respektiert werden muss: Ein direkter Parallelbetrieb lohnt sich nicht und ist in aller Regel wirklich nicht notwendig.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Ekkamp, bitte.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Neben der Verlängerung der Linie U2 wird auch die Linie U1 vom Donauzentrum nach Leopoldau verlängert. Es wird ab Mitte nächsten Jahres den Fahrgästen diese Linie zur Verfügung stehen.

Daher stellt sich natürlich auch dort die Frage: Welche Veränderungen im Sekundärnetz, sprich Linienführung bei Bussen oder Straßenbahnen, sind im 21. und 22. Bezirk geplant?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Im Gegensatz zur U2, wo es bereits ein mit dem Bezirk weitgehend ausdiskutiertes und ausverhandeltes Konzept gibt, ist es bei den Konzepten des U1-Ausbaus noch nicht so weit gediehen. Also ich kann mich hier nicht darauf stützen, dass es hier eine absolute Übereinstimmung und akkordierte Vorschläge mit dem Bezirk gibt. Das muss ich vorausschicken. Natürlich sind Konzepte von der Geschäftsführung der Wiener Linien vorbereitet worden. Im Wesentlichen geht es hier nicht nur um Straßenbahnlinien, sondern um eine Neustrukturierung des Autobusverkehrs. 

Ich erwähne nur beispielsweise, die Linie 26 sieht eine Linienführung Aspern - Kagran - Floridsdorf - Strebersdorf vor. Der Autobusverkehr wird sein weiterhin die Linie 23A, dann die Linie 24A ab Kagraner Platz statt wie bisher ab U-Bahn-Station Kagran, also hier verschiebt sich der Anschluss auf die neue U-Bahn-Station, Linie 31A und Linie 25A vom Rennbahnweg, von der U‑Bahn-Station Süßenbrunn. Also hier gibt es ein erstes Konzept, das wahrscheinlich sogar leichter ist, weil es die Großflächigkeit des Bezirks und damit auch der Einzugsbereiche leichter macht. Klar ist, hier wird bereits in der Andockung an das U-Bahn-Netz eine Korrektur vorgenommen. Es wird nicht alles mehr beim Kagraner Platz gebündelt. 

Es gibt Diskussionen, und ich habe auch einige Briefe bekommen, wo sich Personen darüber beschweren, dass diese Bündelung der verschiedenen andockenden Linien bei der Station Kagran sozusagen eine Bündelung herstellt, die Probleme für den Umsteigeverkehr mit sich bringt. Bei dieser Gelegenheit etwas auseinander zu bringen, ist, glaube ich, eine vernünftige Idee. Auf diesen Überlegungen beruht dieser Vorschlag, der dann mit dem Bezirk im Detail diskutiert wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 4. Zusatzfrage, Herr GR Mahdalik, bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Zur vorigen Zusatzfrage möchte ich noch hinzufügen, vielleicht kann man diese Probleme, die umsteigende Passagiere oder Fahrgäste beim Zentrum Kagran im Moment haben, zwischenzeitlich beheben. Man hat in der Zeitung schon darüber lesen können, dass ein besseres Passagierleitsystem, seien es nur ein paar große Tafeln, die aufgestellt werden, die Leute dort leiten könnte, wenn sie aus der U-Bahn aussteigen. Das würde wenig Geld kosten und würde den Leuten schnell und sicher helfen.

Jetzt zur eigentlichen Zusatzfrage: Kollegin Puller hat das Problem der Nahversorgung im 2. Bezirk schon angesprochen. Die Linie 21 bedient unter anderem den Bereich Prater - Messe - Krieau - Stadion. In diesem Bereich sind neben dem umstrittenen Shoppingcenter beim Ernst-Happel-Stadion noch andere große Vorhaben, etwa das Projekt "Viertel 2", ein Shopping-, Hotel- und Büroprojekt geplant. All diese Projekte werden die bestehende Nahversorgung zweifelsohne unter Druck bringen. 

Daher die Frage an Sie: Welche Maßnahmen werden Sie setzen, um ein Überleben der bestehenden Nahversorgung in diesem Bereich zu sichern?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Das sprengt natürlich jetzt die Frage der Straßenbahnlinien und des Parallelverkehrs, aber ich nehme gern die Gelegenheit Ihrer Frage wahr, möchte aber noch vorweg zu dem zuerst angesprochenen Thema etwas sagen: Es ist ein Zufall, dass ich behaupten kann, jetzt wohne ich im 22. Bezirk und kenne daher aus eigener Wahrnehmung auch diese Probleme sehr gut. Also ich kann das jetzt nicht für jede Linie fortsetzen, beruhigen Sie sich. Ich übe meinen Wohnsitz nicht im Herumwandern in Wien aus, aber im Prinzip ist mir das durchaus bewusst, gerade wenn Sie einen Einkaufssamstag hernehmen, ist die Situation fast unerträglich. Ich habe mir vorgenommen, für den Zeitraum, der nicht so dramatisch lang ist, bekanntlich gehen wir mit der U1 2006, nächstes Jahr, in Betrieb, Möglichkeiten zu suchen, doch eine gewisse Entschärfung dieser Situation herbeizuführen. 

Aber jetzt zu Ihrer eigentlichen Frage: Wir haben uns auch in den Gesprächen mit anderen Fraktionen im Hause vorgenommen, dieses Thema der Nahversorgung über die Grenzen einer monetären Förderung im Rahmen des Wirtschaftsförderungsfonds hinaus zu thematisieren und dazu auch Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Die können natürlich nicht sozusagen linear eins zu eins für jeden Bereich angewendet werden. 

Die Situation, die Sie in dem Bereich des 2. Bezirks ansprechen, muss man auch differenziert sehen, nämlich im Bereich der Ausstellungsstraße hinüber zur Lassallestraße, wo Sie ein großes Marktgebiet haben, wo der Markt sehr erfolgreich ist, und auf der anderen Seite das Gebiet vom Elderschplatz hinunter, wo Sie einige, aber relativ wenige Einkaufsmöglichkeiten haben. Das heißt, in der Frage des Verdrängungseffekts, wenn man das so sieht, sind die beiden Bereiche völlig unterschiedlich ein-
zustufen. Im Bereich Elderschplatz in Richtung Engerth-
straße hinunter zum Ernst-Happel-Stadion gibt es kaum wirkliche Einkaufsmöglichkeiten. Ich halte es für notwen-
dig, dort eher für eine Entwicklung zu sorgen, während Sie im anderen Bereich, das Stuwerviertel eingeschlos-
sen, einige Einkaufsmärkte und vor allem den erfolgrei-
chen Vorgartenmarkt haben. Ich denke, dass sich dort an der Situation durch die Errichtung eines Einkaufs-
zentrums anderswo nichts ändern wird. Die fußgängige Wahrnehmung der beiden Einkaufsbereiche hält sich in beiden Bereichen in etwa in Grenzen, wobei der U-Bahn-Ausbau möglicherweise für den Bereich Elderschplatz donauabwärts, um es einmal so zu formulieren, eher noch einen Vorteil und eine Verbesserung bringen wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die letzte Zusatzfrage, Frau GRin Puller, bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Wieder 21er: Sie sagen, eine Parallelführung zur U2-Ausstellungsstraße ist nicht notwendig. Dann ziehe ich die Schlussfolgerung, dass für manche Bewohner, also Bevölkerungsteile, Ihre wahlwerbende Lebensqualität nicht gilt, und zwar für das Pensionistenhaus Prater. Dort leben bekanntlich gebrechliche alte Menschen, die jetzt den 21er vor der Tür haben. Was machen die dann? Die haben im Stuwerviertel die nächste Apotheke und haben dort auch viele Ärzte zu besuchen. 

Jetzt könnte man sagen, der 80B fährt dort, den werden sie wahrscheinlich auch benützen müssen, aber die Busse fahren einfach schärfer. Es gibt Leute mit Gehhilfen, Sie kennen das, das sind Stahlrohre mit Rädern und einem Wagerl. Haben Sie schon alte gebrechliche Menschen in der U-Bahn mit so einem Wagerl gesehen? Ich nicht. Die wollen mit der Straßenbahn fahren, die möglichst stoß- und ruckfrei fährt. Die Busse fahren einfach schärfer. Das heißt, die müssen eine Station mit dem 80B und dann eine Station mit der U2 fahren, dass sie zu einem Arzt und zu einer Apotheke kommen. 

Wie ich aus Ihren schlussfolgernden Darstellungen erkennen kann, werden keine Maßnahmen getroffen, um gute Maßnahmen für diese Bevölkerungsgruppe mit Mobilitätseinschränkungen erreichen zu können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin!

Sie haben jetzt ein bisschen unser Ausbaukonzept für den ULF vorweggenommen, der bis 2007 auf allen Linien eingesetzt und bis 2014 voll ausgebaut werden soll, denn wenn ich die Einstiegsmöglichkeiten in eine U‑Bahn mit der Möglichkeit des Lifts und auf der anderen Seite die Probleme, die zum Teil bei der heutigen Gestaltung mancher Straßenbahnen bestehen, vergleiche, muss ich sagen, ist die U-Bahn-Versorgung ein Qualitätssprung. Aber ich räume ein, man kann auch in die Zukunft denken und auf die Gesamtversorgung mit dem ULF bereits rechnen. 

Was ich denke, da Sie das Thema angesprochen haben, was sicherlich Gegenstand von Gesprächen sein sollte, wenn es nicht ohnehin schon so ist, ist, dass es in einem Pensionistenwohnhaus eigentlich selbstverständlich sein sollte, dass solche Wege zur Apotheke eigentlich von anderen wahrgenommen werden und dass man für diese Versorgung sorgt, weil es dort ja nicht nur Menschen gibt, die in ihrer Mobilität behindert sind, sondern Menschen, die einfach ans Bett gebunden sind, für die sowieso für eine Medikamentenversorgung gesorgt werden muss. Also ich glaube, dass man über diesen Weg, losgelöst von allen anderen Fragen des öffentlichen Verkehrs, primär Vorsorge treffen sollte.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Damit ist die Fragestunde beendet. Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Alarmstufe rot für Frauen am Wiener Arbeitsmarkt" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Mag Vassilakou, die Aktuelle Stunde zu eröffnen und erinnere Sie an die Redezeit von zehn Minuten. - Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn man eine schnelle Umfrage unter uns allen, so wie wir hier sitzen, machen würde, was wir uns denn wirklich sehnlichst für uns selbst wünschen, was wir als vordringlich erachten, gehe ich davon aus, dass fast jeder und jede hier im Hause antworten würde: „Ich wünsche mir, gesund zu sein, gesund zu bleiben. Ich wünsche mir, finanziell unabhängig zu sein. Ich wünsche mir, im Leben abgesichert zu sein." (GR Kurth-Bodo Blind: Nein!) - Der Herr Blind wünscht sich das nicht! Das habe ich mir fast gedacht! - Aber nichtsdestotrotz gehe ich davon aus, dass die meisten, statistisch relevant betrachtet, sich so etwas wünschen würden, sich keine Sorgen machen zu müssen, fest auf den eigenen zwei Beinen im Leben zu stehen, das eigene Leben in der eigenen Hand zu haben und gesund zu sein. Es wird Sie kaum überraschen zu erfahren, wenn es Umfragen und Erhebungen darüber gibt, was sich Frauen in Wien speziell wünschen, derzeit an erster Stelle Existenzsicherung rangiert, einen existenzsichernden Arbeitsplatz zu haben, eine Arbeit zu haben, von der Frau auch leben kann. 

Wie sieht das aus? Wie sieht das aus, wenn man sich die jüngsten Zahlen aus der November-Arbeitslo-
senstatistik anschaut? Da stellt man fest, das Gegenteil ist der Fall. Nicht nur ist die Einkommensschere zwi-
schen Mann und Frau hier in Österreich und auch in Wien in den letzten Jahren auseinander gegangen, und zwar so, dass die Frauen immer ärmer werden bezie-
hungsweise immer weniger verdienen, sondern gerade die Zahlen im November haben wieder einen neuen Re-
kord in der Frauenarbeitslosigkeit in Wien gezeigt. Am stärksten davon betroffen sind übrigens junge Frauen. Es ist die Gruppe der Frauen bis 25, die in der Arbeitslosigkeit einen Anstieg von mehr als 18 Prozent zu verzeichnen hat. Insbesondere die Gruppe der Frauen zwischen 20 und 24 hat sogar einen Anstieg von etwas mehr als 19 Prozent zu verzeichnen. Das heißt, es ist wirklich längst an der Zeit, dringend geboten, zu handeln. 

Ich weiß, dass an dieser Stelle in diesen Debatten immer entgegengehalten wird, dass wir allerdings auch einen Anstieg in der Frauenerwerbsquote zu verzeichnen gehabt haben, aber, meine Damen und Herren, Sie wis-
sen genauso gut wie ich, dass dieser Anstieg fast aus-
schließlich aus Teilzeitarbeitsplätzen besteht, die nicht existenzsichernd sind. Gerade was geringfügige und aty-
pische Beschäftigungen betrifft, gerade dieses Kapitel der Working Poor, wissen wir, dass fast ausschließlich Frauen davon betroffen sind. Der Anstieg ist bei dieser Gruppe, bei den atypisch Beschäftigten und den geringfügig Beschäftigten, in den letzten Jahren wirklich massiv gewesen.

Das heißt, wenn man sich das anschaut, die Augen offen hält, nicht beschönigen und nicht beschwichtigen möchte, muss man sagen, das Problem, das Wien hier hat, das frauenspezifische Problem auf dem Arbeitsmarkt, ist nicht so sehr ein konjunkturelles, sondern es ist ein strukturelles. Und wo ein strukturelles Problem vorhanden ist, ist die Politik selbstverständlich gefordert zu handeln und hat die Möglichkeiten, Strukturen zu verändern und schlussendlich eine Verbesserung für die Situation jeder Wiener Frau zu erreichen, vor allem der Wiener Frauen, die gerade jetzt in den Arbeitsmarkt einsteigen, von denen ich glaube, dass sie es verdienen, bessere Perspektiven zu haben als womit sie jetzt konfrontiert sind! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Genau an dieser Stelle muss ich gerade Ihnen von der Sozialdemokratie einen Vorwurf machen. Sie beteiligen sich in den letzten Jahren an diesem Beschwichtigungsdiskurs, den es gibt. (GR Godwin Schuster: Nennen Sie ein Beispiel!) Sie beschönigen auch schon mit. Wann immer das Thema "Frauenarbeitslosigkeit" aufs Tapet kommt, hört man von der Sozialdemokratie a) es hat einen Anstieg in der Erwerbsquote gegeben, obwohl Sie wissen, dass es nicht existenzsichernde Jobs sind und b) das Zweite, was immer kommt, ist, es gibt sehr wohl frauenspezifische Maßnahmen im Rahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. (GR Godwin Schuster: So ist es!) Diese begrüßen wir von Herzen. Deswegen betone ich hier, darum geht es heute nicht. Es geht nicht darum, seitens der Sozialdemokratie darauf hinzuweisen, was Sie schon tun und dass es diese Maßnahmen gibt. Das ist wunderbar, aber es geht darum: Reichen diese Maßnahmen? Was könnte man mehr tun? Wir GRÜNEN sind der Meinung, es reicht definitiv nicht angesichts des Problems, mit dem wir konfrontiert sind. Wir fordern einmal mehr von hier aus eine echte Wiener Joboffensive 2006 für Frauen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wie könnte eine Joboffensive konkret aussehen? Es gibt einiges, was Wien an dieser Stelle unternehmen könnte und auch müsste. 

Zum einen wären die frauenspezifischen Maßnahmen des ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds auszubauen. Sie und wir wissen, dass es hier ein paar Schienen für junge Frauen gibt, beispielsweise für Wiedereinsteigerinnen, aber nicht für arbeitslose Frauen. Es fehlt nach wie vor eine Arbeitsstiftung für arbeitslose Frauen außerhalb, wie gesagt, dieser einigen spezifischen Schienen, die derzeit gefördert werden. Diese müsste geschaffen werden und müsste auch ausreichend dotiert werden.

Des Weiteren bräuchten wir in Wien dringend einen Wiener Lehrlingsfonds, der mitunter die Aufgabe hätte, dafür zu sorgen und zu fördern, dass junge Mädchen und Frauen nicht weiterhin nur in typischen, für Frauen üblichen Berufen sozusagen vertreten sind, sondern auch leichter in nicht traditionelle Berufe hineinkommen.

Des Weiteren, auch eine langjährige Forderung der GRÜNEN, bräuchten wir eine Arbeitslosenanwaltschaft. Da wir wissen, dass selbstverständlich ein Großteil der Arbeitslosen in Wien Frauen sind, auch ein Großteil der Langzeitarbeitslosen Frauen sind und dass all diejenigen, die derzeit atypische Beschäftigungsverhältnisse haben und auf der Suche nach einem besseren, nach einem existenzsichernden Arbeitsplatz sind, auch davon profitieren würden, wäre diese Maßnahme durchaus eine, die sehr vielen Frauen in Wien zu Gute kommen würde. (GR Godwin Schuster: Bis jetzt hast du noch keinen einzigen Jobvorschlag gemacht!)

Des Weiteren Koppelung der Auftragsvergabe der Stadt Wien und auch der Förderungsmaßnahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds an beschäftigungspolitische Kriterien, auch frauenspezifische beschäftigungspolitische Kriterien. Hier hat es schon erste Ansätze gegeben. Ein gemeinsamer Ansatz der GRÜNEN und der SPÖ ist schon einmal angenommen worden, wo es auch darum geht, Chancengleichheit bei den beschäftigungspolitischen Maßnahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds zu verankern. Aber in diese Richtung muss man viel stärker gehen, um, wie gesagt, schlussendlich eine Koppelung der Auftragsvergabe zu erreichen, auch der eigenen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und der Wiener Wirtschaftsförderung.

Des Weiteren die Erstellung eines Frauenarmutsberichts, auch etwas, worüber wir zuletzt immer wieder diskutiert haben und was es bisher leider nicht gibt, obwohl die Frauenarmut massiv steigt und obwohl wir inzwischen wissen, dass in Wien jede sechste Frau, wenn ich die Pensionistinnen mitrechne, jede fünfte Frau, in Armut lebt. Das sind Zahlen in einer der reichsten Städte der Welt, denen wir uns stellen müssen und wo es sich lohnt, sich weiterhin damit zu beschäftigen.

Und last but not least sei einmal mehr von hier die Schaffung der Grundsicherung in Wien in der Höhe von 800 EUR im Monat genannt. (GR Godwin Schuster: Du hast noch immer keinen einzigen Vorschlag für Arbeitsplatzbeschaffung gemacht!) Das wäre selbstverständlich mitunter eine dringend erforderliche frauenspezifische Maßnahme, da der Großteil der SozialhilfebezieherInnen in Wien derzeit alleinstehende Frauen, alleinerziehende Frauen sind, mitunter auch Frauen, die beschäftigt sind. Ein Drittel der Sozialhilfebezieher und -bezieherinnen in Wien ist derzeit berufstätig und muss trotz Berufstätigkeit Ausgleichsleistungen aus der Sozialhilfe beziehen, weil es so wenig verdient. 

Das sind alles Felder, wo die Stadt Wien zusätzlich die Möglichkeit hätte zu handeln. Es würde klarerweise bedeuten, bei der Budgeterstellung und schlussendlich bei dem, wie viel Geld man in die Hand nimmt, andere Prioritäten zu setzen. Ich fordere Sie hiermit auf, das zu tun! (GR Godwin Schuster: Du hast keinen Vorschlag zur Arbeitsplatzbeschaffung gemacht! Überhaupt keinen ei-
nzigen!) Wir haben Alarmstufe rot am Arbeitsmarkt und es ist an der Zeit, dass Wien mehr in seine Frauen investiert! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Godwin Schuster: Das sind nur schöne Worte, sonst nichts!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Wortmeldung kommt von Frau GRin Matiasek. Ich darf noch darauf hinweisen, fünf Minuten.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Situation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt ist natürlich untrennbar mit dem allgemeinen Arbeitsmarkt und mit dem Wirtschaftsstandort Wien verbunden. Die Situation in Wien, beleuchten wir sie im Zeitraum vom Jahr 2000 bis ins Jahr 2005, bis heuer, sieht aber so aus, dass bei der Anzahl der Arbeitsplätze um 17 869, nämlich von 768 672 auf 750 803, reduziert worden ist. Jugendliche ohne Lehrstellen im Jahr 2000: 285, im Jahr 2005: 1 316, also ein Plus von 1 031. Bei den Arbeitslosen: 63 387 im Jahr 2000, 82 565 im Jahr 2005, also ein sattes Plus von 19 000. Wir haben es bei der Arbeitslosenraten um ein Plus von 2,3 Prozent zu tun. Die Frauen trifft es natürlich vor allem dann, wenn sie eine Mehrfachfunktion als Mutter, als Partnerin und als berufstätige Frau erfüllen. 

Damit verbunden ist auch, und diesen Punkt möchte ich vielleicht ein bisschen spezieller beleuchten, ein an-
deres Zeitmanagement, das für diese Frauen notwendig ist. Wien geht leider immer mehr in die Richtung der lan-
gen Wege. Das trifft nicht nur den Arbeitsplatz, das trifft auch die Kinderbetreuungseinrichtungen, die oft, wenn sie die passenden sind, weit entfernt sind, teuer sind und wo es nach wie vor unflexible Öffnungszeiten gibt.

Der Arbeitsplatz selbst: Hier ist festzustellen, dass im innerstädtischen Bereich oder im Bereich der Gürtelrand-
bezirke zunehmend eine Strukturwandlung vollzogen wird, wo Klein- und Mittelbetriebe aus diesen Gegenden verschwinden und eine neue Geschäftsstruktur entsteht, wenn man sich die traditionellen Geschäftsstraßen anschaut, auch die Viertel, wo viele kleine Unternehmen angesiedelt waren, verändern sich, und zwar in eine Richtung, dass zunehmend etwa Telefon- und Internetshops, Schnitzel-, Pizza- und Kebapstuben, Spielsalons und Wettbüros dort Platz finden. Das sind keine Arbeitsplätze für Frauen. Das sind vor allem keine Arbeitsplätze für Frauen, die von ihrem Erwerb leben müssen. Die Betriebe, die Arbeitsplätze bieten, sind zunehmend am Stadtrand angesiedelt und es ist für viele Frauen unmöglich, vor allem dann, wenn sie Familie und Beruf vereinbaren müssen, Wegzeiten von ein bis eineinhalb Stunden in Kauf zu nehmen. Das ist mit ihrem Zeitmanagement einfach nicht zu vereinbaren. Das heißt, wir verlieren natürlich auch durch die strukturellen Veränderungen in Wien Arbeitsplätze für Frauen. Nicht zu vergessen ist, gerade die Situation am Arbeitsplatz im Klein- und im Mittelbetrieb ist für viele Frauen, die gleichzeitig Familie haben, oft wesentlich persönlicher und daher auch mit Rücksichtnahme auf familiäre Verpflichtungen verbunden als etwa ein Arbeitsplatz in einer Supermarktkette. 

Dritter Faktor: Die Kurse, vor allem AMS-Kurse, für Wiedereinsteigerinnen. Da werden Frauen, die schon im Arbeitsprozess waren, die durchaus ihre Qualifikationen haben, oft wochenlang damit beschäftigt, und ich setze das jetzt unter Anführungszeichen, Telefonieren zu lernen oder ein Bewerbungsschreiben zu verfassen. Das brauchen sie nicht. Sie bräuchten ganz andere Kurse. 

Wenn Wien also keine Anstrengungen unternimmt, die wirtschaftliche Situation des Wirtschaftsstandorts Wien zu verbessern, aber auch effiziente Maßnahmen in Strukturverbesserungen in den einzelnen Vierteln zu setzen, und die Prognosen für 2010 sprechen leider eindeutig dagegen, dann müssen wir ein bisschen beim Farbenspiel bleiben. Sie haben es "Alarmstufe rot" genannt, wir sagen, Wien hat die rote Laterne! Da müssen wir leider für die Frauen schwarz sehen, und das ist nicht parteipolitisch gemeint! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Feldmann, bitte. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats!

GRin Frauenberger meinte gestern, das oberste Ziel der Stadt ist die Existenzsicherung der Frau, die Individualisierung von Frauen. Doch nicht nur, dass in Wien Frauen nach wie vor um ein Drittel weniger verdienen, das wirklich Dramatische ist das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in der Bundeshauptstadt, mit rund 10 Prozent um zirka ein Drittel höher als in anderen Bundesländern. 82 000 Arbeitslose in dieser Stadt! Vergessen wir dabei nicht, dass die in Schulung Befindlichen nicht in der Ar-
beitslosenstatistik aufscheinen. Die Frauenarbeitslosig-
keit ist extrem hoch! 92 Prozent der Teilzeitbediensteten in Wien sind Frauen, 70 Prozent der geringfügig Beschäftigten sind Frauen.

Wieso gelingt in Wien nur jeder zweiten Frau, die möchte, der Wiedereinstieg? Wieso bekommt ein Drittel davon eine geringfügige Beschäftigung? Ich werde es Ihnen beantworten. Es ist die verantwortungslose Wirtschaftspolitik, die Sie betreiben, weil Sie diese Arbeitslosigkeit zulassen und keine geeigneten konjunkturbelebenden Maßnahmen setzen! (Beifall bei der ÖVP.)
Normalerweise ist die Arbeitslosigkeit in ländlichen Gebieten höher als in der Stadt. Nicht so in Wien. Wien schlägt alle Bundesländer. Wenn ich die fiktive Arbeitslosenquote nehme und sage, hätte Wien nur den Durchschnitt aller acht Bundesländer, würde sich die Arbeitslosenquote von Österreich von 7,1 Prozent auf 6,2 Prozent senken. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wenn wir theoretisch 200 000 Einpendler nicht hätten, wären alle Wiener beschäftigt! Das ist eine Milchmädchenrechnung!)
Ich zeige Ihnen gleich eine Liste von allen anderen Großstädten. (Die Rednerin zeigt eine Graphik her.) Ich sage Ihnen, wir hätten im EU-Ranking den Platz 1. Ich werde Ihnen jetzt eine Liste von Großstädten zeigen, Rom, Budapest, Stuttgart, Prag, München, Mailand, Bra-
tislava, um wie viel besser sie in der Arbeitslosenquote als der ländliche Raum sind. Es sind diese gelben Bal-
ken. Es gibt einen einsamen schwarzen Balken, der in die andere Richtung zeigt. Das, man wundert sich kaum mehr, ist Wien. (Beifall und Raunen bei der ÖVP.)

Ich hoffe, Sie verstehen spätestens heute, was wir gestern und vorgestern gemeint haben, wenn wir nach jeder Rede gesagt haben: „Wien schadet dem Bund, schadet jedem einzelnen Österreicher, jeder einzelnen Österreicherin!"

Wissen Sie, was noch passieren würde, wenn Sie die Arbeitslosenquote zumindest auf den Schnitt der acht Bundesländer senken würden? 33 000 Personen mehr hätten einen Job. Wenn ich 50 zu 50 rechne, wären das mehr als 15 000 Frauen, die Ihre so hoch gepriesene individuelle Freiheit durch ökonomische Unabhängigkeit haben würden. (Beifall bei der ÖVP.)
Seit dem Amtsantritt von Bgm Häupl hat Wien 35 000 Arbeitsplätze verloren. Österreich hat im gleichen Zeitraum 130 000 Arbeitsplätze dazu gewonnen. Wien hat ein Beschäftigungswachstum von 0,01 Prozent pro Jahr und liegt seit 1975 auf Platz 33 von 38 Plätzen im EU-Ranking. 

Jetzt werde ich Ihnen erzählen, wie es funktionieren könnte. (GRin Inge Zankl: Wir warten schon gespannt darauf!) Was tut der Bund? (GR Heinz Hufnagl: Arbeitsplätze aus Wien absiedeln! Das tut der Bund massivst!) - Sie siedeln in Wien Betriebe ab! Sie schaffen es nicht, die Betriebe hier zu halten! So ist es! Wir verlieren Arbeitsplatz um Arbeitsplatz! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wir siedeln doch nicht ab!)
Österreichweit ist die Zahl der unselbstständig Beschäftigten von 1999 bis heute von 3,1 auf knapp 3,3 Mil-
lionen gestiegen und Wien stagniert. 1965 hat Wien 765 000 Beschäftigte gehabt, heute sind es 761 000. Das ist besonders bedenklich, wenn man sich überlegt, wie viele Frauen mehr berufstätig sein wollen. Ihr habt in Wien ein Wirtschaftswachstum von 0,6 Prozent geschafft. In Österreich sind es 2,4 Prozent. 0,6 Prozent gegen 2,4 Prozent!

Das beschlossene Konjunkturbelebungspaket und die Steuerreform des Bundes haben 25 000 Jobs geschaffen, das Wachstums- und Beschäftigungsgesetz rund 60 000 und die Belebungsprogramme 100 000 Jobs. Die Frauenbeschäftigungsquote hat 2002 das Ziel der Europäischen Union erreicht und ist heute weit darüber. Forschungsbudget gibt es für Frauen. Das habt ihr in Wien auch nicht. 

Ich rufe die Stadtregierung auf, sich vehement und sofort für eine verantwortungsvolle Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik einzusetzen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Frauenberger, bitte.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Schlechtreden dieser Stadt sind Sie unglaublich! Das einzige, was Sie nicht können, ist, einen einzigen konkreten Vorschlag zu bringen, der einer einzigen Frau in dieser Stadt tatsächlich helfen würde! (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der ÖVP.)
Danke für die hervorragende Gelegenheit, unser Programm, unsere aktive Arbeitsmarktpolitik für Frauen hier präsentieren zu können. Der Titel kokettiert zwar ein bisschen mit Raumschiff Enterprise, aber, zurück in die Realität (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das war Realität!), wir befinden uns im Jahr 2006, wir befinden uns in Wien. Wir haben insgesamt 375 699 Frauen in Beschäftigung und wir haben leider 32 493 Frauen arbeitslos. Jede einzelne davon ist zu viel, aber willkommen in der Realität!

Wien ist das Bundesland, das mittlerweile fast einen Ausgleich zwischen Männer- und Frauenbeschäftigung hat. Wien hat mit 79,3 Prozent die höchste Erwerbsquote. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Höchste Arbeitslosenquote!) Wien hat das höchste Einkommen im Vergleich zu anderen Bundesländern. Im Unterschied zwischen den Frauen- und Männereinkommen ist Wien im Gegensatz zu den anderen Bundesländern am niedrigsten. (GRin Mag Barbara Feldmann: Das stimmt nicht!) Der Anteil an geringfügig Beschäftigten in ihrer Verteilung zwischen Wien und den anderen Bundesländern, zwischen Männern und Frauen, gestaltet sich ebenfalls ganz anders. Das Kinderbetreuungsnetz in Wien ist das beste, das es in Österreich gibt. (GRin Mag Barbara Feldmann: Das stimmt nicht!) Ich sage Ihnen, das kommt nicht von ungefähr! Das kommt von unserer ausgesprochen offensiven, sehr guten, qualitativ hochwertigen Arbeitsmarktpolitik in dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ. - StR Dr Johannes Hahn: Das alles glauben Sie wirklich?)
Wien ist das einzige Bundesland, das Landesmittel für die Frauenqualifizierung in die Hand nimmt. Der WAFF hat seine Programme “NOVA“ und “FRECH“ und bietet hochqualitative individuelle Maßnahmen in dieser Stadt für Wien an. 2006, und das ist jetzt der Unterschied zu Ihnen, dass wir tatsächlich etwas vorweisen können, werden 4 944 Frauen in dieser Stadt über das AMS eine Qualifizierungsmaßnahme besuchen. 2006 werden 3 000 Frauen über den WAFF eine Maßnahme besetzen. 2006 wird es zusätzlich noch 2 779 Plätze über das Regierungsprogramm geben. Insgesamt sind das 10 723 Plätze für Frauen, mehr als 132 Millionen EUR nur für frauenspezifische Arbeitsmarktpolitik!

Wenn irgendjemand sagt, dass alles sei nur kosmetische Statistik, dann muss ich entgegenhalten, jede unserer Maßnahmen wird evaluiert.

Ein Beispiel: Frauen im Erwerbsalter, die arbeitslos werden, danach wieder eine Beschäftigung finden und dazwischen keine Bildungsmaßnahme besuchen, sind im Schnitt um 48 Tage länger arbeitslos, verlieren 79 Be-
schäftigungstage und insgesamt 4 000 EUR pro Jahr. Frauen, die eine Einzelmaßnahme über den WAFF be-
sucht haben, haben zusätzlich 93 Tage mehr Beschäftigung und 4 500 EUR mehr an Jahreseinkommen. Da muss ich Ihnen sagen, das verstehen wir unter konkreter Arbeitsmarktpolitik für Frauen! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber wir wollen Arbeitsplätze!)
Natürlich haben wir noch immer die schlechter bezahlten Jobs. Wir haben prekäre Dienstverhältnisse. Und wir haben risikobelastete Arbeitsplätze in diesem Land. Aber wer arbeitet, kann auch arbeitslos werden. Wenn man sich die versteckte Armut, die versteckte Abhängigkeit von Männern in den anderen Bundesländern ansieht, dann muss ich Ihnen sagen, da liegen wir in Wien auch in der Meldedichte hervorragend. Tatsache ist, das muss man auch einmal sagen, der Bund lässt aus, er verschläft und er agiert absolut verantwortungsvoll! (Beifall bei der ÖVP.) - Verantwortungslos natürlich!

Das einzige, was tatsächlich passiert ist, ist, dass der Bund in Wirklichkeit nichts anderes als Unternehmenssubventionen und Lohnsubventionen anbieten wollte, indem er die Wiedereingliederungsbeihilfe und die Kombilöhne als Idee geschaffen hat. Tatsache ist, wir haben viel Kraft verwendet, um diese Maßnahme tatsächlich abzuwehren. Wir haben uns viele Geschichten einfallen lassen, wie wir Frauen tatsächlich helfen könnten. 

Das größte Risiko, arbeitslos zu werden, ist immer noch, wenn man schlecht qualifiziert ist. Daher setzen wir in dieser Stadt auf Qualifizierung, Qualifizierung und noch einmal Qualifizierung. Das ist der Weg zur eigenständigen Existenzsicherung. (Beifall bei der SPÖ.)

Nachdem aus Ihrer Sicht in Wien am Arbeitsmarkt Alarmstufe rot herrscht, sage ich Ihnen, es wird absolut Zeit, dass der Bund seine Verantwortung wahrnimmt, wirklich verantwortungsvoll agiert und endlich grünes Licht für die Finanzen gibt, um ausreichend Geld zur Verfügung zu haben, um aktive Arbeitsmarktpolitik für Frauen gestalten zu können! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Im Sinne von Gender Mainstreaming darf ich hier als einziger Abgeordneter reden. Die Frau Bundessekretärin der GPA hat eine wunderbare Gewerkschaftsrede gehalten, wirklich sehr forciert. Ich möchte aber wieder ein bisschen auf das Thema zurückkommen. 

Und zwar geht es in Wirklichkeit bei dieser Anfrage meiner Ansicht nach um die Profilierung der GRÜNEN, die hier die Frauenarbeitslosenquote ansprechen, die sehr hoch ist, die wirklich strikt abzulehnen ist, wo man etwas tun muss, die aber nur ein Teilaspekt ist. Es geht in Wien um die generelle Arbeitslosigkeit. Daher gestatten Sie mir zu sagen, dass die Männer genauso von der Arbeitslosigkeit betroffen sind. Ich werde Ihnen beweisen, dass das in Wien genau so ist. Auch arbeitslose Männer sind natürlich eine Belastung für die Familie, Belastung für eine Lebensgemeinschaft, Belastung für andere Gemeinschaften, für Kinder und Eltern. Daher ist es wichtig, nicht nur den wirklich ungünstigen Teilaspekt der Frauenarbeitslosigkeit, sondern der generellen Arbeitslosigkeit in Wien zu sehen.

Meine Damen und Herren, dazu gibt es eine erstaunliche Entwicklung am Arbeitsmarkt zwischen 1994 und 2005. Ich werde Ihnen das jetzt nicht anhand einer ganz normalen einfachen Statistik belegen, sondern da Sie alle schon im Gender Mainstreaming, im Gender Budgeting sind, wie wir das gehört und heute auch von der Frau StRin Wehsely in der Zeitung gelesen haben, werde ich Ihnen eine Gender-sensible Statistik präsentieren, vom Sexcounting zur Gender-Analyse. Das ist einmal wichtig zu wissen. Sie werden sich bei den Fachausdrücken, die jetzt kommen werden, auskennen. Aber das ist wichtig zu wissen, um festzustellen, dass der Arbeitsmarkt in Wien für Männer und Frauen generell ziemlich gleich belastend ist. 

Wenn man die absoluten Zahlen in den letzten Jahren hernimmt, hat sich gezeigt, dass bis zum Jahr 2000 die Arbeitslosenquoten der Frauen über jener der Männer gelegen sind und sich das ab 2001 umgedreht hat. Auch wenn Sie es nicht glauben, es ist so. Vergleicht man jetzt die Arbeitsmarktsituation der Frauen und baut Gendergaps ein, das heißt, Informationen, die die Gleichwertigkeit begründen, kommt man zu einem ganz interessanten Ergebnis. Weil bei der Verwendung von Gendergaps - da gibt es die absoluten und die relativen - kann man unterscheiden, ist die Arbeitslosenquote bei absoluten Gendergaps in Wien Ende 2004, und es hat sich hier nichts Wesentliches geändert, bei 0,9. Das heißt, Männer weisen um 0,9 Prozentpunkte eine höhere Arbeitslosenquote als Frauen auf. Wenn man die relativen Gendergaps nimmt, liegt die bei minus 12,1. Das ist der Umkehrschluss. Das heißt, dass die Frauen um 12,1 Prozent eine niedrigere Arbeitslosenquote haben als die Männer. Der Vergleich über die Zeit von 1995 bis jetzt zeigt in dieser Statistik, nicht die absoluten Zahlen, sondern in der Statistik der von Ihnen so heiß geliebten Gender, dass sich die Entwicklung immer weiter fortsetzt und verstärkt und der Unterschied nur noch größer geworden ist. 

Was heißt das, meine Damen und Herren? Das heißt, dass Alarmstufe rot nicht nur für die arbeitslosen Frauen, sondern genauso für die Männer, das heißt, für alle am Arbeitsmarkt Befindlichen, aufleuchtet! Daher hat die Stadt Wien die Aufgabe und ist aufgefordert, Gender-gemäße Arbeitsmarktpolitik für alle zu betreiben. Dann werden auch alle in der Familie, in der Lebensgemeinschaft und sonstigen Gemeinschaften nicht darunter lei-
den, dass ein Teil arbeitslos ist. Man muss darauf schau-
en, dass die Arbeitslosigkeit gleichmäßig gesenkt wird. Selbstverständlich ist die Frauenarbeitslosigkeit ein ganz wichtiger Punkt, aber nur ein Teilaspekt. Ich bin trotzdem froh, dass Sie dieses Thema heute gebracht haben, um einmal zu beweisen, wenn man eine Gender-Analyse macht, dass alle gleichmäßig betroffen sind. Und das ist eine Schande für die Stadt Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Dr Vana, bitte.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Was sich heute bei dieser Debatte in diesem Hause abspielt, ist eigentlich das, was ich leider erwartet habe, nämlich dass das unwürdige Pingpongspiel in der Frage der Arbeitslosigkeit, leider auch in der Frage der Frauenarbeitslosigkeit, zwischen Bund und Wien wieder einmal hin und her geht und hier seinen Höhepunkt findet. Der Bund schiebt die Verantwortung für die Frauenarbeitslosigkeit auf Wien und sagt, Wien ist schuld, Wien tut nichts oder zu wenig. Die Wiener Stadtregierung schiebt die Verantwortung auf den Bund und sagt, der Bund ist schuld und versagt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses Spiel ist eigentlich diesem Thema nicht angemessen (GRin Mag Barbara Feldmann: Welches Spiel?), ist der Situation, die wir am Arbeitsmarkt haben - Sie sprechen von Realität, Frau Kollegin Frauenberger - nicht angemessen, sondern, was wir brauchen, ist eine gemeinsame Kraftanstrengung der Stadt Wien und des Bundes, wie es teilweise bei der Jugendarbeitslosigkeit gemacht wird, auch bei der Frauenbeschäftigung. Wir brauchen Vorrang für Frauen auf dem Arbeitsmarkt. (GR Godwin Schuster: Und wer ist stolz auf die Personalreduktion im öffentlichen Dienst?)

Es ist kein Grund für irgendeine Partei in diesem Haus, eine Beschönigung vorzunehmen oder irgendeine positive Bilanz über die eigene Arbeit zu ziehen. Dazu ist die Situation für Frauen, bundesweit und auch in Wien, zu katastrophal. Ich darf Sie an die Realität erinnern, Frau Kollegin Frauenberger. Wir haben in Wien einen Höchststand an arbeitslos gemeldeten Frauen, Rekordarbeitslosigkeit. Noch nie waren so viele Frauen in Wien arbeitslos, 41 000. Bundesweit schaut das ungefähr so aus, um das umzulegen, dass an jedem Tag, der vergeht, 18 Frauen in Österreich arbeitslos werden. Auf Wien umgelegt sind das ein bisschen weniger, aber das macht die Situation nicht besser. 

Die Lage von Frauen am Arbeitsmarkt ist wesentlich schlechter als jene von Männern, Herr Kollege Madejski! Es ist unrichtig, wenn Sie sagen, Männer sind in gleichem Ausmaß betroffen! Das ist wirklich ein Negieren der Lage, in der wir uns befinden! (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe überhaupt nichts negiert!) 
Sie haben sich sicher die Zahlen angeschaut, oder auch nicht. Der Anstieg von Frauen ist bei der Arbeitslosigkeit mehr als viermal so stark als jener von Männern. Auch die Zahl der Working Poor, das heißt, jener Frauen, die in Wien von ihrer Arbeit nicht mehr existenzgesichert leben können, ist weitaus höher. (GR Dr Herbert Madejski: Halten Sie etwas von Gender oder nicht?) Auch die Anzahl der SozialhilfeempfängerInnen und der NotstandshilfeempfängerInnen, die unter dem Existenzminimum liegen, ist bei den Frauen höher als bei den Männern. Von der Dunkelziffer der arbeitssuchenden Frauen am Arbeitsmarkt gar nicht zu reden. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe von konkreten Zahlen gesprochen!) Das heißt, dieses Problem, das spezifisch Frauen am Arbeitsmarkt haben, auch in Verbindung mit dem Wiedereinstieg und leider viel zu langen Ausstiegsphasen ist eigentlich eine Verhöhnung angesichts des Themas. (GR Dr Herbert Madejski: Sie verhöhnen Gender!) 
Es tut mir Leid, meine Stimme ist heute sehr schlecht. Sie hört sich wahrscheinlich nicht sehr gut an. Es tut mir Leid, aber trotzdem ist mir das Thema so wichtig, dass ich selbst dazu sprechen möchte. 

Sie haben gesagt, Frau Kollegin Frauenberger, es wurde kein einziger realistischer Vorschlag gemacht, was man tun könnte, wie man gegensteuern könnte. Auf den Bund würde die Aussage einer völligen Neuausrichtung der Arbeitsmarkpolitik eher zutreffen. Für Wien wür-
de es heißen, die Handlungsspielräume, die die Stadtre-
gierung hat, in verstärktem Ausmaß zu nützen. 

Was uns fehlt, ist spezifischer Vorrang für Frauen auf dem Arbeitsmarkt, in der Arbeitsmarktpolitik, der unserer Ansicht nach notwendig ist, eine Joboffensive 2006 für Frauen, die aus verschiedenen Punkten bestehen muss. Es muss ein Mix aus Maßnahmen sein, eine einzige Maßnahme reicht nicht aus. (GRin Sandra Frauenberger: Das ist schon lange nicht mehr eine einzige Maßnahme!) Ausreichend ist auch nicht nur die Erhöhung des Budgets für den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, obwohl dies dringend notwendig wäre. (GR Godwin Schuster: Eine Riesen-Palette!) 

Denn wenn Sie in Wien nur das einlösen würden, was Sie im Bund fordern - zum Beispiel einen Bundes-Frauenförderungsfonds, wie ich es von Ihrer Kollegin Prammer gehört habe, der im Ausmaß von 100 Millio-
nen EUR für den Arbeitsmarkt in Wien gefordert wird; das wurde anlässlich eines Dringlichen Antrags der GRÜNEN im Nationalrat gefordert -, so würde das, umgelegt auf Wien, eine Vervierfachung des Budgets des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds bedeuten, das derzeit für die Förderung von Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern ausgegeben wird. (GRin Sandra Frauenberger: 60 Prozent...!) - Nur so viel dazu.

Was in Wien auch fehlt, ist ein spezifisches Programm des WAFF für arbeitslose Frauen. Wir wissen, dass die Programme des AMS und die Qualifizierungsschienen des AMS hier zu kurz greifen und eigentlich versagen, wenn man sich die Bilanz anschaut. Das heißt, hier hätte Wien einigen Handlungsspielraum, nicht nur Programme für Wiedereinsteigerinnen zu machen, so wichtig sie sind, nicht nur Programme für atypisch Beschäftigte - auch das haben wir immer unterstützt und finden wir wichtig -, sondern eine eigene Schiene für arbeitslose Frauen, die derzeit von den Bundesmaßnahmen quasi überhaupt nicht zufriedenstellend betreut werden. 

Es verwundert uns auch angesichts der dramatischen Arbeitslosigkeit von jungen Frauen - Frau Kollegin Vassilakou hat das angesprochen -, dass es immer noch keinen Wiener Lehrlingsfonds gibt, der zum Beispiel einen Teil der Mittel zur Förderung von Mädchen, von jungen Frauen in nichttraditionellen Berufen aufwendet. 

Es wundert uns, dass es immer noch keine Wiener Arbeitslosenanwaltschaft oder zumindest eine Ombudsstelle für arbeitslose Personen gibt. Denn ich glaube, wir sind uns ja einig, dass die Arbeitslosigkeit kein konjunkturelles Problem ist. Da sind wir uns, glaube ich, einig: Es ist ein strukturelles Problem. Gerade Frauen sind strukturell benachteiligt, und hier eine dauerhaft abgesicherte Arbeitslosenombudsstelle einzurichten, die auch Frauen zugute käme, wäre höchst an der Zeit.

Auch - meine Kollegin hat es schon angesprochen - die Grundsicherung, die Creative Industries, die massiven Investitionen in Arbeit und Umweltprogramme, all das fehlt sowohl im Bund als auch in Wien.

Wir fordern Sie daher erneut auf: Geben Sie den Frauen in Wien Vorrang in der Arbeitsmarktpolitik, denn es herrscht Alarmstufe rot! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir haben heute sehr viele Zahlen gehört, doch ich möchte gern einmal von der Praxis reden, da ich das Gefühl habe, dass die SPÖ keine Realität mehr zur Basis hat.

Ich bin alleinerziehend, und ich bin Unternehmerin. Ich bin jeden Tag damit konfrontiert, einen akrobatischen Akt zu machen, dass ich mein Kind irgendwo unterbringe und mein Kind irgendwo abhole. Die Situation am Arbeitsmarkt wäre für viele Frauen, die arbeiten gehen, bei weitem besser, wenn flächendeckende und subventionierende Voraussetzungen in Wien herrschen würden für Frauen, die zum Beispiel alleinerziehend sind, was 40 Prozent ausmacht. Das heißt, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist eigentlich eine wesentliche Voraussetzung, um die Arbeitsmarktpolitik in Wien zu sichern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das heißt, Sie brauchen realistische Vorschläge. (GR Godwin Schuster: Welche hätten Sie?) Gerne: Eine flächendeckende Frühbetreuung in Schulen wäre eine Maßnahme. Eine ganzjährige Betreuung in Krippen, Kin-
dergärten und Horten wäre eine Maßnahme. Gebühren- und Kindergartentarifsenkungen wären eine Maßnahme. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was Sie uns gestern gezeigt haben, ist eine wahnsinnige soziale Kälte, wenn Sie nicht einmal den Ärmsten der Armen dieser Welt helfen wollen und einem Antrag nicht zustimmen, dass sie subventioniert werden. (GR Godwin Schuster: Wenn Sie die Tagesordnung nicht lesen!) Lassen Sie mich bitte ausreden? - Danke schön, danke! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Sie wissen, was heute auf der Tagesordnung steht!) 

Sie stimmen ja nicht einmal zu, wenn Kinder kein Dach über dem Kopf haben. Sie stellen nicht einmal die Anträge. (GR Godwin Schuster: Das stimmt nicht!) Na sicher, Sie haben doch gestern dagegen gestimmt! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hätten Sie die Tagesordnung von heute gelesen!) Wie wollen Sie Wien subventionieren, wenn Sie nicht einmal anderen Leuten helfen wollen? - Also, bitte! (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie subventionieren nicht einmal Vereine, die den Leuten helfen, gerade alleinerziehenden Frauen. (GR Godwin Schuster: Welcher Verein? - Beifall bei der ÖVP.) Es gibt auch von anderen Fraktionen Einrichtungen, die arbeitnehmenden Frauen helfen und diese unterstützen. Zum Beispiel gibt es das Dienstleistungszentrum, wo ich anrufen kann und wo ich Unterstützung bekomme, meine Kinder abholen zu lassen, wenn ich nicht weg kann. So schaut es aus in Wien. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Bevor ich Frau GRin Lueger das Wort erteile, darf ich nur mitteilen, Herr Dr Madejski, dass eine tatsächliche Berichtigung gemäß der Geschäftsordnung nicht möglich ist. An die Geschäftsordnung halte ich mich. (GR Dr Herbert Madejski: Geh, habe ich das...?) 

Da sage ich jetzt privat, das ist mir wurscht. (GR Dr Herbert Madejski: Dann sage ich das privat!) Ja, macht euch das dann privat aus. Der § 39 der Geschäftsordnung ist eindeutig. Bei der Aktuellen Stunde gibt es das nicht. Lest die Stadtverfassung, dann wisst ihr es.

Frau GRin Lueger, bitte.

GRin Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte eines sehr wohl unterscheiden: Zwischen einer positiven Bilanz und einem ambitionierten Programm liegt ein großer Unterschied. Dass Wien ambitionierte Programme vorlegt, das hat Kollegin Sandra Frauenberger eindeutig ausgeführt.

Wovon wir aber heute sprechen, sind die Rahmenbedingungen für berufstätige Frauen. Die Frauenerwerbsquote, wir haben es heute schon gehört, liegt bei 79,3 Prozent, und - hört, hört! - das ist flächendeckend der Österreichschnitt, der am höchsten ist. Seltsam, nach Ihrer Darstellung stimmt das so nicht. Wien investiert zusätzlich 315 Millionen EUR jährlich, um für die Rahmenbedingungen zu sorgen. Das bedeutet den sukzessiven Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen. In diesem Bereich, meine Damen und Herren, darf nicht gespart werden, weil das für uns einen volkswirtschaftlichen und einen wirtschaftlichen Nutzen hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

74 000 Plätze werden in Krippen, Kindergärten und Horten angeboten, weitere 25 000 Plätze in Nachmittagsbetreuungseinrichtungen wie Ganztagsschulen oder Lerngruppen sowie 1 872 Kindergruppenplätze und 1 000 Plätze bei Tageseltern. Wenn Sie das zusammenzählen, sind das rund 102 000 Kinderbetreuungsplätze in Wien, und die Möglichkeit für so viele Frauen, auch einer Be-
rufstätigkeit nachzugehen.

Ende 2006 - und das zeigt, wie wichtig es uns ist -, wir wissen, dass wir eine Vollversorgung der drei- bis sechsjährigen Kinder in Wien haben, die uns... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: 95 Prozent ... Sechsjährigen!) Es ist die Unterversorgung, die wir noch haben: Im Bereich der Null- bis Dreijährigen setzen wir Schwerpunkte, was bedeutet, dass nächstes Jahr in Wien 690 neue Kinderbetreuungsplätze gebaut werden. Darüber werden sich Bezirke wie Favoriten, Simmering, Brigittenau, Floridsdorf und die Donaustadt freuen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Drei Viertel aller Krippenbetreuungsplätze von ganz Österreich liegen in Wien. (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Ich weiß nicht, aber viel-
leicht bekommen Mütter in den Bundesländern ihre Kin-
der erst in einem Alter von drei Jahren und bringen sie erst dann zur Welt, weil vorher keine Versorgung möglich ist. (Beifall bei der SPÖ. - Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und ÖVP.) 

Noch als Draufgabe haben wir in Wien bei den Kinderbetreuungsplätzen die höchstmögliche Versorgung anhand der Öffnungszeiten. Wir sprechen hier von zehn Schließtagen, im Gegensatz zu Vorarlberg, wo wir 57 Schließtage haben. Und wir sprechen von Tagen, die nicht mit den Schulschließungen zusammenhängen: Wir sprechen von Tagen auch außerhalb des Schulbereichs, und die werden in unseren Kinderbetreuungsbereichen sehr wohl integriert. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Viele Frauen haben aber in ihrem Leben die Berufstätigkeit bereits unterbrochen, bedingt durch Kinderbetreuungszeiten, und leider schaffen es wirklich nur mehr zwei mit dem Wiedereinstieg. 

Da möchte ich aber schon noch in die Richtung des Bundes ein Beispiel bringen, und zwar das Beispiel des Kinderbetreuungsgeldes. Nicht nur wir, sondern auch der ÖGB, seltsamerweise auch die Industriellenvereinigung und der Wirtschaftsbund wollen eine Veränderung des derzeit bestehenden Kinderbetreuungsgeldes. Wir drängen auf eine Reform, es soll nicht so sein, dass die Frau-
en keine Wahlmöglichkeit haben. (GRin Martina LUD-
WIG: Genau!) Diejenigen, die es sich wünschen, können in der längstmöglichen Zeit zu Hause bleiben, andere sollen jedoch die Möglichkeit haben, in kürzerer Zeit einen höheren Betrag zu konsumieren, was vielleicht dann auch die Männer dazu bringt, für eine Zeit die Kinderbetreuung zu übernehmen.

Ein letztes Stichwort: Zuverdienstgrenze. Haben Sie schon einmal versucht, sich die Zuverdienstgrenze 
auszurechnen? Es klingt sehr einfach und lapidar: 14 600 EUR im Jahr. Es rechnet Ihnen im Vorfeld niemand aus, die Frauen sind verlassen und allein gelassen. Bei der derzeitigen Gesetzeslage müssten sie das Kinderbetreuungsgeld des gesamten Jahres zurückbezahlen. Das kann nicht unsere Forderung sein, und dazu stehen wir nicht! (Beifall bei der SPÖ. - GRin Martina LUDWIG: Genau!)
Somit komme ich schon zum Schluss. Wie ich auch gestern schon gesagt habe: Wien springt mit dezidierten Maßnahmen ein, mit Maßnahmen, die natürlich auch für uns nicht in ausreichender Form vorhanden sind, die aber ein Grundstein und ein guter erster Schritt sind. Kollegin Sandra Frauenberger hat sie angeführt, sie sind vorhanden, aber Wien springt schon wieder für Versäumnisse des Bundes ein. Was die Rahmenbedingungen für berufstätige Frauen betrifft, könnte sich der Bund am Beispiel Wiens etwas überlegen. Berufstätige, eigenständige, unabhängige Frauen können...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schluss kommen.

GRin Angela Lueger (fortsetzend): ...und haben durch ihre Kaufkraft die Möglichkeit, die Wirtschaft auch anzukurbeln. Vergessen Sie eines nicht, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von den Fraktionen der Bundesregierung: Frauen könnten die Wirtschaft ankurbeln. Nützen Sie deren Kaufkraft, und schaffen Sie die dafür erforderlichen Rahmenbedingungen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an Anfragen eingelangt sind: 4 von den Freiheitlichen, 1 von den GRÜNEN und 20 vom ÖVP-Klub.

Weiters sind zwei Anträge von den GRÜNEN eingelangt. Diese Anträge werden den anderen Fraktionen schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den Gemeinderäten Anton Mahdalik und Dr Herbert Madejski wurde ein Antrag an den Herrn Bürgermeister betreffend "Wien-weite Geschwindigkeitsbeschränkung von 50 km/h" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrages wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 wird diese Behandlung um 16 Uhr stattfinden.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 und 2, 5 bis 10, 14 und 15, 24, 27, 31, 34, 36, 37, 40, 42, 46, 47, 49 bis 52, 54, 57 bis 60, 63 und 64, 66 bis 75, 79 und 80, 83, 85, 88 bis 90, 92 bis 95, 97, 101 und 102, 105, 108, 109, 111, 115, 116, 118 und 119 sowie 121, 122 und 125 bis 127 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 diese als angenommen und stelle auch fest, dass die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Hauses anwesend ist.

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 45, 91, 96 und 98 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand Subventionen im Bereich der Kultur erklärt. 

Gleichzeitig wurde folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 45, 91, 96, 98, 35, 38, 39, 41, 43, 44, 48, 53, 55, 56, 61, 62, 65, 76, 77, 78, 81, 82, 84, 86, 87, 3, 4, 11, 110, 112, 113, 114, 120, 12, 13, 99, 107, 117, 123, 124, 128, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 25, 26, 28, 29, 30, 32, 33, 100, 129, 103, 104, 106, 130, 131, 132, 133 und 134 werden in dieser von mir in Kurzform genannten Reihenfolge behandelt. Ich hoffe, wir kommen alle noch heute nach Hause - natürlich immer unter Beibehaltung aller demokratischen Grundregeln.

Demzufolge schlage ich nun vor, wir beginnen mit den Postnummern 45, 91, 96 und 98. Sie betreffen, wie schon gesagt, Subventionen im Bereich der Kultur. Die Abstimmungen sind natürlich getrennt vorzunehmen.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr Mag Stefan, Sie haben das Vergnügen, die Mittagszeit kulturell gestaltend zu beginnen.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich werde Ihnen den Appetit nicht verderben, keine Angst. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Werden wir sehen, ob es gelingt!) Zumindest nicht zu lange. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Theaterreform ist ins Stocken geraten. Wir haben darüber auch schon am Montag sprechen können. Dies ist also mittlerweile von allen Fraktionen festgestellt worden, bis auf diejenigen, die es nach wie vor zu vertreten haben, dass hier zwar mutig begonnen wurde, man sich aber dann leider dem ausgesetzt hat, dass man hier eine ganz bestimmte Art der Theatergruppen bevorzugt und daher bei den etablierten Theatern eine große Verunsicherung hervorgerufen hat. Dies weiter zu erörtern, ist jetzt hier nicht angebracht, auch wenn man vielleicht aus den vorliegenden Aktenstücken darauf schließen könnte, dass das damit gemeint ist. 

Wir haben grundsätzlich immer vor allem eines abgelehnt: Dass es allgemeine Subventionsvergaben gibt. Das heißt, dass Rahmenbeträge vergeben werden, die dann für uns nicht mehr nachvollziehbar sind. Wir haben immer wieder darauf gedrängt, dass uns das näher erläutert wird und wir hier genauere Vorgaben bekommen, dass wir hier zustimmen können. Das ist nicht möglich, und wir bleiben daher weiterhin dabei, diese Dinge abzulehnen. Wir haben auch immer wieder darauf gedrängt, dass Sie uns mitteilen, welche Subventionen oder Subventionsansuchen abgelehnt wurden, um hier Transparenz zu schaffen. Auch dieses Thema wurde immer strikt abgelehnt. Wir haben also auch damit ein großes Problem. 

Am heutigen Tag haben wir eine Reihe von Akten vorliegen. Ich erlaube mir, auch im Sinne der Zeitökonomie, jetzt schon an dieser Stelle zu ein paar davon Stellung zu nehmen.

Wir haben Ecce Homo als eine Subvention, die wir ablehnen. Wir haben schon seit langem festgestellt, dass Ecce Homo sich in weiten Bereichen damit befasst hat zu provozieren. Wir erinnern nur an Herdieckerhoff und seine Plakate, die in ganz Wien geklebt worden sind: "Benita liebt es steif" oder so ähnlich, ich weiß nicht, ich habe das nicht mehr so genau im Kopf, aber wir können uns alle noch daran erinnern. Es war also sehr weitgehend eine Provokation, und ich weiß genau, auch von Homosexuellen, dass sie sich damit nicht identifizieren können und dass sie es nicht schätzen, dass sie so in der Öffentlichkeit offiziell vertreten werden. Daher sind wir gegen diese Subvention des Ecce Homo.

"k2" ist "Kulturzeitschrift für Wien und Niederösterreich", es ist auch immer ein Gustostückerl in jeder Ausgabe... (GRin Mag Marie Ringler: Diesmal drei!) Drei Bilder - gut, es ist also immer mindestens ein Bild des Bürgermeisters von Wien und des Landeshauptmanns von Niederösterreich drinnen. Wir haben, schon als die erste Subvention vergeben wurde, gesagt: Es wird sicherlich so sein, dass wir in jeder Ausgabe die beiden vorfinden. So ist es auch gekommen, man sieht sie immer wieder in Pose irgendwo im kulturellen Bereich. Das muss nicht unbedingt finanziert werden. Es ist ja ganz nett... (GR Mag Thomas Reindl: Das zeigt ja nur, wie aktiv die beiden im Kulturleben sind!) Ja, die sind tief verankert im Kulturleben - danke für den Hinweis! Ich hätte es fast nicht gemerkt, Herr Reindl. Herr Kollege Reindl macht mich darauf aufmerksam. 

Wir haben die interkulturellen Aktivitäten, auch eine besondere Freude, hier 727 000 EUR mit der Gießkanne an, glaube ich, 150 Vereine auszuschütten, die alle dazu beitragen, dass die "Integration“ in Wien verstärkt wird - aber nur unter Anführungszeichen! In Wahrheit ist das genau ein wesentlicher Punkt unserer Kritik an der Kulturpolitik in Wien, dass sie ganz massiv die ideologische Vorgabe der SPÖ unterstützt und untermauern möchte. Dazu dienen eben auch diese Vereine und diese Tätigkeiten, in denen unter Integration etwas ganz anders verstanden wird als wir darunter verstehen, nämlich dass man sich hier der vorhandenen Kultur anpasst und nicht umgekehrt das Füllhorn ausschüttet und alle anderen Kulturen massiv unterstützt, die sich dann in Wien betätigen können.

Das ist also ein grundsätzlicher Ansatz, der überhaupt erkennen lässt, wie das Subventionssystem in Wien funktioniert, das ja ein sehr geschlossenes System ist. Sie wissen genau, dass jeder, der da nicht mitspielt, keine Chance hat. Jeder, der den Kopf herausstreckt und es wagt, sich dagegen aufzulehnen, ist dann sehr schnell nicht mehr gefördert, hat keine Möglichkeit mehr, in Wien aufzutreten, und so weiter. Es gibt dafür immer wieder ganz massive Beispiele, wobei man auch zugeben muss, dass Menschen selten Helden sind, und warum sollen Künstler besondere Helden sein? 

Ich verstehe es daher, dass die meisten da mitspielen und sich einfach einmal grundsätzlich nicht äußern, oder wenn sie es schon besonders förderlich finden, sich dann gegenüber der roten Kulturpolitik nur positiv äußern. Wir kennen ja diese besonderen Freunde, die dann auch besondere Zuwendungen bekommen. Adi Hirschal habe ich schon genannt, oder wir haben seinerzeit auch schon lange genug über das Rabenhof Theater debattiert, wo es ja auch ganz offensichtlich war, dass Freunde bedient wurden. Das ist natürlich die Spitze des Eisbergs, aber darunter gibt es eben dieses geschlossene System eines sehr wesentlichen finanziellen Betrages, der sicherlich enorm ist, aber mit dem man hier auch alles zudeckt.

Wir haben am heutigen Tag auch das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, das wiederum eine Förderung bekommt. Manchmal sollte man jetzt darüber nachdenken, ob man es nicht schon allein deshalb nicht mehr unterstützen sollte, weil es so dilettantisch arbeitet. Aber das ist eine andere Sache. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wenn es einen selber betrifft, glaube ich das schon!) Ach so? Ich meine, sie könnten ja auch besser sein. Ich weiß nicht, der Widerstand - meinen Sie, ich bin betroffen, weil gegen mich Widerstand geleistet werden muss in dieser Republik? Das ist ein bisschen traurig. Ich bin ein Oppositionspolitiker, der 1965 geboren wurde - und gegen mich muss man Widerstand leisten? Na ja, dann ist irgendetwas faul am Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands! Und dann haben Sie mir ein Argument gegeben, warum wir das ablehnen müssen. (GR Godwin Schuster: Wehret den Anfängen!)
Ja, "wehret den Anfängen": Da haben Sie vollkommen Recht. Die "Privat-Stasi" - so wurde es ja nicht zu Unrecht bezeichnet - ist eben genau so ein Punkt. Sie haben Recht, man muss den Anfängen totalitärer Systeme entgegenwirken! Diese beginnen auch damit, dass man den politischen Gegner mundtot machen möchte, indem man ihm Vorwürfe macht, die bis ins Kriminelle hineinreichen. Das ist der Beginn eines totalitären Systems, dagegen muss man auftreten, da haben Sie vollkommen Recht. Insofern: Wehret den Anfängen, und damit auch keine Subvention für das Dokumentationsarchiv! (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Eine ungeheure Umdrehung dessen, was das Dokumentationsarchiv macht!) 

Nein, es ist tatsächlich so. Die Mehrheit steht dahinter, und wir reden von Widerstand. Ich weiß nicht, warum da die Mehrheit... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Reden Sie sich jetzt in keinen Wirbel hinein!) Die Mehrheit muss keinen Widerstand leisten. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Passen Sie auf, was Sie sagen!) Nein, ich rede mich in keinen Wirbel hinein. Sie wissen, dass es genau dazu mittlerweile ja auch Gerichtsurteile gibt, die das festgestellt haben. Ich erspare es mir, das zu zitieren, was man alles sagen darf, ich will das gar nicht breittreten. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer hat Irving eigentlich eingeladen?) Sie wissen ganz genau, dass dort noch dazu dilettantisch gearbeitet wird. Aber das ist eine andere Sache, und das muss man ja dann feststellen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: War das Ihre Einladung? Haben Sie das unterschrieben? Auf wessen Einladung ist Irving nach Österreich gekommen?) 

Der Filmfonds ist auch ein Thema, bei dem wir uns immer dagegen aussprechen, diese Förderung auszuzahlen. Es ist schon richtig, es gibt jetzt Erfolge, "Caché" ist ein Film, der mir durchaus gefallen hat. Aber ich muss schon sagen, umgeworfen hat er mich nicht. Ich habe die Premiere in französischer Sprache gesehen. Es ist ein österreichischer Regisseur, das ist vollkommen richtig, aber der Film ist in französischer Sprache, er spielt in Frankreich, es sind französische Schauspieler, es ist also jetzt nicht das Aushängeschild des österreichischen Films. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Soll nur deutsches Kulturgut gefördert werden?) 

Wir reden davon, dass wir hier in Wien den österreichischen Film fördern. Ich rede nicht von deutschem Kulturgut oder sonst was, ich rede vom österreichischen Film. Wenn ich dann einen Film in französischer Sprache sehe, eben mit französischen Schauspielern, der in Frankreich gedreht wurde, dann muss ich sagen: Das ist nicht der österreichische Film. Aber wenn Sie das anders sehen, dann können Sie das hier ja gerne argumentieren. Zugegeben, wie gesagt, der Film war gut, und ich anerkenne diese Leistung. Aber eine Schwalbe macht noch keinen Sommer, und der österreichische Film ist aus unserer Sicht nach wie vor in einem bemitleidenswerten Zustand. Daher lehnen wir diese Förderung ab.

Damit bin ich mit den wesentlichen Punkten fertig, die heute zu besprechen wären. Wie gesagt, ich habe Ihnen jetzt Zeit gerettet und habe das hier zusammengefasst. Aber wenn Sie wollen, können wir nachher noch einmal genauer darüber debattieren, wenn Sie die Mittagszeit weiter ausnützen wollen. 

Wir stellen uns unter Kulturpolitik in vielen Bereichen etwas anderes vor, und wir sind vor allem dazu angetreten, dass wir die sozialistische Herrschaft, die über Jahrzehnte aufgebaut wurde, gerade im Subventionsbereich abbauen, dass die Mittel effizient eingesetzt werden, dass eine Orientierung an kulturellen Bedürfnissen der Steuerzahler vermehrt Platz greift und dass damit auch die Abhängigkeit der Kunstschaffenden vom Subventionsgeber vermindert wird. Dafür sind wir angetreten, und daher lehnen wir die von mir genannten Punkte des heutigen Tages ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin ja Herrn Stefan sehr dankbar dafür, dass er die gesamte Kulturdebatte in kurzen 10 Minuten abgehandelt hat. Diese Freude kann ich Ihnen allerdings heute nicht machen. 

Ich würde bei diesem Tagesordnungspunkt gerne auf ein Thema zurückkommen, über das wir in der Budgetdebatte schon gesprochen haben, nämlich die Frage der Theaterreform. Das ist ein Thema, das uns hier ja schon sehr, sehr oft beschäftigt hat, über das wir schon oft gesprochen haben. Wenn ich auch in den allermeisten Dingen, die Herr Stefan gerade vorhin gesagt hat, nicht einer Meinung mit ihm bin, in einem hatte er Recht: Sie ist etwas ins Stocken geraten, unsere Theaterreform. Das ist natürlich etwas, was uns allen, die wir uns hier sozusagen verpflichtet haben, die Theaterreform voranzutreiben, und auch klare Bedingungen ausgemacht haben, unter denen diese Theaterreform grundsätzlich zu handhaben ist, und uns geeinigt haben auf Vorgehensweisen, auf Bausteine, natürlich zu denken geben muss.

Es gibt drei Tagesordnungspunkte in diesem Paket, das wir jetzt diskutieren, die bei mir ein bisschen die Alarmglocken schrillen lassen. Das eine ist der Bereich der Entschuldungen. Wir haben uns im Zuge der Theaterreform sehr oft und immer wieder darüber unterhalten, dass es, wenn man solche Schritte setzt und wenn sie auch bedeuten können, dass der eine oder andere Verein kein Geld mehr bekommt, wirklich notwendig ist, das Ganze ein bisschen sozial abzufedern. Das ist so auch in Ordnung, und deshalb ist es im Prinzip ganz in Ordnung, dass es Entschuldungen geben wird und dass hier auch, sagen wir einmal, Kulanzregelungen gefunden werden. 

Womit ich allerdings nicht leben kann, ist eine Vorgangsweise wie in dem Akt, der sich mit den Entschuldungen befasst, worin mehrere Institutionen, die davon profitieren sollen, aufgeführt werden, aber auf unsere Nachfragen, wer aller insgesamt Entschuldungen bekommen soll, schlussendlich keine wirkliche und für uns nachvollziehbare Antwort gegeben wird. 

Jetzt geht es hier nicht einfach nur um einen Rahmenbetrag - man kann ja immer wieder darüber diskutieren, und wir haben das auch getan, dass diese Rahmenbeträge insgesamt nicht ganz unproblematisch sind -, sondern hier geht es um einen Rahmenbetrag für Entschuldungen. Ich glaube, dass gerade bei Entschuldungen doch noch einmal eine besondere Vorsicht angemessen ist. Es handelt sich also um Institutionen, die, aus welchen Gründen auch immer, Schulden gemacht haben. Das heißt, es geht nicht darum, dass man ein Projekt finanziert, das noch nicht durchgeführt worden ist, das noch nicht veröffentlicht worden ist, das noch nicht aufgeführt worden ist, sondern es geht darum, rückwirkend Schulden zu zahlen. 

An sich finde ich, dass das auch etwas ist, was Teil von Kulturpolitik ist; immer wieder gibt es Fälle, dass Schulden auflaufen, und die muss man auch zahlen. Aber Rahmenbeträge für Entschuldungen, damit können wir sicher nicht leben! Ich halte das für eine problematische und sehr intransparente Vorgangsweise, und wenn ich mir vor Augen halte, wie auf unsere Nachfrage im Kulturausschuss geantwortet wurde auf die Frage, wer aller da jetzt entschuldet werden wird, dann schrillen bei mir die Alarmglocken. Ich fühle mich in Zeiten zurückversetzt, als wir derartige Antworten bei Rahmenbeträgen immer dann bekommen haben, wenn damals der Rabenhof noch unter Welunschek Geld bekommen sollte. 

Jetzt kann ich natürlich anfangen, darüber zu phantasieren, wer von unseren Kandidaten und Kandidatinnen entschuldet werden soll. Ich weiß es nicht. Natürlich will ich nichts Schlimmes unterstellen und hoffe, es ist alles bestens und meine Vorahnungen werden nicht bestätigt, aber ich weiß es nicht. Immerhin handelt es sich hier um 249 000 EUR, die in dieser Form und bei dieser Vorgangsweise unsere Unterstützung sicherlich nicht finden können. 

Der zweite Bereich sind die Bau- und Investitionskosten. Was die Bau- und Investitionskosten betrifft, handelt es sich um einen Betrag, bei dem ich in den letzten Jahren zugegebenermaßen immer wieder Bauchweh gehabt habe. Auch nur ein Posten allein in diesen Bau- und Investitionskosten, die für das Jahr 2005 aufgeführt sind, rechtfertigt schon, warum man dem Rahmenbetrag in dieser Form nicht zustimmen kann. Sie erinnern sich vielleicht alle noch dunkel an die berühmte Geschichte über die Rettung der Kabarettbühnen durch die Firma TMM, die Theater- und Musikmanagement GesmbH., wenn ich mich recht erinnere. Diese berühmte TMM wurde beauftragt, mit den Kabarettbühnen und der Fernwärme Wien Sponsoringverträge abzuschließen, um auf diesem Wege den Kabarettbühnen Geld zukommen zu lassen. An sich ein faires Unterfangen und sicherlich gut gemeint, passiert ist jedoch nichts. 

Allerdings stelle ich jetzt im Nachhinein fest, dass im Zusammenhang mit dem Rahmenbetrag für Bau- und Investitionskostenzuschüsse der Firma TMM 20 000 EUR für die Renovierung und Herstellung eines Büros bezahlt wurden. Sehr geehrte Damen und Herren, wenn es Aufgabe der Stadt Wien wird, Bürokosten für eine Firma zu zahlen, die Sponsoringverträge für Kabarett-bühnen herstellen soll, dann weiß ich nicht mehr, was das noch mit einem Kulturauftrag im engeren Sinne zu tun hat. Noch dazu mit einer Firma TMM, die nichts zustande gebracht hat und die schlussendlich dazu geführt hat, dass die Kabarettbühnen jetzt immer noch in dem gleichen Schlamassel stecken wie noch vor ein, zwei Jahren!

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe immer wieder den Eindruck, dass mit diesem Rahmenbetrag für Bau- und Investitionskostenzuschüsse so manches getrieben wird, was unserer Aufmerksamkeit entzogen wer-
den soll und bei dem es ganz angenehm ist, dass wir erst im Nachhinein die Abrechnung bekommen. Gerade bei diesem Punkt habe ich ein schlechtes Gefühl und viel Bauchweh. Daher werden wir auch diesem Rahmenbetrag dieses Jahr nicht zustimmen. 

Lassen Sie mich noch kurz auf den dritten Punkt zurückkommen, der die Theaterreform betrifft. Ich habe es in der Budgetrede schon angesprochen: Ein wichtiger und zentraler Baustein der Theaterreform waren und sind die Co-Produktionshäuser. Das ist immer Teil der Diskussion gewesen, es war eine Grundvoraussetzung und Grundbedingung unserer Zustimmung zu dieser Theaterreform. Ich muss jetzt, eineinhalb Jahre später, feststellen, dass wir am gleichen Nullpunkt wie vor eineinhalb Jahren stehen!

Zwischendurch wurde uns versichert, es wird an Konzepten gearbeitet, im Kabelwerk hier, im Künstlerhaus dort. Nichts davon - nichts davon! - liegt schriftlich vor, nichts davon ist meines Wissens auch nur in Annäherung an eine Realisierung, und damit machen wir uns alle unglaubwürdig, unglaubwürdig gegenüber einer Szene, die Vertrauen in uns als Politikerinnen und Politiker legt, dass wir hier etwas vorhaben, was ihnen nutzt. Wie soll ich in Zukunft die Theaterreform verteidigen, wenn ich damit konfrontiert bin, dass ein zentraler Baustein und eine Vereinbarung, die wir getroffen haben, in dieser Form gehandhabt wird?

Ich halte das für mehr als problematisch und möchte an dieser Stelle auch öffentlich Folgendes sagen: Wenn ich nicht in den nächsten Monaten das Gefühl haben, dass hier tatsächlich etwas weitergeht, dann werden wir uns sehr, sehr gut überlegen müssen, ob diese Theaterreform weiterhin unsere Unterstützung finden kann! Denn hier gab es Abmachungen und Bedingungen, unter denen wir diese Theaterreform unterstützt haben, und wenn ich den Eindruck gewinnen muss, dass zentrale Abmachungen nicht eingehalten werden, dann sehe ich keinen Anlass mehr, dass wir diese Reformen in dieser Form unterstützen können. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Etwas Letztes möchte ich noch zur Subvention für das Kindertheater MOKI sagen. Das Kindertheater MOKI ist eine Theatergruppe, die in dieser Stadt von vielen Kindern sehr geliebt wird, das ist gar keine Frage. Aber auch hier gilt es: Die Abmachung war, in der Theaterreform werden jene Häuser, jene Projekte, jene Gruppen unterstützt, die Empfehlungen bekommen - Empfehlungen von der Theaterjury, Empfehlungen vom Kuratorium -, und nicht Einzelentscheidungen des Herrn Stadtrats getroffen. Wir haben das jetzt leider schon ein Mal, zwei Mal, drei Mal zu oft bemerken müssen, dass dann - immer auch gut argumentierbar, weil die doch so nette Arbeit machen! - trotzdem entgegen den Entscheidungen vorgegangen wird. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Entweder man einigt sich auf Spielregeln, dann müssen sie für alle gelten, oder wir können alles so belassen, wie es ist oder wie es vor der Theaterreform war, nämlich dass einmal hier, einmal dort entschieden wurde, dass der Politiker oder die Politikerin sehr viele Entscheidungen allein getroffen hat und die Beiratsentscheidungen auch von Politikern nicht eingehalten worden sind, dass die Künstlerinnen und Künstler in Wahrheit keine genaue und präzise Vorstellung davon haben konnten, wie entschieden wird. 

Wenn wir jetzt wieder den alten Weg einschlagen, dann haben wir die letzten eineinhalb Jahr völlig umsonst für die Theaterreform gekämpft! Das würde mir persönlich sehr Leid tun, und ich empfinde es auch als Affront gegenüber uns, die wir diese Theaterreform unterstützen, dass hier von Ihnen, lieber Herr Stadtrat, so vorgegangen wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet: Herr Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bekanntlich beruhigt es, Geld eingesteckt zu haben, wenn man weggeht; man weiß ja nie, ob man sich was kaufen muss oder will, oder ob man auch was zu zahlen hat. Für Privatpersonen ist das eine einfache Geschichte: Sofern man nicht von der Wiener Arbeitslosigkeit betroffen ist, geht man zum Bankomat, hat eine Ziffernkombination und kann sich Geld holen. Die Rahmenbeträge scheinen Bankomat-Funktion für die Kulturpolitik zu haben: Man lässt sich Geld genehmigen, um es dann auszugeben. Wie, warum, wofür, erfährt die Opposition nicht, oder bestenfalls aus Kontrollamtsberichten, wenn etwas zu bemängeln war. 

Im Kulturressort werden 10,65 Millionen EUR in Form von Rahmenbeträgen vergeben. Das ist sehr viel Geld. Seltsamerweise ist das in anderen Ressorts nicht so geregelt, dort gibt die Einrichtung der Rahmenbeträge kaum. 10,65 Millionen EUR werden ad libitum vergeben, diverse Projektförderungen, Einzelförderungen, die dann summiert werden, aber es wird vorher genehmigt. So wird die parlamentarische Kontrolle ausgetrickst, so hat die Opposition keine Möglichkeit, Transparenz zu bekommen und zu sehen, was mit dem Geld eigentlich geschieht. Diverse Projektförderungen an theaterfreie Gruppen: 2,7 Millionen EUR; Bau- und Investitionszuschüsse, von denen schon gesprochen wurde, Theater 2,8 Millionen, Wissenschaft 1,350 Millionen. Es beruhigt, wenn man Geld hat, das man dann einfach vergibt oder das man dann vielleicht dem Petenten nach dem Gießkannenprinzip auszahlt. Das kann nicht eine moderne, zukunftsorientierte Kulturpolitik sein!

Diese Intransparenz ist etwas, was sich in vielen Punkten zeigt; ich möchte Ihnen nur einen kurz nennen. Da gibt es Vereine, die bereits Subventionen bekommen haben und dann aus irgendwelchen Rahmenbeträgen zusätzlich noch einmal Geld erhalten. Das ist nicht nachvollziehbar. Der Aktionsradius Augarten bekommt eine Subvention von 299 000 EUR, und dann aus dem Rahmenbetrag Interkulturelle Aktivitäten noch einmal 10 000 EUR. Das ist keine Transparenz, das ist genau dieses Bankomat-System, von dem ich gesprochen haben. (Beifall bei der ÖVP.) Es wird das Geld nach Gutsherrenart und im Gießkannensystem zur Düngung der Kulturszene verwendet. Das kann es doch wohl nicht sein!

Es gibt hier viele Beispiele, und wir werden heute noch darüber diskutieren. Neue Medien: 490 000 EUR für verschiedene Vereinigungen. Es wird heute noch zu diskutieren sein, nach welchem System diese Gelder letztlich vergeben werden. 

Neben der mangelnden Transparenz - und meine Vorrednerin hat das auch schon angesprochen - ist diese Konzeptlosigkeit bemerkenswert. Eine Theaterreform, die die Oppositionsparteien mittragen, stockt, sagt der eine Kollege; sie ist in Gefahr, weiter mitgetragen zu werden, sagt die andere Kollegin. Ja, weil hier Beschlüsse unterlaufen werden aus einer Selbstherrlichkeit, die nicht nachvollziehbar ist. Und dann sollen wir zustimmen? - Das wird's nicht geben!

Im Filmbereich ist es ähnlich. Da gibt es den Filmfonds - und was sonst? Was sind die weiteren Konzepte zur Förderung des Films? Alle freuen sich, dass "Caché" internationalen Erfolg hatte, dem Regisseur ist zu gratulieren und auch dem Produzenten, aber was gibt es darüber hinaus an Konzepten? Wie schaut es mit der Kinoförderung aus? Da gibt es seit 2004 einen vertragslosen Zustand. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ist ja nicht wahr!) Wann wird sich der ändern? (GRin Inge Zankl: Stimmt ja gar nicht!) Wann wird es eine andere, wann wird es eine ordentliche, zukunftsorientierte Kinoförderung geben? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer schreibt Ihnen diese Reden? Der soll sich informieren!)
Wie ist das mit der Museumsfinanzierung? Wie werden die Museen in Zukunft finanziert werden? Wie ist es mit der Musikförderung? - Vieles von dem wurde ja in der Budgetdebatte in den vergangenen Tagen angesprochen, Antworten hat es keine gegeben.

Musikförderung: Seit 2003 um 17 Prozent gekürzt. Wie ist es mit der gesamten Konzeption zu den Musicals? Das ist ein eigenes Thema. Wir wissen, dass es demnächst zwei hoch subventionierte Musical-Standorte oder ‑Theater in Wien geben wird; über den Subventionsbedarf ab 2007 wissen wir noch nichts. Ich vermute, Sie werden dann mit Rahmenbeträgen kommen und sagen: Wir müssen das abdecken. So kann die Kulturpolitik in der Tat nicht funktionieren.

Ein Beispiel, das auch an dieser Stelle noch einmal erwähnt werden muss, ist das Musical “Wake Up“. Da waren 10,9 Millionen EUR Verlust konzipiert oder vorgesehen. Dann hat man trotz aller Bemühungen, Karten zu verschenken und die Leute hinzubringen, es leider nicht geschafft. Schuld war der Irak-Krieg, wie man den Unterlagen entnehmen kann, oder schuld war das zu diesem Zeitpunkt turbulente Privatleben des Herrn Rainhard Fendrich. Jedenfalls sind die Leute ausgeblieben, mit dem Erfolg, dass 1,8 Millionen EUR zusätzlich gezahlt werden mussten, womit diese eine Produktion 12,7 Mil-
lionen EUR verbraten hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Ordentlich!) Das ist viel Geld, das ist vor allem öffentliches Geld.

Herr Woller sagt: Na, das kann schon einmal passieren, es kann schon etwas schief gehen, wenn man etwas tut. - Eine interessante Variante! Es kann nicht schief gehen, sondern es muss schief gehen, wenn man diese Form der Kulturpolitik betreibt. (Beifall bei der ÖVP.)
Konzeptlosigkeit, mangelnde Transparenz, keine nachvollziehbaren Regeln, vor allem keine Definition ei-
nes rechtlichen Anspruches auf Subventionen: Man könnte ja einmal überlegen, Herr Stadtrat, ob man nicht das System umstellt und definiert, wer was warum bekommen muss, und zahlt das dann aus. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es gibt keinen rechtlichen An-
spruch auf Subvention!) Eben! Sie haben völlig Recht, Sie vergeben Subventionen in Form von Almosen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Subvention ist per definitionem kein Anspruch!) Ja, genau das ist es, und dieses System gehört umgestellt! (Beifall bei der ÖVP.) Es sollen nicht Subventionen vergeben werden nach der Art... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Tun Sie sich einmal ein bisschen einarbeiten in die Materie!) 

Lieber Herr Stadtrat! Ich kenne Ihren Stehsatz: Man soll sich einarbeiten. Sie haben das in fünf Jahren nicht getan. (Beifall bei der ÖVP.) Ich bin nach wenigen… (GR Mag Thomas Reindl: Für einen neuen Abgeordneten reden Sie ganz schön frech, muss ich sagen!) Ich habe das leider nicht gehört, sonst würde ich Ihnen auch etwas sagen. Wenn Sie gesagt haben, das sei ein bisschen frech für einen Jungabgeordneten, dann würde ich Sie bitten, sich ein bisschen zu überlegen, was Sie sagen. Es ist zwar viel verlangt, aber tun Sie es trotzdem. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)
Man könnte, wie gesagt, das gesamte Subventionssystem einmal überdenken und hier vielleicht zeitgemäße Regeln aufstellen, damit diese Vergabe nach - und ich sage es noch einmal - Gutsherrenart sich endlich aufhört und zu Ende ist. Nachvollziehbare Regeln, Definition von rechtlichen Ansprüchen und nicht die Vergabe von Subventionen - das wäre eine moderne, zeitgerechte Kulturpolitik. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: So wie im Bund!) - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Woller. - Bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Da-
men und Herren!

Es sind jetzt viele Themen angesprochen worden. Ich werde versuchen, in aller Kürze darauf einzugehen; ich glaube, das ist notwendig, weil doch so viel im Raum steht, was einfach unrichtig ist.

Die Theaterreform ist natürlich nicht ins Stocken gekommen. Die einzige Verwunderung ist, wenn die FPÖ meint, sie sei ins Stocken gekommen, denn die FPÖ ist aus eigenen Stücken - nicht auf unseren Wunsch, sondern aus eigenen Stücken - aus dem Kreis der Kultursprechergespräche ausgeschieden und hat damit die Theaterreform nicht mehr mitgetragen. Das war die Entscheidung der FPÖ. Es ist ein bisschen komisch, wenn sich die FPÖ hier über das Stocken der Theaterreform aufregt, weil die FPÖ hier seit Jahren jeden Theaterakt abgelehnt hat, und zwar manchmal ohne jegliches Argument. Sich dann herzustellen und zu sagen, das gerät ins Stocken, ist wirklich obskur!

Wenn die GRÜNEN das sagen, dann möchte ich nur daran erinnern, dass wir bis in den Sommer hinein - das war schon ganz knapp vor Beginn des Wahlkampfs - noch im Kreis der Kultursprecher und Kultursprecherinnen, natürlich ohne FPÖ, zusammen gesessen sind und die Theaterreform besprochen haben. Natürlich hat es jetzt mit der Wahl einen Einschnitt gegeben. Es hat auch keinen Gemeinderat gegeben, wir haben uns erst vor kurzem wieder konstituiert. Selbstverständlich wird es diese Gespräche weiterhin geben. Aber das heißt ja nicht, dass die Theaterreform nicht weitergeht. Es gibt unzählige Projekte, die jetzt laufen und Ergebnisse dieser Theaterreform sind. 

Ich sage jetzt nur ein Beispiel: Das Ensemble für Städtebewohner beginnt in diesen Monaten mit seinen Produktionen in Wien - viel beachtet. Christoph Coburger, ein Komponist aus Berlin, hat sich hergestellt und hat gesagt, so etwas hat er in seinem ganzen künstlerischen Leben noch nicht erlebt, dass eine Stadt ihn, der in Wien überhaupt noch nie etwas gemacht hat, eingeladen hat, hier auf vier Jahre Produktionen zu machen, und ihn auch finanziell abgesichert hat. Das ist das Ergebnis der Theaterreform, aber nicht, ob wir drei Monate lang Sitzungen mit den Kultursprechern durchgeführt haben oder nicht. Die Theaterreform läuft, auch wenn wir einmal nicht zusammen sitzen. Aber wir werden selbstverständlich wieder zusammen sitzen und die Theaterreform weitertragen.

Christoph Coburger mit seinem Ensemble für Städtebewohner ist ein Beispiel. Ich sage nur, die Wiener Taschenoper, eine großartige Produktion bei Wien Modern, Hightea; die Gruppe 80 in der Gumpendorfer Straße, die das Theater an der Gumpendorfer Straße jetzt eröffnen werden; Superamas, eine der freien Gruppen, die in der Theaterreform massiv aufgewertet worden sind. Sie ist als erste österreichische freie Gruppe seit ewig zum großen Impulse-Festival der freien Gruppen nach Nordrhein-Westfalen eingeladen worden. 

Das heißt, die Theaterreform läuft. Wir haben hier im Gemeinderat nicht diskutiert, weil es wegen der Wahlen keinen Gemeinderat gegeben. Das ist das konkrete Ergebnis, wir werden selbstverständlich weiterarbeiten, und ich hoffe, dass auch die GRÜNEN und die ÖVP an dieser Theaterreform weiter mitarbeiten.

Was jetzt die Entschuldungen betrifft, die du (zu GRin Mag Marie Ringler) angesprochen hast: Nun, erstens einmal stimmt es nicht, dass nicht bekannt ist, um welche Beträge es sich handelt. Es steht im Akt, welche Theater entschuldet werden sollen, und es wurde auch im Ausschuss darauf Antwort gegeben. Ich kann es auch hier noch einmal versuchen.

Eine konkrete Entschuldung betrifft das Ensemble Theater, und da muss man schon die Hintergründe wissen. Da warst du (zu GRin Mag Marie Ringler) noch nicht im Gemeinderat, vor fünf, sechs Jahren haben wir hier eine Entschuldung für das Ensemble Theater beschlossen, die so ausgeschaut hat, dass wir einen Teil bezahlt haben, und für einen Teil hat sich das Theater verpflichtet, diesen selbst in einem fünfjährigen Programm abzubauen. Das Theater hat das wirklich gemacht, solange es gegangen ist. Es geht jetzt seit zwei Jahren nicht mehr, weil der Bund die Förderung für das Ensemble Theater zur Gänze eingestellt hat! Das war natürlich nicht aufzufangen. Das heißt, die können nicht auf der einen Seite bei gleichbleibenden Subventionen einen Beitrag leisten, um die Schulden der Jahre zuvor abzubauen, und gleichzeitig werden ihnen die Bundesförderungen gestrichen. Das ist die Ursache. Das ist daher kein Ergebnis der Theaterreform, sondern das ist ein Prozess, der schon über fünf Jahre zurückliegt. 

Wenn du sagst, liebe Marie Ringler, das MOKI sollte keine Förderung bekommen, dann sage ich erstens einmal, das MOKI ist ein großartiges Kindertheater, auch wenn vielleicht Kuratoren und Juroren der Meinung sind, dass es künstlerisch nicht das absolut beste ist, was es auf der ganzen Welt gibt. Das mag sein. Aber dass im MOKI jedes Jahr 45 000 Kinder in Schulen oder bei anderen Gelegenheiten erstmals Umgang mit Kindertheater bekommen, das ist es wirklich wert, dass man denen 10 000 EUR gibt. Bei aller Wertschätzung deiner Person und der Opposition... (GRin Mag Marie Ringler: Aber entweder es gibt Spielregeln, dann müssen wir uns alle daran halten, oder es gibt sie nicht!)
Es gibt Spielregeln, dass es Entscheidungen der Jury und der Kuratoren gibt. Die kann der Stadtrat umsetzen; er hat mit Punkt und Beistrich umgesetzt, was die Empfehlungen des Kuratoriums und der Jury betrifft. Nur kann das nicht heißen, dass dem Stadtrat dadurch die Hände gebunden sind und er sagen muss: Ich kann überhaupt nichts mehr entscheiden. Bei aller Wertschätzung deiner Person und der GRÜNEN-Opposition: Es muss doch möglich sein, dass der Stadtrat und die Mehrheit in diesem Gemeinderat entscheiden können, dass ein Kindertheater mit 45 000 Kindern pro Jahr 10 000 EUR an Förderung bekommt. (GRin Mag Marie Ringler: Aber dann muss er sagen...!) Da werden wir nicht die Theaterreform ins Stocken geraten lassen. (Beifall bei der SPÖ. - GRin Mag Marie Ringler: ...dann gibt es keine Theaterreform!)
Wir werden das natürlich bei unserer nächsten Sitzung diskutieren. Es hat ja auch bisher schon Entscheidungen gegeben, die zusätzlich zu Entscheidungen des Kuratoriums getroffen worden sind. Aber der Stadtrat hat die Entscheidung der Jury und des Kuratoriums voll umgesetzt. Er hat nur trotzdem als amtsführender Stadtrat sich noch herausgenommen, dass er sagt: Ich kann auch einmal Dinge vorschlagen. 

Jetzt kommen wir zu einem ganz schlimmen Kapitel dieser Kulturdebatte, der Rolle der FPÖ. Die FPÖ ist ja - wir haben das schon ausgeführt - so weit im rechten Eck, dass Sie schon gar nicht mehr heraussehen, wo das normale Kulturleben in dieser Stadt ist. Sie sind offensichtlich so weit weg vom kulturellen Leben dieser Stadt, weil Sie sich nur mehr in düsteren deutschnationalen Buden aufhalten. Wenn man sieht, dass fast alle Mitglieder der FPÖ im Gemeinderat, zumindest fast alle männlichen, Mitglieder der deutschnationalen schlagenden Burschenschaften sind und die "Olympia" immer einen Hauptfeind gehabt hat - das sind die Franzosen, was immer das auch heißen mag, es geht also gegen die Franzosen -, dann kann ich mir schon vorstellen, dass die FPÖ keine Freude hat, wenn eine österreichisch-französische Co-Produktion fünf europäische Filmpreise gewinnt. Wir freuen uns darüber, weil wir in einem großen Europa, in einem weltoffenen Europa leben. Die FPÖ lebt in kleinen, verstunkenen Buden, und dort gehören sie auch hin. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Mag Marie Ringler.)
Weil Kollege Stefan sagt, dass eine Schwalbe keinen Sommer macht: Wir haben unzählige Filmpreise in den letzten Jahren gewonnen, das ist Ihnen vielleicht gar nicht bewusst geworden. Ich kann sie jetzt nicht alle aufzählen, Elisabeth Vitouch könnte Ihnen das ganz genau sagen. Aber wenn eine österreichisch-franzö-
sische Co-Produktion in Berlin den Europäischen Film-
preis in fünf Kategorien gewinnt, dann kann man nicht sagen, dass das eine Schwalbe ist. Das ist eine ganze Vogelschar, die da sozusagen über uns gelandet ist. Der Produzent ist übrigens ein Österreicher, Veit Heiduschka, und er hat bei der Preisverleihung gesagt, dass das alles nur möglich ist, weil er zehn Jahre lang vom Wiener Filmfonds gefördert worden ist. Das ist ein langer Prozess, und das ist sehr wohl eine österreichische Produktion, mit einem österreichischen Produzenten, und der Großteil der Filmproduktion ist in Wien gedreht worden.

Das heißt auch, dass von den Mitteln, die wir einsetzen, ein siebenfacher Brancheneffekt zu verzeichnen ist. Wenn es solche Filme nicht geben würde, die in Wien, in unseren Rosenhügelstudios produziert werden, dann würde es auch die anderen, vielleicht nicht ganz so prominenten und erfolgreichen Filme in dieser Stadt nicht mehr geben. Aber jedenfalls war die FPÖ immer gegen alle Filmförderungen, da hätte es mich ohnehin gewundert, wenn Sie sich freuen, weil ein Film gewinnt, der aus der Wiener Filmförderung gekommen ist. 

Nun zum Kollegen Wolf: Es wäre wirklich gut, wenn Sie sich hin und wieder ein bisschen informieren würden. Ich sage jetzt, Marboe war nicht unbedingt mein bester Freund, das wissen alle hier, nur, unter uns gesagt, ausgekannt hat er sich, das muss man sagen. Auch Andreas Salcher geht mir wirklich ab, weil er erstens rhetorisch brillant und zweitens inhaltlich kompetent war. Das könnten Sie sich jetzt noch anzueignen versuchen. 

Nur, unter uns gesagt: Andreas Mailath-Pokorny vorzuwerfen, dass er sich nicht eingearbeitet hat, das ist wirklich einfach lächerlich! Andreas Mailath-Pokorny hat die größten Reformen in der Kulturverwaltung der Stadt Wien in den letzten Jahren durchgeführt, und wir haben unter anderem auch damit eine Wahl gewonnen, wir sind jetzt um drei Mitglieder im Gemeinderat stärker. Worauf Sie das begründen, dass wir nicht erfolgreich wären, weiß ich nicht. (Beifall bei der SPÖ. - StR Dr Johannes Hahn: Ernstl, das glaubst aber selber nicht!) 

Dass Sie sich aber offensichtlich nicht informieren, das sollten Sie einmal sehen, wenn sie sich zum Beispiel die Positionen zum Musical anschauen. Peter Marboe hat mehr als vier Jahre Zeit gehabt, beim Musical und bei den Vereinigten Bühnen Wien alles zu verändern, und er hat überhaupt nichts verändert. Es ist dort alles genauso weitergelaufen, weil er auch gesehen hat, dass das notwendig ist. Wir haben zwei Musical-Häuser in dieser Stadt, die ein großartiges Programm machen, wo-
bei es immer noch passieren kann, dass eine Produktion schief geht. Aber, unter uns gesagt, 1,8 Millionen Be-
sucher für "Elisabeth" sind ja auch nicht etwas, was man einfach wegwischen kann. 

500 000 Menschen gehen jedes Jahr ins Musical und kaufen sich dort Karten. Das ist ein so wichtiges Segment, dass Sie sich hier nicht einfach herstellen können, nachdem Sie vielleicht zum ersten Mal versucht haben, sich irgendwie in Kultur einzulesen, und hier nicht einfach sagen können: Das brauchen wir alles nicht. Da geht es um Hunderte Arbeitsplätze - um 700 Arbeitsplät-
ze -, da geht es um 80 hochrangige Orchestermusiker-Arbeitsplätze, und Sie stellen sich her: Das brauchen wir alles nicht. So gesehen, würde ich meinen, Sie sollten versuchen, sich ein bisschen zu informieren.

Genau dasselbe gilt für die Rahmenbeträge. Die Rahmenbeträge sind ja tatsächlich keine Erfindung des Andreas Mailath-Pokorny, die hat es immer schon gegeben. Vor allem hat es das auch bei Peter Marboe gegeben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Peter Marboe hat sich dafür auch eine Studie machen lassen, gemeinsam mit der Stadtregierung, nämlich die berühmte Arthur D Little-Studie. Die hat damals festgestellt, was die Effizienz der Arbeitsweise des Magistrats betrifft, dass ausdrücklich vorgeschlagen wurde, Rahmenbeträge zu machen und daher die Effizienz des Magistrats zu steigern. (GR Dr Matthias Tschirf: ...bei den Rahmenbeträgen!)
Sie regen sich auf, dass wir Almosen verteilen; dieses Argument ist natürlich auch ein bisschen lächerlich. Denn erstens einmal vergeben wir keine Almosen, sondern wir beschließen hier im zuständigen Gremium der Stadt Wien, im Gemeinderatsausschuss, die Gemeinderats-Kulturfinanzierungen - nicht Förderungen, sondern Kulturfinanzierungen -, damit das großartige kulturelle Leben in dieser Stadt überhaupt möglich ist, von den ganz Großen bis zu den ganz Kleinen. Alles wird da dis-
kutiert, und meine Kolleginnen und Kollegen fragen sich schon, warum es immer so viele Akten zur Kultur gibt. 

Sie sagen, der Stadtrat vergibt willkürlich Almosen. Wir beschließen jeden einzelnen Antrag ohnehin schon hier im Gemeinderat und im Gemeinderatsausschuss! Wir haben die meisten Akten von allen Geschäftsgruppen, und Sie sagen, das ist eine Alleinentscheidung des Herrn Stadtrates. Da haben Sie sich also offensichtlich auch noch nicht ganz in diesem Haus zurechtgefunden. 

Was Ihnen vielleicht nicht passt, ist, dass Wien überhaupt in Kultur investiert, das unterscheidet uns nämlich radikal. Wien investiert in die Kultur, weil das unsere Kernkompetenz ist, ganz im Gegensatz zum Bund: Der hat in den letzten fünf Jahren die Förderungen für Kunst und Kultur um ein Drittel reduziert. Wir müssen als Stadt Wien teilweise mit Investitionen einspringen, um Institutionen, die eigentlich dem Bund zuzurechnen sind, überhaupt zu sanieren. Ich sage jetzt nur, Albertina mit 2,3 Millionen EUR. 

Noch gravierender finde ich es eigentlich, dass wir das Filmmuseum mit 450 000 EUR zahlen müssen. Das Filmmuseum ist immerhin die österreichische Nationalbibliothek des Films, also ist das eigentlich keine Wiener Angelegenheit, sondern eine Bundesangelegenheit. Wir müssen 450 000 EUR fürs Filmmuseum zahlen, damit die Hütte dort nicht zusammenfällt, damit sie dort überhaupt noch weiterspielen können. Und dann stellen Sie sich her und behaupten, wir vergeben Almosen.

Wien investiert beachtliche Summen in Kunst und Kultur. Ich habe mir die Investitionskostenbeiträge für die letzten fünf Jahre heraussuchen lassen: Die gigantische Summe von 32 Millionen EUR haben wir in fünf Jahren in Kulturbauten investiert, in große und in kleine. Da habe ich Dinge wie den Archivbau oder den Umbau der Bibliothek noch gar nicht dazugerechnet, da habe ich noch nicht dazugerechnet, dass aus anderen Geschäftsgruppen die Urania umgebaut worden ist, das Urania-Kino, dass die Hauptbücherei gebaut worden ist, dass die Arena finanziert worden ist, dass das Flex finanziert worden ist. All das gehört ebenfalls zur Kultur, und das habe ich bei den 32 Millionen EUR noch gar nicht dazugerechnet. 

Wir investieren 32 Millionen EUR in den letzten fünf Jahren in große und kleine Einrichtungen wie beispielsweise Musikverein, Konzerthaus, Klangforum und das Tanzquartier - auch das ist eigentlich eine Einrichtung, die ganz Österreich zugute kommt -, in das Kindertheaterhaus und ins Gartenbaukino, um nur einige Große zu nennen, aber auch in Kleine, und das steht im Akt: Bezirksmuseum Donaustadt, Heizhaus Stammersdorf, Kabarettbühnen, die sonst eigentlich nicht überleben könnten. 

Für diese kleineren und mittleren Investitionen brauchen wir einfach eine handhabbare Vorgangsweise, und daher gibt es Rahmenbeträge. Rahmenbeträge gibt es in allen Bereichen, das hat die Arthur D Little-Studie auch empfohlen. Das haben die letzten Stadträte schon genauso gemacht, und daher werden wir es auch in Zukunft so machen. Unter uns gesagt, das ist auch notwendig, damit die Kulturabteilung und der Stadtrat hin und wieder rasch reagieren können. Es gibt ja über alle diese Förderungen im Nachhinein natürlich auch eine genau Aufstellung im Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien, und wir diskutieren das auch hier im Gemeinderat.

Wir können daher diesen Akten, die hier zur Abstimmung stehen, mit gutem Gewissen zustimmen. Das ist eine wichtige Basis dafür, dass das großartige kulturelle Leben und die kulturellen Angebote in dieser Stadt auch in Zukunft möglich sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Kolleginnen und Kollegen!

Im Geschäftsstück Nummer 45 heißt es, es ergeben sich immer wieder zusätzliche Ausgaben für mehr oder weniger umfangreiche Umbau-, Renovierungsarbeiten und Investitionen, unter anderem auf Grund von behördlichen Auflagen und Empfehlungen.

Unter diesem Titel – wir haben schon wieder die Rahmenbeträge – werden für Bau- und Investitionskosten für 2006 1,6 Millionen EUR gefordert. Wenn man bedenkt, dass im Jahr 2005 bereits 2,8 Millionen EUR budgetiert waren und 2,7 Millionen EUR zum 20.10.2005 bereits ausgegeben worden sind, kann man sich vorstellen, dass die 2,8 Millionen EUR heuer voll ausgegeben werden, aber warum werden dann nur 1,6 Millionen EUR beantragt? Wie immer, sie werden wahrscheinlich irgendwann als Nachschussverlangen bei der Stadt später beantragt werden. Der übliche Weg: Man teilt ein bisschen auf.

Aus diesem einfachen Beispiel lässt sich die generelle Problematik von Rahmenbeträgen, wie sie im Geschäftsbereich Kultur immer wieder vorkommen, ersehen. So werden zum Beispiel im Akt Tanzquartier – nicht, dass wir gegen das Tanzquartier etwas hätten, das muss man schon vorausschicken – im Jahr 2002 330 000 EUR für Investitionen, 2004 324 000 EUR für Investitionen erwähnt, und im Jahr 2005 werden für die-
se Einrichtung noch einmal 312 000 EUR ausgegeben. Aufgeteilt sind das zwar schöne Summen, und zwar, wie Sie, Herr Kollege, schon gesagt haben, relativ kleinere Summen, aber in der Summe ist das doch ein hoher Betrag. 

Anscheinend ist es immer notwendig, Teilbeträge ohne Plan zu vergeben. Für mich gibt es keinen schriftlichen Plan für die einzelnen Häuser. (GR Ernst Woller: Das ist ein übliches Vorgehen! Es wurden die Baukosten aufgeteilt auf mehrere Jahre!) Als ordentlicher Unternehmer, wie sich die Stadt Wien sieht – ich nehme zumindest an, das ist der Fall –, müssen vorausschaubare mehrjährige Investitionspläne vorliegen. Das scheint hier nicht der Fall zu sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dasselbe Problem haben wir bei den Rahmenbeträgen beim Geschäftsstück Nummer 91. Da werden 2,7 Mil-
lionen EUR im Zuge der Theaterreform ausgegeben. Laut Theaterjury sollen 700 000 EUR für Auslobungen, 700 000 EUR für Projekte zur Verfügung stehen. Wieder dasselbe: Die Transparenz fehlt. Budgets werden nach dem monarchistischen Prinzip, der Staat bin ich, vergeben. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was ist jetzt? Gutsherrlich oder monarchistisch?) Monarchistisch. Beides. Sie können beide Kategorien wählen, Herr Stadtrat, die eine und die andere. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der GR Woller hat am Montag im Rahmen der Budgetdiskussion zum Kapitel Kultur und Wissenschaft gesagt, dass es einzelne Probleme mit Produktionsfirmen geben kann, und er hat gemeint, das könne bei den vielen Aktivitäten schon einmal passieren. 

Bei der Musical-Produktion "Wake up" von Rainhard Fendrich, für die 12,7 Millionen EUR ausgegeben wurden, obwohl nur 10,9 Millionen EUR veranschlagt waren, sind 1,8 Millionen EUR zusätzlich verlorener Zuschuss. Das spielt keine Rolle. Begründet wurde der zusätzliche Verlust mit fadenscheinigen Argumenten wie Scheidung und Wetter und Ähnliches. Alles keine stichhaltigen Gründe, die objektiv überprüfbar wären.

Anscheinend spielt es für die Stadt Wien keine Rolle, wenn zu viel ausgegeben wird. Das Geld kommt bekanntlich vom Bund, und da stellt der Steuerzahler das Geld zur Verfügung. Bei der Stadt Wien vergibt das gnädig unser Papa Häupl. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch beim Tagesordnungspunkt 98, bei den Entschuldungen der Theater, kann man meinen, dass 249 000 EUR ein geringer Betrag seien. Es werden da das Ensembletheater, das Interkulttheater und die Neue Oper Wien entschuldet. Wieder das Gleiche, das zieht sich durch die ganze Förderungspolitik: Die Transparenz fehlt. Es gibt, wie immer, keine ausführliche Liste, welches Theater noch entschuldet werden soll, aber nach dem Gutdünken des Monarchen Häupl in der Person sei-
nes Kulturstadtrates wird den Untertanen gegeben.

Wir lehnen daher die Geschäftsstücke 45 und 91 ab, da uns die notwendige Transparenz bei den Rahmenbeträgen fehlt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich gestehe den Kollegen von der ÖVP zu, dass sie neu sind im Gemeinderat, dass sie sich noch einarbeiten werden in der Kultur. Das nehme ich an. Aber, Herr Kol-
lege Mag Ing Dworak, ich glaube, Sie hätten sich besser in den Finanzausschuss melden sollen als in den Kul-
turausschuss, denn ich habe das Gefühl, Sie sehen das Ganze aus der Sicht eines Buchhalters. Als Kulturpoli-
tiker muss man jedoch einfach neugierig sein und offen für alles und ausprobieren wollen. Also ich glaube, Sie sind im falschen Ausschuss. Vielleicht könnten Sie es noch ändern, wenn Sie sich nicht wohl fühlen. Es hat gar keinen Sinn, wenn Sie im Kulturausschuss sind, wenn Sie die Kultur nicht interessiert.

Ich möchte gerne was fragen. Ich möchte gerne die Kollegen von der ÖVP und die Kollegen von der FPÖ fragen: Kennen Sie Miki Malör? (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Ich frage: Kennen Sie Miki Malör? Die Kollegin Ringler brauche ich nicht zu fragen, denn die kennt das. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ist das Voraussetzung für Kultur?) Ich frage, denn wenn man an Kultur interessiert ist, dann muss man neugierig sein. Miki Malör ist eine kreative Künstlerin, die den Wienerinnen und Wienern schon seit vielen Jahren Unterhaltung mit einem ernsten Hintergrund bietet. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Etwas mehr Niveau!) Ich finde das gar nicht lustig, Frau Kollegin. Ich finde das gar nicht lustig, denn wenn man sich für Kultur interessiert, muss man sich für alles interessieren. (Neuerlicher Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Ich sage es ja nur als Beispiel, ich könnte viele Beispiele bringen. Ich finde es wirklich stark, dass man sich da herstellt und über etwas spricht, von dem man keine Ahnung hat.

Also ein Beispiel für Projektförderung ist Miki Malör. Die hatte zum Beispiel ein Programm, das wir heuer im Künstlerhaus Theater genießen konnten, das war das Programm "National hymnen", in dem sie über 50 ver-
schiedene Nationalhymnen, interpretiert vom Chor der Gegenstimmen, kritisch durchleuchtet hat. Jetzt können Sie sie noch als Engel mieten. Wenn Sie es noch nicht bemerkt haben, das Tanzquartier hat eine Aktion "Rent an Angel". Da ist sie auch dabei.

Warum ich genau diese Künstlerin erwähne? Weil sie als Künstlerin immer Projektförderungen einreicht. Und da sind wir jetzt bei den Rahmenbeträgen. Die Regeln für die Rahmenbeträge, meine Herren Kollegen, sind genau festgelegt. Wir stellen den Rahmenbetrag sicher, den die Kuratoren, nicht der Herr Stadtrat, mit ihren Em-
pfehlungen verteilen. Und die Kuratoren entscheiden über die zu erwartenden Anträge.

Jetzt hat der Kollege Mag Stefan gemeint, das wird nach ideologischen Gründen entschieden. Also leider gibt es ganz wenige Künstler, die sich mit der Ideologie der FPÖ identifizieren können, daher kann es schon sein, dass einschlägige Künstler nicht gefördert werden, die Sie vielleicht gerne fördern würden. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie bestimmen, was einschlägig ist! Bestimmen Sie, was einschlägig ist?)

Ein Sidestep zur Budgetdebatte muss mir auch erlaubt sein, in der Sie, Kollege Stefan, die Heizkostenzuschüsse gegen die Kulturförderung abgewogen haben. Also wenn man ein Kultursprecher sein will, dann muss man sich zumindest dazu verstehen, dass man die Kulturförderung verteidigt, (GR Mag Wolfgang Jung: Aber nicht um jeden Preis!) denn es muss alles möglich sein in einer Stadt, Kultur und Heizkostenzuschüsse – alles muss möglich sein. Vielleicht könnte man die Kollegin Unterreiner als Konsulentin verwenden, denn solche Vergleiche wären ihr nie über die Lippen gekommen, das muss ich schon sagen. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Dr Sigrid Pilz.) 

Aber zurück zu den Rahmenbeträgen. Die Kuratoren entscheiden also über die zu erwartenden Anträge. Der nächste Termin zur Abgabe ist der 15. Jänner. Die Kuratoren erwarten 150 Anträge für Projektförderung. Das heißt also, sie können vor März nicht entscheiden, denn wir verlangen ja, dass die Kuratoren ordentlich prüfen, nicht ideologisch, sondern nach der Qualität und auch nach der Berechenbarkeit, lieber Kollege Dworak. Das heißt, wenn wir die Rahmenbeträge jetzt nicht beschließen, dann müssen die Künstler bis April warten, und – der Kollege Woller hat es schon angesprochen – diese Unsicherheiten wollen wir mildern, denn alle, die schon länger hier sitzen, wissen, dass wir manches Mal nachträglich Produktionen beschließen mussten, weil einfach die Zeit sehr schnelllebig ist. Die Veranstaltungen waren dann schon länger vorbei, und das ist auch nicht in Ordnung. Das haben wir damit abgestellt, indem wir schon vorher den Rahmenbetrag beschließen. 

Die Projektförderung ist indirekt auch eine Förderung der Theaterspielstätten, denn wir haben uns dazu verstanden, dass wir kein Theater in Wien schließen wollen. Das heißt, wenn ich einen Künstler für ein Projekt fördere, so braucht der ja auch einen Raum, wo er seine Produktion spielt, das heißt, alle die Theater – sei es das dietheater oder, ich weiß nicht, das Theater im Konzerthaus, das Odeon, das WUK oder das Künstlerhaus Theater – können langfristig planen. 

Kollege Woller hat schon die Richtlinien für die Konzeptförderung in der Theaterreform erwähnt. Da gibt es dieses neue "ensemble für städtebewohner". Auch da stellen wir fest, dass dieses durch alle Theater der Stadt wandert und so auch die Theaterräume sichert. Auch die Neue Oper Wien erhielt eine mehrjährige Konzeptförderung und spielt in den verschiedensten Häusern der Stadt. 

Ich muss zur Kenntnis nehmen, dass die Opposition ihre Aufgabe darin sieht, die Kulturpolitik dieser Stadt zu kritisieren, ich habe nur kein Verständnis für grundloses Geschrei. Denn wenn man über den Tellerrand der Stadt hinausschaut in andere Städte in Europa, wo Theater geschlossen, Kulturförderungsbudgets gekürzt werden, dann erkennt man, wie geordnet in Wien alles läuft für die Künstlerinnen und Künstler und auch für das Publikum. Und das ist unsere Aufgabe. 

Deswegen tue ich mir ganz leicht, bei all den Geschäftsstücken meine Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen: Vielleicht können die Kollegen der Freiheitlichen Partei dem Herrn Mag Jung, der das eigentlich aus dem Nationalrat wissen müsste, sagen, dass Zwischenrufe nur aus der Bank vorzunehmen sind. Er hat das einige Male von einem anderen Platz aus getan. Es ist Ihnen sicher aufgefallen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Es gibt keinen Abänderungsantrag. Wir werden die einzelnen Poststücke jetzt einzeln abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 45 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen.

Postnummer 91. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist ebenfalls mehrstimmig, mit Stimmen der Sozialdemokraten und der Grünen, so beschlossen.

Die Postnummer 96.

Ich bitte ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. – Die Postnummer 96 ist mehrstimmig, mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten, beschlossen.

Postnummer 98.

Bitte ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen, beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für das Institut für neue Kulturtechnologien.

Der Berichterstatter, Herr GR Petr Baxant, wird einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender Günther Reiter: Danke schön. 

Herr GR Dr Wolf hat sich gemeldet. – Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich gehe auf die Vorredner nur ganz kurz ein. (GR Harry Kopietz: Es war noch gar kein Vorredner!) Ich finde es ja lustig, wenn Sie versuchen, ein Kulturquiz zu machen. Ich darf Ihnen sagen, ich habe mit der Miki Malör vor 20 Jahren bereits eine Fernsehproduktion gemacht, und glauben Sie mir, ich kenne sie. 

Zum Herrn Woller sage ich nur eines: Sie haben nicht gut zugehört. Macht nichts. Einen Satz habe ich mir gemerkt, und der ist auch bezeichnend für Ihr Verständnis von Kulturpolitik: Es war immer schon so. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Sehr witzig!)

Aber ganz kurz zum Thema, das aufgerufen ist: t0 Netbase, eine alte Leidensgeschichte des Herrn Stadtrates. Insoweit hat er ja durchaus mein Mitgefühl. Heuer wurden 218 000 EUR subventioniert und wie auch in der Vergangenheit immer wieder – Sie sehen, ich habe sogar ein bisschen was von der Vergangenheit mitgebracht – wurde von diesem Verein das Drei- oder Vierfache verlangt. Offenbar im Voraus wissend, dass Sie nicht mehr Geld hergeben werden, verlangt man halt mehr und bekommt dann ohnehin das, was man schon haben will. 

Also 218 000 EUR sind bereits ausbezahlt worden und jetzt sind noch einmal 50 000 EUR beantragt für ein EU-Projekt "World-Information City" mit dem Ziel – zu dem kann man sehr wohl Ja sagen –, über kulturelle und kommunikative Prozesse eine Brücke zwischen Europa und Indien zu schlagen. Eine tolle Sache. Die Subvention wird für die Teilnahme und Vorbereitung am Workshop in Bangalore vergeben. Das ist nicht ganz nachvollziehbar, und daher werden wir dem auch nicht unsere Zustimmung geben. 

Es ist diese Netbase diesmal ohnehin das letzte Mal zur Diskussion, denn ab dem kommenden Jahr werden ja die neuen Medien mit einem Rahmenbetrag, über den wir gerade diskutiert haben, neu konstituiert werden. Wie das ist, sage ich dann in meiner nächsten Wortmeldung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde mich auch kurz halten. Herr GR Wolf, gerade im Informationszeitalter – Sie sollten das eigentlich wissen – endet auch etwas, was sich mit Netzkultur beschäftigt, nicht an den Grenzen der Stadt oder an den Grenzen Österreichs, sondern geht darüber hinaus. 

Das Projekt greift ganz zentrale Fragen auf, nämlich die, wie das Informationszeitalter Kunst, Kultur und die Gesellschaft verändert, und es schlägt eben diese Brücke nach Indien, gerade weil es ein nicht auf lokale Kultur fokussiertes Projekt ist. Und was ich in diesem Zusammenhang schon auch noch erwähnen möchte – abgesehen davon, dass EU-Projekte immer mehrjährig sind und sie natürlich auch immer einer Subvention oder einer Beteiligung der Institution oder der Stadt oder des Landes beziehungsweise des Staates bedürfen –: Es ist schon so, dass für Public Netbase in den letzten Jahren, seit es nämlich eine schwarz-blau-orange Bundesregierung gibt, die Subventionen des Bundes – und das, obwohl das ursprünglich eine Bundesgründung war – ausgelassen haben, dass sie jährlich weniger Geld bekommen haben, die Stadt hingegen ihren Beitrag um 300 Prozent erhöht hat. Das heißt, zum einen müssten diese 50 000 EUR heute vielleicht gar nicht auf der Tagesordnung stehen, zum anderen halten wir dieses EU-Projekt auch für sinnvoll und für wichtig, dass es durchgeführt werden kann.

Ich möchte vielleicht zum Abschluss nur noch in Erinnerung rufen, dass jährlich 5 Millionen EUR auf Grund von Kürzungen des Bundes im Kulturbudget der Stadt Wien fehlen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte somit geschlossen.

Wir können gleich abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 35 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Grünen, so angenommen.

Der Berichterstatter, Herr GR Baxant, bleibt gleich, denn er wird gleich die Post 38 einleiten. – Peko, bitte Post 38.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Frau Mag Ringler hat sich zu Wort gemeldet.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Thema Orpheus Trust begleitet uns in diesem Gemeinderat schon länger, und der Herr Stadtrat hat es heute auch schon angesprochen als ein Beispiel für Institutionen, die nicht vom Bund gefördert werden. So sehr ich Ihnen, lieber Herr Stadtrat, in der Kritik natürlich völlig Recht geben muss, dass die Bundesregierung in diesem Fall skandalöserweise auslässt, so muss ich doch auch festhalten, dass ich es für mindestens ebenso unangenehm halte, dass die Stadt Wien weiterhin bei ihrem Betrag von 73 000 EUR bleibt. 

Der Orpheus Trust hat, glaube ich, in den letzten Jahren gezeigt, wie wichtig er als Institution in dieser Stadt ist. Ich erinnere Sie nur an das phänomenale Projekt im 7. Bezirk vor zwei, drei Jahren bei den Bezirksfestwochen, wo es darum ging, an Hauseingängen Boxen aufzuhängen, wo man die Musik jener Komponisten, Musikerinnen und Musiker hören konnte, die in diesen Häusern gelebt hatten und im Nationalsozialismus vertrieben wurden. Das war wirklich ein schönes Projekt, das auch sehr viel internationales Aufsehen erregt hat und das uns, glaube ich, auf ganz wunderbare Weise diese Geschichte und auch dieses Fehlen dieser Menschen ins Bewusstsein gerufen hat. 

Aber der Orpheus Trust macht ja noch viel mehr. Wenn man sich den Jahresbericht anschaut, dann muss man sehr beeindruckt feststellen, wie viele Anfragen auch wissenschaftlicher Natur der Orpheus Trust beantwortet, wie viele Hunderte Konzerte mit Musik von Vertriebenen aus Österreich er veranstaltet hat. Ich finde daher, dass es einfach Aufgabe der Stadt Wien ist, hier zumindest jenen Teil zu leisten, der von Orpheus Trust beantragt worden ist, nämlich jene 144 000 EUR, die im Antrag stehen. 

Es ist tatsächlich so, Herr Wolf, dass es öfter vorkommt, dass Institutionen um mehr ansuchen, als sie tatsächlich bekommen, aber damit machen sie auch klar, wie viel sie brauchen. Ich glaube, dass es eine legitime und richtige Vorgehensweise ist, auch transparent zu machen, wie viel man eigentlich bräuchte.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich würde mir sehr wünschen, dass wir den Orpheus Trust von Seiten der Stadt Wien stärker fördern. Natürlich sind 73 000 EUR kein Nichts, aber nichtsdestotrotz ist es einfach nicht genug. Ich glaube und bin der festen Überzeugung, dass wir den Orpheus Trust brauchen und dass er ganz einen wichtigen Beitrag leistet, und ich finde es mehr als problematisch, dass die Stadt Wien nicht bereit ist, hier einzuspringen, auch wenn das weh tut. Ich verstehe schon, dass das auch ein Stück, sagen wir einmal, Prinzipienentscheidung ist, dass man nicht immer einspringen kann, aber, aber, aber deshalb können und dürfen wir wichtige Institutionen in Wien nicht sterben lassen, sondern vielleicht bei anderen, die das Geld nicht so dringend brauchen, wenn die Stadt Wien dann einspringt, etwa im Fall der Festwochen, etwas einsparen und vielleicht hier darüber hinwegsehen, dass der Bund gekürzt hat. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Michael Ludwig hat sich gemeldet. – Bitte schön.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich teile die Einschätzung meiner Vorrednerin, dass es sich beim Verein Orpheus Trust um eine ganz wichtige österreichische Kunst- und Kulturinitiative handelt. Das Ziel dieser Initiative ist ja, österreichische Musikschaffende, die während des NS-Regimes vertrieben worden sind, aus dem Vergessen wieder in die Erinnerungskultur unseres Landes zurückzuholen. Und tatsächlich ist es so, dass Orpheus Trust mittlerweile über die weltweit größte Sammlung an Informationen über vom Nazi-Regime verfolgte Musiker aus Österreich verfügt. 

Ich möchte vielleicht nur anhand der drei wichtigsten Aufgabenfelder von Orpheus Trust zeigen, dass es sich in der Tat um eine österreichische Initiative handelt, das heißt, um eine Kulturinitiative, die das österreichische Kulturgut vermittelt.

Zum Ersten beschäftigt sich der Verein Orpheus Trust mit der Erforschung und Dokumentation der aus Österreich vertriebenen Musikschaffenden. Da ist es richtig, dass mittlerweile auch viel gesammelt wurde, 11 500 Werke wurden zusammengetragen, 250 Oral-History-Interviews von Musikerinnen und Musikern, die diese Zeit erlebt haben, aber von den Nazis vertrieben worden sind, wurden gesammelt. 

Zum Zweiten hat sich Orpheus Trust in den letzten Jahren sehr intensiv mit einem sehr umfassenden Beratungs- und Informationsaustausch beschäftigt. Die Kollegin Ringler hat das schon angesprochen. Es werden pro Jahr rund 300 wissenschaftliche Anfragen aus dem In- und Ausland gestellt, und es werden in der Tat auch eine ganze Reihe von Non-Profit-Auftritten und Veranstaltungen organisiert, wo Musikerinnen und Musiker das kulturelle Schaffen österreichischer Künstler dieser Zeit vermitteln.

Zum Dritten beschäftigt sich Orpheus Trust mit der Veranstaltungstätigkeit. Hier möchte ich nur zwei anführen, weil sie mittlerweile auch weit über unsere Grenzen hinaus bekannt geworden sind, nämlich das Fritz-Spielmann-Festival oder auch die Masterclasses mit Karl-Ulrich Schnabel an den Musikuniversitäten Salzburg und Graz. 

Ich habe diese Ebenen deshalb jetzt etwas ausführlicher dargestellt, weil es ganz deutlich macht, dass Orpheus Trust eine weit über Wien hinausgehende Aufgabenstruktur hat, eine große Verantwortung empfindet und Künstlerinnen und Künstler aus dem österreichischen Kulturleben in Erinnerung bringt. Deshalb muss man auch festhalten, dass es sich dabei um eine österreichische Aufgabe handelt, um eine Aufgabe, die auch von Seiten der Bundesregierung wahrzunehmen ist. 

Wenn man sich anschaut, wie die Subventionsstruktur sich in den letzten Jahren entwickelt hat, dann wird man sehen, dass die Stadt Wien mit mehreren Aufstockungen jetzt bei einer Subventionshöhe von 73 000 EUR angelangt ist, während der Bund, also Staatssekretär Morak, auch im Gedenkjahr nur 30 000 EUR pro Jahr zur Verfügung stellt. Man sollte schon darauf hinweisen, dass wir uns als Stadt Wien sehr wohl zum österreichischen Kulturerbe und zur österreichischen Tradition be-
kennen, dass es natürlich vorrangig auch eine Aufgabe der zuständigen Ministerien, Staatssekretariate und der Bundesregierung ist, dass wir aber als Stadt Wien sehr wohl einen ganz wesentlichen, auch finanziellen, Beitrag dazu leisten.

Deshalb werden wir diesem Antrag zustimmen, der 73 000 EUR vorsieht, und damit den mit Abstand größten Subventionsbetrag, den der Verein Orpheus Trust bekommt – mehr als doppelt so viel als der Beitrag der Bundesregierung –, für diesen wichtigen Verein zur Verfügung stellen. Ich ersuche allerdings auch die Kollegin Ringler, mit vielen anderen Gruppen zu sprechen und darauf hinzuweisen, dass hier die Bundesregierung säumig ist. Ich glaube auch, man sollte die Kritik an zu geringen Subventionen immer an jene richte, die diese Subventionen nicht zur Verfügung stellen. Das sind in diesem Fall das Staatssekretariat und die zuständige Bundesministerin. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Berichterstatter, nehme ich an, verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Einstimmig so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Behandlung. Sie betrifft eine Subvention an Ecce Homo – Verein für Kultur, Politik und Medien.

GR Baxant wird bitte einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet – und jetzt versuche ich es heute noch einmal – ist Herr GR Schreuder. (Phonetisch: Skreuder.) Ist das besser? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Besser kann ich es nicht. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Vielen Dank für die Bemühungen. Ich weiß das wirklich sehr zu schätzen. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es gibt diese Momente, wo man sich bedanken muss für die Ausstellung "Geheimsache Leben", zuallererst natürlich bei den Ausstellungsmachern und –macher-
innen, die zum ersten Mal in Europa in einer sehr eindrucksvollen Manier, wie ich denke, eine Ausstellung zuwege gebracht haben, die die Geschichte der Lesben und Schwulen in dieser Stadt nachzeichnet. Ich möchte mich auch bei Ihnen, Herr Stadtrat, wirklich bedanken, dass diese Ausstellung ermöglicht wurde. Ich halte das für enorm wichtig. 

Warum ist das so wichtig? – Wenn man als Lesbe oder als Schwuler durch sein Leben geht, ist man ständig damit konfrontiert zu fragen: Wem ich erzähle ich es, wem erzähle ich es nicht? Und mit den Argumenten, die man hört und die man auch geben muss, begibt man sich in eine Geschichte, und zwar in die Geschichte der Argumente und der Gegenargumente, und das ist eine Geschichte, die auch historisch fundiert ist. Diese Geschichte auch zu erzählen, damit man damit umgehen kann und auch damit umgehen lernt, ist enorm wichtig, auch für die Zukunft und auch zum Beispiel für Jugendliche in Coming-Out-Phasen. Es ist bekannt, dass die Suizidrate bei Jugendlichen in Coming-Out-Phasen enorm hoch ist. Es gibt zum Glück auch viele, die sehr glücklich damit sind und gut damit umgehen können. Ich hoffe, ich bin so ein Beispiel, aber es ist tatsächlich noch immer so, dass viele Leute sich sehr, sehr schwer tun, und umso wichtiger sind solche Ausstellungen.

Nichtsdestotrotz – und das ist auch ein Wunsch, den ich hier äußern möchte – müssen diese Geschichten weitererzählt werden, müssen diese Geschichten dokumentiert werden. Es ist tatsächlich so, dass es nicht mehr viele gibt, die noch das Totalverbot erlebt haben, sondern es gibt nur noch sehr wenige, die den Nationalsozialismus und die Verfolgung und die Ermordung und den Terror erlebt haben, und deren Geschichten zu er-
fassen, solange es noch geht, halte ich für so enorm wichtig, dass ich hier noch einmal – was ich auch im Ausschuss schon gemacht habe – den Wunsch deponieren möchte, das weiterhin zu archivieren, es zu ermöglichen, dass diese Geschichten zugänglich bleiben und nicht sozusagen jetzt nur temporär – nur unter Anführungszeichen – in diesen Ausstellungen zu hören oder zu sehen sind.

Zur ÖVP. Die ÖVP hat im Ausschuss diesen Akt abgelehnt mit einer Begründung, die eher irgendwie im Stilistischen war. Sie haben jedenfalls abgelehnt vom Antrag her. Ich finde das sehr, sehr kleinlich, denn hier geht es auch um eine historische Verantwortung. Eine historische Verantwortung deshalb, weil nämlich die Verfolgung von Lesben und Schwulen im Nationalsozialismus eine ganz besondere war, weil das Totalverbot nachher fortgesetzt wurde, und zwar bis 1971. 

Es ist, glaube ich, im Jahr 2005 wirklich an der Zeit, auch als ÖVP diese historische Verantwortung wahrzunehmen und zu sagen: Okay, wir stehen dazu, es war furchtbar, was da passiert ist, wir schämen uns, dass wir bis 1971 die Homosexualität total verboten haben, wir stimmen jetzt dieser Ausstellung zu, weil es ein historischer Schritt ist. Aber sich dann auf kleine Geschichten zu konzentrieren, das ist kleinlich. Hier bitte ich wirklich, historische Verantwortung zu übernehmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Wolf hat sich gemeldet. Bitte zum Rednerpult.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist nicht kleinlich, sondern es ist die Wahrnehmung der Kontrollpflichten, die wir als Opposition haben, wenn wir diesem Akt nicht zustimmen. 

Ich habe mich deshalb zum Wort gemeldet, um zu sagen, dass "Geheimsache Leben" eine gute Initiative ist. Kein Wort der Kritik an der Ausstellung, im Gegenteil, ich halte es für notwendig, dass Derartiges öffentlich gezeigt wird. Ich halte das für gut. Ich brauche nicht die Faschismuskeule, um mich dazu zu bekennen. Das ist eine gute Sache. Das sieht meine Fraktion genauso.

Aber die Kritik entzündet sich an ganz etwas anderem, an diesem sehr nachvollziehbaren Umgang mit öf-
fentlichen Mitteln, wie er sich in diesem Fall zeigt. Da gibt es eine Ausstellung, die mit 120 000 EUR subventioniert wird, und dann kommt es zu Kostenüberschreitungen. Und wenn man näher nachschaut, stellt sich heraus, dass das für Personal ist und weil andere Sponsoren ausgefallen sind. Offenbar war im Konzept vorgesehen, dass es Sponsoren gibt – nicht der Bund, sondern Spon-
soren –, und die haben nicht gezahlt. Jetzt ist der Herr Kulturstadtrat, der sich ja auch in Inseraten, die er schal-
ten lässt, als Initiator des Ganzen bezeichnet – "eine Initiative vom Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny" –, gezwungen, sozusagen nachzusubventionieren. 

Wenn man dann weiter fragt, wie das denn eigentlich mit diesen Kostenüberschreitungen ist, dann kriegt man die unterschiedlichsten Begründungen. Es seien Personalkosten, es ist ein Vorgriff auf das Jahr 2006; die Ausstellung läuft immerhin acht Tage im kommenden Jahr auch noch. 

Diese Form der Subventionierung, die nicht nachvollziehbar ist auf Grund der Aktenlage, die kann nicht unsere Zustimmung finden. Zustimmung findet der Versuch, diese Geschichte aufzuarbeiten und diese Dinge öffentlich in das Bewusstsein dieser Stadt zu rücken. Sie werden mich nicht in die dumpfen Buden der FPÖ bringen, von denen Herr Woller gesprochen hat. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Wolf, wenn die ÖVP inhaltlich so hinter dem Konzept stünde, dann frage ich mich... (Rufe und Gegenrufe zwischen ÖVP und FPÖ.) Herr Blind, bitte!

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Kollege Blind! Herr GR Woller ist am Wort.

GR Ernst Woller (fortsetzend): Wenn die ÖVP inhaltlich schon so für dieses Konzept ist, dann frage ich mich aber ernsthaft, warum sie für eine Ausstellung, die nachweislich in der Einschätzung aller eine einzigartige Ausstellung, die erste Ausstellung dieser Art in Europa ist – also nicht nur in Österreich, sondern in Europa ist –, nicht in der Bundesregierung wirklich einen Schritt gesetzt hätte, diese Ausstellung zu fördern. 

Natürlich sind die Ausstellungsmacher davon ausgegangen, dass eine Ausstellung, die kein Spezifikum Wiens ist, sondern eine Ausstellung, die sich mit der Verfolgung Homosexueller in der Zeit des Nationalsozialismus beschäftigt und die die Lebenswelten Homosexueller im 20. Jahrhundert darstellt, für den Bund eine zumindest gleich wichtige Ausstellung ist. Wenn das so gewesen wäre, dann hätte man natürlich davon ausgehen können, dass auch der Bund seinen Beitrag leistet, aber nicht, dass weder der Bund noch irgendein Bundesministerium dafür auch nur einen Euro oder einen Cent hergibt. 

Die Probleme der Finanzierung sind vor allem dadurch zustande gekommen, dass erstens das Projekt schwieriger war als angenommen, weil es das erste Mal war, dass so etwas überhaupt angegangen wurde, dass das Projekt dann auch größer geworden ist, dass dann alle Bundesförderungen, von denen man ausgegangen ist, ausgefallen sind – also wenn die österreichische Bundesregierung, die schwarz-blaue Bundesregierung das gefördert hätte, dann bräuchten wir wahrscheinlich heute hier gar keinen Antrag zu stellen – und dass interessanterweise auch alle Sponsoren ausgefallen sind, unter anderem die Wirtschaftskammer, die Österreichische Nationalbibliothek, um nur zwei zu nennen. Und weil eben Sponsoren bei diesem Projekt ausgefallen sind, weil der Bund nicht gezahlt hat, gibt es einfach noch ein Problem mit der Finanzierung. 

Wir bekennen uns zu diesem Projekt. Es ist ein ganz wichtiges Projekt. Es ist, wie gesagt, die erste derartige Ausstellung überhaupt in Wien und auch in Europa. Es ist eine umfassende Darstellung der homosexuellen Le-
benswelten im 20. Jahrhundert, und es ist ein wichtiger Beitrag der Stadt Wien zum Gedenkjahr. Wien hat mit dieser Ausstellung ein Projekt über Lebensweisen finan-
ziert, die in den staatstragenden Feiern der Bundesre-
gierung einfach nicht vorgekommen sind. 

Wien bekennt sich zur Diversität der Kulturen, der Herkunft, aber auch der Lebensweisen, und daher werden wir diesem Antrag zustimmen. Ich möchte für alle, die die Ausstellung noch nicht gesehen haben, noch einmal darauf hinweisen: Es ist eine sehr, sehr gute und sehr, sehr wichtige Ausstellung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der amtsführende Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr GR Wolf, Sie haben mich da persönlich angesprochen, und ich möchte nur kurz etwas darauf sagen, denn ich werde mich heute noch öfter zu Wort melden. 

Sie haben richtigerweise darauf hingewiesen, dass das in Annoncen auch steht, dass diese Initiative von mir war. Dazu gibt es nicht viel mehr zu sagen, als dass das stimmt. Ich habe gemeinsam mit den Kollegen Ausstellungsmacherinnen und ‑machern und einigen Mitarbeitern im Büro die Idee gehabt und das entwickelt, weil es mir wichtig war in diesem Jahr – GR Woller hat darauf hingewiesen – und in der Sache. 

Ich würde Sie nur eines bitten, Herr GR Wolf: Fangen Sie hier nicht an, so zu tun, als wären Sie für etwas, wofür Sie eigentlich in der Sache nicht sind. Stellen Sie sich und Ihre Partei nicht liberaler, weltoffener dar, als Sie es tatsächlich sind. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Alexander Neuhuber: Sie werden uns das nicht vorschreiben!) Ich schau mir auch gerne an (GR Günter Kenesei: Das steht Ihnen nicht zu!), ob Sie in der Grund... – ja, genau Sie auch, Herr Kenesei, Sie auch Herr Kenesei. Ich schau mir gerne an, ob Sie in der Grundsache dafür oder dagegen waren. Ich habe das jetzt nicht so präsent, aber ich vermeine, mich zu erinnern, dass die ÖVP auch grundlegend für die Ausstellung war. Verwenden Sie daher jetzt nicht die Ausrede, dass Sie die Kontrollfunktion haben. Das halte ich für mehr als doppelbödig. 

Wenn Sie dagegen sind, dann stellen Sie sich hier heraus und sagen Sie, dass Sie aus inhaltlichen Gründen dagegen sind. Das wäre redlich, ehrlich und würde sozusagen Ihrem christlichen Weltbild eher entsprechen, als sich da herzustellen und zu sagen, wir sind für die Kontrollfunktionen, aber eigentlich sind wir dafür. Stellen Sie sich so dar, wie Sie sind. Sagen Sie ehrlich, Sie sind dagegen, weil Sie inhaltlich etwas dagegen haben. Dann würde das auch der Öffentlichkeit viel mehr entgegenkommen und dem entsprechen. Schauen Sie nach, wie Sie ursprünglich gestimmt haben, und sagen Sie nicht, Sie tun das als Kontrollfunktion. – Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können sofort abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 39 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Grünen so beschlossen.

Die Post 41 – sie betrifft Subventionen für interkulturelle Aktivitäten – ist aufgerufen. Herr GR Baxant wird wieder einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. – Jetzt geht es schon ein bisserl besser.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herzlichen Dank. – Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich sage es gleich einmal vorab, wir werden diesem Akt zustimmen, ganz einfach deshalb, denn interkulturelle Aktivitäten gehören zur Kultur einer Metropole, zumal einer Millionenmetropole, natürlich dazu, und selbstverständlich bekennen sich die GRÜNEN zu interkulturellen Aktivitäten.

Nichtsdestotrotz gibt es dazu einige Fragen und einige Gedanken, die ich hier auch loswerden will, weil wir interkulturelle Aktivitäten als einen Bereich sehen, den wir hier doch noch einmal erläutern wollen. Denn wenn wir einen Rahmenbetrag beschließen, dann wird ein Beamter diese Summen vergeben, und das war's.

Was ist aber interkulturelle Aktivität aus grüner Sicht? Das möchte ich kurz erläutern.

30 Prozent der Wiener Bevölkerung haben einen anderen kulturellen und sprachlichen Hintergrund als die Mehrheitsgesellschaft in dieser Stadt. Dieser große Anteil der Wiener Bevölkerung muss auch in der Kultur berücksichtigt werden und auch sichtbar werden, denn dieser Teil ist ein lebendiger Teil dieser Stadt. Er gehört zur Alltagskultur, und deswegen sind wir der Meinung, es gehört auch zur Hochkultur dazu, zur so genannten Hochkultur, wie ich betonen möchte.

Diese Hochkultur ist aus unserer Sicht noch zu wenig damit beschäftigt, sich mit dieser Vielfalt, die es in dieser Stadt gibt, wirklich tief auseinander zu setzen. Was ich sehr spannend finde, ist, dass das in einem nicht so sehr subventionierten Bereich schon passiert, zum Beispiel in der Popmusik. In der elektronischen DJ-Szene, in der elektronischen Musik in Wien erleben wir sehr interessante Momente, dass nämlich Menschen mit einem anderen Migrationshintergrund sich mit österreichischen DJs, Produzenten und Produzentinnen zusammensetzen und irrsinnig spannende Sachen produzieren, die das sind, was wir uns auch unter interkultureller Aktivität vorstellen. Das ist ein Dialog zwischen unseren – ich sage das unter Anführungszeichen, weil man es eben so allgemein sagen kann – westlichen Kulturerrungenschaften, wenn man so will, und den Errungenschaften, die zu uns kommen, sei es über Generationen oder sei es jetzt. Ich nenne hier nur das Beispiel DC Tunakan oder Czihan & Kamien. Das sind wirklich extrem spannende Auseinandersetzungen von uns mit Zuwanderergruppen und deren Kultur. Und das ist das, was die GRÜNEN sich zum Beispiel unter interkultureller Aktivität vorstellen. Das kann im Performancebereich passieren, dass kann im Tanzbereich passieren, dass kann im Theater passieren, in der bildenden Kunst, also eigentlich überall. Hier wünschen wir uns doch ein verstärktes Bekenntnis der Stadt in diese Richtung. 

Da habe ich für morgen gemeinsam mit den Kolleginnen Alev Korun und Marie Ringler auch einen schriftlichen Antrag eingebracht, in dem wir uns ein Leitbild wünschen, das sozusagen auch vor diesem Rahmenbetrag, den wir heute beschließen, steht. In diesem Antrag wollen wir, dass das Kulturamt ein Leitbild für die interkulturellen Aktivitäten erhält, das auch beinhaltet, dass selbstverständlich die kulturellen Minderheiten, die es in der Stadt gibt, gefördert gehören mit ihrer Kultur, aber dass es innerhalb dieser Hochkultur auch eine Auseinandersetzung und einen Dialog geben muss. 

Und warum ist das so wichtig? Es ist nämlich nicht nur eine kulturpolitische Frage, es ist auch eine gesellschaftspolitische Frage, denn das Spannendste, was passieren kann, ist, Neugierde zu wecken, Neugierde für das, was in unserer Stadt lebt, Neugierde für etwas, was vielleicht neben mir wohnt, aber was ich noch nicht kenne. Das ist der Wunsch, den wir hier diesbezüglich haben und auch mit diesem Antrag erreichen wollen.

Was wir auf gar keinen Fall haben wollen, ist das Gießkannenprinzip, das heißt, man fördert alles, was so irgendwie nett daherkommt. Wir wollen, dass das wirklich in ein Gesamtbild passt, dass es in ein Leitbild passt und dass man wirklich ein klares Bekenntnis dazu abgibt, was man will mit diesen interkulturellen Aktivitäten, wofür ja auch ein Beamter zuständig ist. 

Wir haben mit der Community sehr viele Gespräche gehabt, und immer wieder ist uns auch zu Ohren gekommen, es ist oft sehr schwierig, Konzepte, die gewünscht sind, zu erläutern und zu erklären, weil auf einer intellektuellen Ebene die Auseinandersetzung sehr schwer möglich ist. Das ist etwas, was wir uns absolut wünschen würden. 

Daher bitte ich auch um Zustimmung zu diesem Antrag. Ich bin schon auf die Antwort gespannt, und wir hoffen, dass das Leitbild, das wir vorgebracht haben, auch Zustimmung findet.

Ein letzter Satz vielleicht noch dazu, dass wir heute einen Rahmenbetrag beschließen. Es ist unser Wunsch – das haben wir auch schon öfter deponiert und auch im Ausschuss definiert –, dass es zu den Rahmenbeträgen doch klarerer Spielregeln gibt. Es sind sehr, sehr unterschiedliche Summen, die wir zu den Rahmenbeträgen immer wieder in den Akten finden. Ein Beamter entscheidet, wie viel jemand bekommt. Da meinen wir, es ist notwendig, eine Grenze festzulegen, bis zu der wir aus Rahmenbeträgen finanzieren. Wie gesagt, wir stimmen ja diesem Rahmenbetrag auch zu. Aber es gibt eine Grenze, und ab dieser Grenze wollen wir diesen Akt auch wirklich im Gemeinderat behandelt sehen. Das wünschen wir uns nicht nur aus kulturpolitischen Gründen, dass wünschen wir auch aus ganz einfachen demokratiepolitischen Gründen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Mag Ekici hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In vielen Punkten stimme ich dem, was mein Vorredner gesagt hat, zu, aber ich habe auch einige Bedenken, die ich hier in meiner Rede ausführen möchte.

Die Förderung des Zusammenlebens von verschiedenen Bevölkerungsgruppen und deren kulturellen Aktivitäten ist sehr wichtig und nötig. Im Integrationsbereich hat Kultur einen sehr zentralen Stellenwert, das ist allgemein bekannt. Mit mir werden Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, eine enge Verbündete haben, wenn es um Unterstützung der kulturellen Aktivitäten von Menschen unterschiedlicher Herkunft und deren Selbstverständnis geht. In mir werden Sie, Herr Stadtrat, aber auch eine sehr engagierte Kritikerin haben, wenn man die Förderung als intransparent bezeichnen muss, wenn die Subventionsvergaben nicht nachvollziehbar sind und wenn es um Freunderlwirtschaft geht. (Beifall bei der ÖVP.)
Es häuft sich die Kritik von vielen Integrationsvereinen, die beklagen, dass ihre Ansuchen aus nicht nachvollziehbaren Gründen abgewiesen werden. Es gibt Entscheidungsträger, die das Geld der MA 7 für interkulturelle Aktivitäten als ihre Privatschatulle sehen und sich bei den geförderten Vereinen auch dementsprechend abfeiern lassen. Dies hat sich schon bis zu den Journalisten durchgesprochen, die mich immer wieder anrufen und um eine Stellungnahme bitten. Wir wünschen uns mehr Objektivität und Transparenz bei der Subventionsvergabe. (Beifall bei der ÖVP.)
So lange es im interkulturellen Bereich keine Transparenz und inhaltlich nachvollziehbare Förderkriterien gibt, kann man in Wien leider nicht von einer seriösen Integrationspolitik sprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie subventionieren nach selektiven und sachlich oft nicht begründbaren Kriterien nur bestimmte Vereinigungen und Organisationen. Die ÖVP-Wien kann ihre Augen vor solchen Tatsachen nicht verschließen und muss und wird die Kritik und Wünsche von vielen Integrationsvereinen und Betroffenen ernst nehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir werden dem Antrag heute nicht zustimmen und werden dies auch bei den Vereinen, die unterstützt werden, und auch bei jenen, die bis jetzt nicht unterstützt worden sind, dementsprechenden kommunizieren. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Sie haben kein einziges Beispiel genannt!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. (Widerspruch bei der SPÖ.) Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich melde mich zu Wort, um der ÖVP die Notwendigkeit einer tatsächlichen Berichtigung zu ersparen.

Meine Informationen haben ergeben, dass Sie sehr wohl zugestimmt haben für die Ausstellung. Umso größer ist mein Unverständnis, dass Sie dem jetzt nicht zustimmen können. Offensichtlich war das damals im Frühling, als es mit dem Andreas Salcher noch einen ein bisserl liberaleren Geist gegeben hat. Der ist verflogen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Umso mehr bleibt es unverständlich. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Jetzt, meine Damen und Herren, ist aber die Debatte geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich bin hier Berichterstatter – leider, muss ich jetzt sagen –, das heißt, ich habe sachlich zu bleiben. Trotzdem möchte ich zwei Sachen sagen. In Richtung FPÖ, in Richtung Herrn Stefan: Ich hoffe, dass Sie wissen, was ich persönlich von Ihren Vorstellungen in der Kulturpolitik halte. Und zur ÖVP: Frau Ekici, ich stelle fest, Sie stimmen hier gegen die Interessen von Menschen in Wien mit ausländischer Herkunft und gehe davon aus, dass meine Kolleginnen und Kollegen Omar Al-Rawi, Nurten Yilmaz und Anica Matzka-Dojder das auch dementsprechend kommunizieren werden. (GRin Mag Sirvan Ekici: Wir auch! Wir werden das auch kommunizieren.)
Ich denke, es ist jetzt noch einmal wichtig, der Sache auf den Grund zu gehen. Was heißt interkulturelle Arbeit in Wien? Interkulturelle Arbeit ist keine Einbahnstraße: In Wien wird kulturelle Arbeit nicht nur als Angelegenheit von Ausländerinnen und Ausländern gesehen, sondern als gesamtgesellschaftliche Angelegenheit. Die Realität in Gesamtösterreich schaut so aus, dass in den letzten 40 Jahren an die 900 000 Menschen die österreichische Staatsbürgerschaft bekommen haben. Die Realität in Wien schaut so aus, dass 40 Prozent der Bevölkerung einen Migrationshintergrund haben. Der ehemalige Kulturstadtrat Marboe hat einmal gesagt, Wien ist nicht die Welt, aber die Welt ist Wien. Und ich denke, das ist richtig. 

Im Budgetposten interkulturelle Aktivitäten werden im Jahr 2006 insgesamt 208 Projekte, Initiativen und Vereine unterstützt und davon insgesamt 20 mit einer Jahresförderung. Dahinter stehen Tausende von Menschen, denen es wichtig ist, ihre Herkunftskultur, die mittlerweile ja zur österreichischen, zur Wiener Kultur geworden ist, zu präsentieren.

Worauf es bei der interkulturellen Arbeit ankommt, ist, die Spannung zwischen den Kulturen hervorzuheben und zu thematisieren. Die Initiativen haben einen zwischenkulturellen Inhalt aufzuweisen. Dafür haben wir ein großes Reservoir, und das ist auch gut so, denke ich. 

Nur ein paar Beispiele: Jährlich findet in der Stadthalle das afrikanische Kulturfest statt. Da wird der Kulturraum Afrika, der Kontinent Afrika präsentiert. Es treten afrikanische Wienerinnen und Wiener auf, und Künstler und fast die Hälfte des Publikums sind Wienerinnen und Wiener aus allen Herkunftsländern. 

Oder das Klezmer Festival, das auch extrem interessant und eine Bereicherung für unsere Stadt ist. 

Oder das Festival Salam Orient, bei dem Wiener Künstlerinnen und Künstler aus allen möglichen Kontinenten unserer Welt auftreten. 

Oder das Balkanfestival. Der Balkan ist ja der Vorhof zu Europa, und aus dieser Region kommt ja der Großteil der Wienerinnen und Wiener mit Migrantenhintergrund. 

Aber die interkulturelle Arbeit in Wien besteht auch aus Auslandsaktivitäten, weil wir nämlich wissen – und das entspricht ja dem Wesen der Migrationsgeschichte –, dass Wien nicht nur eine Einwanderungsstadt, sondern auch eine Auswanderungsstadt ist. Und dem entsprechen wir auch in unserer interkulturellen Arbeit. 

So wurden zum Beispiel letztes Jahr in Albanien in drei Städten Wiener Lieder präsentiert. 

Weiters wurde Wiener Klezmer-Musik – und Wien ist ja eines der Zentren von Klezmer-Musik – in drei verschiedenen Städten in Argentinien präsentiert. 

Oder klassische Musik in Ephesos in der Türkei. Wir wissen ja alle, dass in Ephesos vor allem österreichische Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen daran beteiligt sind, archäologische Studien und Ausgrabungen voranzutreiben. Deswegen haben wir als Wien dort die Ehre gehabt, das Ephesos-Festival mit Strauß zu eröffnen. 

Oder das Strauß-Konzert in Kasachstan in Alma Ata, das sehr erfolgreich und eine gute Wien-Werbung war. 

Das heißt, meine Damen und Herren, die Wiener Kulturpolitik ist sehr realitätsnah, sie ist am Puls der Zeit, sie holt die Welt nach Wien und deswegen ist Wien Weltstadt. Damit es so bleibt, bitte ich Sie um Ihre Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Laut § 20 Abs 3 hat sich Dr Tschirf zur Geschäftsordnung gemeldet. – Bitte schön. Redezeit: Fünf Minuten.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben jetzt einen Missbrauch der Tätigkeit des Berichterstatters festgestellt. (GR Godwin Schuster: Na bitte! – GR Mag Andreas Schieder: Nein, wirklich nicht!) Der Berichterstatter hat nichts anderes getan, als seine Möglichkeiten, die er eigentlich hat, zu missbrauchen. Er hat nämlich polemisiert gegen eine Gemeinderätin, hat ihr Dinge unterstellt. Das steht ihm als Berichterstatter nicht zu. Zu sagen... (GR Godwin Schuster: Wenn jemand was unterstellt hat, dann sie! Sie hat kein einziges Beispiel auf den Tisch gelegt!) Kollege Schuster, Sie sind lange genug Mitglied dieses Hauses, um zu wissen, dass es einen Unterschied gibt zwischen der Tätigkeit als Berichterstatter und der Tätigkeit als Redner. (GR Godwin Schuster: Genau das ist es!)
Wenn die SPÖ nicht imstande ist, das zu erkennen, dann ist das offensichtlich Ihr Demokratieverständnis, Ihr Demokratieverständnis, dass Sie nicht wissen, was ein Berichterstatter ist. (GR Godwin Schuster: Nennen Sie ein Beispiel!) Sie lassen offensichtlich einen anderen nicht einmal reden. 

Das heißt, ich verlange eine Präsidiale, in der über die Form der Berichterstattung gesprochen wird. (GR Godwin Schuster: Er kann inhaltlich nur auf etwas eingehen, wenn inhaltlich etwas gesagt wurde!)
Ich möchte jetzt eines sagen: Dass sich der Herr StR Mailath-Pokorny in einer wirklich merkwürdigen Art hier geäußert hat, okay, das ist ein Tiefpunkt, das ist ein anderes Kapitel (GR Godwin Schuster: Ja, sie wollen zensurieren!), aber dass ein Berichterstatter hier die Gelegenheit nutzt, um zu sagen, dass die GRin Ekici als Integrationsbeauftragte der Volkspartei, als eine, die aus der Community kommt, gegen diese Interessen auftritt (GR Godwin Schuster: Sie können nicht sagen, Sie lehnen es ab, aber Sie hätten es eh wollen!), das heißt, eine Wertung vornimmt, ist gegen das, was ein Berichterstatter tun kann. 

Ich verlange daher eine Unterbrechung der Sitzung und eine Aussprache über die Art der Berichterstattung. (Beifall bei der ÖVP, der FPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Geschäftsordnung: Herr Klubobmann Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Also es ist mir ja mehr als unverständlich, dass hier kritisiert wird, dass ein Berichterstatter klarerweise in seiner Aufgabe als Berichterstatter noch einmal auf gesprochene und gesagte Argumente hier eingeht. (GR Dr Matthias Tschirf: Der GR Stefan hat gar nicht gesprochen!) Und Tatsache ist, das wird ja das Abstimmungsverhalten... (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Moment! Es wird das Abstimmungsverhalten der ÖVP ganz deutlich zeigen, ob das, was der Berichterstatter festgestellt hat, stimmt, nämlich ob tatsächlich mit einem Stimmverhalten für interkulturelle Vereine Stellung genommen wird oder eben nicht und es zu keinen Förderungen kommen soll. Das war das, was er reflektiert hat. 

Das gibt ja zum Beispiel der Kollegin Ekici ein bisschen die Möglichkeit, vielleicht noch einmal über das Abstimmungsverhalten nachzudenken. Und ich glaube, es ist eine Aufgabe des Berichterstatters, es den Abgeordneten hier im Haus auch zu ermöglichen, über das, was sie gesagt haben, noch einmal nachzudenken und vielleicht zu einem besseren Schluss zu kommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich sehe aus diesem Grund auch überhaupt nicht die Notwendigkeit einer Präsidiale. Ich weiß nicht, worüber sich die Präsidiale unterhalten soll. Es soll sich der Herr Vorsitzende gerne das Protokoll ansehen. Ich glaube, das ist zulässig. Er wird das machen, er wird sich das noch einmal anschauen können. Nur was man da jetzt in einer Präsidiale groß besprechen soll, weiß ich nicht. Dass ein Berichterstatter noch einmal auf das von einer Abgeordneten Gesagte eingeht und hier versucht, auch Überzeugungsarbeit zu leisten, ist, glaube ich, legitim und auch Aufgabe eines Berichterstatters. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ebenfalls zur Geschäftsordnung: Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. – Also erstens einmal möchte ich sagen, dass ich mich natürlich der Meinung vom Matthias Tschirf anschließe. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Zweitens zu Ihnen, Herr Oxonitsch. Herr Klubobmann Oxonitsch, Sie haben gerade gesagt, es soll einem Berichterstatter unbenommen sein, zu dem, was zu seiner Berichterstattung gesagt wird, Stellung zu nehmen. Jetzt frage ich Sie: Wann hat denn der Kollege Stefan geredet, während der Herr Baxant Berichterstatter war? Ich kann mich nicht erinnern. Da war die Frau Klicka Berichterstatterin. Er hat also seine persönliche Meinung über ihn gesagt, obwohl er gar nicht zu seinem Bereich geredet hat, und das ist aufs Schärfste abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.– GR Christian Oxonitsch: Also das kann man nachlesen! Das hat er überhaupt nicht gesagt!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Vassilakou hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren, insbesondere von der Sozialdemokratie, und lieber Klubobmann Oxonitsch!

Wir geben uns hier Regeln, Verhaltensregeln, die wir eigentlich alle einhalten sollten, und sie sollten eigentlich dem dienen, dass wir besser vorankommen in diesem Segment. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP. – GRin Martina LUDWIG: Genau!)
Nun ist es ziemlich klar geregelt, dass der Berichterstatter von hier aus auf Argumente einzugehen hat und sonst auf nichts, sachlich diese beantworten soll und schlussendlich dafür werben soll, dass man dem Geschäftsstück die Zustimmung erteilt. (GRin Martina LUDWIG: Genau!)

Sosehr ich mit den Argumentationen von Frau GRin Ekici überhaupt nicht übereinstimme und auch mit der grundsätzlichen Haltung des Herrn Stefan nicht übereinstimme, muss ich festhalten, dass Herr GR Stefan zu diesem Tagesordnungspunkt gar nicht gesprochen hat. (GR Christian Oxonitsch: Er hat auch nichts dazu gesagt! – GR Godwin Schuster: Doch! Einen Satz) Er ist angesprochen worden, und Frau GRin Ekici hat die Antwort erhalten, dass die drei Gemeinderäte der Sozialdemokratie, die einen anderen kulturellen Background haben, um es korrekt auszudrücken, sehr wohl dafür sorgen werden, dass die Community erfährt, wie Frau Ekici abstimmt. (GRin Martina LUDWIG: Genau! – GR Godwin Schuster: Sie hat selbst gesagt, sie wird die anderen informieren!) So etwas ist kein sachliches Argument, es sei denn, so etwas ist in Ihren Augen eine sachliche Argumentation, die mit dem Geschäftsstück zusammenhängt. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.)
Zumindest dort, wo ich herkomme, nennt man so etwas eigentlich eine ziemlich eindeutige Drohung. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Godwin Schuster: Wenn das eine Drohung ist!) Und die hat hier im Hause nichts verloren. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir wollen natürlich geschäftsordnungskonform vorgehen, das ist überhaupt keine Frage. (GR Günter Kenesei: Müssen, nicht wollen!) Nach Abstimmung mit dem Ersten Gemeinderatsvorsitzenden – das rote Licht wird sich von selber ausschalten, nach 30 Sekunden ist das meistens so der Fall (Heiterkeit bei der SPÖ.) – ist es so, dass nach § 4 natürlich zu fragen ist, wer dieses Verlangen auf Unterbrechung, das der Kollege Tschirf gestellt hat, unterstützt. Wenn es ein Drittel ist, dann ist zu unterbrechen, und das Drittel, glaube ich, wenn ich ein bisschen nach Adam Riese zusammenzähle, ist erfüllt.

Also die Sitzung ist unterbrochen. (Ruf: Für wie lange?) Herr Kollege, auf 10 Minuten? (GR Rudolf Hunds-
torfer: Das reicht!) Auf 10 Minuten! 

(Die Sitzung wird um 13.03 Uhr zur Abhaltung einer Präsidialkonferenz unterbrochen und um 13.12 Uhr wieder aufgenommen.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren!

Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf.

In der Präsidiale wurde eigentlich in einem sehr konstruktiven Gespräch vereinbart, dass dem Berichterstatter die Position zuzuweisen ist, wie es auch in der Geschäftsordnung zu lesen ist, dass er nämlich inhaltlich sachlich zu berichten hat, das ist keine Frage, dass, wenn parteipolitische, vielleicht manchmal auch polemische Äußerungen zu sagen sind, dann eine eigene Wortmeldung zu erfolgen hat. Aber das ist nicht Sinn und Sache des Berichterstatters. Darum haben wir auch vereinbart, dass sich die Vorsitzenden noch einmal ganz konkret das Protokoll durchlesen werden und danach auch die Schlüsse ziehen werden für die Zukunft, damit das auch klar festgestellt wird hier im Gemeinderat. Ich ersuche die Berichterstatter wirklich, hier in ihren Wortmeldungen sachlich und inhaltlich klar zu bleiben und sich der Polemik zu entsagen. Das ist gesagt. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Wir können somit, und das ist ja noch nicht erfolgt, zur Abstimmung über die Postnummer 41 kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 41 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN, so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Vereinigungen im Bereich "Netzkultur". 

Der Berichterstatter, Herr GR Baxant, wird einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung. (GRin Nurten Yilmaz: Sehr brav! – Heiterkeit bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich rede an sich immer gern über Public Netbase. Es ist früher mein Lieblingsthema gewesen, umso mehr schmerzt es mich, dass das jetzt in einen Topf geschmissen werden soll mit anderem. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Ich möchte vorher auch noch ein paar Worte zu dem Punkt 35 sagen im Zusammenhang mit dem, was ich sonst auszuführen habe, zu diesen 50 000 EUR Zusatzsubvention zu den 218 000 EUR für eine Aktivität in Indien. 
Es ist aus meiner Sicht schon sehr interessant, dass wir jetzt schon überall auf der Welt Aktivitäten finanzieren. Die MA 7 hat das begründet und unterstützt das. (GR Mag Andreas Schieder: Das ist ja schon abgestimmt!) Es geht ja eines ins andere über. (GR Franz Ekkamp: Das ist schon abgestimmt!) Wenn Sie mich kurz ausreden lassen, dann werden auch Sie den Zusammenhang erkennen können, Herr Kollege.

Also die MA 7 hat das wunderbar mit der international hervorragenden Reputation argumentiert. Ich nehme an, das war eine der genialen Wortschöpfungen des Herrn Dr Denscher, denn dafür ist er ja bekannt. Ja, ich kann das jetzt nur so zur Kenntnis nehmen, ich möchte aber schon erwähnen: Wie immer man dazu steht, ein bisschen ein Hohn ist es schon, wenn wir heute darüber abstimmen, aber die Veranstaltung war schon Ende November. Das heißt, das Geld ist ja ohnehin schon geflossen. Also wofür braucht ihr uns denn dann überhaupt noch? Der Form halber zuzustimmen?

Immerhin – und damit komme ich zum Zusammenhang... (GR Ernst Woller: Das war schon vor einiger Zeit im Ausschuss!) Aber Herr Woller! Sie haben eh den Dr Denscher. Was täten Sie ohne Dr Denscher? Da würden Sie lieb ausschauen, das können Sie mir glauben! (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Die MA 7 gibt es schon auch noch!) Und die MA 7. Na ja, gut. 

Immerhin, der Konrad Becker und Herr Wassermair machen sich immer große Mühe. Wir sind ja nicht so dumpf und fliegen überall drüber. Wir waren sogar einmal dort, haben uns mit ihnen unterhalten, ich kenne die Herren. 

Ich stimme trotzdem dagegen. Ich rede jetzt nichts von Kontrolle, sondern ich stimme vollen Herzens dagegen, weil Sie da gegen die Regierung argumentiert haben, und dazu stehe ich auch. Da gibt es keine Falschheiten oder irgendwas. Ich stehe einfach dazu. Ich stimme dagegen.

Bislang haben wir schon für die "Netzkultur"-Aktivitäten, für diese 72 000 EUR, gestimmt, aber jetzt, wenn das sozusagen alles in einen Topf geworfen wird, sehen wir uns gezwungen, auch dieses Aktenstück abzulehnen. Ich möchte erinnern, Konrad Becker und – jetzt weiß ich wieder den Vornamen nicht – Herr Wassermair haben sich immer sehr große Mühe gegeben mit ihrem Budget. Sie kennen das ja sicher. Das waren immer diese Akten. Jetzt haben Sie 60 Seiten nur Budget. 60 Seiten! Es hat nie gestimmt. Da sind wir von 800 000 EUR ausgegangen, gekriegt haben sie immer 200 000. Die Differenz wäre ein Fall für die Wirtschaftsprüfung. Wieso das trotzdem funktioniert hat, weiß ich nicht. Offensichtlich war es halt immer ein Pseudobudget. Aber immerhin, sie haben sich große, große Mühe gegeben, seitenlang zu argumentieren, was sie für wichtige Aktivitäten haben und wie das alles finanziert werden muss. 

Wenn ich mir das Aktenstück jetzt anschaue, bei dem es um die 490 000 EUR geht, so ist das ein lapidarer Wischiwaschizettel. Da steht überhaupt nichts. Da steht nur da: Bisher standen 72 000 EUR jährlich für diverse Kleinprojekte zur Verfügung, der Verein "Public Netbase" erhielt 218 000 EUR. Ab 2006 gehen beide Förderungen in einem Modell auf. Okay, gut. Also nicht gut, aber okay, ich kann es ja nicht ändern. 

Und dann kommen so die Kernstücke. Da sprechen wir plötzlich von den Networkfriends – die Frau Kollegin Straubinger wird mir das sicher noch erklären –, dann von den Microfriends. Das sind die Kleinen, die kriegen jetzt nicht sehr viel. Ich nehme an, mit Networkfriends wird dann Public Network gemeint sein, aber ich kann es nicht beurteilen, da steht nichts drinnen. Dann gibt es die Backbone Projects, das sind quasi die Infrastrukturmaßnahmen, 20 Prozent vom Ganzen, und Einigung von Menschen, da einigt man sich offenbar, wer was kriegt, aber offenbar einigt man sich erst irgendwann, denn drinnen stehen diese lapidaren Zahlen von 72 000 EUR, die sie bisher gekriegt haben. 

Und wer kriegt jetzt den Rest? Nach welchen Kriterien? Wie viel kriegt jetzt Public Netbase? Kriegen sie das jetzt nicht mehr? Wenn wir aber eh wissen, dass sie das kriegen, warum steht es dann nicht drinnen? 

Hier steht dann noch etwas ganz Wichtiges, das finde ich total super. Da steht jetzt drinnen... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Producer-Project!) Das weiß ich nicht. Diese Aufteilung, wie das sein wird. 50 Prozent Networkfriends, also Public Netbase. Das kann ja nur bei diesen Networkfriends drinnen sein. Ich hoffe, die Frau Kollegin Straubinger wird mir das ein bisschen auseinander setzen, was man mit so einem kleinen Aktenstück ohne große Informationen anfangen kann. 

Feststeht, dass die Information für uns viel zu wenig ist. Entschuldigung, Herr Dr Denscher, einfach zu wenig. Ich weiß, Sie können nichts dafür. Sie müssen immer das machen, was man Ihnen politisch vorgibt, aber es ist einfach zu wenig. Zu so etwas kann man nicht zustimmen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Im Gegenteil! Es wird eigenständig gehandelt!) Ja. Ich habe ja schon gesagt: Die Stütze der MA 7. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja!) Auch Ihre Stütze, Herr Stadtrat. Aber Sie stehen ja wenigstens dazu.

Also wir stimmen auf jeden Fall nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Ringler hat sich gemeldet. Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielleicht wäre ein Englischkurs für FPÖ-Mandatare nicht so schlecht. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Fremdsprachenkenntnisse helfen immer und gerade bei kulturellen Sparten, die neuartige Entwicklungen durchmachen und tatsächlich sehr international agieren. 

Der vorliegende Akt ist ein schwieriger, dem eine Diskussion vorangegangen ist, die kurz war, vielleicht auch viel zu kurz war, rund um das Thema neue Vergabesysteme. Ich kann nur sagen, an sich unterstützen wir das sehr, wenn es neuartige Ideen gibt, die darauf abzielen, wie Gelder in der Kultur vergeben werden. Ich finde das gut, ich finde das auch eine gute Initiative der Szene, dass sie sich da ins Zeug g'haut haben, dass sie die Gespräche mit dem Stadtrat begonnen haben, offensichtlich ja durchaus auch erfolgreich waren, ein bisschen mehr Geld rauszureißen und ihn davon zu überzeugen, dass die herkömmlichen Formen der Geldverga-
be vielleicht nicht adäquat sind.

Das darf aber den Blick dafür nicht verschließen, dass das, was wir jetzt beschließen werden, mehr als unklar ist, nicht nur das, was im konkreten Antragstext und Amtsbericht drinnen steht, sondern wenn man die Diskussion innerhalb der Szene in den letzten drei Tage verfolgt hat, bleibt man eigentlich auch ziemlich ratlos über. 

Gestern gab es eine Veranstaltung, bei der es eine Abstimmung gegeben hat darüber, wie in Zukunft dieses Geld, über das wir heute hier abstimmen, vergeben werden soll. Begonnen hat es damit, dass eine Abstimmung mit 16 zu 16 Stimmen für jeweils zwei unterschiedliche Modelle und fünf Enthaltungen geendet hat und dass man dann einen Kompromissvorschlag gesucht hat, der eine Mehrheit bekommen hat. Tatsache ist aber auch, dass mit diesem Kompromissvorschlag eigentlich völlig unklar ist, was und worüber hier abgestimmt worden ist. 

Wenn ich als Mitglied der GRÜNEN und als Mandatarin der GRÜNEN etwas gelernt habe, dann, dass Basisdemokratie, dass Partizipation, dass Teilhabe nur dann funktionieren kann, wenn es Nachvollziehbarkeit gibt, wenn es Transparenz gibt, wenn die Regeln allen Beteiligten klar sind und wenn man weiß, worüber man abstimmt.

Aus meiner Sicht ist das gestern definitiv in allen Fällen nicht der Fall gewesen. Das stimmt mich sehr bedenklich, denn immerhin geht es ja darum, dass wir hier die Verantwortung für öffentliche Gelder haben, dass wir darüber abstimmen, hier im Gemeinderat, wie diese Gelder in Zukunft vergeben werden. 

Und noch einmal, ich betone: Sosehr ich es auch gut finde, dass man sich neuen Vergabesystemen öffnet, dass man sich überlegt, in welche Richtung kann das gehen, welche neuen Mechanismen ziehen wir heran, so gibt es doch ein paar Grundsätze, die sind einfach unverrückbar. Und wenn ich höre von jenen, die dort waren, dass zum Beispiel weiterhin unklar ist, ob die Wahlen, die jetzt abgehalten werden innerhalb der Szene, geheim sind oder nicht, dann kann ich nur sagen: Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat einen guten Grund, wieso unsere Vorfahren für geheime Wahlen agitiert haben, auf die Straße gegangen sind. Teilweise werden Menschen immer noch eingesperrt in anderen Ländern dafür, dass sie für das Recht auf eine geheime Wahl kämpfen. 

Wenn man eine Szene, wenn man Menschen befähigen will, selber und gemeinsam über ihr Schicksal zu entscheiden, über das Geld, über die Subventionen zu entscheiden, dann ist das gut und richtig, aber nicht, indem man Instrumente der sozialen Kontrolle einbaut, in das System einbaut. Die Krux an der Geschichte ist, dass wir mit der Abstimmung gestern noch nicht einmal genau wissen, ob diese Wahlen jetzt geheim sein werden oder nicht. Das heißt, es haben Menschen über etwas abgestimmt, von dem am Ende gar nicht klar ist, wie es vergeben wird. Und Wahlen, die nicht geheim sind, sind aus meiner Sicht höchst problematisch, weil was passiert in solchen Prozessen? Sie kennen das doch alle aus Abstimmungen in politischen Gremien. Wie ist das mit einer Wahl, wenn man die Hand hebt, und wie ist das mit einer Wahl, wenn man geheim auf einen Zettel schreibt? Wir haben das ja selbst hier im Raum erlebt. Ich glaube, für diese eine Person der Sozialdemokratischen Fraktion, die eine Stadträtin nicht gewählt hat, war es ziemlich wichtig, dass man nicht weiß, wer sie ist, wer diese Person ist, dass nicht die soziale Kontrolle und der Terror beginnen: Du hast mich nicht gewählt! Ich halte das für ganz, ganz wichtig. 

Das ist eines der Prinzipien, von denen ich glaube, dass wir uns eigentlich hier alle darauf einigen können, und ich meine, dass es auch im Fall von Subventionsvergaben gelten muss. Wenn es Wahlen gibt, dann müssen diese Wahlen geheim sein.

Das zweite Modell, über das gestern abgestimmt worden ist und das Teil dieser Hybridlösung werden soll, wobei wiederum nicht ganz klar ist, in welcher Form, ist ein System, bei dem vorgeschlagen wurde, dass alle Be-
teiligten, die wahlberechtigt sind, zufällig eine Anzahl von Punkten zugesprochen bekommen, nach dem sie wäh-
len können. Das heißt, dass unterschiedliche Gruppen unterschiedlich viel Punkte haben und dass diese Punkte noch dazu über einen sehr raschen Zeitablauf weniger werden. Was heißt das? Das heißt, erstens einmal ist nicht jede Stimme gleich viel wert. Und auch dafür haben Generationen von Menschen gekämpft, dass jede Stim-
me gleich viel wert ist. Und zweitens führt ein System, bei dem die Punkte, die ich zu vergeben habe, rasch und rapide weniger werden, wenn ich nicht schnell ent-
scheide, dazu, dass ich uninformierte Entscheidungen treffe, weil natürlich will ich die maximale Punkteanzahl vergeben. Ich bin ja nicht blöd, oder?

Wenn ich tatsächlich so vorgehe, dann führt das dazu, dass ich erstens keine geheimen Wahlen habe, zweitens einmal uninformierte, rasche und übereilte Entscheidungen treffen muss. Ich glaube nicht, sehr geehrte Damen und Herren, bei aller Freude über neue Vergabesysteme, dass derartige Vorgehensweisen weder im Interesse jener sind, um deren Gelder es geht und wir sie vergeben müssen, noch in unserem Interesse sein können über die Art und Weise, wie öffentliche Gelder vergeben werden. 

Ich halte es für höchst problematisch, so vorzugehen. Wenn man sich überlegt, was wahrscheinlich passieren wird, wird es so sein, und das freut uns natürlich, dass jetzt sehr viel mehr Institutionen Geld bekommen. Es werden also wahrscheinlich doch an die 70 Förderneh-
merinnen und -nehmer tatsächlich an Gelder kommen, und das ist gut so. Es ist auch gut so, dass viele zum ersten Mal an Geld kommen, das freut uns auch. 

Aber was passiert in so einem Wahlsystem, wo man sich gegenseitig bewertet, in drei Jahren? In drei Jahren werden einige vielleicht wachsen wollen. In drei Jahren, wenn es ein paar Neue gibt, ein paar Neue, die frech daherkommen, werden sie sagen: Wir wollen jetzt auch zu den 70 Fördernehmern dazugehören. 

Wie verhindern wir in so einem System, dass es eine völlig selbstreflexive Blase wird, wo man sich nur gegenseitig nach Freundschaftsbeziehungen Gelder zuschiebt? Das ist doch das, was wir kritisiert haben bei vielen anderen Fördervergaben. Das ist doch mit einer der Gründe gewesen, weshalb wir die Theaterreform gemacht haben, weil wir wollen, dass das System sich immer wieder selbst erneuern kann. 

Ich habe große Bedenken, was die derzeitige Vorgehensweise betrifft. Sie ist unklar, es gibt eine Menge Hintergründe und Probleme, und ich finde es ehrlich gesagt keine gute Idee, das heute in dieser Form zu beschließen. 

Weil wir aber durchaus signalisieren wollen, dass wir der Meinung sind, dass man solche neuen Vergabesysteme braucht, dass man sich auf Experimente einlassen kann, haben wir einen Antrag vorbereitet, von dem wir hoffen, dass er die Zustimmung der Sozialdemokratischen Fraktion findet, und werden sozusagen dem eigentlichen Subventionsantrag mit sehr viel Bauchweh zustimmen. Ich erwarte mir aber, und dieses Bekenntnis wünsche ich mir von den Rednern der Sozialdemokratischen Fraktion heute und hier und auch vom Herrn Stadtrat, dass es jedenfalls halbjährliche Berichte im Gemeinderatsausschuss zu den Fortschritten dieses Systems geben wird. 

Denn auch die von uns eingeforderte Transparenz wird leider von jenen, die an diesem System arbeiten, damit beantwortet, es wäre eh auf der Mailingliste oder am Website. Wenn man dann genauer nachschaut, muss man feststellen, es ist leider nicht so wirklich am Website und das mit der Transparenz und der Nachvollziehbarkeit ist auch nicht so klar gegeben. 

Also ich wünsche mir, dass der Herr Stadtrat einmal im nächsten Halbjahr berichtet im Ausschuss über den Fortschritt, dass er uns im Gemeinderatsausschuss Be-
richt erstattet und dass wir auch sehr offen darüber sprechen, wenn das System schlussendlich vielleicht scheitert. Es würde mir sehr Leid tun, wenn es scheiterte, weil Scheitern würde bedeuten, dass tatsächlich Freundschaftsklüngel gewonnen haben oder dass sich alle zerstritten haben, weil sie draufgekommen sind, sie haben nicht so abgestimmt, wie man es sich erwartet hätte, oder ähnliches mehr. 

Ich hoffe sehr und wünsche mir dieses Bekenntnis von Seiten der Sozialdemokratie, dass zumindest dieses Mindestmaß an Transparenz gegeben sein wird, und ich kann Ihnen versichern, wir werden diese Angelegenheit mehr als aufmerksam in den nächsten Monaten beobachten. 

Ich bringe folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

„Der Gemeinderat möge beschließen, dass eine begleitende Evaluation durch eine außerhalb der Szene verankerte Institution als auch eine halbjährliche Berichterstattung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft stattfindet. 

Weiters möge der Gemeinderat ein Bekenntnis zur Wichtigkeit der Finanzierung von Projekten und Institutionen, welche mit Fördersummen von 30 000 EUR kein Auslangen finden können, abgeben. Nur dadurch können mehrjährige Projekte und die Veranstaltung von Tagungen, Ausstellungen, Selbstresektion und Weiterentwicklung, Vermittlungsarbeit, theoretische Grundlagenforschung auch in einem größeren Rahmen stattfinden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Lassen Sie mich noch einen Satz zu diesem zweiten Punkt des Antrags sagen. Wir glauben, 500 000 EUR sind jedenfalls nicht genug, um dieses wirklich sehr spannende und dynamische Feld der Kultur abzudecken, vor allem auch nicht deshalb, weil die 500 000 EUR, so wie sie derzeit konzipiert sind, ausschließlich in Kleinteilen vergeben werden. Und wir hatten bereits die Diskussion über die Frage: Brauchen Sparten so was wie Focuspunkte, braucht zum Beispiel die Theaterszene sozusagen Kristallisationspunkte? Und ich glaube, es war richtig und wichtig, dass die Antwort darauf ein Ja war und dass es jetzt ein Tanzquartier gibt, mit dem natürlich nicht alle immer zufrieden sind und wo es Reibereien gibt und Unstimmigkeiten auch innerhalb der Szene. Aber schlussendlich garantiert das Tanzquartier als größere Institution Internationalisierung. Es ermöglicht Kooperationen mit ausländischen Institutionen, die über kleinteilige Projekte und Kooperationen hinausgehen. Ich glaube, dass das richtig und wichtig ist für eine Szene, dass es solche Focuspunkte gibt. Im Idealfall gibt es nicht einen, sondern zwei oder drei, und wir wünschen uns sehr, dass das, was hier beginnt zu blühen in der Szene und was vor vielen Jahren begonnen hat, zwischendurch eingeschlafen ist und hoffentlich jetzt auch wieder mehr Impulse bekommt durch das Geld, dass darauf nicht vergessen wird, wie wichtig es ist für Szenen, dass es auch so etwas wie Focuspunkte und Kristallisationspunkte gibt. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm. (Zwischenruf von amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) 
GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg, lieber Herr Stadtrat, schlage ich Ihnen vor, Sie überlassen mir meine Liberalität und meine Weltoffenheit und qualifizieren das nicht. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wieso? Sie tun es ja auch!) Es ist nämlich ein bisschen spießig, wenn man versucht, das... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wieso so wehleidig?) Nicht wehleidig, bei Gott nicht. Ich halt mehr aus. Es ist nämlich ein bisschen spießig, und wenn man sich dann auch noch entschuldigen muss, zeigt sich, dass das eigentlich überflüssig ist. 

Die ÖVP hat, wie Sie richtig gesagt haben, der Grundsubvention zugestimmt bei Ecce- Homo und nur jetzt nicht zugestimmt, weil der Akt nicht nachvollziehbar ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Es geht um die neue Medien- und Netzkultur, und Marie Ringler hat sehr gut und sehr eindrucksvoll genau die Schwierigkeiten nachgewiesen, die zu erwarten sind. Wir sind wieder konfrontiert mit einem Punkt. Es wird ein Rahmenbetrag ausgesetzt, der ist fix, und alles andere ist ungewiss. Neue Modelle zu entwickeln, wie Subventionen vergeben werden, ist durchaus etwas, was vernünftig und gut sein kann. Nur, die vorliegenden Modelle, auch wenn sie von Ihnen, Herr Stadtrat, in einer Presseaussendung vorsorglich jetzt schon als besonders toll und gut bezeichnet wurden, obwohl es noch nicht einmal beschlossen ist, sind nicht so gut. Hier soll durch Mausklick abgestimmt werden, die Szene bestimmt, wer wie viel erhält, kulturpolitische Vorgaben spielen keine Rolle offenbar, sondern persönliche Vernetzung innerhalb der Community. Und das kann nicht der Ansatz sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wobei interessant ist, dass die Kritik, und ein Teil wurde ja schon gesagt, auch aus der Szene selbst kommt. Die IG Kultur etwa stellt die Frage, und die muss bei der Vergabe von öffentlichen Mitteln doch wohl die Zentrale sein, wie Missbrauch ausgeschlossen werden kann, und stellt fest: Wie Missbrauch ausgeschlossen werden kann, ist unklar. 

Deshalb werden wir dem nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.
GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich würde gern zu Beginn, nachdem es hier so viel Unklarheit über dieses Modell gibt, ein bisschen was Grundsätzliches dazu sagen und vielleicht auch zur Geschichte. 

Anfang 2004 haben sich rund 100 Netzkulturinitia-
tiven und KünstlerInnen zu einer gemeinsamen Plattform zusammengeschlossen, die sich Netznetz nennt. Im Ok-
tober 2004 fand zum ersten Mal ein Festival der Netz-
kulturen im Künstlerhaus statt, das mit einem minimalen Budget ausgestattet war, das selbst organisiert war und mit sehr viel persönlichem Einsatz der TeilnehmerInnen unglaublich gute Resonanz gefunden hat, mediale Reso-
nanz, aber auch innerhalb der Szene selbst.

Ein Ergebnis oder eine Entwicklung, die sich aus diesem Festival und aus dieser Sichtbarmachung ergeben hat, nämlich der Sichtbarmachung dieser quantitativen und auch qualitativen Bereicherung, die es in diesem Feld gibt und die bis dato nicht so erkennbar war für alle, die sich eben nicht in dieser Szene befunden haben, war, dass der Kulturstadtrat die Bereitschaft angekündigt hat, die Fördersumme für "Netzkultur" auszuweiten und ein neues Modell in Zusammenarbeit mit der Szene selbst zu entwickeln und auf die Beine zu stellen. Netznetz hat darauf hin ein Fördersystem in den Grundzügen entwickelt, das einen völlig neuen Ansatz hat und das einen Ansatz hat, der eben dem demokratisch-partizi-
patorischen Charakter und Wesen der "Netzkultur" ent-
spricht. 

Das Herzstück dieses neuen Modells sieht vor, dass ein Teil der Fördersumme, nämlich 50 Prozent, von den Künstlerinnen und Künstlern selbst vergeben wird, und zwar mit Hilfe dieser Software, und diese wiederum basiert auf der Idee von Reputationssystemen, wo es schon große Diskussionen, Entwicklungen und Versuche auch im akademischen Bereich gibt, wo daran gearbeitet wird, sie auch zur Beurteilung von Wissensarbeit heranzuziehen. Auf diesem Ansatz ist aufgebaut worden. 

Um dem hohen Anspruch, den die Szene an sich selbst hat – das ist auch das Bewundernswerte daran –, gerecht zu werden, hat sie das so entwickelt, dass es de-
mokratisch-partizipatorisch ist, dass es die Zusammen-
arbeit zwischen Initiativen fördert, dass es gewährleisten soll, dass auch neue Künstlerinnen und Künstler in dieses System hineingeholt werden und dass es Chancen-
gleichheit herstellt. Und wenn die Kollegin Ringler diese zufällige Punktevergabe angesprochen hat, dann ist das genau ein Ansatz aus der Spieltheorie, der dafür verwendet wird, diese Chancengleichheit herzustellen. 

Es folgten jetzt auf Basis dessen sehr lange und sehr intensive Diskussionen der Szene, die jeder, wenn er wollte, auf Netznetz.net mitverfolgen konnte beziehungs-
weise in die sich jeder einbringen konnte, nicht nur im Internet, sondern durchaus bei realen Treffen, im Realraum – ein basisdemokratischer Prozess, der nicht einfach ist, wie die GRÜNEN aus Erfahrung wissen. (GRin Mag Marie Ringler: Ja, genau! Aber deshalb wissen wir, worauf wir aufpassen müssen!) Aber er hat ja auch ein Ergebnis. Es war ein Prozess, der allen sehr viel Zeit und sehr viel Energie abverlangt hat, sowohl den Menschen, die in diesem Bereich arbeiten, als auch durchaus den Ansprechpartnern in der Stadt, wofür ich mich sehr bedanken möchte. Dieser Prozess hat aber auch schon internationale Aufmerksamkeit erregt. 

Es ist kein einfaches System, aber ich glaube, kein System, das versucht, Gerechtigkeit herzustellen, ist ein einfaches System, sonst würden wir uns nicht über die Gesetzesflut beklagen müssen, die versucht, Lücken zu schließen. Und dieses System versucht eben auch, die-
se Chancengleichheit herzustellen, indem zum Beispiel große Gruppierungen nicht kleine Gruppierungen oder EinzelkünstlerInnen überstimmen können nur auf Grund dessen, dass sie viele Menschen sind. 

Kompliziert daran ist aber letztlich vor allem die technische Lösung. Genau dafür, glaube ich, sind aber elektronische Programme da, nämlich um den Benutzern das Leben zu erleichtern oder es zu vereinfachen. Wie kompliziert das Programm ist, merkt man als normaler Benutzer eines Windows oder was auch immer man für Programme auf seinem eigenen PC hat, im Normalfall und im Regelfall ja Gott sei Dank nicht. 

Vielleicht noch zur Vergabe. Vielleicht sollten wir auch noch klarstellen an dieser Stelle, was bei diesem Herzstück, den Networkgrants, entschieden wird. Die Summen sind zwischen 27 000 und 28 000 EUR auf Wunsch der Szene selbst, die aus sich heraus keine großen Institutionen oder größeren Institutionen schaffen, sondern eben wirkliche Projekte schaffen wollte und auch den Ansatz verfolgt, dass es zur Zusammenarbeit, also zu Kollaborationen kommen soll, sodass zum Beispiel mit zweimal 28 000 EUR sicher schon sehr große und bekannte Projekte möglich sind.

Die Abrechnung selbst erfolgt wie gehabt. Wenn die Entscheidung gefallen ist, gibt es ein Ansuchen an die MA 7, wo dann Projekte eingereicht werden, und es wird auch die Abrechnung dieser Projekte über die MA 7 erfolgen.

Zum Antrag der Kollegin Ringler: Dazu ist festzuhalten, dass es in diesem Modell auch möglich ist, größere Summen zu bekommen. 28 000 EUR ist die Begrenzung für die Vergabe bei den Networkgrants, aber es gibt ja auch noch andere Module, auf die ich dann zu sprechen komme, und da ist das durchaus möglich. 

Vielleicht erwähne ich auch kurz diese insgesamt vier Module, die es gibt. Da gibt es einmal, wie der Herr Ebinger schon ganz treffend ausgeführt hat, die Microgrants, nämlich jene, die für Kleinprojekte zur Verfügung stehen, das heißt, für jene KünstlerInnen, die neu in diesem Bereich arbeiten, analog dem bisherigen 72 000 EUR-Topf bei der MA 7. Auch das wird es wieder geben. Zusätzlich wird es aber die Microgrants geben und zusätzlich wird es auch noch die Backbone Projects geben, Infrastrukturprojekte, die der Szene zugute kommen. Das simpelste Beispiel wäre etwa Serverleistung, die alle Netzkulturinitiativen brauchen. Wenn sie sich dazu entschließen, dass sie so etwas gemeinsam angehen, damit nicht jeder allein sozusagen seinen Schrebergarten in diesem Bereich bestellt, dann ist das ein Backbone Project, das sie auch finanzieren können und das auch über diese 30 000 EUR hinausgehen kann.

Es gibt auch noch die Annual Conventions, die eine Sichtbarmachung der Szene sind, etwa analog zu dem, womit es begonnen hat, mit dem Festival der Netzkultur, wo sich die Gruppen in Ausstellungen präsentieren, die aber auch genau dazu da sind – und hier geht es wieder über diese 30 000 EUR weit hinaus –, was in dem Antrag der GRÜNEN gefordert wird, nämlich zur Selbstreflexion, zur Weiterentwicklung oder zur Entscheidungsfindung. Genau das will auch die Annual Convention leisten.

Natürlich muss dieses Projekt auch im nächsten Jahr beobachtet werden, von der Szene selbst reflektiert werden, auch von der Stadt und auch von den verantwortlichen Kulturpolitikern. Ich kann meinerseits zusagen, dass ich gerne im Kontakt mit dir oder mit euch bleibe und wir dann gerne auch gemeinsam weiterentwickeln und daran arbeiten können und auf alle Fälle natürlich auch berichten können, wobei das sicher auch andererseits kein Problem ist. 

Zum Wahlprozess vielleicht noch einen Satz. Die Leute dort haben selbst abgestimmt, wie sie wählen wollen. Also es gibt jetzt irgendwie keine andere Möglichkeit mehr, als die Leute selbst entscheiden zu lassen, wie sie es letztlich wollen. Aber das können wir vielleicht dann nachher auch noch einmal diskutieren.

Das ist jetzt im Kurzen und im Groben vorgestellt. Es ist ein kompliziertes Modell, es ist aber ein sehr innovatives Modell, und das ist es auch auf Grund dessen, dass es auch Aufgabe der Politik ist, Neues zu ermöglichen, innovative Ideen zu fördern, auch an gesellschaftspolitischen und aktuellen Diskursen teilzunehmen. Wenn man das nicht gemacht hätte, wenn man immer auf der sicheren Seite geblieben wäre und wenn man nie etwas Neues zugelassen hätte, dann würden wir heute im Mittelalter leben und nicht in einer Wissensgesellschaft. Und ich bin froh, dass wir in Letzterer sind. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist damit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Er verzichtet auf das Schlusswort. 

Damit kommen wir zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dieser Antrag ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Es kommt der Antrag der GRÜNEN zum Thema Netzkultur zur Abstimmung. Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind nur die Stimmen der GRÜNEN und damit nicht angenommen.

Wir kommen jetzt zur Postnummer 44 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Jahressubvention an den Verein IG Freie Theaterarbeit. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir können daher sofort zur Abstimmung kommen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich ohne die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Festwochen GmbH.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 53 der Tagesordnung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir haben ja im Zuge der Kulturdebatte schon sehr viel über Rahmenbeträge gesprochen, und jetzt kommen wir eben zur Beschlussfassung des Rahmenbetrages für die Förderung von Aktivitäten im Bereich der Wissenschaft. 

Ich möchte dazu sagen, dass wir es gut finden, dass es im Bereich der Wissenschaftsförderung einen Rahmenbetrag gibt, denn hiermit wird ermöglicht, kleinen Projekten schnell und rasch Geld zur Verfügung zu stellen, auch in Summen, die sich nicht in einer Größenordnung bewegen, die sehr hoch sind, sondern wo es darum geht, denen halt schnell Geld zur Verfügung zu stellen. Es ist wirklich eine sinnvolle Maßnahme, um die wissenschaftliche Szene in Wien zu unterstützen. 

Nun ist es aber im letzten Jahr oder bei dem letzten Projektförderungsstand mit Stichtag 3. Oktober, der ja dem Akt auch beilegen ist, vorgekommen, dass hier nicht mehr nur die kleinen Summen über den Rahmenbetrag finanziert werden, sondern dass es 22 Projekte gibt, die einen Betrag von 8 000 EUR ausmachen und bis zu einem Betrag von 34 000 EUR gehen.

Jetzt mag es schon sinnvoll sein, dass man es so macht, aber warum gibt es nicht für diese guten, für diese einzelnen Superprojekte und sicher wissenschaftlich gut fundierten und gut begründbaren Projekte nicht eigene Geschäftsstücke, sondern man schummelt sie in den Rahmenbetrag hinein, und es könnte ja der Verdacht aufkommen, dass da irgendwas nicht stimmt. Das glaube ich aber nicht. Keinem einzigen dieser Projekte möchte ich das unterstellen, sondern es sind alles wirklich gute und wichtige Institutionen und Projekte. Aber es ist nicht nachvollziehbar, warum dermaßen große Summen hier über den Rahmenbetrag ausbezahlt werden. In Summe sind das 388 270 EUR gewesen mit Stand 3. Oktober.

Ich möchte einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, dass es bis zu der Wertgrenze, die es ja gibt, in der Höhe von 7 600 EUR, die auch laut Stadtverfassung bewilligt werden müssen, diese Projekte nicht mehr in den Rahmenbetrag kommen, nämlich innerhalb des Rahmenbetrags für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft sollen ab dem Budgetjahr 2006 nur noch Projekte bis zu einer Antragssumme von 7 600 EUR abgerechnet werden können. Projektanträge mit darüber hinaus gehenden Antragssummen müssen als Geschäftsstücke im Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft behandelt werden. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung.

Ich möchte noch einmal betonen, dass wir die Rahmenbeträge im Bereich der Wissenschaft für gut und richtig finden, aber bitte nicht diese großen Summen da reinzuschummeln, sondern wirklich eigene Anträge machen, und dann schaut es auch nicht so aus, als wäre irgendwas nicht ganz korrekt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Die Kollegin Smolik hat ja zu Recht darauf hingewiesen, dass es Sinn macht, auch im Bereich der Wissenschaftsförderung Rahmenbeträge vorzusehen, weil sie ja in der Tat eine sehr starke Zielorientiertheit und eine sehr große Treffsicherheit in diesem Bereich garantieren und außerdem auch Garant dafür sind, dass die Mittel sehr rasch vergeben werden können. Und wenn man daran denkt, dass es sich dabei insbesondere auch um zum Teil junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und junge Kultur- und Wissenschaftsinitiativen handelt, dann weiß man, wie sinnvoll und notwendig ein so rasches Handeln ist. 

Ich denke, dass diese Anträge, von denen du gesprochen hast, nicht reingeschummelt worden sind, son-
dern ganz bewusst vorgelegt worden sind, auch deshalb, weil es sich vor allem bei jenen mit sehr hohen Beträgen um Organisationen handelt, die schon öfter und mehr-
jährig eingereicht haben. Ich denke da nur an die Sig-
mund-Freud-Gesellschaft oder an das Institut für Wis-
senschaft und Kunst, wo man davon ausgehen kann, dass es eine sehr hohe wissenschaftliche Kapazität und eine sehr hohe Exzellenz in diesem Bereich gibt. 

Du hast selbst davon gesprochen, dass es sich bei deinem Vorschlag um 22 Projekte handeln würde. Man kann sich vorstellen, was das bedeuten würde, wenn man 22 Projekte zusätzlich beschließen müsste in den jeweiligen Gremien und Ausschüssen, dass es sich da-
bei natürlich auch um zeitliche Verzögerungen handelt.

Deshalb teile ich die Einschätzung, dass es Sinn macht, das gute Instrument der Rahmenbedingungen und Rahmenbeträge auch im Bereich der Wissenschaft beizubehalten, und kann dem vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag nicht zustimmen. Ich kann auch nicht empfehlen, dem Beschluss- und Resolutionsantrag die Stimme zu geben, würde aber ersuchen, dass man dem vorliegenden Antrag, der den Rahmenvertrag für die Förderung von wissenschaftlichen Projekten inkludiert, zustimmt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag des Berichterstatters. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Zur Abstimmung gelangt nun der Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung gibt es nur von Seiten der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN. Damit ist der Beschluss- und Resolutionsantrag nicht angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 55 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Stiftungsbeitrag der Stadt Wien an die Stiftung Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes erhält 254 400 EUR. Selbstverständlich unterstützen die GRÜNEN diesen Antrag. Das ist höchstens eine Diskussion, ob mehr noch besser wäre. Aber wir unterstützen den Antrag gerne und hoffen, dass die wichtige Arbeit des Dokumentationsarchivs auch fortgesetzt werden kann. 

Wegen dieses Allgemeinplatzes, der von den GRÜ-
NEN erwartet wird, hätte ich mich nicht zu Wort melden müssen, sondern ich habe es wegen einer Aussage getan, die etwas früher von Harald Stefan getroffen wur-
de; und ich bin ja nicht der Berichterstatter, ich darf mich auf ihn beziehen, der gemeint hat von wegen Widerstand und heute, und wenn man gegen ihn Widerstand leisten muss oder Menschen seines Gedankenguts, dann haben wir ein Problem in der Stadt. 

Wir haben ein Problem. Es haben sicher heute nicht alle die APA verfolgen können. Ich möchte aber nicht vorenthalten eine APA-Aussendung von heute 10.25 Uhr vom früheren Stadt- und jetzigen Gemeinderat Johann Herzog.

In der geht es um eine Werbekampagne von Czech Tourism, eine harmlose Angelegenheit. Die plakatieren in Wien oder inserieren: "Wolfgang Amadeus Mozart ver-
weilte fünfmal in Tschechien. Und Sie?" Eine harmlose Kampagne. 

Jetzt geht’s aber los. Wenn man das durchliest, dann fragt man sich manchmal wirklich – ich habe eine Aussendung dazu gemacht und mich zurückgehalten, aber man fragt sich wirklich –: Welch Geistes Kind ist die F, wenn man bei einer Kampagne, bei einer Werbung, in der steht, Wolfgang Amadeus Mozart verweilte fünfmal in Tschechien, in erster Linie an den Zweiten Weltkrieg denkt, an Vertreibung, an Opfer, an Verspottung, und irgendeine volksdeutsche Gruppe, die damit Probleme haben könnte, dass heute so geworben wird, und besonders wichtig ist, er war in Prag und niemals in Tschechien, weil damals hat es nicht Tschechien geheißen. Das ist besonders wichtig festzuhalten. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Wenn man dem österreichischen Tourismus sagen würde, wir dürfen in keinem Land Werbung machen, und ich werte jetzt gar nicht, in dem wir jemals Konflikte hatten, und wenn ich an die gleiche Zeit denke, dann dürften wir in sehr vielen Ländern in Europa keine Werbung für Wien machen und keine Werbung für Österreich machen. Dann dürften wir wahrscheinlich noch in Argentinien Werbung machen, weil damals sehr viele Täter aus diesem Land dorthin ausgewandert sind. Es wird aber nicht reichen, den Tourismus in Österreich damit zu beleben. Man kann es nur unter kurios abtun. Nachdem aber ein Wahlkampf geführt wurde, wie er geführt wurde, nachdem diese Meldungen, die wir alle aus dem Bundesrat kennen aus den vergangenen Monaten, nicht abreißen – dazu komme ich noch –, ist es leider auch notwendig, hier klipp und klar zu sagen: Nicht die Werbekampagne von Czech Tourism ist skandalös, sondern diese Aussendung ist zwischen skandalös und lächerlich. Ich glaube nicht, dass sie für große Wellen sorgen wird. Aber wir sollten zumindest wissen, mit was für Leuten wir es hier zu tun haben.

Bundesrat. Eine Stunde später legt gleich einer nach, der Bundesrat der FPÖ, aus Wien entsandt. Da gibt es zwar den einen nicht mehr, der hat immer noch seine Verfahren anhängig. Wir werden sehen, wie die ausgehen. Wir wissen, warum. Gaskammern in Zweifel ziehen kann man, ohne rechtlich belangt zu werden. Wir werden es zumindest vorwerfen, dem Herrn John Gudenus, dessen Verfahren noch anhängig ist. Sein Nachfolger, Harald Vilimsky, macht eine Aussendung und verwendet ein Wort, das jeder kennen wird hier herinnen. Es geht um Peter Pilz. Es tut nichts zur Sache, worum es geht, aber der Untertitel lautet, dass aus dem Peter Pilz ein gesetzter Systempolitiker wird. Das ist ein Wort, wo ein paar denken werden: Was ist ein Systempolitiker? Leute, die sich sehr intensiv damit beschäftigen, wissen es. Es ist kein Vorwurf an die, die das nicht gleich wissen, weil es kommt beim Google auch nur 400 Mal vor. Also es ist nicht ein Begriff, der 10 000 Mal verwendet wird. Aber verwendet wird der Begriff 414 Mal nahezu ausschließlich von der Neonazi-Szene heute. Und verwendet wird er für so ziemlich alle Leute, die in diesem Haus sitzen, nämlich zumindest für Abgeordnete von der ÖVP, von der SPÖ und von den GRÜNEN. In Deutschland heißt es CDU, CSU, Grüne und SPD. Es ist ein Begriff, der quasi für alle demokratischen Parteien gilt. Er wird verwendet ausschließlich – ausschließlich – von der Neonazi-Szene heute. Und genau diesen Begriff verwendet ein Bundesrat, und ich behaupte, wenn auch nicht alle Abgeordneten der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN diesen Begriff hundertprozentig kennen, dass der Herr Vilimsky haargenau weiß, was dieses Wort zu bedeuten hat. Weil das ist nicht ein Alltagswort, das wir immer verwenden. Jemandem das vorzuwerfen, bringt ihn in die Nähe derjenigen, die diesen Begriff halt auch verwenden.

Das sind die Leute, die heute für die Freiheitliche Partei unter anderem – unter anderem – in diesem Haus sitzen. Das ist die Arbeit, die wir zu leisten haben werden, und bei der Arbeit wird das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes viel, viel Nützliches leisten, und deswegen freue ich mich, dass es heute 254 400 EUR für das Dokumentationsarchiv gibt, und freue mich auch, dass meine Kollegen alle geschlossen zustimmen werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Strache. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Oje!) Ich erteile es ihm.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist notwendig, auch auf so durchaus nicht nachvollziehbare Sätze zu antworten. Manche meinen, es waren verwirrte Worte, die man hier vernommen hat, wo man sehr wohl Stellung beziehen muss, denn wenn man sich hier herstellt und Äußerungen in einem Pressedienst als skandalös bezeichnet, wo die Vertreibung und die Ermordung von 3,5 Millionen Menschen angesprochen wurde und nicht mehr und nicht weniger letztlich in diesem Pressedienst auch wieder einmal darauf hingewiesen wurde, dass man diesen Opfern der Vertreibung und diesen Opfern, die ermordet worden sind, enteignet worden sind, auch Gerechtigkeit widerfahren lassen soll, dann finde ich das skandalös, wenn man hier heraußen so ein Schauspiel vornimmt, wie das der Herr StR Ellensohn getan hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn man dann wieder versucht, künstlich zu kreieren – wie etwa Bundesrat Vilimsky, der von Systempolitikern gesprochen hat, oder Sie, die Sie von gesetzten Systempolitikern gesprochen haben –, dass das etwas ist, was jemand sagt, dann sage ich: Entschuldigen Sie! Man hat damals auch “Grüß Gott!“ gesagt. Was soll denn dieser Unsinn, permanent in irgendwelche sprachliche absurde Vorwürfe abzugleiten? Wir lehnen das auf das Heftigste ab und weisen das auch auf das Heftigste zurück! Das muss man einmal hier sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist wirklich absurd und peinlich. Man kann sich nur genieren dafür, wenn man mit solchen absurden Unsinnigkeiten konfrontiert wird. Aber ich kann mir nur vorstellen, dass Herr StR Ellensohn ein familiäres Problem hat, das er hier auslebt. Sein Vater, der aus Vorarlberg aus der Gemeinde Weiler stammt, hat ja auch einmal für die FPÖ kandidiert, und er hat offensichtlich diesbezüglich ein innerfamiliäres Problem, das er hier immer wieder behandeln muss. Er sollte dieses innerfamiliäre Problem eher bei sich zu Hause lösen, als solche abstrusen und unhaltbaren Vorwürfe hier zu bringen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Nur um wirklich zu erhellen, wie die verwirrten oder eigentlich bedauerlicherweise nicht verwirrten Worte des ehemaligen Herrn Stadtrats – ich frage mich, wie er jemals Stadtrat werden konnte! – und jetzt Gemeinderats Herzog tatsächlich gefallen sind, lese ich Ihnen die Presseaussendung vor. 

„Die derzeit laufende Werbekampagne von Czech Tourism mit dem Slogan ‚Wolfgang Amadeus Mozart verweilte fünfmal in Tschechien… Und Sie?’ sei nicht nur in höchstem Maße geschichtsverfälschend, die Verantwortlichen verhöhnen damit die Opfer der tschechischen Vertreibung nach 1945. Denn selbstverständlich war Mozart" – und jetzt groß geschrieben – „NIEMALS in Tschechien. Vielmehr war er in Böhmen und hat in Prag – das damals als deutsche Stadt galt – seinem genuinen Schaffensdrang freien Lauf gelassen, so heute der Vertriebenensprecher der Wiener FPÖ, LAbg GR Johann Herzog." (GR Heinz-Christian Strache: Was ist daran falsch, bitte?)
Entschuldigung! Das ist ein Skandal! Das ist schlichtweg gesagt eine Sauerei! Einmal ganz abgesehen davon – das hat Kollege Ellensohn schon gesagt –, dass Österreich als treibende Kraft damals auch Nazideutschlands wohl nirgendwo anders Werbung betreiben dürfte, weil das eine Verhöhnung der Zigtausend Opfer des Nationalsozialismus wäre, die möglicherweise dann nach Österreich... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Wir wissen, dass sich in Tschechien sehr viel geändert hat. Wir wissen, dass sich in Österreich sehr viel geändert hat. Und ich hoffe, dass die Tschechen als kulturellen Beitrag ebenso in Anspruch nehmen dürfen, dass Mozart in der tschechischen Stadt Prag weilte, denn sonst müssten wir uns tatsächlich einmal ein bisschen schwerer tun damit, Mozart überhaupt als Österreicher zu feiern, denn wie ich mich erinnern kann, befand sich Salzburg zur Zeit Mozarts nicht innerhalb der Grenzen Österreichs. – So viel zur Kulturbeflissenheit.

Nichtsdestoweniger ist es prinzipiell eine an Unanständigkeit und Unappetitlichkeit nicht zu überbietende Tatsache, wenn eine harmlose Werbung der tschechischen Tourismusbehörde dafür verwendet wird, einen Zusammenhang mit den Sudetendeutschen herzustellen, und zwar unter Ausblendung der gesamten Geschichte, die zur Situation der Sudetendeutschen geführt hat. (GR Heinz-Christian Strache: Rechtfertigen Sie jetzt die Vertreibung und den Mord?)
Um den Skandal wirklich weiter augenscheinlich zu machen: „Diese Werbekampagne verhöhne die Opfer des tschechischen Massenmordes an Zigtausenden Sudetendeutschen und versuche dabei zu suggerieren, dass ’Tschechien’ schon immer auf dem jetzigen Territorium bestanden hatte.“ So wie wahrscheinlich jedes andere Land in Europa schon immer in den Grenzen existiert hat, wie es heute der Fall ist. – Herzog setzt fort: „Das ist nachweislich nicht der Fall, und er, Herzog, verwahre sich auf das Schärfste gegen diese Form der Geschichtsfälschung.“ (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.)
Entschuldigung! Es tut mir Leid. Ein bisschen Bildungsniveau hätte ich ehemaligen Stadträten der FPÖ schon zugetraut! Es ist eigentlich unglaublich! (GR Heinz-Christian Strache: Warum regen Sie sich so auf?)
Ich zitiere schon wieder: „Es sei eine Verhöhnung der Opfer und inakzeptabel, dass heute, rund 50 Jahre nach den Vertreibungsprogromen“ – ich habe es jetzt richtig vorgelesen, da steht Progrom – „der Tschechen an der volksdeutschen Gruppe ein solcher Akt der Verspottung stattfinde, so Herzog abschließend.“ – Mozart war in Prag. Das sei eine Verspottung der Vertreibung der Sudetendeutschen. Das ist unglaublich!

Herr Strache! Noch eine andere Geschichte, zum “Systempolitiker“. Deshalb habe ich den Computer mitgenommen. Ich habe in google.at den Begriff “Systempolitiker“ eingegeben, und ich lese Ihnen jetzt vor, von wem die ersten Einträge sind: “Nationaljournal BRD-Patriotismus“, “Jugendwacht der deutschen Weltanschauung“, “Politikarena“, “Holger-Apfel-NPD“, “Junge Nationaldemokraten“ und so weiter und so fort.

In dieser Gesellschaft befinden Sie sich bewusst! Sie haben es bis heute nicht geschafft, sich vom Nationalsozialismus abzugrenzen, und es ist bedauerlich, dass Sie den Einzug in den Gemeinderat geschafft haben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich bringe eine tatsächliche Berichtigung:

Selbstverständlich hat die FPÖ keine Nähe zum Nationalsozialismus und hat sich auch immer von diesem totalitären Regime abgegrenzt. Das halte ich hier in aller Deutlichkeit fest. Sie sind hier letztlich wieder einer Denunziation anheim gefallen, und das rechtfertigt letztlich auch, warum wir gerade diesem Akt nicht zustimmen: Denn das, was Sie heute gelebt haben, ist Denunziation im schlechtesten Sinn, wie es sie leider Gottes in dieser Republik gibt. Das ist das Traurige. 
Der Wiener Wähler hat – das zur tatsächlichen Berichtigung – gezeigt, dass er solchen Denunziationen nicht aufsitzt, und deshalb sitzen wir heute auch hier mit 15 Prozent in diesem Hohen Haus. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir ist nun keine Wortmeldung mehr gemeldet.

Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der vorliegende Akt beschäftigt sich mit der Stiftung des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes. Dieses wichtige wissenschaftliche Archiv wird sich auf Grund der Subvention, die wir heute beschließen, in den nächsten Monaten und wahrscheinlich auch Jahren mit der namentlichen Erfassung der österreichischen Holocaust-Opfer sowie der Opfer politischer Verfolgung in der Zeit von 1938 bis 1945 beschäftigen.

Das sind gerade jene Personengruppen, die gezeigt haben, wie wichtig es ist, sich für die Freiheit unseres Landes einzusetzen, die mit ihrem Leben dafür eingestanden sind und die sich auch für den Frieden eingesetzt haben. Man kann viel über die Europäische Union sagen, es ist aber sicherlich auch mit der Europäischen Union ein Friedensprojekt gelungen, das verhindert, dass nationale Vorurteile und Ressentiments gepflegt werden und dass es auf unserem Kontinent Kriege gibt. Und Kriege haben im 20. Jahrhundert nicht nur Morde, sondern auch Vertreibungen mit sich gebracht.

Wenn man darüber spricht, dass es in diesem Europa nationale Grenzen gegeben hat und gibt, dann sollte auch erwähnt werden, dass diese nationalen Grenzen in sehr unterschiedlicher Art und Weise angelegt waren. So waren etwa zur Zeit Mozarts – weil das als Beispiel gebracht wurde – die nationalen Grenzen sehr unterschiedlich. Mozart wäre von Geburt tatsächlich kein Österreicher gewesen, sondern damals war er als Salzburger in einem eigenen Land.

Das zeigt, wie relativ nationale Grenzen in der Geschichte Europas waren, das zeigt aber auch, wie nationale Grenzen instrumentalisiert wurden, um Hass, Missgunst, Kriege und Konflikte auf unserem Kontinent zu verursachen.

Ich denke, dass gerade diese Diskussion sehr deutlich gezeigt hat, wie wichtig die Arbeit des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes ist, denn in der Tat ist es so, dass gerade diese Phase der Geschichte unseres Landes nach wie vor nicht nur Emotionen auslöst, sondern auch Gegenstand gegenwärtiger politischer Diskussionen ist. Und ich denke, dass das Dokumentationsarchiv auch in Zukunft die Unterstützung auch der Stadt Wien benötigen wird, um diese Diskussion weiterzuführen, wissenschaftlich aufzuarbeiten und damit auch einen Beitrag dazu zu leisten, dass man jener Opfer gedenkt, die in der Zeit des Nazi-Regimes ihr Leben verloren haben, dass man sich auch in der Gegenwart damit auseinander setzt, welche nationalen Vor-
urteile es gibt und wie man auch diesen nationalen Vorurteilen begegnen kann.

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt, der vorsieht, dass das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes auch in Zukunft von der Stadt Wien unterstützt wird. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der FPÖ.

Es gelangt nunmehr Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für die Vergabe von Forschungsstipendien.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen.

Ich möchte aber noch anmerken, was ich auch schon in der Budgetdebatte angemerkt habe und wozu ich auch einen Antrag eingebracht habe: Informationen über die Wissenschaftsförderung sind im Internet etwas spärlich beziehungsweise könnten besser aufbereitet werden. Gerade in der WissenschafterInnenszene und auch in der Wissenschaftsförderung ist das Internet eigentlich das Medium, das als Informationsquelle dient. In Anbetracht dessen ist es ein bisschen traurig, was auf der Homepage der Stadt Wien zu finden ist, wenn man etwa in Bezug auf Stipendien nach Hinweisen sucht. Da gibt es “Schul- und Studienbeihilfen“, “einmalige Ansuchen“ und dann gibt es noch “Stipendien für Diplomarbeiten und Dissertationen“, aber es gibt keinen Hinweis darauf, dass es auch die Möglichkeit gibt, als in Wien ansässiger oder ansässige AkademikerIn ein Stipendium zur Durchführung von Projekten zu beantragen, und das finde ich schade, denn das ist eine gute Einrichtung, und man sollte das auch möglichst vielen jungen Akademikerinnen und Akademikern bekannt machen.

Ich stelle deswegen folgenden Beschlussantrag:

„Die zuständigen Stellen werden aufgefordert, die Homepage der Stadt Wien so zu überarbeiten, dass sie potentiellen AntragstellerInnen klar und übersichtlich vermittelt, welche Wissenschafts- und Forschungsstipendien unter welchen Bedingungen in der Abteilung für Wissenschafts‑ und Forschungsförderung beantragt wer-
den können und wie dies zu geschehen hat. – Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Die Vergabe von Forschungsstipendien unterliegt sehr strengen Kriterien, die von der Vorlage von aussagekräftigen Ex-
posés bis hin zum Nachweis hoher Kompetenz und zur Vorlage zweier schriftlicher Referenzen durch Universi-
tätsprofessoren reicht. Diese Kriterien sind auch über die Homepage abrufbar. Forschungsstipendien, die über die großen Fonds aus dem Bereich der Wissenschaft abge-
wickelt werden, werden zusätzlich auch über andere Me-
dien kolportiert und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

Daher gehe ich davon aus, dass eine zusätzliche Erweiterung der Möglichkeiten des Zugriffes auf die Kriterien nicht notwendig ist, empfehle deshalb die Annahme des vorliegenden Antrages und die Ablehnung des vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrages.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir nun zur Abstimmung.

Zunächst lasse ich über den Antrag des Herrn Berichterstatters abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, möge bitte die Hand erheben. – Das ist einstimmig angenommen.

Ich lasse nun über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat die Zustimmung der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN und hat somit nicht die erforderliche Mehrheit.

Es gelangt nunmehr Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. Es geht hiebei um eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Dr Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Lieber Berichterstatter!

Diesen Wunsch kann ich dir leider nicht erfüllen. Wir werden dem Aktenstück nicht zustimmen. Wir haben diesem Aktenstück auch noch nie zugestimmt.

Dieses Aktenstück, eingebracht von einem “Verein zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen Wien und Niederösterreich“; ist ja an sich ein Kuriosum. Es ist eine ganz nette Kulturzeitung, in der man das lesen kann, was man in den Wochenendbeilagen der “Presse“ oder in der “Bühne“ und Ähnlichem ebenfalls lesen kann. Das Ganze hat einen Chefredakteur für Niederösterreich – ich nehme an, schwarz – und einen Chefredakteur für Wien – ich nehme an, rot. Der Verein erhält eine Förderung von Wien von 182 000 EUR. Ich weiß nicht, wie viel die Förderung von Niederösterreich ausmacht, ich würde aber einmal von einer ähnlichen Höhe ausgehen. Die Zeitung gibt halt das wieder, was man in anderen Medien auch liest, wenn man sie überhaupt bekommt. Wir bekommen sie vierteljährlich auf den Tisch gelegt, ich weiß nicht, wer sie außer uns sonst noch bekommt. (GRin Mag Marie Ringler: Herr Pröll!) 
Herr Pröll muss sie ja bekommen, denn er ist in jeder Nummer abgebildet! Darauf werden Sie sicherlich auch noch eingehen. Irgendwo in diesen Zeitschriften finden sich immer Häupl und Pröll. Das ist wahrscheinlich eine Bedingung für die Herausgabe dieser Zeitung, und wahrscheinlich werden so auch die Chefredakteure und die Teams bezahlt, denn viel mehr kann sich mit dem Budget eh nicht ausgehen.

Wir werden diesem Akt nicht zustimmen. Ich möchte aber, um das ein bisschen versöhnlich ausklingen zu lassen, nachdem ich der Letztredner unserer Fraktion im Kulturbereich bin und denke, dass wir morgen keine Kulturdebatte haben werden, die Chance nicht vorübergehen lassen, mich bei den Beamten der MA 7 für die Zusammenarbeit zu bedanken. Man kann von der Mehrheitspartei im Haus denken, was man will. – Herr Dr Denscher lacht schon, er wird auch gern namentlich erwähnt.

Man kann – wie gesagt – denken, was man will, aber ich bin selbst platt. Man muss zugeben: Die Beamten sind sehr gut in diesem Bereich. Ich erwähne jetzt nicht Herrn Dr Denscher, er ist eh schon genügend erwähnt worden, sondern auch Mag Stöphl, Prof Ehalt und auch Herrn Simacek, mit dem ich das Vergnügen hatte, all die Jahre im Unterausschuss für Verkehrsflächenbenennungen zusammenzuarbeiten, und all die anderen, die ich nicht genannt habe. Ich könnte mir als Mitglied der Opposition wirklich nicht wünschen, von den Beamten besser betreut zu werden! Dass manche Aktenstücke nicht aufschlussreich sind, ist etwas anderes. Ich gehe da einmal davon aus, dass ein weisungsgebundener Beamter natürlich im Auftrag des Stadtrates oder der Mehrheitsfraktion handeln muss und nur das hineinschreibt, was er hineinschreiben darf. Aber auch das ist natürlich, wie soll man sagen, mit einer gewissen… (GRin Marianne Klicka: Das ist aber eine Unterstellung!) Das ist keine Unterstellung! Das ist einfach Realität! Das wissen Sie, Frau Kollegin Klicka, genauso. Aber Sie tun das ja mit einer gewissen Bravour!

Ich wünsche Ihnen und Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern frohe Weihnachten und hoffe auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit im nächsten Jahr. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Auf die Errungenschaften des “k2“-Magazins muss ich jetzt im Detail nicht mehr eingehen. Herr Ebinger hat die wichtigsten Dinge bereits erwähnt. Vielleicht sollte man noch festhalten, dass sich in der jetzigen Ausgabe auch ein Foto des Herrn Stadtrats findet. Ja, ja, alle paar Monate kommst auch du vor!

Lieber Herr Ebinger! Diese 182 000 EUR sind allerdings viel Geld. Sie haben gesagt, dass sich damit nicht viel ausgeht. In Wahrheit sind diese 182 000 EUR natürlich sehr, sehr viel Geld, und viele Kulturinstitutionen würden mit diesem Geld wesentlich bessere, interessantere und spannendere Publikationen zusammenbringen. Ich habe leider nicht im Kopf, wie viel das Architekturzentrum Wien für seine ausgezeichnete Publikation “Hin-
tergrund“ im Jahr ausgibt. Ich behaupte aber: Sicherlich auch nicht in Annäherung 182 000 EUR!

Aber es gibt tatsächlich ein Defizit der kulturellen Berichterstattung in der Stadt, nämlich wenn es darum geht, auch über jene Aspekte der Kunst und Kultur zu berichten, die vielleicht in den klassischen Medien nicht so oft vorkommen, also keine großen Operninszenierungen oder Abende mit irgendwelchen berühmten Schauspielerinnen und Schauspielern sind. Ich meine jetzt diese kleineren Veranstaltungen, die schlussendlich das Herz des kulturellen Angebots dieser Stadt ausmachen und die vermutlich oft auch am interessantesten sind. Diese finden viel weniger Beachtung in den Medien.

Das kann und soll man natürlich auch an den kommerziellen Tageszeitungen und Wochenmedien kritisieren. Wir glauben aber, dass das auch eine kulturpolitische Aufgabe ist und dass man hier auch jenen unter die Arme greifen sollte, die engagiert versuchen, in den verschiedensten Bereichen Öffentlichkeit zu schaffen für kulturelle Anliegen und für kulturelle Berichterstattung.

Deshalb bringen wir heute folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Andreas Mailath-Pokorny, wird ersucht, die nötigen Schritte einzuleiten, um einen Fonds betreffend einen Budgetansatz für unabhängige mediale Berichterstattung mit kultureller Schwerpunktsetzung und engem Bezug zu Wien einzurichten. Kriterien sollten öffentliches Interesse und das Fehlen ausreichender Finanzierungsmöglichkeiten sein. Antragsberechtigt sollen alle Medien, elektronisch und nichtelektronisch, von primär publizistisch täti-
gen Vereinen sein, sofern sie in ihrer Eigentümerstruktur nicht zu einem großen Verlagshaus gehören, welches mit seinen Aktivitäten in zumindest einer Mediensparte mehr als 5 Prozent Marktanteil hält. Wesentlich sind eine unabhängige Jury und klare Kriterien für Medien aller Formate, elektronisch und nichtelektronisch. Die Dotie-
rung sollte 1 Million EUR jährlich betragen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir glauben, ein Medienvielfaltsfonds mit einem entsprechenden Budgetansatz, der tatsächlich kulturelle Vielfalt in der Berichterstattung widerspiegeln würde, wäre ein großer Gewinn, namentlich ein wesentlich größerer Gewinn als bunte An-
kündigungspostillen wie “k2“, und wir würden uns sehr freuen, wenn die Sozialdemokratie diesem Antrag stattgibt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Die im vorliegenden Akt beschriebenen Aktivitäten der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien, die vor allem in der Kulturzeitung “k2“ dokumentiert sind, sind, glaube ich, ein hervorragendes Beispiel dafür, dass die Zusammenarbeit zwischen diesen Bundesländern auch über die Landesgrenzen hinaus sehr gut funktioniert. Und wenn wir in diesem Haus schon öfters darüber diskutiert haben, wie sinnvoll und notwendig es ist, im Bereich der Verkehrslösungen, der Infrastruktur und der Wirtschaftsentwicklung in der Ostregion enger zu kooperieren, so gilt das natürlich in mindestens demselben Ausmaß auch für den Bereich der kulturellen Einrichtungen.

Ich denke, dass eine so bedeutende Kulturstadt wie Wien ganz besonders durch eine gemeinsame Bewerbung von Aktivitäten in Wien und Niederösterreich profitiert, weil es natürlich eine sehr starke Sogwirkung in unsere Stadt gibt, wo eine sehr hohe Konzentration an kulturellen Aktivitäten zu verzeichnen ist.

Deshalb meine ich, dass das in der Tat eine sehr gute Initiative ist, die mittlerweile eine immer größere Personengruppe erfasst. Es gibt bereits jetzt mehr als 80 000 Abonnentinnen und Abonnenten, die diese Zeitschrift beziehen, und zwar nicht nur Einzelpersonen, sondern auch Kulturinitiativen und Lokale, in welchen diese Zeitung aufgelegt wird.

Ich bin sicher, dass die Stadt Wien durch diese Werbemaßnahmen im besonderen Ausmaß profitiert und ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung.

Wer für den Antrag des Herrn Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind nur die Stimmen der GRÜNEN. Der Antrag ist somit nicht angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 62 der Tagesordnung. Es handelt sich um eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Es gelangt die Postnummer 65 der Tagesordnung zur Verhandlung.

Sie betrifft eine Subvention an die Technische Universität Wien.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Dieser Akt ist kein leichter Akt. Ich bin sehr dafür, die Grundlagenforschung in Wien und in Österreich zu unterstützen, und ich bin darüber entsetzt, wie die Bundesregierung mit der Grundlagenforschung und der Förderung der Grundlagenforschung umgeht. Jetzt wird hier mit diesem Akt 1 Million EUR für einen ausgezeichneten Wissenschafter beschlossen, der keineswegs der Mann der Quantenoptik beziehungsweise der Atomoptik ist.

Aber warum gibt es jetzt plötzlich 1 Million EUR? Wenn man sich dann im Akt das Antragsschreiben des Rektors der TU Prof Skalitzky durchliest, dann weiß man auch, warum es das Geld gibt. Da steht nämlich – ich zitiere –: „Bezugnehmend auf vorbereitende Gespräche zwischen der TU Wien und dem Bürgermeister der Stadt Wien Dr Michael Häupl und auf die freundliche Inaussichtstellung einer finanziellen Unterstützung im Ausmaß von 1 Million EUR für die Errichtung und Ausstattung eines modernen Atomoptiklabors an der Fakultät der Physik, wenden wir uns mit der Bitte um Genehmigung dieses Sponsorbetrags an Sie, Herr Prof Ehalt, als für die Wissenschafts- und Forschungsförderung der Stadt Wien Zuständigen." 

Der Herr Bürgermeister verspricht also dem Rektor der TU Wien 1 Million EUR für die Ausstattung des Atomlabors – noch einmal, eine sinnvolle Einrichtung –, und er bekommt es einfach! Es ist also eigentlich der beste Weg, zu Wissenschaftsförderungen in dieser Stadt zu kommen – ich habe das in der Budgetdebatte schon angedeutet –, wenn man sich mit dem Herrn Vizebürgermeister oder mit dem Herrn Bürgermeister gut stellt! – Jetzt könnte ich ja noch freundlich argumentieren und sagen: Das war damals das Gegengeschäft dafür, dass die TU Wien in Wien bleibt und nicht nach Tulln geht. Sollte das so sein, dann sollte man das aber auch hineinschreiben.

Da heißt es immer, dass es kein Geld für Wissenschaftsförderung gibt und eh alles so schwierig ist und dann auch noch weniger für die Wissenschaftsförderung im Budget 2006 budgetiert wird. Dann gibt es aber plötzlich ein Stärkungsmittel in Höhe von einer Million einfach so, weil der Herr Bürgermeister sich halt dieses Thema als Hobby genommen und beschlossen hat, dieses mit einer Million zu sponsern. 

Das ist echt unerträglich, denn so geht man nicht mit einer Szene in Wien um! Es ist den Menschen, die alle um ihre Gelder kämpfen, nicht erklärbar, warum es immer ältere Herren sind. Nun ist Herr Prof Schmidmayer kein älterer Herr, er ist aber ein Schüler von Zeilinger, und man weiß ja, wie gut Zeilinger beim Herrn Bürgermeister und bei der Wissenschaftsszene in Wien verankert ist. Die Förderung wird also immer älteren Herren gegeben, und die jüngeren kommen über die älteren Herren herein und bekommen dann ihre Millionen.

Jetzt ist es gut und schön, wenn man sagt: Okay, Wien wird das Zentrum der Atomoptik, der Quanteninformation, was auch immer. Aber das steht ja nirgends! Ich dachte immer, es ist Life Science Industry, aber jetzt machen wir halt auch noch auf Atomoptik. Gut!

Da erhebt sich auch wieder die Frage nach der Wissenschaftsstrategie dieser Stadt, die nie beantwortet wird. Nie gibt es eine Antwort, was die Strategie der Stadt in Bezug auf Wissenschaft und auf Forschung ist, wo wir hin wollen und was die Themen sein sollen. 

Ich stehe, wie gesagt, wirklich sehr auf Grundlagenforschung, und ich finde, dass all das, was dort erforscht wird, wirklich sehr interessant ist. Aber dann investieren wir in ein Forschungsfeld, von dem Prof Zeilinger selbst sagt, dass die Quantenphysik nicht verifizierbar und falsifizierbar ist, sondern man einfach einmal probiert, was geht. Das ist der Sinn der Grundlagenforschung. Im Akt werden dann Dinge versprochen, von denen ich nicht weiß, woher sie kommen, etwa dass die tollsten Rechner vor der Tür stehen werden und und und. Eigentlich steht man erst ganz am Anfang dieser Technologie. Auch Prof Schmidmayer selbst gibt zu, dass man da noch nicht so weit ist, und das steht auch im Brief von Rektor Skalitzky. Dort ist zu lesen: „Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“, „falls von industrieller Relevanz“, „auch wenn es zum jetzigen Zeitpunkt etwas vermessen erscheint, konkrete Produkte anzubieten“.

Das heißt: Es wird da über irgendetwas geforscht, was gut ist. Man weiß eigentlich noch nicht, was dabei herauskommen wird. Auch gut: Das ist der Sinn der Grundlagenforschung. Und es gibt dafür eine Million, weil sich der Herr Bürgermeister – und ich zitiere: „eine Wissenschafterin aus der Szene der Experimentalphysik, ein Schoßhündchen Quantenphysik“ halten möchte. Es gibt schöne Fotos, man kann sich mit einem Prof Schmid-
mayer und einem Prof Zeilinger ablichten lassen, und diese Fotos werden dann vielleicht in diesen Zeitungen abgebildet. Es ist aber wissenschaftlich nicht erklärbar und nicht fundiert, warum es dafür einfach so locker 1 Million EUR gibt. – Wir werden diesem Akt sicherlich nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich denke, dass es auch ein Schwerpunkt der Wissenschaftsförderung der Stadt Wien ist, sich besonders mit jungen Wissenschafterinnen und Wissenschaftern auseinander zu setzen. Da gebe ich dir völlig Recht. Das ist notwendig für eine zukunftsorientierte Stadt.

Auf diesem Gebiet geschieht auch sehr viel, und zwar durch die Initiativen des Wissenschaftsreferates, durch die Aktivitäten einer Reihe von Fonds, die wir im Bereich der Stadt Wien haben, bei denen es auch einen besonderen Orientierungsschwerpunkt für junge Wissenschafterinnen und Wissenschafter gibt.

Die Stadt Wien hat aber auch andere Einrichtungen geschaffen. Wir beide sind ja beispielsweise auch im Kuratorium des Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds. Dort ist es uns erst vor kurzem gelungen, Gastprofessuren für zwei Biotechnologen einzurichten, die zwar schon weltweit große Anerkennung gefunden haben, aber noch sehr jung sind. Diese können jetzt hier bei uns in Wien forschen.

Ich denke, dass es aber auch notwendig ist, darüber hinausgehende weltweit anerkannte Experten und Wissenschaftler nach Wien zu holen und sie auch hier zu binden, und zwar strategisch orientiert. Diese Forderung von dir kann ich nur unterstreichen! Das ist wichtig. Das tut die Stadt Wien aber auch! Wir haben uns im Bereich der Wissenschafts- und Forschungsentwicklung ganz spezielle Schwerpunktthemen vorgenommen, aber darüber hinausgehend auch im Bereich der Wirtschafts-, Wissenschafts- und Forschungsentwicklung. In diesem Zusammenhang sind zum Beispiel Biotechnologie und Kommunikationstechnologie wichtige Themen, da bildet nun aber auch die Nanotechnologie einen wichtigen Schwerpunkt.

Das ist mit ein Grund, dass der wichtige Quantenphysiker Jörg Schmidmayer, der weltweite Anerkennung gefunden hat, hier in Wien auch gebunden werden soll. Und es sind nicht unbekannte Dinge, die er vermittelt, sondern auch ganz wichtige Schwerpunktthemen für die wirtschaftliche Entwicklung. Da werden zum Beispiel Miniaturversionen für ultrapräzise Atomuhren oder Navigationssysteme oder auch die Messung elektrischer und magnetischer Felder behandelt, also alles Dinge, die in der Nanotechnologie auch hinsichtlich industrieller Entwicklung eine große Rolle spielen können, beispielsweise etwa auch in der Atomchip-Produktion.

Wenn wir wollen, dass Wien, das schon in den letzten Jahren von der Schornsteinindustrie weggegangen ist, in Richtung eines modernen wissenschafts- und wirtschaftsorientieren Standorts geht, dann ist es, glaube ich, notwendig, gerade solche Wissenschaftsschwerpunkte zu binden und auch mit entsprechenden personellen Exzellenzen zu versehen.

Ich denke, zusätzlich spricht noch die gute Zusammenarbeit zwischen einer Universität, in diesem Fall die Technische Universität der Stadt Wien, und einem Privaten, das ist in diesem Fall die Firma Siemens, besonders für dieses Projekt. Daher glaube ich, dass diese Kooperation auch ein Beispiel für das sein kann, was es leider auf Bundesebene zu wenig gibt, nämlich eine gute Kooperation zwischen Privatunternehmen, wissenschaftlichen Einrichtungen und Gebietskörperschaften. Hier ist Wien wie in vielen anderen Dingen Vorreiter und beispielgebend. Ich glaube, sagen zu können, dass wir gerade in der Wissenschaftspolitik österreichweit Pioniere sind, und deshalb würde ich ersuchen, auch diesem Antrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 76 der Tagesordnung. Es handelt sich um eine Subvention an das Architekturzentrum Wien.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Daher kommen wir sofort zu Abstimmung.

Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig ohne die Stimmen der FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Fotogalerie Wien.

Eine Wortmeldung liegt mir ebenfalls nicht vor.

Deshalb kommen wir gleich zu Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Der Antrag ist mehrstimmig angenommen, ohne die Stimmen der FPÖ.

Wir kommen nun zur Postnummer 78. Sie betrifft eine Subvention an das Engagierte Auge.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Daher kommen wir zu Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest, ohne die Stimmen der FPÖ.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 81 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Vladimir und Estragon.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Wir kommen sofort zu Abstimmung.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der ÖVP.

Wir kommen nun zur Postnummer 82 der Tagesordnung.

Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Depot – Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst“.

Eine Wortmeldung liegt mit nicht vor.

Wir kommen sofort zu Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der ÖVP und der FPÖ.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 84, 86 und 87 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen im industriellen Bereich – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall.

Ich stelle aber fest, dass mir sowieso keine Wortmeldung vorliegt.

Damit können wir gleich zu den Abstimmungen kommen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 84 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig gegen die Stimmen der FPÖ angenommen.

Damit kommen wir nun zur Abstimmung über die Postnummer 86.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 86 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der FPÖ angenommen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die der Postnummer 87 ihre Zustimmung erteilen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist wiederum mehrstimmig gegen die Stimmen der FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung.

Sie betrifft den Gleichbehandlungsbericht des Bürgermeisters für die Jahre 2002, 2003 und 2004.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung.

Sie betrifft eine Subvention der Caritas der Erzdiözese Wien.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Martina Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist GRin Mag Korun. – Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei der vorliegenden Post geht es um ein Antitrafficking-Programm der Caritas der Erzdiözese Wien. Im Ausschuss haben wir uns nicht nur mit diesem Projekt, sondern auch mit anderen ähnlichen Projekten beschäftigt, die sich allesamt für die Durchsetzung der Frauenrechte im Sinne der Menschenrechte, für die Verhinderung des Mädchen- und Frauenhandels und für die Stärkung der Frauenrechte in den jeweiligen Ländern einsetzen.

Wir begrüßen natürlich die Schwerpunktsetzung dieses Calls der Magistratsdirektion Außenbeziehungen. Wir würden uns allerdings im Sinne der Transparenz wünschen, dass für die projektansuchenden Vereine, NGOs, Initiativen und so weiter besser deutlicher gemacht wird, was die jeweiligen Anforderungen sind. Wir wünschen uns aber auch für die Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Förderpolitik der Stadt Wien in diesem Bereich transparente Kriterien. 

Um, wie gesagt, Qualitätssicherung, Kontinuität und Nachhaltigkeit der inhaltlichen Schwerpunktsetzungen sowie Ergebnissicherung für die Stadt Wien und auch Transparenz für die FördernehmerInnen zu gewährleisten, möchten wir einen Antrag betreffend Ausarbeitung transparenter Kriterien für Projekt-Calls der Magistratsdirektion Außenbeziehungen stellen.

Wir haben im Ausschuss über ein Projekt gesprochen, das auch vorgeschlagen wurde, das allerdings nicht zum Zug gekommen ist. Uns ist bekannt, dass es weitere gut durchdachte Projekte gegeben hat, die nicht bewilligt wurden, bei welchen die betreffenden NGOs sich seit längerem mit dem Bereich Frauenhandel beziehungsweise Mädchenhandel beschäftigen und gut auskennen. Um in Zukunft zu vermeiden, dass die AntragstellerInnen nicht wissen, warum ihre Anträge und Projekte abgelehnt wurden, beantragen wir die Ausarbeitung transparenter Kriterien. Damit eine Debatte im Ausschuss ermöglicht wird, beantragen wir gleichzeitig die Zuweisung des Antrages an den zuständigen Gemeinderatsausschuss. – Danke. (Beifall bei GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich glaube generell – und darüber sind wir uns einig und bin ich sehr froh –, dass es gelungen ist, auf Initiative der Stadträtin einen Call gehabt zu haben, woran sich sehr viele NGOs beteiligt haben, und dass wir insgesamt eine schöne Summe an Geldern beschließen können, die auch in den Herkunftsländern von Mädchen- und Frauenhandel eingesetzt werden. Damit begegnen wir einem Problem, welches nicht ganz neu ist und mit dem wir uns in diesem Raum schon beschäftigt haben und in Zukunft sicherlich auch noch beschäftigt werden, nämlich dem Menschenhandel und Frauenhandel. Und wenn wir im Speziellen in den Herkunftsländern vor Ort direkt an-
setzen können, dann ist das, glaube ich, eine ganz wirksame und notwendige Initiative. – Ich sage das deshalb, damit nicht ganz untergeht, worum es inhaltlich heute geht. 

Das vorliegende Poststück ist eines von vielen Projekten, welches wir diskutiert haben und heute beschließen werden. Generell denke ich – und das sieht man auch daran, wie viele Projekte hier sehr wohl zum Zug gekommen sind –, dass die Kriterien sehr wohl transparent sind. Natürlich war es so, dass manche eingereichten Projekte vielleicht nicht ganz den Kriterien entsprochen haben. Aber ich glaube, an der Transparenz der Kriterien kann es sicherlich nicht gelegen sein. Es gibt hier eben sehr wohl noch unterschiedliche Auffassungen. Ich habe mit vielen NGOs Kontakt, konnte aber nie diese Kritik hören, weil eben gerade diese Kriterien sehr klar und dementsprechend transparent waren. 

Insgesamt bitte ich um Zustimmung zu diesem Projekt, weil es ganz, ganz wichtig und notwendig ist für die Opfer von Mädchen- und Frauenhandel. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Antrag der Berichterstatterin eintritt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich lasse nun über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nicht angenommen, und zwar gegen die Stimmen der SPÖ und der ÖVP.

Es gelangt nun mehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Wiener Integrationskonferenz – Vernetzungsbüro“. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig angenommen gegen die Stimmen der FPÖ.

Wir kommen nun zur Postnummer 110 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht der Magistratsabteilung 30 über den aktuellen Stand des Projekts “Ökologische und wirtschaftliche Optimierung der Abwasserentsorgung und des Gewässerschutzes in Wien“.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Lindenmayr, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Bericht der Magistratsabteilung 30: Wien Kanal vom 17. November 2005 über den aktuellen Stand des Projekts “Ökologische und wirtschaftliche Optimierung der Abwasserentsorgung und des Gewässerschutzes in Wien“ wird von uns nicht zustimmend zur Kenntnis genommen, und zwar aus folgenden Gründen:

Erstens: Die Ökologie ist auf der Strecke geblieben, und zwar in weiten Teilen der Phase I. Die Phase II ist unseres Erachtens gänzlich gestrichen worden. 

Zweitens: Die wirtschaftliche Optimierung mag vielleicht Herrn StR Rieder als Finanzstadtrat freuen, aber wir meinen, dass diese nicht erfolgt ist, denn wir haben in Wien die vierthöchsten Kanalgebühren von ganz Österreich: Das ist vielleicht für Finanzstadtrat Rieder gut, aber nicht für den Gebühren zahlenden Bürger.

Der dritte Punkt in diesem Aktenstück betrifft den Gewässerschutz. Letzterer ist in den Berichten 1996 und 1998 durchaus sehr engagiert angegangen worden. Auf Grund dieser Berichte hatten wir schon große Hoffnung, dass der Gewässerschutz in Wien wirklich realisiert wird, aber leider ist der Gewässerschutz inzwischen eingestellt worden.

Nun zu den Details dieses Aktenstückes: Die Phase I sollte bis 15.12.2005 abgeschlossen sein. Das ist relativ bald, wenn wir aufs heutige Datum schauen. Die Projekte Liesingbach sowie Wienfluss sind jedoch leider noch lange nicht fertig. Beim Liesingbach fehlt der Sammelkanal‑Entlastungskanal Bauteil Ailecgasse, dem Liesingtal-Sammelkanal fehlt auch der Entlastungskanal in Richtung Blumental, und das Pumpwerk Kledering soll überhaupt erst bis Ende 2006 fertiggestellt werden. – Wenn man da davon spricht, dass die Phase I eigentlich bis auf ganz geringe Kleinigkeiten fertiggestellt sein soll, dann entspricht das leider nicht den Tatsachen. Wir haben keine Freude damit!

Schauen wir uns Seite 4 an: Wienfluss Sammelkanal-Entlastungskanal, Bauabschnitt 02 und 03, wird angeblich im Sommer 2006 fertiggestellt. Nach unseren Erfahrungen mit den Berichten 1996 und 1998 glauben wir aber dem Bericht von heuer wirklich nicht viel! 1996 und 1998 ist uns das Rote vom Himmel versprochen worden, aber es wurde ja nicht gehalten.

So wurde festgehalten, dass die Wienerwaldbäche, unter anderem der Rosenbach, revitalisiert und aus dem Kanalsystem genommen werden sollten. – Berichte sind sehr geduldig, aber wir müssen sie hier wieder ausgraben. Da wurden 1996 und 1998 dem Gemeinderat seitenlange Berichte zur Kenntnis gebracht und all das gut geheißen. Ein paar Jahre später stehen wir dann aber noch immer vor diesem Projekt und die Erledigung ist leider noch immer ausständig. 

Auf Seite 19 steht: „Das multifunktionale Projekt hat folgende Zielsetzungen:“ – Man muss allerdings sagen “hatte“, denn das wird ja in Wirklichkeit nie kommen. – „Vermeidung von Mischwasseraustritt in den Wienfluss.“ – Beim letzten Hochwasser haben wir uns die Überfluter in Hütteldorf, Ober St Veit und Unter St Veit angeschaut: Dort ist grausliches Mischwasser herausgekommen. Wir Freiheitliche haben eine Fotodokumentation darüber erstellt, und wenn man sieht, was dort aus den Überflutern herauskommt, graut einem wirklich!

Weiters ist auf Seite 19 zu lesen: „Naturnahe Sohlegestaltung des Wienflussbettes und damit ökologische Aktivierung.“ – Ja, das stimmt: Von Hütteldorf bis Auhof hat das stattgefunden, aber sonst leider nicht.

Weiters: „Aktivierung des Flussraumes zu Erholungs- und Erlebniszwecken.“ – Ja, auch das hat von Hütteldorf bis Auhof stattgefunden, aber nicht in dem in den Berichten 1996 und 1998 angegebenen Ausmaß. Das mahnen wir hier heute ein. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt spricht man im Bericht davon, dass bis auf wenige Kleinigkeiten die Phase I schon fertig sein soll. – Solche Begriffe sind sehr nett, aber leider stimmt das Ganze nicht! Entweder will man uns täuschen, oder man liest diese Akte doch nicht so genau wie die kontrollierende Opposition.

Schauen wir uns auf Seite 24 an, was damals versprochen wurde: „Revitalisierung Wienfluss – Unterer Bauschnitt“. Unter “unterem Bauschnitt“ verstehen wir den stadteinwärtigen Bauabschnitt. Diese Maßnahme ist bereits in der ersten Ausbauphase erforderlich, weil die Abwasserentsorgung nicht Selbstzweck ist, sondern nur die wesentlichste Voraussetzung für die Umsetzung des eigentlichen Ziels, der Wiederbelebung der Gewässer, darstellt. 

Jetzt frage ich Sie, Frau Stadtrat: Wird diese “Revitalisierung Wienfluss – Unterer Bauabschnitt“ jemals kommen? – Nein! Sie wird leider nicht kommen. Höchstens Sie kommen jetzt heraus und sagen: Ja, das wird kommen!, und Sie sagen auch noch ein Datum dazu. Dann werden wir freudig zustimmen. Ich habe aber das Gefühl, Sie werden uns das heute leider nicht so erzählen können.

Oder: “Trennung Wienerwaldbäche – Schwerpunkt Wienfluss“. Der Oberlauf des Lainzerbaches und der Rosenbach sollen aus dem Kanalnetz herausgenommen werden. – Wird das jetzt wirklich kommen, oder sind das nur Märchen aus den Jahren 1996 und 1998? Ich zitiere Ihnen nur das, was auf Seite 24 damals angekündigt wurde. Ich glaube nicht, dass das jemals in der Phase II kommen wird.

Sieht man sich die Phase II im heurigen Bericht an, dann muss man feststellen: In den Jahren 1996 und 1998 Jahr wurde die Phase II vollmundig mit wirklich sehr guten Zielen versehen. Aber: Wird der Entlastungskanal, oberer Bauabschnitt, das heißt, von der Einwölbung bis Auhof, wirklich einmal realisiert werden? Wird es wirklich dazu kommen, dass dieser Entlastungskanal von der Einwölbung bis Auhof, was Penzing beziehungsweise das ganze Wiental sehr stark betrifft, wirklich gebaut werden? Wir wissen ganz genau: In Auhof haben wir ein riesiges Einkaufs-Center und ein riesiges Industrie- beziehungsweise Gewerbegebiet. Durch diese dichte Verbauung gibt es dort neue Abwässer, aber der Sammelkanal schafft es leider in Spitzenzeiten überhaupt nicht. Spätestens in Unter St Veit oder auch, wenn es sehr stark hergeht, in Hütteldorf fließt das, was man in Auhof in den Kanal schüttet, in den Wienfluss. Und die Beschwichtigung durch die Frau Stadtrat in der letzten Rede, dass das eh ungefähr eins zu vier mit Regenwasser verdünnt wird, stimmt zwar, aber das ist halt auch nicht gerade das Wahre! Daher frage ich wirklich: Wann wird dieser Entlastungskanal wirklich von der Einwölbung Richtung flussaufwärts gebaut? 

“Revitalisierung Wienfluss – Oberer Bauabschnitt: Die Verbindung zwischen dem bereits in der ersten Bauphase revitalisierten unteren Abschnitt und dem ebenfalls bereits naturnahen Oberlauf wird geschlossen.“ Die Revitalisierung unterer Abschnitt hat nicht stattgefunden. Den Oberlauf von Auhof bis Hütteldorf haben wir, da gibt’s gar keinen Zweifel. Aber ich sage Ihnen hier: Das wird nie geschlossen! Das mit dem Naturschutz ist abgeschlossen, aber diese Schließung wird es nie geben, abgesehen von einem kleinen Schaustückerl im Bereich Hütteldorf-Hacking. Dann kommt jedoch leider nichts mehr. Die Ankündigungen, dass in Wien, in der Umweltmusterstadt, der Naturschutz so wichtig ist, wurden leider nicht realisiert. All diese Visionen wurden einfach zu Grabe getragen, und das bedaure ich.

“Trennung Wienerwaldbäche – Schwerpunkt Donaukanal“ – In den Berichten 1996 und 1998 steht: „Aufbauend auf den Erkenntnissen der Ausbauphase I werden vor allem der Krottenbach, der Währingerbach, der Alsbach und der Ottakringerbach von der Kanalisation entkoppelt.“

Wunderbar! Ich weiß: In Zürich ist das alles geschehen, und Zürich hat die Lösung getroffen, dass man Flusswasser nicht einfach unverdünnt in die Kläranlage bringt, weil man ganz genau weiß: Ein stark verschmutzter Kubikmeter oder ein schwach verschmutzter Kubikmeter kosten in der Reinigung in etwa dasselbe. Daher wäre es ja gescheit – und wir unterstützen das auch –, die früheren Visionen umzusetzen! Wir unterstützen Ihre Visionen. Oder sind Sie von Ihren Visionen jetzt abgegangen?

Es wäre natürlich gescheit, all diese Bäche von der Kanalisation zu entkoppeln, damit wir nicht Unmengen von verdünntem Flusswasser in die Kläranlage bringen, denn dort kostet es uns relativ viel, diese Flusswässer zu klären. Aber ich glaube, die Frau Stadtrat kennt diese Projekte nicht mehr, beziehungsweise sie wurden zu Grabe getragen.

Ich habe eine Vermutung, warum das zu Grabe getragen wurde. Ein Satz auf Seite 6 des heurigen Berichtes sagt diesbezüglich viel aus: „Die Immissionsbetrachtungen der Gewässer Donaukanal, Wienfluss und Liesingbach zeigen, dass bereits mit Ende der Phase I die Mischwasserreinigungsanteile zwischen 82 und 89 Prozent erreicht werden und somit gesichert ein Mischwasserreinigungsanteil von 70 Prozent - unterer Grenzwert - erreicht wird.“ 

Das heißt: Sie haben einen unteren Grenzwert erreicht, und jetzt wird einfach die Phase II zu Grabe getragen. Sie geben sich mit diesem – durchaus guten – Ergebnis – das wollen wir gar nicht leugnen! – der Phase I zufrieden und sagen: Wenn wir jetzt den unteren Grenzwert erreicht haben, was brauchen wir weiter reinigen? Das Projekt ist einfach für uns nicht mehr interessant! – Daher ist der weitere Ausbau des Gewässerschutzes in Wien gestorben. Und als Beweis kann man heuer lesen, was da lapidar geschrieben wird: „Es wird eine Phase II untersucht werden.“ Das soll allerdings nicht aufbauend auf den Plänen 1996 und 1998 geschehen, indem dieser oder jener Schritt weiter verfolgt wird. Nein! Es gibt nur den Verweis, dass 2006 und 2007 Studien betreffend Phase II betrieben werden sollen. 

Das heißt: Es wird jetzt eigentlich nur mehr vertuscht oder abgeschwächt, die Ziele werden nicht mehr klar definiert. Wir sagen: Der Gewässerschutz ist für Sie gestorben! Und aus diesem Grunde müssen wir dieses Aktenstück ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Stiftner. – Bitte

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dem vorliegenden Bericht der Magistratsabteilung 30 vom 17. November 2005 über den aktuellen Stand des Projektes “Ökologische und wirtschaftliche Optimierung der Abwasserentsorgung des Gewässerschutzes in Wien“ kann von Seiten der ÖVP nicht die Zustimmung gegeben werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben das im Ausschuss seitens der ÖVP ausreichend und sehr detailliert begründet und haben dazu auch einige Anfragen gestellt. Die Beantwortung dieser Anfragen wurde uns schriftlich zugesichert, leider ist sie bis dato nicht eingelangt, weshalb wir schon allein auf Grund dieses Informationsdefizits nicht in der Lage sind, diesem Akt unsere Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich greife jetzt aber nicht die Beamtenschaft an. Vielmehr ist das ein Versäumnis und ein falsches Verständnis betreffend Demokratie in dieser Stadt: Fristenläufe werden so kurz angesetzt, dass es der Opposition nicht möglich ist, Informationen so rechtzeitig zu bekommen, damit entsprechende Unterlagen erarbeitet und dem Gemeinderat, wenn die Beschlussfassung auf die Tagesordnung kommt, rechtzeitig vorgelegt werden können.

Meine Damen und Herren! Das ist nicht das Demokratieverständnis, für das ich eintrete und das ich gerne hier hätte. Heute haben Sie ja ein wunderbares Musterbeispiel dafür abgegeben, wie Sie es mit Macht halten.

Hinzu kommt, dass dieser Bericht nicht nur vollkommen inhaltsleer ist, so wie eigentlich die gesamte Umweltpolitik in dieser Stadt, sondern letztendlich auch von vielen Dingen jetzt Abstand genommen wird. Ein Beispiel ist die Renaturierung des Wienflusses, das Projekt, bei dem die Frau Umweltstadträtin politisch und medial sehr stark vorgeprescht ist. Sie hat eine Versuchsstrecke initiiert, hat aber gleich erklärt, dass eigentlich gar nicht so viel Geld zur Verfügung steht, um das ganze Projekt umzusetzen. Und jetzt versucht man, dieses Thema irgendwie einschlafen zu lassen, so nach dem Motto: Die Wiener Gemütlichkeit wird einem ja verzeihen! Lassen wir es einfach langsam ausklingen und einschlafen, dann ist das Projekt auch medial schon wieder tot, aber man hat zumindest einen Einmaleffekt gehabt.

Beim Donaukanal – na ja, da fällt mir eigentlich nur ein, dass das ein richtiger Schandfleck dieser Stadt ist, wesentlich mehr Kanal als Donau. Jede große Stadt hält normalerweise sehr viel auf ihre Flüsse, denn das ist ein Gebiet der Naherholung, wo man sich auch entspannen kann und wo Freizeitmöglichkeiten vorhanden sind. So sicherlich nicht am Donaukanal. Ich verstehe es nicht ganz, warum man sich hier auch dieser kreativen Ideen, die es ja im Sommer gerade durch die ÖVP gegeben hat, die ja vorgezeigt hat, wie man den Donaukanal auch in einem kleinen Abschnitt wieder revitalisieren kann. Die SPÖ hat das Thema sogar kopiert und nachgemacht, aber jetzt in der Umweltpolitik findet sich nichts wieder. Das ist eigentlich schade, Frau Umweltstadträtin! (Beifall bei der ÖVP.) 

Einzig bei der Renaturierung des Liesingbaches haben sich kleine Verbesserungen abgezeichnet. Hier haben offensichtlich unsere hartnäckigen und langjährigen Forderungen, die wir nicht zuletzt auch im Wahlkampf gemacht haben, bei Ihnen einen gewissen Stimmungswechsel erzeugt, sodass Sie manche Dinge gebracht haben. Aber letztendlich wollen wir auch anerkennen, dass Sie wenigstens hier dazu gelernt haben. Sie geben uns ohnehin nicht sehr viel Möglichkeiten, Dinge hier auch lobend zu erwähnen. (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) 

Als ein besonderes Stück von Desinteresse, Herr Kollege, ist aber die Art und die Form des gesamten Berichts zu nennen, die mich hier als Neuer in Ihrer Runde schon ein wenig erschüttert hat. Der Bericht wird auf knappe netto fünf Seiten zusammengefasst und dem ganzen Bericht ist ein Bericht aus dem Jahre 1996 – ich betone, aus dem Jahre 1996! - von mehr als 40 Seiten beigelegt, der absolut unverändert geblieben ist. Also offensichtlich hat sich in den Planungen der Stadt im Gewässerbau in den letzten zehn Jahren nichts verändert. Glückliches, gemütliches Wien, fällt mir dazu nur ein, wenn über zehn Jahre hinweg ein Bericht gleich bleiben kann! Das ist eigentlich angenehm, wenn man die Ideen des Vorvorgängers als Stadtrat übernehmen kann.

Selbst Stalin hat einen Fünfjahresplan gemacht. Sie, sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, wollen hier offensichtlich einen Zehnjahresplan. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie hätten sich zumindest die Mühe machen können und die in dem alten Bericht noch enthaltenen Schillingbeträge wenigstens umrechnen können, denn mittlerweile ist der Euro ja die gesetzliche Währung. Aber auch dafür haben Sie leider keine Zeit mehr gefunden.

Deshalb können wir auch aus dieser hilflosen und wenig engagierten Art und Weise, wie dieser Bericht vorliegt, erkennen, wie Sie zu nachhaltiger Naturschutzpolitik und zur Renaturierung in Summe stehen und wir werden deshalb diesen Bericht von unserer Seite nicht zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Mir liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wien hat immer schon sehr, sehr hohe Umweltstandards gehabt und nicht umsonst ist Wien nach wie vor Umweltmusterstadt. Im vorliegenden Bericht geht es um jenen, vor etwa zehn Jahren im Gemeinderat, also hier im Haus beschlossenen Gewässerschutzplan. Wir müssen unterschiedliche Berichte gelesen haben, denn weder ist der Bericht inhaltsleer noch nichtssagend, wie es Vorredner gesagt haben, noch muss man schwarz sehen, sondern dieser Bericht beweist, dass Wien auf gutem Wege ist und dass der Umweltstandard, den wir seit zehn Jahren oder seit über zehn Jahren haben, aber vor zehn Jahren hier beschlossen haben, tatsächlich auch eingehalten worden ist. Die Qualität des Gewässerschutzes kann man schon allein daran erkennen, dass die Donau beim Eintritt in Wien wesentlich schmutziger ist als dann, wenn sie Wien wieder verlässt. Also die Donau verlässt Wien sauberer als sie nach Wien hereinkommt. Schon allein daran, allein an diesem Satz kann man erkennen, wie wichtig uns das ist und wie sozialdemokratische Umweltpolitik ausschaut.

Auf die Phase 1 ist ein bisschen näher eingegangen worden und ich möchte das auch aus meiner Sicht darstellen. Die Phase 1 betrifft den Zeitraum 1996 bis 2005 und wasserrechtlich ist zu sagen, dass alle Projekte, die in diesem Bericht drinnen stehen, bescheidgemäß fertiggestellt worden sind. Lediglich ein paar geringfügige Oberflächenmaßnahmen werden im Frühsommer 2006 beim Liesingbach und beim Wienfluss ergänzt, aber wasserrechtlich ist alles bescheidgemäß fertiggestellt worden.

Die Hauptkläranlage wurde seit dem Jahr 2000 gebaut. Die Eröffnung war im Juni 2005 und der Bürgermeister hat zu Recht bei der Eröffnung festgestellt, dass es sich hier um ein Jahrhundertprojekt handelt. Wir haben europaweit die sauberste Kläranlage. Die Reinigungsleistung liegt jetzt schon über allen Erwartungen und daher ist auch eine gesicherte Einhaltung aller Emissionsvorschriften zu erwarten. Die Kläranlage ist ja bekanntlich bereits ans Netz gegangen. Der biologische Reinigungsgrad, auf den im Bericht nicht so eingegangen worden ist, hat sich von 86 Prozent auf 96 Prozent verbessert.

Der dritte Punkt ist der Liesingbach. Da ist der Kaiserebersdorfer-Sammelkanal, so wie es geplant gewesen ist, bereits fertiggestellt und auch die Erweiterung des Hebewerks Kaiserebersdorf ist fertiggestellt worden.

Der nächste Punkt, der angesprochen worden ist, war der Wienfluss. Hier wurde in der Ausbauphase 1 der Abschnitt 1 bereits fertiggestellt und die Abschnitte 2 und 3 werden planmäßig inklusive Oberflächeninstandsetzung bis Frühsommer 2006 fertiggestellt werden und werden dann auch ans Netz gehen. 

Was so negativ erwähnt worden ist – und ich finde das aber recht positiv -, das sind die Übertritte, die es derzeit bis zur kompletten Übergabe noch gibt, die eben mit Regenwasser eins zu vier verdünnt übergeleitet werden und was es da an so schrecklichen Bildern geben soll, das kann ich mir sowieso gar nicht vorstellen.

Zum Wienfluss fällt mir auch noch ein, dass die ÖVP ja eigentlich immer gegen den Radweg im Wiental war und das beweist einmal mehr den Zick-Zack-Kurs der ÖVP, einmal so, einmal so. Vielleicht sollte man sich mit dem Bezirksvorsteher des zuständigen Bezirks auch einmal zusammenreden.

Beim Donaukanal in der Phase 1 wurden schon vor längerer Zeit die Verbindungsleitungen zwischen den beiden Sammelsystemen, zwischen dem linken und dem rechten Sammelsystem bei der Friedensbrücke, bei der Schwedenbrücke und bei der Franzensbrücke planmäßig fertig gestellt. Über den Donaukanal wäre auch noch zu sagen, dass es hier sehr wohl bereits einen Donaukanal-Koordinator gibt. Auch hier kümmern wir uns natürlich um alle wichtigen Angelegenheiten.

Bis zum Abschluss der Phase 1 sind insgesamt 424 Millionen EUR investiert worden. Das ist gut für die Wirtschaft und gut für die Arbeitsplätze. Allein bei der EBS, falls ich das noch nicht erwähnt habe, sind 225 Mil-
lionen EUR investiert worden. Wir sind also mit dem Abschluss der Phase 1 weit über dem geplanten Soll und daher ist es gut und notwendig, dass 2006 und 2007 Studien bezüglich der weiteren Optimierbarkeit ge-
macht werden. 

Darum möchte ich abschließend sagen, dass sozialdemokratische Umweltpolitik immer vorausschauende Umweltpolitik war: Vor zehn Jahren hier beschlossen, heute mit dem Bericht dokumentiert, dass alles im Plan ist, alles fertig ist. Daher ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Bericht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung der Postnummer 110.

Wer ist dafür? – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 112, keine Wortmeldung. Sie betrifft die Erhöhung der im Wirtschaftsplan Wiener Wohnen für das Jahr 2005 vorgesehenen Gesamtsummen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der SPÖ gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Postnummer 113. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen im 10. Bezirk, KatG Rothneusiedl, an die Republik Österreich. 

Hier ist ebenfalls keine Wortmeldung vorliegend. Es steht auch fest, dass gemäß § 25 der Stadtverfassung mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der SPÖ, somit mehrstimmig angenommen.

Postnummer 114. Sie betrifft ebenfalls den Verkauf von Teilflächen im 10. Bezirk, diesmal KatG Oberlaa, ebenfalls an die Republik Österreich. 

Hier ist ebenfalls die Bedingung des § 25 der Stadtverfassung eingehalten.

Wer ist dafür? – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der SPÖ, der Freiheitlichen und der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Postnummer 120. Hier geht es um den Verkauf von Teilflächen in der KatG Rannersdorf an die Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft "Wien Süd“ und an die Stadtgemeinde Schwechat. 

Hier ist ebenfalls der § 25 der Stadtverfassung erfüllt.

Wer ist dafür? - Das sind die GRÜNEN, die SPÖ, die ÖVP, ohne die Freiheitlichen, also mehrstimmig angenommen.

Wir hätten nun auf der Tagesordnung die Geschäftsstücke 12, 13, 99, 107 und 117. Nachdem der Herr Präsident des Rechnungshofs, dessen Anwesenheit hier bei dieser Debatte alle schätzen und der wahrscheinlich dann selbst das Wort ergreifen wird, anwesend sein will, das aber erst um halb fünf Uhr sein kann, mache ich Ihnen den folgenden Vorschlag, dass wir diese fünf Geschäftsstücke im Anschluss an die Behandlung der Dringlichen Initiative reihen. Nachdem der Gemeinderat das heute in der Früh anders beschlossen hat, müssen wir es jetzt wieder anders beschließen.

Wer ist mit meinem Vorschlag einverstanden? - Ich danke Ihnen schön, dass Sie das einstimmig angenommen haben. Das kommt dann im Anschluss an die Behandlung der Dringlichen Initiative, weil der Herr Präsident zurzeit im Parlament bei der Frau Innenministerin ist und somit verhindert ist.

Wir kommen nun somit zur Postnummer 123. Sie betrifft den Entwurf einer Verordnung des Wiener Gemeinderats, mit dem Abschluss des Wiener Gemeinderats über die Ausschreibung einer Abgabe für das Halten von Hunden im Gebiet der Stadt Wien geändert wird. Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, Freiheitliche und SPÖ, somit mehrstimmig so angenommen.

Postnummer 124. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenlosen Darlehens für den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds.

Wer ist dafür? - Das ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Postnummer 128. Sie betrifft die 7. Gemeinderats-
subventionsliste 2005.

Hier ist eine getrennte Abstimmung gewünscht.

Ich lasse zuerst über den Republikanischen Club "Neues Österreich" abstimmen.

Wer ist für diese Subvention? - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Ich lasse über den Rest der Subventionsliste abstimmen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Behandlung der Geschäftsstücke 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 25 und 26. Sie betreffen Subventionen für verschiedene Vereine. 

Wir werden die Diskussion zusammenziehen, die Abstimmung ist selbstverständlich getrennt.

Herr GR Vettermann, bitte.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu diesen, die Jugend betreffenden Aktenstücken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Herr Mag Gudenus, sie sind der Erste.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Es ist ja unbestritten, dass Jugendförderung wichtiger denn je ist, vor allem in Zeiten steigender Jugendarbeitslosigkeit, Politikerverdrossenheit, steigender Gewalt in Schulen, Bandenkriegen und anderer negativer Phänomene. Ich glaube, da sind wir uns alle einig, dass vor allem in einer Großstadt solche Phänomene verstärkt auftreten und im besonderen Maße auf die Jugend eingegangen werden muss. Ich bezweifle aber, dass die hier vorliegenden Vereine diesem Auftrag gerecht werden, Jugend einen wahren Stellenwert zu geben, sie einzubinden, ihnen in der Freizeit ein Programm zu bieten. Weiters bezweifle ich, dass die aufgewendeten Kosten in einer Relation zum Nutzen für die Jugendarbeit stehen. 

Unser freiheitlicher Ansatz ist es, dass Jugendarbeit unpolitisch stattfinden soll. Ich meine damit, dass Parteipolitik dort nichts zu suchen hat und wenn doch, dann objektiv. Ich klammere jetzt die Förderungen für die politischen Vorfeldorganisationen aus. Einseitige parteipolitische Förderung, das lehnen wir Freiheitliche ab. Wir sind für mehr Objektivität, wenn es um öffentliche Förderungen geht. Daher werden wir auch den heute vorliegenden Subventionsansuchen nicht zustimmen. 

Betrachten wir zum Beispiel den Verein "Multikulturelles Netzwerk", Postnummer 18. Dieser Verein erhält für zwei Jahre 432 000 EUR. Abgesehen davon, dass der Name schon von einer rein ideologischen und weltfremden Tendenz zeugt, nehmen Sie auch bitte endlich zu Kenntnis - und das richte ich vor allem an die Sozialdemokratische und Grüne Fraktion -, dass die Utopie der multikulturellen Gesellschaft einfach gescheitert ist. 

Diese 432 000 EUR fürs “Multikulturelle Netzwerk“ werden laut Akt für politische Bildung ausgegeben. Wie schaut die Bildung dort aus? Da steht: Teilnahme an der SPÖ-Enquete "Jugend und Demokratie". Im Bericht des letzten Jahres des Vereins "Multikulturelles Netzwerk": Teilnahme an der SPÖ‑Enquete!

Hier werden offensichtlich nicht nur Freunde bedient, hier findet eine indirekte Quersubventionierung für die SPÖ statt! Die absolut regierende, rote Wiener Gemeinderatsmehrheit finanziert ein SPÖ‑Projekt mit öffentlichen Geldern. Das ist ein Akt politischer Unanständigkeit, meine sehr geehrten Damen und Herren! Da können wir nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Weiters steht dort: Chat mit VBgmin Laska und BV Blimlinger. Das ist ja alles schön und gut, aber wo bleibt sie, die Objektivität? Wo bleiben die Vertreter der anderen Parteien? (GRin Inge Zankl: Habt ihr einen Bezirksvorsteher? Gott sei Dank nicht!)
Es gibt aber Klubobleute, es gibt nicht amtsführende Stadträte, es gibt da, glaube ich, ein breites Angebot auch bei den anderen Parteien. 

Der Verein "wienXtra" bekommt traditionellerweise eine Subvention in Millionenhöhe. Das Naheverhältnis zur Frau Vizebürgermeisterin ist allseits bekannt. 

Bei den meisten dieser Vereine, die mit großen Summen gefördert werden, ist eine ähnliche Entwicklung festzustellen. Da haben ein paar sozialdemokratische Funktionäre in einem Bezirk einen Verein gegründet und das Geld fließt schon. Die absolute Mehrheit der SPÖ macht es auch möglich. 

Der Verein "JUVIVO" zum Beispiel auf Postnummer 19 betreut laut Aussagen von Beobachtern nicht mehr als zehn Leute im 21. Bezirk, bekommt aber von der Gemeinderatsmehrheit Gnaden mehr als 883 800 EUR für zwei Jahre und noch zusätzlich die Posten, die in den Bezirksbudgets vorgesehen sind. Ich glaube, da stimmen einfach die Relationen nicht. 

Zu hinterfragen ist auch die Förderung an das " Freie Radio Wien", Postnummer 22, und zu “Community TV-GmbH“ Postnummer 23. Es handelt sich beim Ersteren um eine Förderung von 300 000 EUR, beim Zweiteren um eine Förderung von 900 000 EUR und ein gewisser Herr Christian Jungwirth, ein anscheinend sehr engagierter Medienmanager, fungiert bei diesen beiden Vereinen in leitender Position. Oder handelt es sich hier um eine Namensgleichheit? Ich weiß es nicht genau. Auf jeden Fall ist er Geschäftsführer beim “Freien Radio Wien" und Obmann beim “Community TV“, beide Vereine mit großen Summen gefördert. 

Ich würde einmal sagen, da ist die Optik etwas schief und wir werden zu diesen Akten unsere Zustimmung nicht geben.

Wir wünschen uns mehr Transparenz, Objektivität und Nachvollziehbarkeit, vor allem, was die Kosten-Nutzen-Relation betrifft, auch bei der Förderung von Jugendvereinen. Freunderlwirtschaft lehnen wir entschieden ab! (Beifall bei der FPÖ.)

Das wird auch der Leitsatz bei unserem Abstimmungsverhalten zu den vorliegenden Geschäftsstücken sein. Es kann von unserer Seite keine Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Aig-
ner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich melde mich zur Postnummer 21 zum Wort, zur Subvention an den Verein “ICE“, ehemaliger Bildungsserver, wo es um den Bereich des Internets in der schulischen Verwendung, in der außenschulischen Aktivität geht, wo es darum geht, ein Netzwerk zu bilden. 

Ich glaube, man kann den Begriff “Networking“ auch im Sinne der SPÖ in Wien verstehen, nämlich ein Netzwerk von Freunden, ein Netzwerk an Vereinen zu bilden, in denen es personelle Identitäten, Querverbindungen gibt, in denen Beamte der Stadt Wien auch eingesetzt werden. Diese Art von Networking ist nicht die Art von Networking, die wir im Bereich des EDV-Einsatzes und des Internets verstehen. 

Ich habe mir in der Vorbereitung auf die jetzige Wort-
meldung die Debatte vom letzten Jahr herausgesucht und da möchte ich die Frau Klubobfrau Vassilakou kurz zitieren: „Wir haben schon an Hand bereits verschiedenster Subventionen diskutiert, dass es für manche von Ihnen offensichtlich überhaupt kein Problem ist, wenn GemeinderätInnen der regierenden Fraktion Vereine gründen, dann Subventionen bekommen und mit diesen Subventionen Dienstleistungen für die Stadt erbringen beziehungsweise wenn sie in den Vereinsvorständen be-
reits existierender Vereine mit Steuergeldern, mit Wiener Steuergeldern Dienstleistungen für die Stadt erbringen.“

Wie gesagt, das schein für Sie eine Vorgangsweise zu sein, die Sie als vollkommen normal betrachten. Und nur weil Sie es lang genug schon tun, ist es noch lange kein Grund, dass wir uns mit diesen Zuständen abfinden und da unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn man sich auch die verschiedenen Homepages der von Ihnen ins Netz gestellten Seiten anschaut, dann ist es erstaunlich, wo man überall landet. Man landet einmal bei der Bank Austria, ohne auf die Ursprungshomepage zurückzukommen, man landet beim WAT, man landet, wenn man vom Netbridge eine Brücke schlägt, auf einmal bei Radio Orange, und wenn man bei Radio Orange angedockt hat, dann ist man beim Community TV, und so wird man eigentlich im Kreis herumgeschickt. Das ist eigentlich die Art von Intransparenz, wo sie am Gemeinderat vorbei Strukturen schaffen, und das nimmt schon Wunder, weil wir hier ja auch während der Budgetdebatte gesehen haben, wie Sie in dieser Stadt sowieso zu 100 Prozent die Macht auch in den offiziellen Gremien ausüben. 

Trotzdem hat man das Gefühl, dass man manchmal, und da erlauben Sie mir die Reflexion auf die Budgetdebatte: Ich finde das sehr gut, auch als öffentlich Bediensteter, wenn man sich bei den Beamten bedankt. Das steht einem Regierungsmitglied zu, weil es seine Mitarbeiter sind, und das ist auch okay so. Das würde man sich vielleicht auch auf anderen Ebenen ein bisschen öfter wünschen. Wenn aber dann auch ein Gemeinderat der Mehrheitsfraktion nach dem anderen hier pflichtschuldig seinen Dank abstattet, dann zeugt das für mich von mangelndem Selbstbewusstsein von Mitgliedern ge-
setzgebender Körperschaften. (Beifall bei der ÖVP.) 
Eigentlich sollten wir hier die Regeln aufstellen, auch unter Vorbereitung durch die Beamtenschaft, die dann von diesem Apparat umgesetzt werden. Ich glaube, man kann das auch übertreiben mit dem Motto "Ohne Partei sind wir nichts" ihres ehemaligen großen Vorsitzenden. Ich glaube, Sie haben den Bereich des Erträglichen schon längst überschritten. Ein bisschen mehr Selbstbewusstsein für gewählte Mandatare täte auch gerade den Mandataren der Mehrheitsfraktion Not! (Beifall bei der ÖVP.) 
Obwohl Sie den Apparat so fest im Griff haben, wobei - es kann durchaus der Verdacht aufkommen, dass dieser Apparat Sie im Griff hat. Vielleicht ist das Gründen dieser vielen Vereine eine Flucht vor Ihrem eigenen Apparat? Das kann schon sein. (Beifall und Heiterkeit bei der ÖVP.) 
Aber der Verdacht, dass der Apparat Sie auslässt, wird sofort zerstreut, wenn man dann Akten beschließt. Und wir haben das ja heute in der nicht öffentlichen Sitzung, dass wir dann wiederum Beamte der Stadt und Vertragsbedienstete als lebende Subvention in die Vereine schicken, also der lange Arm des Wiener Magistrats verfolgt Sie. (Beifall bei der ÖVP.) 
Das, was wir bemängeln, ist, dass es hier um öffentliche Dienstleistungen, um Wiener Steuergelder geht, und dass die eigentlich im Wege von Ausschreibungen auch die Möglichkeit für andere Organisationen schaffen sollten. Jeder kleinere, mittlere Bauauftrag muss ausgeschrieben werden. Hier werden Leistungen auch in einem gesellschaftspolitisch durchaus sensiblen Bereich bestellt, wo man zuerst den Verein gründet, dann der Beamtenapparat das Subventionsansuchen schreibt und dann schanzen Sie sich selbst das Geld zu. Und damit hier die Einheit vom Magistrat, Gemeinderat und Substrukturen und SPÖ-Strukturen hergestellt ist, haben Sie ja dann Ihre eigenen Gemeinderäte überall sitzen. Das können wir nicht gut heißen und deswegen können wir diesem Medienimperium gerade im Bereich der schulischen und außerschulischen Jugendbetreuung nicht unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn wir uns hier im Bereich des Internets bewegen, dann ist, glaube ich, auch ein ganz ein wichtiger Aspekt, hier einen Schwerpunkt der Gewaltprävention zu setzen, weil im Internet leider Gottes sehr oft straffrei auch die Gewalt verherrlicht wird. Wir waren ja auch unlängst erst Zeuge von gewalttätigen Auseinandersetzungen auch mit einem sehr tragischen Ende in einer Wiener Schule.

Ich nehme die Debatte zur Postnummer 21 zum Anlass, gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Anger-Koch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen über die Wien-weite Einführung der Schulmediation. Das ist, glaube ich, gerade auch wichtig, weil oft auch im Internet zur Gewalt aufgerufen wird. 

In diesem Sinne beantrage ich:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, in Absprache mit dem Stadtschulrat Wien-weit eine professionelle Schulmediation an allen Wiener Schulstandorten einzurichten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) - Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön. 

Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich fange ja von hinten an. Kollege Aigner, war das jetzt die offizielle Erklärung dafür, dass sich die ÖVP aus allen jugendrelevanten Vereinen zurückzieht, wie zum Beispiel "wienXtra"? (GRin Barbara Novak: Ja!)) Ja, ich frage ganz ernsthaft: War das die Rücktrittserklärung? (GR Harry Kopietz: Angenommen! – GR Kurth-Bodo Blind: Es ist die Fragestunde vormittags gewesen!) Ich persönlich hätte nichts dagegen. 

Zum “ICE“: Der “ICE“, tatsächlich Networking, steht ja ganz oben, zum Beispiel im Ost-Cluster Burgenland, Wien, Niederösterreich. In Niederösterreich sind ja sehr willkommene Freundinnen und Freunde. 

Wenn Sie, lieber Herr Aigner, Kollege Aigner, nicht mit dem Internet umgehen können, dann kann ich Ihnen als Jugendsprecherin, die sich mit 24 auch tatsächlich so nennen darf, garantieren, die Jugendlichen können es. Also wenn Sie auf die Homepage gehen, öffnet sich alles in einem eigenen Feld. Das ist alles userinnen- und userfreundlich. Linkungen gibt es unter anderem auch zum Bundesministerium für Bildung und auch zum Sport.

Ich wäre an Ihrer Stelle nicht so wehleidig. Wir haben uns ja im Wahlkampf sehr oft getroffen, von wegen “Alles ist so parteilich“. Wir haben uns alle drei eigentlich recht oft getroffen. Wenn Sie das Gefühl haben, dass Sie bei den Jugendlichen nicht gut ankommen, dann schieben Sie nicht uns die Schuld zu, sondern überlegen Sie sich, ob Sie nicht Ihre Art des Auftretens etwas ändern. Wenn ich mir Ihre Rede so angehört habe, dann sind Sie in keinem Satz auf die Bedürfnisse der Jugendlichen eingegangen, in keinem Satz! Sie haben keinen dieser wirk-
lich grandiosen und tollen Vereine gelobt oder hervor-
gestrichen oder gesagt, was sie für diese Stadt leisten, (GR Dr Matthias Tschirf: Die SPÖ sollte eine demokra-
tische Gesinnung haben!) Ja, es ist wirklich traurig und schade und die ÖVP sollte sich langsam überlegen, einen tatsächlichen Jugendvertreter aufzustellen. Zeit wird es. (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei der ÖVP.) 
Zum offenen Kanal muss ich natürlich einen Satz sagen und natürlich schon auch zum Kollegen Gudenus. Fangen wir einmal damit an: Lieber Kollege Gudenus! Ganz ernst, ganz wirklich: Aus Ihrem Mund möchte ich nie wieder das Wort “unanständig“ hören! Nie wieder! (Beifall bei der SPÖ. – Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Nicht nur Ihre Form der Artikulation, nicht nur Ihre Art der Politik ist unanständig, sondern wenn Sie das Gefühl haben und alles bezweifeln, könnte es daran liegen... (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.) Sie müssen sich ein bisschen beruhigen. Ich warte, bis Sie sich ein bisschen beruhigt haben, dann rede ich weiter. Na, schauen Sie, Sie trauen sich nicht zu den Streetworkerinnen und Streetworkern, Sie trauen sich nicht in außerschulische Jugendeinrichtungen. Ich habe Sie noch nie in einem Jugendzentrum gesehen und Sie trauen sich an sich selten zu Jugendlichen. Dann hören Sie wenigstens mir zu, sonst werden Sie es nie verstehen! (Aufregung bei der FPÖ.)

Also, sehr geehrter Herr Gudenus, unpolitisch ist an sich natürlich leider nie etwas. Überparteilich, wenn man von Fraktionen redet, ist der außerschulische Bereich. Glauben Sie mir, ich habe jetzt schon ein bisschen Erfahrung sammeln dürfen. Er ist ganz klar überparteilich, wenn es um Fraktionen geht, aber nicht überparteilich, wenn es um den Schutz von Jugendlichen geht. Er bezieht ganz klar Partei und zwar die Partei der Jugendlichen. Wenn wir uns das... Was haben Sie angeschnitten? Das “Multikulturelle Netzwerk“. Ich glaube, der Name stößt Sie wahrscheinlich schon ein bisschen auf. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Das stimmt auch!)

An sich kann ich hier wirklich einladen hinzugehen. Gehen Sie in den 7. Bezirk. Da sehen Sie Jugendliche, die eine Zeitung machen, Politikerinnen und Politiker interviewen. Der Herr Aigner müsste es zumindest insofern bestätigen können, weil seine Fraktion schon einmal dort war. Dort finden Parksprecherinnen und Parksprecher-Wahlen statt. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ja peinlich!) Es wird ein Miteinander gefördert und vieles mehr. 

Zum “Offenen Kanal“ und “Five Radio“. An sich sind das ja auch sehr ähnliche Sachen und der Herr Jungwirth ist einer der kompetentesten Menschen in diesem Bereich. Deshalb wird er schauen, dass es hier eine enge Vernetzung und eine enge Kooperation gibt, was auch so sein muss. Auch hier kann ich Ihnen nur nahe legen, sich ein bisschen zu informieren. 

Ansonsten, was haben Sie noch erwähnt? Ich tue mir ja schon schwer. Verein “JUVIVO“. Der Verein “JUVIVO“: Die Koordinationsstelle Master schaut, wo gibt es Bedürfnisse junger Menschen und was soll es dort an Einrichtungen geben. Dadurch hat sich der Verein “JUVIVO“ gegründet, der ein Miteinander von verschiedenen Generationen, von verschiedenen Kulturen fördert, der Jugendlichen hilft, sie berät, mit ihnen spricht und für sie da ist. Und ich glaube, es gibt keinen Grund, da dagegen zu sein. 

Es gibt in öffentlichen Räumen unterschiedliche Bedürfnisse, das ist ganz klar, und zwar auf Grund von unterschiedlichen Erwartungen und oft widersprüchlichen Bedürfnissen. Dadurch kommt es zwangsläufig auch zu Konflikten und Auseinandersetzungen. Und es ist unsere Aufgaben, die Wünsche von Kindern und Jugendlichen durchzusetzen und ihnen zu helfen, ihnen öffentliche Freiräume zu geben.

Sehr geehrter Herr Gudenus! Sehr geehrter Herr Aigner! Die Zeiten, das haben Sie ja auch festgestellt, sind nicht gerade rosig für die Jugendlichen. Wir haben die höchste Jugendarbeitslosigkeit. Immer wieder werden sie allein gelassen. (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) Von bundespolitischer Seite gibt es Studiengebühren. Jugendlichen werden immer mehr Steine in den Weg gelegt. (GR Kurth-Bodo Blind: Von der SPÖ!) Natürlich haben wir es hier nicht leicht. Und hier gilt der Dank allen Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern. Hier gilt der ganz große Dank dem Landesjugendreferat und hier gilt natürlich ein Riesendankeschön an eine Jugendstadträtin, die Jugendliche in Wien tatsächlich in Schutz nimmt, die Jugendlichen in Wien tatsächlich zur Seite steht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich muss ehrlich sagen, ich habe mich ja gewundert, Herr Gudenus, dass Sie nicht gegen den Verein “Zeit!Raum“ gestimmt haben (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Die Abstimmung kommt erst!), dass Sie nicht gegen ihn geredet haben. Ich habe es mir jetzt durchgelesen. Jetzt können sich ja alle den Herrn Gudenus anschauen, wie er wahrscheinlich vor Nervosität gleich anfängt zu wackeln. Da kommen nämlich ganz schlimme Reizworte vor und ich meine jetzt gar nicht Kärnten, das wahrscheinlich neuerdings ja auch ein Reizwort für Sie ist, sondern: Kulturelle Vielfalt, pah! Wahnsinn! Oder? (GR Kurth-Bodo Blind: Ist das eine Rede!) Solidarität, Chancengleichheit! Wow! Betreuung benachteiligter Gruppen. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Lesen kann ich auch!) Manchmal tun Sie mir leid, Herr Gudenus. Ich habe mir vorgestern, ehrlich, ich bin kurz rausgegangen, denn ich habe mir nämlich gedacht: Beim Kollegen Jung, vor seinem Denken, das gestehe ich jetzt ehrlich, habe ich Angst. Ich habe Angst, dass es noch so ein Denken gibt. Aber bei Ihnen zweifle ich den Denkprozess tatsächlich an.
Ich bitte um Zustimmung und danke schön! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Wolf, Sie sind der Nächste.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde mich kurz mit den Punkten, wo es um die Subvention für Medien geht, beschäftigen und ich hoffe, ich tue das mit mehr Ernst als das, was uns soeben geboten wurde. 

Subvention von Medien ist immer ein heikles Thema. Es ist auf der einen Seite die berechtigte Sorge, dass Medien Freiheit verlieren und auf der anderen Seite, dass sie politisch instrumentalisiert werden. Es geht also in diesem demokratiepolitisch sehr wesentlichen Bereich eigentlich darum, Modelle zu finden, wo Unterstützung von Medien nach Kriterien funktioniert, die nicht Subvention sind. Sie sind nicht schnell genug, weil Sie mir jetzt schon längst herrufen hätten müssen: Presseförderung, Presseförderung oder Journalisten beziehen ja Presseförderung. Das ist richtig. Aber Presseförderung hat den großen Vorteil, dass es ein Gesetz, das den Anspruch auf Förderung genau definiert, gibt. Man kann nicht einmal verzichten darauf und daher haben manche Häuser, so wie der “KURIER“ diese Mittel für Journalistenausbildung zweckgewidmet. Das nenne ich eine vernünftige Unterstützung von medienrelevanten Bereichen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir brauchen auch hier nachvollziehbare und klare Regeln, die den Anspruch auf Förderung begründen. Warum denken Sie nicht darüber nach, zum Beispiel diese alternativen Medien aus den Zuschlägen der ORF-Gebühren, die die Gemeinde Wien kassiert, zu subventionieren? Das wäre doch ein vernünftiger Vorschlag und es wäre außer Streit gestellt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Man kann sogar weiter gehen und sagen, man sollte dieses alternative Mediennetzwerk - dazu komme ich noch - überhaupt aus ORF-Gebühren finanzieren, um eben hier neutrale, klare Finanzierungssysteme sicherzustellen. 

Wenn ich den Subventionsantrag des von Ihnen als einen der wenigen Medienfachleute, glaube ich, gelobten Herrn Christian Jungwirth lese, dann denke ich mir meinen Teil und Sie werden möglicherweise die Bedenken mit mir teilen können, wenn es heißt: „Bezug nehmend auf das mit Ihnen, Frau Vizebürgermeister, geführte Gespräch, welches ich gemeinsam mit einigen KollegInnen aus dem Vorstand des Vereins zur Gründung und zum Betrieb offener Fernsehkanäle Wien wahrnehmen durfte, erlaube ich mir hiermit…“ und so weiter und so weiter. Das ist nicht mein Medienverständnis.

Oder: Im Antrag des Vereins “Freies Radio Wien“ wird fast flehentlich gebeten: „Wir ersuchen Sie dringend um Gewährung der beantragten Förderungen in voller Höhe und wir werden auch dann das tun, was offenbar von Ihnen gewünscht ist.“ 

Die Frage ist, soll hier durch diese Personenidentität ein kleines, liebes, alternatives Medienimperium entstehen, das mit Subventionen abhängig gehalten wird oder was planen Sie mit dieser Form der Vernetzung? (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht also um nachvollziehbare, transparente und vor allem einheitliche Finanzierungssysteme für Medien und daher werden wir diesem Subventionsansuchen oder dieser Post nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich war hier ursprünglich nicht gemeldet, aber nach den Wortmeldungen der Herren Aigner und Wolf, die sich zur Medienpolitik äußerten, zur Medienpolitik eines Fernsehkanals, muss ich jetzt schon was sagen (Heiterkeit bei der ÖVP.): 

„Das intransparente Community-TV“, sagt eine Partei, die ein gewisses Verhältnis zum ORF hat, und das muss ich jetzt da einmal erzählen (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), weil alleweil so intransparent wie die Community-TV - was macht die ÖVP mit den ORF? Sie versucht, mit einer Parteipropaganda-Sonder-
klasse - und leugnet es auch gar nicht - eine absolute Mehrheit im Stiftungsrat zu bekommen, um einen von Herrn Dorfer als moltophon unwidersprochen dargestell-
ten direkten Kanal des ÖVP-Klubobmanns zum ÖVP-Direktor Mück herzustellen, um dort in einer Weise zu intervenieren, wie es – und das steht in allen Medien und im Übrigen, Herr Wolf, auch im “KURIER“, wenn ich das sagen darf - in der Zweiten Republik noch nie der Fall war, um mit einer noch nie da gewesenen parteipolitischen Einflussnahme durch den ORF vorzugehen. Und weil man jetzt kurz vor einer Neuwahl der Generaldirektorin ist, versucht man, sich die absolute Mehrheit zu sichern. Der Herr Bergmann hat das überhaupt nicht in Frage gestellt. Sie haben sogar versucht, das im Gesetz sicherzustellen, weil Sie geglaubt haben, mit dem Fax kommen Sie weiter. Da hat sich die ÖVP durchgesetzt, eine besonders moderne Partei, und hat eine zeitgemäße Form der Direktwahl gefunden, nämlich die Faxwahl, die dann so gegangen ist, dass sie so ausgegangen ist, wie sie ausgegangen ist und der Herr Bergmann gesagt hat und Sie merken gar nicht, was Sie sagen: Der ORF, der ÖVP-Apparat ist, hat man bei dieser Wahl dieses unabhängigen Publikumrates gesehen. Der ORF hat - ich verwechsle in diesem Zusammenhang dauernd ORF und ÖVP. (Allgemeine Heiterkeit.) Es gelingt mir leider nicht. (Beifall bei den GRÜNEN.) „Die ÖVP hat wieder gezeigt, dass sie parteipolitisch nicht entsprechend organisiert ist.“, hat der Herr Bergmann nachher gesagt. „Die ÖVP möge Lehren daraus ziehen.“ 

Und da gehen Sie jetzt raus und diskutieren, nein, und stellen die Unabhängigkeit des “Community-TV“ in Frage! 

Was ist jetzt die nächste Runde im ORF? Was passiert derzeit? Um da drinnen die absolute Macht zu betonieren, wird jetzt Druck ausgeübt. Sie tun mir nicht Leid, aber welche Denke hat diese Partei, auch das BZÖ, um bei der Besetzung der Regierungsstellen die absolute Mehrheit im Stiftungsrat zu bekommen, um den nächsten Generaldirektor Mück durchzusetzen, um, egal wie die nächste Wahl ausgeht, die absolute Macht im ORF zu behalten? Da jetzt rauszugehen wider besseren Wissens oder - ich kann ein anderes Wort nicht nennen, sonst würde ich einen Ordnungsruf bekommen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Sagen Sie es!) Soll ich es sagen? Soll ich es wirklich sagen, Herr Aigner? Nein, ich erspare mir diesen Ordnungsruf. Es würde Bezug auf die Auffassungsgabe nehmen, sagen wir es so. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Aber diesen Ordnungsruf will ich mir jetzt nicht einfangen.

Wenn Sie wissen - entweder Sie wissen es nicht oder Sie kapieren es nicht, beides schlimm - wie dieser Vorstand zusammengesetzt ist - und das ist eines der wirklichen Herzeigeelemente des “Community-TV“, das jetzt “OKTO“ heiß, das kann ich Ihnen empfehlen, Kanal 35 -, wie in der Tat unabhängiges Fernsehen aussieht, so war das eine Errungenschaft und für die stehe ich da. Es war eine lange Diskussion, dass es einen wirklich unabhängigen Vorstand gibt. Und nicht die Frau Laska und nicht der Herr Chorherr und nicht sonst irgendwer hat den Herrn Jungwirth bestellt, sondern wir wurden darüber informiert, dass im Vorstand der Vorsitzende der Herr Bauer ist, Ordinarius an der Publizistik, und weiters der Armin Thurnherr, die Astrid Zimmermann und viele andere, denen Sie vorwerfen, am Gängelband der Stadt Wien zu sein! Wer die Persönlichkeiten kennt, weiß, die hauen uns bei der Tür hinaus und sagen: Dann macht’s euch den Krempel selber. Die haben selber entschieden, wer der Beste ist! 

Das gesamte Konstrukt ist so, wie ich mir den ORF wünsche. 

Also kann ich in diesem Sinne nur sagen: So intransparent wie das “Community-TV“ wünsche ich mir ein bisserl den ORF! Das wäre gut für das Land! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nachdem ich mich ursprünglich auch nicht gemeldet habe, möchte ich es ein bisserl kurz machen, zumal mir der Kollege Chorherr ein paar Bemerkungen vorweg ge-
nommen hat, die ich im Hinblick auf Ihren Zugang zu Medien im Sinne des öffentlich‑rechtlichen Rundfunks dieser Republik verloren hätte. 

Ich habe schon in der Kulturdebatte den Eindruck gehabt, ich möchte es einmal sagen: Ich bitte Sie inständig, wenn Sie ein Projekt aus ideologischen Gründen ablehnen, dann sagen Sie es einfach, aber schieben Sie hier nicht vor, dass Sie sich das ganz genau angeschaut haben und zum Schluss drauf gekommen sind: Ah, da gibt es ein paar Ungereimtheiten und das ist irgendwie intransparent.

Wenn man sich das Projekt, damals “Offener Kanal“, dann “Community-TV“, jetzt “OKTO“ auf Kanal 8 – deshalb “OKTO“ – anschaut, dann hätte man fünf Jahre Zeit gehabt, sich das Ganze noch anzuschauen. Im März 2001 ist es zum ersten Mal im Rahmen von rot-grünen Projekten vorgestellt und ventiliert worden, 23 damals.

Anfang 2002 hat es eine Studie gegeben, die die Stadt Wien in Auftrag gegeben hat, nicht selber gemacht, wo dann drinnen gestanden ist: Wie können wir am Besten die Stadtleute irgendwie irgendwo reindrücken oder zum Beispiel die ganzen ÖVP-Vorstandsmitglieder in den städtischen Vereinen - nein, man hat die Studie in Auftrag gegeben, eine sehr groß angelegte Studie. Sie ist so dick, deswegen hat sie der Herr Kollege Strobl wahrscheinlich auch nie durchgelesen, er hat sie ja auch nicht bestellt. Ich habe sie ihm gegeben, aber er hat nie mehr eine Rückmeldung dazu gegeben. 

Auf jeden Fall wurde dieser Verein dann einmal gesucht, Kollege Chorherr hat es schon gesagt, und da ist, würde ich einmal sagen, niemand drinnen, der nur irgendwie im Verdacht steht, jetzt parteipolitisch den GRÜNEN, der SPÖ, der ÖVP oder der FPÖ nahe zu stehen. Deshalb haben wir das auch gemacht. Damit die sich überlegen, was ist die Struktur, damit die sich überlegen, wer sind die Geschäftsführer, damit die sich überlegen, wie das am besten losgehen soll. 

Dann hat es im September 2004 die Ausschreibungen gegeben. Das ist mehr als eineinhalb Jahre her. Wieder nichts von der ÖVP. Da hat sich wahrscheinlich noch immer niemand irgendwas angeschaut.

Im September 2004 war dann die Vorstellung der Geschäftsführer und im Dezember 2004 der Gemeinderatsbeschluss. Dazu zum ersten Mal eine Wortmeldung der ÖVP, Kollege Strobl hat damals zumindest zu mir in der Bank gesagt: „Du, ich habe mir das halt angeschaut, aber es geht vor allem um eines“ – und dann ist er hinaus gegangen und hat das auch gesagt: „Unser Medienbild ist ein anderes. Wir finden, unabhängige Medien sind dann unabhängig, wenn sie sich von der Wirtschaft finanzieren lassen, sprich RTL, Pro Sieben. Die sind wirklich unabhängig, weil die mit Staat und Kommunen und Staatlichkeit nichts zu tun haben.“ Das ist okay, das ist ein Bild von unabhängigen Medien, das wir nicht haben. Ganz im Gegenteil. Der Zugang dazu, zu einem “Community-TV“, der Zugang zu offenen Kanälen, die es seit 20 Jahren in Europa gibt, ist eben eine Unabhängigkeit von ökonomischen Verwertungsinteressen und das ist das, was es jetzt gibt. 

Es gibt ein “Community-TV“ in Wien, seit 28.11.2005 kann man es anschauen, 500 000 Leute in Wien können es empfangen, es sind nicht alle, aber doch recht viele über Kabel-TV und es ist eben kein herkömmliches Fernsehen und deswegen tut Sie sich wahrscheinlich auch so schwer. Es ist einfach eine Plattform für Menschen, die Medien machen wollen, die das sonst vielleicht nicht so einfach können, weder im ORF noch in anderen Sendungen und die über “OKTO“ erstens einmal mediale Präsenz bekommen, aber was mir noch viel wichtiger ist, den Zugang zu Raum, Equipment, aber vor allem zum Know-how, zum medienpädagogischen Know-how. Und das ist aber auch ein Anspruch, den wir als Stadt haben. 

Jetzt ist “OKTO“ als erstes qualitatives Fernsehen da und hat relativ viel Programm. Darüber ist komischerweise überhaupt nichts gesprochen worden. Sie sagen, kurz nachdem wir diese tolle Publikumsratswahl zum zweiten Mal gehabt haben, wo man per Fax schicken muss - erstens einmal muss man sagen, wo man wohnt, wie man heißt, dann muss man es unterschreiben und das ist dann eine Wahl. Das ist recht lustig, aber ich habe das bei der ÖH-Wahl eh schon genug gesagt: Was die ÖVP zum Thema Wahl alles erfindet, ist recht, recht spannend.

Kurz nach dieser Wahl kommen Sie her und sagen: „Das ist einfach nicht unser Modell.“ Ich nehme an, euer Modell, Ihr Modell, ist entweder diese Geschichte, wo man sich die Unabhängigkeit durch so Faxwahlen garantieren kann oder die Geschichte, wo man sich die Unabhängigkeit durch große Wirtschaftsunternehmungen sichern kann im Sinne von Pro Sieben und RTL. Das finde ich schade.

Ich möchte Sie jetzt hier, weil ich schon mehrmals belehrt wurde, nicht bitten, diese ganze Sache noch einmal zu überdenken und dem Ganzen zuzustimmen, aber ich würde Sie wirklich bitten: Schauen Sie sich das an, schalten Sie es ein, schauen Sie sich die unterschiedlichen Kulturformate an, die zum Beispiel Studierende von der Akademie machen. Da ist auch ein Theaterformat, wo Sendungen zur Geltung kommen, die man so nicht einfach sieht, weil sie dem ORF schon seit langem wurscht sind. Schauen Sie sich an, was dort auf dem musikalischen Sektor passiert, was es an sozialpolitischen Programmen gibt. Da gibt es zum Beispiel auch ein Programm eines christlichen Senders oder eine ProgrammmacherInnen-Gemeinschaft. Das wird Sie sicher interessieren. Schauen Sie es sich einfach einmal an und es würde mich echt freuen, wenn wir einfach einmal inhaltlich über solche Sachen diskutieren könnten! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Herr Berichterstatter? Er verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung, die wir nun getrennt durchführen.

Postnummer 16. Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der Freiheitlichen.

Postnummer 17. Wer ist dafür? – Mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Postnummer 18. - Mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Postnummer 19. – Mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Postnummer 20. – Mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Postnummer 21. – Mehrstimmig mit SPÖ und GRÜNEN.

Bei Postnummer 21 liegt der Antrag von Dr Aigner und Mag Anger-Koch betreffend Einführung einer Schulmediation vor. 

Wer ist dafür? – Das sind die ÖVP und die GRÜNEN, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Postnummer 22. Wer ist dafür?– Das sind ÖVP, SPÖ, GRÜNE ohne Freiheitliche.

Postnummer 23. – SPÖ, GRÜNE, ohne Freiheitliche und ohne ÖVP mehrstimmig angenommen.

Postnummer 25. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Postnummer 26. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Wir kommen nun zur Postnummer 28. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Wiener Sozialprojekte“. Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 29. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Wiener Jugendzentren“.

Frau GRin Yilmaz bitte.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Frau GRin Mag Anger-Koch, bitte.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Gerade im Bereich der Jugendpolitik ist es erforderlich, das Angebot an Aktivitäten, das Netz an Einrichtungen und die aktuellen gegebenen Notwendigkeiten anzupassen.

Beim Verein “Wiener Jugendzentren“ fehlt uns ein bisschen diese Transparenz für die bestehenden und laufenden Angebote an Jugendpolitik. Es ist natürlich auch sehr wichtig, das zu sehen, was gemacht wird oder was gerade im Laufen ist. 

Was wir auch gerne hätten, sind gewisse Entwicklungspläne beziehungsweise Konzepte für mobile und stationäre Jugendbetreuungen und wir würden uns einen Maßnahmenkatalog mit detaillierten, zeitlichen und finanziellen Vorgaben und eine Koordinierung zwischen dem Angebot an Einrichtungen und den Angeboten in Wien wünschen. 

Deswegen werden wir, mein Kollege Dr Aigner und ich, auch einen Beschlussantrag für die Erstellung einer Strategie für die Jugendpolitik an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information, Sport einbrin-
gen. Hier wird angefordert, dass in Absprache mit jenen Wiener Vereinigungen, die im Bereich der Jugendbetreu-
ung tätig sind, und den zuständigen Gremien der Bezirke ein für Wien gültiger Jugendplan erarbeitet wird, der alle wichtigen Punkte umfasst. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf die Debatte somit für beendet erklären. Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es tut mir sehr Leid, aber es war akustisch fast nicht verständlich. Das einzige, was ich verstanden habe, war wieder das Wort „Transparenz“. Nichtsdestotrotz hat eigentlich bis jetzt die Zusammenarbeit mit den Jugendzentren ab und zu geklappt. In der letzten Zeit hat es des Öfteren sehr gut geklappt. Im Übrigen gibt es ein Projekt, das die Jugendlichen auch vor kurzem erstellt haben, einen Film, und da hat der Herr Kollege Aigner sehr lobend über die Jugendzentren gesprochen. Es war wegen der Wahl und er hat durch dieses positive Bewerten auch seine Unterstützung gegeben. Es gibt auch einen Jugendfunktionär Ihrer Fraktion, der all das, was Sie im Akt kritisieren, unterstützt. Ich habe nicht verstanden, ob Sie Ihre Unterstützung dem Jugendzentrums-Akt geben werden. (GR Alfred Hoch: Nein!) Sie werden sie nicht geben, aha. Das tut mir natürlich sehr Leid. Da stellt sich für mich fast auch die Frage, ob Sie sich wirklich von all dem, was die Stadt Wien den Jugendlichen bieten möchte und bieten wird, wirklich zurückziehen werden und das tut mir sehr Leid. 

Ich bitte die Damen und Herren um Zustimmung zum vorliegenden Akt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Postnummer 29 in der vorliegenden Fassung. - Das ist ohne ÖVP und die Freiheitlichen, der Rest ist dafür, somit mehrstimmig angenommen. 

Wir haben es jetzt einmal umgekehrt gemacht. 

Wir kommen nun zu dem vorliegenden Beschlussantrag, der bereits vorgestellt wurde: Erstellung einer Strategie für die Jugendpolitik. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 30. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Forum Arena Wien“. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ, GRÜNE, ÖVP, ohne Freiheitliche und somit angenommen. 

Postnummer 32. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Kulturzentrum Spittelberg“. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ und GRÜNE, somit mehrstimmig angenommen.

Postnummer 33. Sie betrifft eine Subvention an den Verband Wiener Volksbildung. 

Frau GRin Yilmaz. Sie ist schon da.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich kann es kurz machen, es wird sich vor 16 Uhr ausgehen. 

Wir haben ja in der Debatte um das Budget ja schon darüber gesprochen, dass uns die Aushungerung des Erwachsenenbildungsbereichs einfach zu weit geht. Das ist ein Zukunftsbereich, wo es um die Bildungschancen gerade auch der bildungsferneren Schichten geht. Der Subventionsantrag führt ja ein beachtenswertes Leistungsverzeichnis der 18 autonomen Volkshochschulvereine auf. Nichtsdestotrotz kommt es doch zu einer Kürzung auch der Mittel im absoluten Bereich. Es werden 25 Millionen EUR von den Volkshochschulen ja wohl nicht ohne Grund beantragt und es werden ihnen nur 19 Millionen EUR zugesprochen und das, obwohl die Volkshochschulen ihren Eigenbeitrag auch laufend steigern, indem sie rationalisieren und auch sparen müssen. 

Es ist schon etwas Dramatisches, wenn man dann im Akt lesen muss, dass durch die Nichtabdeckung des benötigten Förderbedarfs durch die Stadt Wien trotz der zusätzlichen Ergebnisverbesserungen während des je-
weiligen Jahres finanzielle Abgänge, die den Verband Wiener Volksbildung und die angeschlossenen Volkshochschulen-Mitgliedsvereine nicht nur finanziell in ihrer Existenz bedrohen, sondern auch in ihrer weiteren wirtschaftlichen Innovation für Einsparungen wie Rationalisierungen durch Investitionen wesentlich beeinträchtigen. Also mit welcher Coolness sie auf der einen Seite für Ihnen genehme rot-grüne Projekte das Geld, ich möchte fast sagen, zum Fenster hinaus werfen und ihren eigenen Volkshochschulen bescheinigt dann der eigene Akt eine existenzbedrohende Situation. Das ist schon sehr eigenartig. Purer Zynismus ist es für mich, wenn es dann in der Begründung des Antrags heißt, dass, nachdem man die Mittel nicht bewilligt und nicht einmal die Personalkosten abdeckt, damit der Verband Wiener Volksbildung weiterhin in die Lage versetzt wird, seine erfolgreiche Arbeit fortzusetzen. Wie soll das eigentlich gehen? Und ist es nicht an sich bestürzend, dass sie unseren Antrag, die Mittel um 25 Prozent aufzustocken, abgelehnt haben?

Wenn Sie bei Ihrem PID und bei Ihrer Propaganda sparen würden, dann würden genug Mittel frei bleiben und ich bin mir sicher, dass wir das Gesicht des Herrn Bürgermeisters und der Stadträte trotz allem aus genügend Inseraten zu sehen bekommen! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist auch sehr bedauerlich, wenn Sie immer von der Gender-Gerechtigkeit sprechen, denn 72 Prozent des VHS-Angebots werden immerhin von Frauen angenommen. Sie kürzen gerade die Mittel für die Frauen und auch das soll einmal der Frauenmusterstadt Wien ins Stammbuch geschrieben werden! Es ist eigentlich eine Schande, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Es gehört offenkundig zum guten Ton, sich zu unterwerfen. Das ist auch genau das, was Sie wollen, dass man jedes Jahr höflich kommt und ansucht und „Bitte, bitte“ sagt. Allein schon der Antrag um die notwendigen Instandsetzungsarbeiten ist so notwendig, dass ihre ei-
genen Magistratsbeamten - sonst wäre es nämlich Fahr-
lässigkeit und man dürfte dort keinen Publikumsverkehr haben - bescheinigt haben, dass der Verband Wiener Volksbildung an Sie die höfliche Bitte um eine Subvention richtet, um das an den Volksbildungsbauten durchführen zu können. 

Das ist genau das, wie Sie Ihre eigenen Leute auch dort behandeln! So werden die Vereine kurz gehalten und in so einem Ambiente, in so einem Biotop ist natürlich auch eine unabhängige freie Medienarbeit nicht möglich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, bitte.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Herr Dr Aigner, wissen Sie, was wirklich existenzbedrohend ist? Wenn zugesagte Fördermittel nicht ankommen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Von Ihnen!) Von der Bundesministerin, vom Bildungsministerium. (GR Dr Wolfgang Aigner: Da steht aber nichts drinnen!) Das kann man auch nicht abtun und das ist nicht sehr wenig! Zugesagte Mittel sind bei der Wiener Volksbildung leider noch nicht eingelangt!

Eines möchte ich schon festhalten, dass das Bundesland Wien mit Abstand die einzige Stadt, das einzige Bundesland ist, das so viele Mittel der Erwachsenenbildung und dem zweiten Bildungsweg zur Verfügung stellt. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber nur relativ!) Nicht nur relativ, sondern auch absolut. Die Volksbildung ist uns wirklich etwas wert. Das zeigen wir auch mit unseren garantierten Mitteln, die die Volksbildung auch bekommt. 

Wenn Ihnen das wirklich ein Anliegen ist, dann können Sie uns allen und der Volksbildung auch beweisen und sich dafür stark machen, dass die bis jetzt zugesagten Mittel, zumindest einmal die zugesagten Mittel, ausbezahlt werden! Da kann man dann weiter reden und auch diskutieren.

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 33 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die ÖVP so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 100. Hier gibt es die sofortige Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 100 ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 129. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 103. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen. 

Postnummer 104. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Mehr habe ich nicht geschafft.

Es ist 16 Uhr und wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von den GRen Mahdalik und Madejski eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Antrag betreffend "Wien-weite Geschwindigkeitsbeschränkung von 50 km/h" gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und darauf mündlich begründet werde. 

Brauchen wir die Verlesung? (GR Anton Mahdalik: Nein!) Brauchen wir nicht. - Danke schön.

Sie dürfen begründen, Herr GR Mahdalik. 20 Minuten haben Sie dafür Zeit - Sie gestatten den nonchalanten Hinweis -, mit 50 km/h durch die Stadt zu fahren.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
In Vorbereitung dieses Dringlichen Antrags habe ich ein Milchmädchen gebeten, mir etwas auszurechnen. Ich habe deswegen ein Milchmädchen gebeten, weil in Zeiten des hemmungslosen Genderings (GRin Sandra Frauenberger: Gender Mainstreaming heißt das!) die Herrschaften von Damen und Herren von SPÖ und Grünen wohl einem Milchmädchen nicht die Fähigkeit absprechen werden, richtig zu rechnen, eine Situation grob darzustellen. Sie ist dieser Bitte nachgekommen und hat mir Folgendes vorgerechnet und ich möchte Ihnen anhand dieser Rechnung die Dimensionen dieses Antrags, die Dimensionen dieser Verordnung, die in Kraft getreten ist, kurz darstellen:

Wien hat ein Straßennetz von 2 800 km, ungefähr die Entfernung von Wien nach Lissabon. Jene Straßen, die durch die Temporeduktion betroffen sein werden und schon betroffen sind, haben eine Länge von rund 120 km. Das ist die Länge von Wien nach Zwettl. Wien hat insgesamt 6 800 Straßen, weniger als 30 davon wer-
den durch diese Verordnung betroffen. Das sind rund 0,5 Prozent, ein bisschen weniger vielleicht. Wenn man jetzt in Rechnung stellt, dass nach wissenschaftlichen Untersuchungen drei Viertel der Feinstaubbelastungen importiert sind, nur rund 15 Prozent vom Verkehr verursacht werden, davon wieder nur ein Viertel vom PKW-Verkehr, kann man sich ausrechnen, dass die eventuelle Feinstaubentlastung - ich werde Ihnen nachher erklären, warum genau das Gegenteil erreicht wird - durch diese Temporeduktion im Promillebereich liegt. 

Wenn sich SPÖ und GRÜNE jetzt vorgenommen haben, eine Feinstaubentlastung im Promillebereich zu erreichen und durch die Maßnahmen, die gesetzt wurden, die Autofahrer mutwillig schikanieren, dann kann ich nur sagen, man schießt mit Kanonen auf Spatzen! Das ist unredlich und zu verurteilen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Natürlich sind einige Straßen, die von dieser Verordnung betroffen sind, stark befahrene Straßen, aber die mit Abstand am stärksten befahrenen Straßen, die A23, die A22, sind weiterhin nicht betroffen. Dort darf man weiterhin 80 km/h fahren. Darum glaube ich, dass die gesetzten Maßnahmen, wenn man sich die Auswirkungen auf den täglichen Wirtschaftsverkehr, auf den motorisierten Individualverkehr und auf den Arbeitsverkehr vor Augen führt, bei weitem überzogen und kontraproduktiv sind.

Das ist nur eine weitere Schikane für die Autofahrer, die nicht die erste in Wien ist. Die Benzinpreise sind in lichten Höhen. Dafür kann die Wiener Stadtregierung nichts, möchte ich gleich dazusagen. Aber sie hat in den letzten Jahren in ihrer Verkehrspolitik eine ganze Latte von Maßnahmen beschlossen, die für Schikanen für die Autofahrer, für mehr Abgase, für mehr volkswirtschaftlichen Schaden, für mehr Zeitverlust und für mehr Gesundheitsbelastung gesorgt haben. 

Die SPÖ hat mit ihrer Verkehrspolitik Parkplätze mutwillig vernichtet. Das ist deswegen zu verurteilen, weil, nur zwei Zahlen möchte ich Ihnen nennen, seit 1972 in Wien die Kfz-Zulassungen von 450 000 auf über 800 000 explodiert sind und genau in dieser Zeit, wo man eigentlich mehr Stellplätze gebraucht hätte, alles getan wurde, auf den Straßen Wiens weniger Stellplätze zu schaffen beziehungsweise aktiv Stellplätze zu vernichten. Es wurden von der Stadt Ohrwascheln an allen möglichen und unmöglichen Stellen gebaut. Es wurden riesige Baumscheiben selbst in entlegenen Gebieten der Stadt Wien gebaut, wo es wirklich genug Grün gibt. Es wurden Schwellen gebaut, auch dort, wo sie nicht notwendig sind. 

Ich sage das deswegen, weil die Freiheitlichen natürlich nicht grundsätzlich gegen Schwellen sind, auch nicht grundsätzlich gegen Tempo 30-Zonen, sondern wir sind dort dafür, wo sie Sinn machen, vor Altersheimen, vor Schulen, vor Kindergärten, dort, wo wirklich die Sicherheit von Leib und Leben auf dem Spiel steht. Dort sind wir sehr wohl für Rückbaumaßnahmen. Diesen haben wir auch immer zugestimmt. Aber wenn man sich in Wien umsieht, wo im 22. Bezirk auf offenem Feld, wo weit und breit kein Haus steht, Tempo 30-Zonen eingerichtet werden und genau dort dann die Polizei steht und abkassiert, dann kann ich das nur als Schikane bezeichnen! Diese Sachen müssen endlich aufhören! (Beifall bei der FPÖ.) 

Mit diesen Sachen, mit diesen Schikanen hat die Stadt Wien auch bewirkt, dass Menschen nach der Arbeit nach Hause kommen und durch die Parkplatzvernichtung länger als früher um die Häuserblöcke kurven, Abgase und Feinstaub verursachen. Und genau dieser Feinstaubbelastung möchte man jetzt mit einer unwirksamen Maßnahme entgegentreten. Dazu sage ich: Mehr Parkplätze schaffen und die unsinnige 50 km/h-Verord-
nung aussetzen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Genauso haben Inkassoaktionen wie das Parkpickerl nicht wirkliche Entlastungen in den Parkpickerlbezirken gebracht, weil viele Bezirke hemmungslos überparkt sind. Es gibt dort oft 10 Prozent mehr Zulassungen, als Parkplätze vorhanden sind. Deswegen ist das bis zu 160 EUR im Jahr teure Parkpickerl eine reine Inkassoaktion der SPÖ mit freundlicher Unterstützung der GRÜ-
NEN, die keinen Parkplatz geschaffen hat, die keine Mi-
nute weniger Herumkurven bedeutet, sondern nur mehr Einnahmen für die Stadtkassa.

Aber was sagt nun die Fachwelt zur geplanten 50 km/h-Beschränkung auf den Straßen, wo bis jetzt 60 oder 70 km/h erlaubt waren? Damit es nachher nicht heißt, das sagt nur die FPÖ und das sagt nur die Bevölkerung, möchte ich Prof Hans Puxbaum von der TU Wien zitieren, ein anerkannter Experte auf diesem Bereich und kein Parteigänger von uns. Er sagt zur Feinstaubproblematik und zur Feinstaubhysterie in den letzten Monaten: „Insgesamt hat die Feinstaubbelastung in den letzten Jahren abgenommen. Nur durch den niedrigen EU-Grenzwert wurde es zu einem akuten Problem in den Köpfen der Menschen."

Die GRÜNEN haben das geschickt aufgegriffen und verbunden mit ihrer Vorfeldorganisation Global 2000 the-
matisiert. Die SPÖ ist aufgesprungen, erweist aber mit diesem Thema der Bevölkerung keinen guten Dienst. Hysterie hat noch niemandem etwas gebracht und hat im Endeffekt immer nur geschadet. Global 2000 hat dem Ganzen noch etwas hinzugesetzt, und zwar hat es angekündigt, ich weiß nicht, ob sie es schon getan haben, ob sie es wirklich machen werden oder ob es nur die Ankündigung eines Aktionismus sein soll, Global 2000 will die Stadt Wien klagen, weil die Stadt Wien heuer schon 27 Mal die Feinstaubgrenzwerte überschritten haben soll. „Es gäbe ein Recht auf körperliche Unversehrtheit und diese werden wir einklagen.", sagt ein Global 2000-Sprecher.

Ich sage dazu, lassen Sie mich das noch kurz ausführen, diese 50 km/h-Beschränkung wird im Endeffekt mehr Feinstaubbelastung, mehr Abgase, Mehrkosten für das Gesundheitswesen und mehr Schaden für die Volks-
wirtschaft bedeuten. Aber wenn vor allem Global 2000 und die GRÜNEN immer von der Gesundheitsbelastung sprechen, wenn diese Verordnung vom Bürgermeister nicht zurückgenommen wird, unter dem Beifall der GRÜNEN, unter dem Beifall von Global 2000, und dadurch mehr Feinstaubbelastung, mehr Gesundheitsgefährdung für unsere Kinder, vor allem für die älteren Leute, in Gang gesetzt werden, dann werden wir Global 2000 klagen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Prof Hans Puxbaum ist nicht der einzige Experte, der eindringlich vor dieser Maßnahme und vor der Feinstaubhysterie an sich warnt. Auch Hans-Peter Lenz, der Vorstand des Österreichischen Vereins für Kraftfahrzeugtechnik, sagt zur EU-Feinstaubrichtlinie im Allgemei-
nen, sie müsse dringend ausgesetzt und überarbeitet werden, weil, sagt er wörtlich: „Sie ist unbrauchbar und unpraktikabel." Ich darf noch kurz weiterzitieren: „Die vorgesehenen Maßnahmen in dieser Richtlinie würden das Leben in Städten unmöglich machen, weil der gesamte LKW-Versorgungsverkehr, der Verkehr mit Bussen und Diesel-PKWs, aber auch Industrie und Hausbrand stillgelegt werden müssten." - Das sollten Sie ein-
mal einwirken lassen, bevor Sie unsinnige Maßnahmen setzen, die keinem etwas bringen, sondern nur schaden!

Frau StRin Sima, Sie sind zusammen mit StR Schicker einer der Hauptproponenten dieser Verordnung. Sie bauen auf Sand, sage ich Ihnen! Sie sind Umweltstadträtin und sollten darauf achten, dass nur sinnvolle Maßnahmen umgesetzt werden, die der Bevölkerung tatsächlich etwas bringen! Viele Experten sind der Meinung, dass diese Temporeduktion genau auf diesen Straßen mehr Verkehrsdichte verursachen wird. Mehr Verkehrsdichte bedeutet mehr Bremsmanöver, mehr Abrieb, mehr Abgase, mehr Stau, mehr Feinstaub, mehr Kosten fürs Gesundheitssystem, mehr Belastung für das Steuersäckel und vor allem eine weitere Schikane, die niemandem etwas bringt, sondern nur schadet, Frau Stadträtin! Überlegen Sie sich das bitte, bevor Sie sich weiter dafür stark machen! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Stadt Wien betreibt, würde ein Arzt sagen, hier eine schizophrene Politik. Auf der einen Seite werden diese Maßnahmen gesetzt, die, wenn überhaupt, nur im Promillebereich etwas bringen oder sogar das Gegenteil, zusätzliche Belastungen, bewirken. Auf der anderen Seite hat sie im März dem Zementwerk in Simmering ohne UVP-Verfahren die Baugenehmigung erteilt, nicht zum ersten Mal, und dieses Zementwerk in Simmering wird im Jahr 20 t Feinstaub in die Luft werfen. Hier hat die Frau StRin Sima nicht einmal mit dem Ohrwaschel gewackelt. Da habe ich keinen Einspruch von ihr gehört. 20 t Feinstaub! Das ist aber nicht das einzige Werk. In Stadlau wird gerade ein Werk in die Höhe gezogen, eine Betonmischanlage mitten im Herzen des Bezirks, Siedlungsgebiete nicht weit entfernt, ebenfalls ohne UVP-Verfahren. Von den GRÜNEN habe ich auch hier nichts gehört. (GR Mag Rüdiger Maresch: Kommt schon noch, keine Sorge!) - Ich werde Sie beim Wort nehmen, Kollege Maresch!

Hier ist man großzügig. Hier sind wahrscheinlich wieder Männer und Frauen mit Geld im Hintergrund. Da sind Interessen, die über die Interessen der Bevölkerung zu stellen sind, im Spiel. Für die Bevölkerung ist da nicht viel drinnen. Warum haben Sie hier nicht die Stimme erhoben, Frau Stadträtin? (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie sind so etwas von ahnungslos! Lesen Sie einmal das UVP-Gesetz! - GR Mag Rüdiger Maresch: Wissen Sie, wovon Sie die ganze Zeit reden?) - Von der Feinstaubbelastung, Kollege Maresch! (GR Heinz-Chrisian Strache: Das interessiert ja den Kollegen Maresch nicht!)
Auf der einen Seite trifft man Maßnahmen, die niemandem etwas bringen, auf der anderen Seite belastet man die Leute zusätzlich mit Tonnen von Feinstaub. Das ist unredlich, ist unverantwortlich! (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ja unglaublich!)
Das ist auch der Grund unseres heutigen Dringlichen Antrags, weil wir nicht nur für die Interessen der Autofahrer eintreten, sondern für die Interessen der Bevölkerung in Wien im Allgemeinen, und von dieser Maßnahme, von dieser unsinnigen Temporeduktion wäre die gesamte Bevölkerung betroffen, weil mehr Feinstaub und vor allem mehr Verkehr verursacht werden würden. Darum ersuchen wir den Bürgermeister und fordern ihn in diesem Antrag auf, dass er umgehend die notwendigen Maßnahmen veranlassen soll, damit die ab 12. Dezem-
ber 2005 geltende flächendeckende Geschwindigkeits-
begrenzung von 50 km/h in Wien, ausgenommen sind einige Straßen am Stadtrand, auch Tempo 30- und Tempo 40-Zonen natürlich, welche die Pflichtgeschwindigkeit des Verkehrs weiter beeinträchtigen, aber keinen entsprechenden Beitrag zur Reduktion des Feinstaubs für Wien leisten und zudem noch hohe Kosten verursachen wird, nicht umgesetzt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich ersuche Sie, in sich zu gehen. Vielleicht sehen Sie sich die letzte APA-Aussendung auch an. Der Herr Bürgermeister hat als Steuermann an seine Ruderer schon das Kommando ausgegeben, oder er hat es zumindest schon geübt zurückzurudern. Er hat nämlich gesagt: „Wir werden die Auswirkungen dieser Maßnahme evaluieren. Sie wird dann auch zurückgezogen, wenn die Maßnahme in den Auswirkungen nicht so sein sollte, wie wir uns das vorgestellt haben." (GR Erich VALEN-
TIN: Alle Maßnahmen werden evaluiert!) Er hat aber gesagt, zwei Jahre lang soll evaluiert werden. Ich sage, in diesen zwei Jahren ist schon so viel Schaden für die Volkswirtschaft, für die Autofahrer und vor allem für die Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und älteren Leuten angerichtet, sodass diese Maßnahme sofort ausgesetzt werden muss. Das ist unser Antrag, der ausgeführt, abgestimmt und dem zugestimmt werden soll, meine Damen und Herren. - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Sonja Kato: Sie sollten sich das nächste Mal besser vorbereiten!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Besprechung dieses Dringlichen Antrags hat als Erster Dr Madejski um das Wort ersucht. Bevor ich es ihm erteile, möchte ich nur festhalten, in Summe haben wir für diese Debatte 180 Minuten. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde meine Redezeit teilen und mich nachher noch einmal melden, weil ich gerne hören möchte, was die anderen Fraktionen dazu sagen und mich am Schluss noch einmal dazu äußern, falls es notwendig ist.

Meine Damen und Herren, diese Maßnahme, diese Verordnung ist ein umweltpolitischer Unsinn und ein verkehrspolitischer Schwachsinn! Der Fließverkehr wird behindert. Staus wird es auf allen Einfahrtsstraßen geben. Ich nenne nur einige: Triester Straße, Wagramer Straße, Brünner Straße, Prager Straße, Wiental, Himberger Straße und noch viele andere. Netto, das hat mein Vorredner schon gesagt, wird am Schluss die Umwelt mehr belastet werden, als diese Maßnahme eigentlich bringen sollte. Die Autofahrer werden durch diese Maßnahme schikaniert und abgezockt, was wahrscheinlich der wahre Grund dieser Maßnahme sein wird, weil man wieder ein bisschen Geld braucht. Der Wirtschaftsverkehr wird behindert, insbesondere der Transport, der Kleintransportverkehr und die Taxis. Die Autos werden in ihren mechanischen Teilen frühzeitig ruiniert, das heißt, die Reparaturen für den Einzelnen steigen und die Ausgaben für Haushaltskosten, für andere notwendige Sachen, werden reduziert. Der Treibstoffverbrauch erhöht sich selbstverständlich. Der Bürger wird mit diesen Maßnahmen, mit dem, was ich bisher gesagt habe, finanziell pro Jahr mit 130 bis 140 EUR belastet.

Die Steuerzahler werden in den nächsten Wochen mit 450 000 EUR belastet, um die Taferlwirtschaft zu erledigen. Taferln weg, Taferln her. Ich bin neugierig, wie viele Taferln vergessen werden. Ich kenne nämlich die MA 46, die sehr günstig und sehr gescheit beim Taferlaufstellen ist. Ich warte schon jetzt darauf, wie viele Verfahren, wie viele Prozesse, wie viele Einsprüche kommen werden, weil die Taferln wahrscheinlich gar nicht richtig aufgestellt sind. Sie kann es nicht einmal im Marktgebiet, also wie soll sie das in ganz Wien schaffen? Ich bin sicher, das schafft sie nicht einmal bis zum März. 

250 Ampeln müssen umgestellt werden, meine Damen und Herren. Bis dahin gibt es überhaupt keinen Fließverkehr. Es müssen nämlich nicht nur die Ampeln in den Einfahrtsstraßen und in jenen Straßen, die jetzt statt 70 und 60 50 bekommen, umgestellt werden, sondern selbstverständlich auch alle im Querverkehr, weil ansonsten der fließende Verkehr, soweit man noch davon sprechen kann, nicht zusammenpasst.

Meine Damen und Herren, nur eines am Schluss noch: Sie haben im § 5 dieser Verordnung stehen: „Im Sanierungsgebiet", sprich, ist Wien, „gilt ein Fahrverbot für Lastkraftwagen und Sattelfahrzeuge, die vor dem 1.1.1992 erstmals zugelassen wurden." - Wissen Sie, was das heißt? Das ist gar nicht EU-konform! Da freut sich der EU-Gerichtshof schon! Da werden sich alle sehr freuen! Die Wienerinnen und Wiener, die Österreicher, können oder müssen sich an das halten. Ich frage mich, wenn aus Lettland, Litauen, ich rede gar nicht von Bulgarien, Rumänien, die noch nicht in der EU sind, diese Lastwagen kommen, oder aus Griechenland, denn ich kenne griechische Lastwagen, wenn jemand in Griechenland, in Portugal, in Spanien oder auch in Italien war, weiß er, dass dort nicht nur neue Geräte, sondern sehr wohl alte fahren - warum nicht, wenn sie wirtschaftlich nicht kaputt sind -, können Sie diese nicht strafen, können Sie diese nicht einmal von der Straße wegbringen. Das ist der Sinn einer Verordnung? Die EU-Fahr-
zeuge können fahren, weil, wie Sie wissen, eine Richtlinie EU-konform sein und in allen Staaten gelten muss, aber diese ist nicht EU-konform. Daher wäre dieser Grund allein schon einer, um diese Verordnung sofort wieder zu sistieren! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, wenn dem nicht zugestimmt werden sollte, dass diese Verordnung wieder zurückgenommen wird, was sinnvoll wäre, dann werden wir unseren heute eingebrachten Beschlussantrag, den ich jetzt einbringen werde, zur Wirklichkeit machen lassen. Ich lese ihn vor:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien beschließt die Abhaltung einer Volksbefragung gemäß § 112a Wiener Stadtverfassung zur Abschaffung der Tempo 50-Verord-
nung im Stadtgebiet, weil nach Expertenmeinung in Zu-
kunft durch größere Verkehrsdichte mehr Stau, zusätz-
liche Abgase, erhöhte Feinstaubmengen und damit auch größerer volkswirtschaftlicher Schaden durch höhere Kosten im Gesundheitswesen und vermehrten Arbeitszeitentfall entstünde."

Diesen Antrag werden wir heute noch einbringen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Falls Sie diesem Antrag nicht zustimmen sollten, mei-
ne Damen und Herren, sind wir guter Dinge und opti-
mistisch. Dann werden wir durch eine Unterschriftensammlung diese Volksbefragung in Wien selbst erzwingen und Sie werden Ihre blauen Wunder erleben! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte es zunächst auch einmal kurz machen und schauen, was in der Diskussion noch passiert. 

Was ich interessant finde, ist, ich möchte schon einmal die zwei Experten von der FPÖ ein bisschen anschauen. Die Behauptungskultur in der FPÖ ist eine im Zunehmen begriffene, kann man sagen, weil wenn man sich das genau anschaut, was da passiert, heißt das wirklich "freie Fahrt für freiheitliche Bürger", und zwar Bürger vor allem. Das ist das, was ich spüre. Wir haben eine Koalition aus ÖVP, FPÖ, das BZÖ brummelt sozusagen auch noch ein bisschen etwas vom Moped herunter, ÖAMTC und ARBÖ. Alle sind gemeinsam dafür, schneller in Wien zu fahren. 

Ich denke mir, in jedem Ortsgebiet Österreichs gilt 50, nicht 60 und nicht 70. Aber in Wien hat es Ausnahmen gegeben und die soll es nun nicht mehr geben, und zwar aus gutem Grund. Warum? Weil weniger Geschwindigkeit weniger Feinstaub bedeutet. (GR Kurth-Bodo Blind: Falsch!)

Der Herr Mahdalik hat einiges zitiert. Bevor wir diese Zitate angehen, werden wir einmal schauen, was die WHO zu den Gesundheitsfolgen der jetzigen Luftverschmutzung, sprich auch des Feinstaubs in Österreich, sagt. (GR Heinz-Christian Strache: Woher kommt der Feinstaub?) Da gibt es eine Untersuchung, von drei Ländern, Schweiz, Frankreich und Österreich, in einer Broschüre nachzulesen im Lebensministerium, zu einer Zeit herausgegeben, wo Sie übrigens noch die Regierung unterstützt haben. Da gibt es mehrere Zahlen, die ich kurz vorlesen möchte: „Langfristige Sterblichkeit in Österreich pro Jahr 2 400, Spitalsaufnahmen wegen At-
mungserkrankungen zusätzliche 1 500 pro Jahr, Tage mit eingeschränkter Aktivität bei Erwachsenen insgesamt 1,3 Millionen, Asthmaanfälle bei Kindern unter 15 Jahren 15 000 pro Jahr mehr, Tage mit Asthmaanfällen bei Erwachsenen über 15 Jahren 40 000 pro Jahr." 

Sie sagen, es ist wurscht, die Gesundheit wird geschützt, indem ich mehr und mehr fahren darf. Was sagt das Umweltbundesamt dazu? Sie haben ja gern immer die Wissenschaft auf Ihrer Seite. Das Umweltbundesamt schlägt Maßnahmen gegen den Feinstaub vor, und zwar durch den Landeshauptmann. Erste Maßnahme, die es vorschlägt, sind Geschwindigkeitsbeschränkungen. Jetzt ist 50 im Vergleich zu 60 eine kleine Geschwindigkeitsbeschränkung. Der Salzburger Landeshauptmann und die jetzige Landeshauptfrau sind für 100 auf der Tauernautobahn. Dagegen waren Sie wahrscheinlich auch. Sie wollen 160 wahrscheinlich auch im Schlafzimmer oder im Wohnzimmer fahren, je nachdem. Wichtig ist: „Verkehrsbeschränkungen, unter Umständen zeitlich begrenzt, Dieselpartikelfilter, Katalysatoren für bestehende Fahrzeuge, Förderung alternativer Fahrzeuge und Antriebskonzepte und die Förderung des ÖVs."

Dann kommt der Kollege Mahdalik heraus und erklärt uns, wenn man schneller fährt, ist es gesünder! Fragt sich nur, für wen! Für den, der schneller fährt vielleicht, aber mehr nicht! Faktum ist, dass höhere Geschwindigkeit bedeutet, mehr Aufwirbelung auf der Straße, längere Bremswege, heißt mehr Bremspartikel, und gleichzeitig geringere Verkehrssicherheit und mehr Lärm auf der Straße. Das heißt, der Kollege Mahdalik stellt sich heraus und sagt, es muss in Wien lauter werden, es muss ungesünder werden, es muss in Wien gefährlicher werden! Das alles will er uns unter "Gesundheit" verkaufen! Dazu sage ich nur: Prost mit Wiener Leitungswasser! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Noch einmal zurück: Was kann man tun? Wir sind mit der Maßnahme allein sicher nicht zufrieden. Es muss viel mehr in Wien getan werden. Da ist eine der wichtigsten Maßnahmen für uns auf jeden Fall, sich zu überlegen, welche Beschränkungen im Individualverkehr es notwendig macht, wenn Feinstaubepisoden auftreten. In Italien gibt es zum Beispiel gar Fahrverbote. Regt das die Italiener massenhaft auf? - Nein. Wir haben nur Tempo 50 und schon steigen die Autofahrerparteien auf das Gaspedal, wenn man so will, und wollen mehr und noch mehr fahren.

Nächster Punkt ist: Ist in Wirklichkeit irgendetwas von der FPÖ in Richtung Partikelfilterförderung für PKWs und LKWs gekommen? - Nein, überhaupt nicht! Das ist Ihnen nicht einmal eingefallen! (GR Heinz-Christian Strache: Das haben wir gefordert! Lesen Sie einmal die APA, bevor Sie etwas behaupten, was nicht stimmt!) - Wie reden Sie mit mir? Fotografieren Sie mich nicht, sondern geben Sie einen Frieden! (GR Heinz-Christian Strache: Wie reden Sie mit uns? Lesen Sie einmal die APA, bevor Sie hier irgendwelche unwahren Geschichten behaupten!) Das einzige, was ich hier heraußen höre, ist, dass Sie schneller und noch schneller fahren wollen und das gesünder ist! (GR Heinz-Christian Strache: Lesen Sie die APA, bevor Sie etwas Unwahres behaupten!) Ich kann lesen! Sie können nicht immer lesen! Das haben wir heute schon einmal gehört! 

Faktum ist, und da möchte ich Ihnen noch etwas vorlesen, es gibt eine Studie, und zwar die so genannte Clean-Air-For-Europe-Studie von der EU, die in Wirklichkeit Interessantes für Österreich sagt. Da gibt es Auswirkungen des Feinstaubs, und zwar PM 2,5, falls Sie wissen, was das ist. Das ist das, was besonders Lungen kriegen, die Feinstaubpartikel. Die CAFE-Studie sagt, dass in Österreich die durchschnittliche Lebenserwartung auf Grund des Feinstaubs um acht Monate gesunken ist. (GR Heinz-Christian Strache: Woher kommt der Feinstaub? Woher?) 

Woher der Feinstaub kommt, kann ich Ihnen gleich sagen, Kollege Strache! Die Aquella-Studie, falls Sie sie gelesen haben, geht von drei Annahmen aus. Sie sagt, es gibt drei verschiedene Tage. An einem Tag dominiert der Ferntransport. Am zweiten Tag, dem typischen Tag, gibt es einen Mix. Und am dritten Tag dominieren die lokalen Emissionen, und zwar vor allem aus dem Verkehr. Das sollten Sie lesen! (GR Heinz-Christian Strache: Vor allem aus dem Bereich der Industrie!) - Das hätten Sie gern! (GR Heinz-Christian Strache: Das sagen doch die Studien!) Das hätten Sie gern, weil Sie die Autofahrerpartei Nummer 1 sein wollen! (GR Heinz-Christian Strache: Dann lesen Sie die Studien falsch! Das sagen doch alle!)

Ich sage Ihnen noch etwas anderes: Was schreibt das Umweltbundesamt als Fachgrundlage für eine Staubstrategie? Das haben Sie natürlich nicht gelesen! Das haben Sie nicht gefunden! Das ist im Internet zu finden. Es schreibt auf Seite 24 unter dem Punkt "Text 2, zentrale regionale Maßnahmen", und zwar auf dieser Seite fünfter Punkt "Geschwindigkeitsbeschränkungen". Dort schreibt das Umweltbundesamt, nicht irgendwer, nicht die GRÜNEN oder gar der Herr Strache oder der erfindungsreiche Herr Mahdalik, sondern es schreibt bei Geschwindigkeitsbeschränkungen: „Bei steigenden Fahr-
zeuggeschwindigkeiten", Herr Strache, „nimmt die Motor-
last zu, womit eine deutliche Erhöhung der Schadstoff-
emissionen verbunden ist. Eine Reduktion der Geschwindigkeit führt weiters zu einem störungsfreieren Verkehrsfluss unter Verringerung der Brems- und Beschleunigungsphasen. Diese Maßnahme kann prinzipiell auch auf Nationalebene umgesetzt werden." (GR Heinz-Christian Strache: Beschleunigen, da sagen Sie es!) 

Wissen Sie was, Sie haben keine Ahnung! (GR Heinz-Christian Strache: Da redet der Richtige!) Sie lesen eine Studie, und zwar in der Überschrift, stellen sich dann heraus und machen einen Murks! Das ist FPÖ-Politik, ist Murkspolitik! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Auch ich möchte einmal versuchen, sozusagen die Kernsätze zu thematisieren. Doch bevor ich da einsteige, möchte ich schon noch etwas zum Grundsätzlichen in diesem Hause sagen. Es handelt sich um einen Dringlichen Antrag an den Herrn Bürgermeister. Wo ist der Herr Bürgermeister? Wo ist der Herr Bürgermeister? Ist das bereits ein Absetzen des Herrn Bürgermeisters von der Vorgangsweise? (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 
Ist es das? Wo ist er? Wo ist der Bürgermeister bei einem Dringlichen Antrag an den Herrn Bürgermeister? Wo ist er? (GR Johann Herzog: Mit Tempo 50 will er wahrscheinlich nichts mehr zu tun haben!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Mag Gerstl, es gibt keine Bestimmung der Geschäftsordnung über die Anwesenheit des Herrn Bürgermeisters. - Punkt eins.

Punkt zwei haben wir ausländische Besucher im Haus.

Und Punkt drei wird der Herr Bürgermeister sicher noch erscheinen.

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Es ist auf Grund der grundsätzlichen Äußerungen, die der Herr Bürgermeister heute Früh in der Fragestunde getan hat, davon auszugehen, dass er bereits versucht, das ganze Problem der 50 km/h-Beschränkung auf seine beiden Stadträte, Umweltstadträtin Sima und Verkehrsstadtrat Schicker, abzuwälzen! Auch das finde ich nicht in Ordnung! Es gehört sich für einen Chef nicht, dass er nicht hinter seinen Leuten steht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, wahrscheinlich riecht er den Braten, der damit verbunden ist. Wenn er gewusst hätte, was dabei herauskommt und welches Tohuwabohu wir in den letzten Tagen gehabt haben, hätte er wahrscheinlich diese Verordnung in dem Sinne nicht zugelassen. So hätte er nicht zugelassen, dass die Verordnung von der Frau StRin Sima in seinem Namen, für den Herrn Landeshauptmann, unterschrieben wird, wofür er nun ganz allein verantwortlich ist! (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei dieser Anfrage geht es darum, wie man nun mit den Bürgerinnen und Bürgern umgeht und welche Rechtssicherheit man ihnen gibt. Zuerst, zu Beginn dieses Jahres, als wir die großen Emissionen gehabt und die große Feinstaubbelastung im Februar gehabt haben, war es so, dass die Umweltstadträtin nur versucht hat, alles auf den Bund zu schieben und keine eigenen Maßnahmen zu ergreifen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist nicht wahr!) Sie, Frau Stadträtin, haben im Februar erklärt, dass Sie das alles nichts angeht, das alles eine Sache für den Bund ist. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist alles überhaupt nicht wahr!) Sie haben monatelang nichts getan! Während in der Steiermark bereits im Jänner 2004 eine Maßnahmenverordnung erlassen worden ist, haben Sie zu Beginn dieses Jahres noch immer gesagt, es ist nur der Bund schuld! (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist ein Blödsinn!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, erst am 4.5., also im Mai dieses Jahres, haben Sie sich dann dazu bekannt, Frau Stadträtin, dass Sie mit Niederösterreich und dem Burgenland in der Bewältigung dieses Problems der Feinstaubbelastung doch gemeinsame Sache machen sollten. Allgemeiner Tenor bei der Sitzung war, wie es hier heißt: „Wir sitzen in einem Boot." Sie haben danach auch mit den Niederösterreichern verhandelt. Sie sind im August zusammengesessen. Sie haben zum Beispiel die 50 km/h vorgeschlagen. Das wurde von den Nachbarbundesländern nicht angenommen. Was haben Sie getan? Sie haben das trotzdem umgesetzt, obwohl alle anderen Bundesländer dagegen waren! (GR Dr Matthias Tschirf: Hört! Hört!) Und das, liebe Frau Stadträtin, obwohl Sie zuvor gesagt haben: „Wir sitzen in einem Boot.", und Sie selbst gesagt haben, dass der Feinstaub nicht vor Grenzen halt macht! Sie widersprechen sich selbst, Frau Stadträtin! (Beifall bei der ÖVP. - GR Erich VALENTIN: Sie sind tatsächlich ahnungslos!) 

Kollege Valentin, Sie verlangen hier eine Tempo 50-Reduktion auf einer Freilandstraße in Wien (GR Erich VALENTIN: Tempo 50 ist die Reduktion! Das Limit wird reduziert!), wo Sie von Breitenlee nach Raasdorf fahren und wo Sie links und rechts überall nur Felder haben. Nur weil es da die Stadtgrenze gibt, sind in Niederösterreich 100 km/h und in Wien 50 km/h erlaubt. Ich mache Sie darauf aufmerksam: Was hat das für einen Sinn, außer einer Schikane für die Autofahrer? (Beifall bei der ÖVP. - GR Erich VALENTIN: Feinstaubreduzierung!)
Oder, Herr Kollege Valentin, vielleicht halten Sie es in der SPÖ alle so wie Ihr Parteivorsitzender, Sie sind einverstanden mit 50 km/h, weil Sie so wie Ihr Parteivorsitzender sagen, Sie fahren seit Jahren nicht mehr selbst, deswegen stellt sich die Frage nicht mehr, weil Sie nur mehr im Dienstwagen fahren! (Raunen bei der ÖVP.) Das ist wahrscheinlich der wirklich Grund, warum Sie für Tempo 50 sind! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sind nicht betroffen, aber all diejenigen, die mit dem Auto fahren müssen, sind Ihnen egal! Das ist das, was wir verurteilen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, vom 15. September, der Erlassung der Verordnung, bis zum 30. November hat die Stadtregierung nichts getan. Dann hat sich der Verkehrsstadtrat um 450 000 EUR die Demontage der Verkehrszeichen und die Neumontage der Verkehrszeichen und die Umstellung der Ampelanlagen absegnen lassen. (GR Heinz-Christian Strache: Ein gutes Geschäft! Wer verdient dabei?) 300 Ampelanlagen müssen geprüft wer-
den. 400 Stück an Verkehrszeichen müssen demontiert beziehungsweise neu aufgestellt werden. Ist das der Sinn dieser Maßnahme? Glauben Sie, dass man mit 450 000 EUR nicht mehr machen könnte? Wir sind davon überzeugt, dass man damit ein Vielfaches mehr herausholen könnte! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie könnten damit 400 Wohnungen sanieren und damit die Emission um 50 Prozent senken. Sie könnten damit die Förderung von Dieselpartikelfiltern für die Kfz erledigen und das, so wie Oberösterreich oder die Steiermark oder Salzburg, auch in einer sinnvollen Weise und nachhaltig zusammenbringen. Aber was Sie machen, ist eine reine Schikane für die Autofahrer! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, der ARBÖ als Vorfeldorganisation der SPÖ, so wie Sie es in politischen Laufbahnen von SPÖ-Mandataren auch sehen, spricht sich eindeutig gegen diese Maßnahme aus. (GR Dr Matthias Tschirf: Aha! Sehr gut!) Es gibt einen sehr bekannten Gemeinderat von Seiten der SPÖ in diesem Hause, der in seiner politischen Laufbahn und in seinem Lebenslauf selbst als ersten Punkt schreibt: „Seit 1975 Vorstandsmitglied des ARBÖ. Seit 1990 Vorsitzender-Stellvertreter des ARBÖ." Wir werden uns anschauen, wie viele heute in der SPÖ, die gegen diese Maßnahme sind, wirklich abstimmen werden! (GR Heinz-Christian Strache: So ist es!) Daher werden wir einen Antrag einbringen, der auf namentliche Abstimmung lautet, damit sich jeder deklarieren kann, wer nun für eine schikanöse Maßnahme von Schicker ist oder wer dafür ist, dass hier wirklich sinnvoll Umweltpolitik betrieben wird! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, es darf nicht länger mehr ein Ressort jahraus jahrein hier gelten. StR Schicker hat mit dem Ressortproblem vor mehreren Jahren begonnen. Seitdem hat das Tohuwabohu in der Wiener Verkehrspolitik nicht mehr aufgehört! (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Herr Bürgermeister, ich fordere Sie auf, dass Sie endlich Konsequenzen ziehen und die Verkehrspolitik in neue Hände geben! (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. - Bitte schön. (GR Heinz-Christian Strache: GR Valentin ist ÖAMTC-Mitglied, oder?)

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich hätte mir gewünscht, dass Themen, die von mehr Zukunftsperspektive, von mehr Demokratiegehalt, von mehr richtungsweisender Entscheidung für diese Stadt und ihre Menschen wären, eine ähnlich intensive, engagierte Teilnahme der beiden links von mir sitzenden Oppositionsparteien bedurft hätten. Wenn ich mir die Redebeiträge der beiden Vertreter der FPÖ angehört ha-
be, die man, denke ich mir, unter dem Motto "Freie Fahrt für freie Bürger" sehen kann, dann wird mir bewusst, warum sich Minister Gorbach in Ihren Reihen so lange so wohl gefühlt hat. Jeder von Ihnen, ich sehe es visuell vor mir, mit goldenem Bleifuß, 160 durch die Lande, jeder ein eigenes blaues Lämpchen auf der Stirn, mög-
lichst all das zu überholen, was einem im Weg steht. Das wäre doch in etwa das Modell, denke ich mir, das Ihnen da vorschwebt.
Um dieses offensichtlich intellektuellste Modell, das Sie heute präsentieren können, Wirklichkeit werden zu lassen, argumentieren Sie quer durch, Kraut und Rüben werden durcheinander gesetzt, Leute werden zitiert, die das gar nicht so gesagt haben (GR Heinz-Christian Strache: Wir haben Universitätsprofessoren zitiert!), und vie-
les andere mehr wird behauptet, nur damit das Motto "Freie Fahrt für freie Bürger", "Blaulicht für alle", "160", wie es Ihr ehemaliger Parteifreund, Staatssekretär Mainoni uns in Wien angeraten hat, zu forcieren. Da ist Ihnen offensichtlich alles recht. Sie sind wahrlich die Partei, wo sich ein Herr Mainoni und wo sich ein Herr Gorbach zu Recht wohl gefühlt haben. Da gehören die beiden auch hin und haben ihre Wurzeln. (GR Heinz-Christian Strache: Man hat nur unsere Vorschläge kopiert!) Das haben Sie heute einmal mehr bewiesen.

Wenn Sie, meine Damen und Herren, heute sagen, wichtige Fachleute würden diese Maßnahme nicht teilen, dann möchte ich Ihnen ein Zitat bringen, das da lautet: "Tempo 50 bringt geringeren Reifenabrieb und geringere Aufwirbelung und trägt damit zur Sicherheit und mit Sicherheit zur Feinstaubreduktion bei." - Das, meine Damen und Herren, hat jener von Ihnen zitierte Prof Hans Puxbaum zu dieser Verordnung gesagt.
Wenn Sie noch weitere hören wollen: Prof Peter Sturm vom Institut für Verbrennungskraftmaschinen und Thermodynamik an der Technischen Universität Graz weist darauf hin, dass die jüngst medial angesprochenen Emissionsfaktoren ausschließlich jene Emissionen behandeln, die über den Auspuff an die Umgebung abgegeben werden. Er sagt einmal mehr, gerade der Feinstaub wird durch den Verkehr produziert, und weist darauf hin, dass ein Tempolimit bis 50 sinnvoll ist.
Wenn Sie jetzt sagen, Wien würde auf 50 reduzieren, ist das die Unwahrheit. Ortsgebiettempolimit sind nach der Straßenverkehrsordnung quer in Österreich 50 Stundenkilometer. Es hat einige wenige Strecken in Wien gegeben, die um 10 respektive um 20 Stundenkilometer mehr gehabt haben. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das war sehr sinnvoll!) Dort wird auf das im Gesetz festgeschriebene Niveau zurückgeführt, aus gutem Grund, weil uns einfach 2 400 Feinstaubtote im Jahr in Österreich zu viel sind. Wir bekennen uns zu einer gesunden Lebensumwelt, auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen! (Beifall bei der SPÖ.)
Prof Hermann Knoflacher sagt: „Tempo 50 ist in Wien eine Mindestmaßnahme, die zur Reduktion des Feinstaubs beitragen wird." Wenn wir uns das Gesetz anschauen, und da bin ich bei dieser Mindestmaßnahme, dann sieht das Gesetz, das der Bund den Ländern übertragen hat, wesentlich restriktivere Maßnahmen vor. Es sieht nicht nur vor, sondern verpflichtet sogar. Wir treffen diese Maßnahmen in der sicheren Gewissheit, dass wir zu wesentlich härteren einschneidenden Maßnahmen nicht greifen. Der Bund sieht beispielsweise Fahrverbote vor, wenn die Feinstaubbelastung zu hoch wird. 

Ein tatsächlich unverdächtiger Zeuge, Georg Rebernig, Geschäftsführer des Umweltbundesamts, einer Bun-
desinstitution, meint zur Temporeduktion auf 50 km/h: „Dies führt zu weniger Beschleunigungs- und Abbremsvorgängen und reduziert die Partikelemission im Abgas. Die Verringerung der Geschwindigkeit führt zudem zu weniger Staub aus Abrieb und Aufwirbelung, um die verkehrsbedingten Feinstaubbelastungen zu senken." Das ist ein Teil eines Bündels von Maßnahmen, meine Damen und Herren, die wir in Wien aus gutem Grund getroffen haben. 

Erinnern Sie sich mit mir, meine Damen und Herren, als hier die Diskussion um Feinstaub Anfang des Jahres eine breite Öffentlichkeit erreicht hat. Erinnern Sie sich an das, was Sie selbst gesagt haben. Wir haben, als wir damals drauf hingewiesen haben… (GR Mag Wolfgang Gerstl hält ein großes Verkehrsschild in die Höhe, das auf eine 70 km/h-Beschränkung hinweist.) - Den 70er, Kollege Gerstl, werden Sie mit Ihrem Lebensalter nur dann erreichen, wenn jene Maßnahmen der Sozialdemokraten, um Gesundheit zu sichern, Wahrheit werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, Kollege Gerstl, die Arbeitsteilung ist gut und dafür bin ich auch. Sie sorgen sich um die Bleifüße in dieser Stadt, wir sorgen uns um die Gesundheit der Kinder! Das ist eine wahrlich gute Arbeitsteilung, zu der wir uns auch bekennen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist die falsche Maßnahme!) 

Kollege Gerstl, Sie werden mit dem 70er nicht attraktiver! Ich sage Ihnen, das nutzt auch nichts mehr! (GR Dr Matthias Tschirf: Sie waren schon besser!) - Kollege Tschirf, man passt sich an, wenn Sie sagen, ich war schon einmal besser! Ich darf Ihnen sagen, das, was Sie geboten haben, war auch nicht wirklich gut!

Wenn Sie sagen, meine Damen und Herren, jeder, der nicht begreifen kann, was es bedeutet, mit Umweltbewusstsein, mit Gesundheitsbewusstsein auch mit dem Auto unterwegs zu sein, der hat einen Dienstwagen, dann darf ich Ihnen versichern, ich habe keinen. Ich kann den Kollegen Gerstl auch mit Tempo 50 schnell genug nach Hause bringen, wenn er es wünscht, aber ich denke mir, es ist gesünder. 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns die Debatte in den frühen Monaten dieses Jahres in Erinnerung rufen, dann war es so, dass wir gesagt haben, es gibt ca 75 Prozent an Feinstaubbelastungen, die nicht in Wien generiert werden und wir werden uns als Stadt, und die Frau StRin Mag Sima hat das offensiv verkündet, um diese 25 Prozent, die wir selbst verursachen, annehmen. Erstens, weil wir all das tun müssen, um eine gesunde Umwelt für unsere Bürgerinnen und Bürger zu erhalten. Und zweitens wird man schwer von den anderen verlangen können, Maßnahmen zu treffen, wenn man sie im eigenen Land selbst nicht findet. (GR Robert Parzer: Da gibt es ganz andere Möglichkeiten!)

Ich darf Ihnen ein Taferl wegen der anderen Möglichkeiten zeigen (Der Redner zeigt eine Tafel mit einem Kreisdiagramm her.), ein Taferl, das durchaus nicht un-
interessant ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist aber sehr klein! Und es ist auch besser, dass das klein ist!) Um gewisse politische Wahrheiten erkennen zu können, be-
darf es halt einer scharfsichtigen Denkweise. Ich weiß nicht, ob das immer der Fall ist. Jedenfalls, wenn ich es Ihnen referiere, werden Sie es mit mir gemeinsam vielleicht langsam schaffen. Es sind insgesamt 46 Prozent, die vom Verkehr generiert werden. Das bedeutet, meine Damen und Herren, 46 Prozent sind ein großer Anteil jener Emissionen, die wir selbst verhindert können, und diese Maßnahme wird dazu dienen. Sie ist nicht die ein-
zige Maßnahme. Sie ist die Maßnahme eines 45 Punkte-Programms, das rechtzeitig und nicht erst nach Ihrer Urgenz erfolgt ist. Es ist rechtzeitig präsentiert worden. 

Man muss schon sagen, als wir im September das Maßnahmenpaket im Detail präsentiert haben, als die beiden StRe Sima und Schicker unter vielen Maßnahmen auch die Tempo 50-Frage präsentiert haben, hat man von Ihnen nichts gehört. Es war in den Medien. Da hat man von Ihnen nichts gehört. Da waren Sie offensichtlich eher damit beschäftigt, Ihren weiteren Erhalt in der Parteienlandschaft zu sichern. Da haben Sie für Themen, die die Menschen bewegen, offensichtlich keine Zeit gehabt. Jetzt fällt es Ihnen auf, wo es umgesetzt wird. Jetzt fällt es Ihnen auf, wo tagtäglich die Menschen darüber, durchaus nicht immer negativ, reden. Viele Bürgerinnen und Bürger wissen diese Maßnahme für ihre Gesundheit sehr wohl zu schätzen.

Die Feinstaubproblematik ist eine Problematik, die auch der Wissenschaft erst in jüngerer Gegenwart bekannt ist. Daher sind viele Maßnahmen, die getroffen werden und getroffen worden sind, so zu sehen, dass wir uns im Detail ansehen müssen, was welche Maßnahmen an Intensität bringen. So wird es auch klar sein, dass neben allen anderen Maßnahmen, die gesetzt worden sind, auch die Frage des Tempo 50 einer Evaluierung unterworfen wird. Wir werden uns ansehen, ob all das, was uns die Wissenschafter gesagt haben, und die wissenschaftliche Expertise ist nicht genug, damit wir diese Maßnahme treffen können, auch eingetreten ist.

Meine Damen und Herren, ob es jetzt die Frage ist: Wie gehen wir mit Baustellen um? Wie schaut es mit Partikelfiltern aus? Wie schaut es mit den auf Baustellen eingesetzten Fahrzeugen aus? Wie sieht es mit den Reinigungsvorgängen in der Stadt aus? Wie sieht es beispielsweise auch mit der Winterdienstverordnung aus, wo wir sehr intensiv darauf achten, die Feinstaubbelastung massiv zu reduzieren, mit sehr viel Technologie, die in Österreich, die in Wien gemeinsam mit den Herstellern dieser Geräte, dieser Fahrzeuge, die ein staubfreies Räumen und Säubern der Straßen gewährleisten, entwickelt wird? All das sind Maßnahmen, die als Bouquet eine Wirkung bringen sollen.

Ich sage Ihnen noch einmal mehr, wir waren entsetzt, als wir die ersten Daten geliefert bekommen haben, wie groß in Wirklichkeit die Todesrate von Bürgerinnen und Bürgern durch Feinstaub ist. Ich denke mir, selbst dann, wenn ein Tempolimit mit 50 km/h nur einen Teil eines Maßnahmenkatalogs bringt, hätten Sie, die heute so massiv auf freie Fahrt für freie Bürger plädieren, wirklich den moralischen Anstand, dann vor die Angehörigen dieses Menschen zu treten und zu sagen: „Weil wir darauf bestanden haben, das kurzfristig populistisch eingesetzt haben, wird dein Angehöriger nicht mehr da sein." Hätten Sie diesen Mumm? Wir sagen deutlich: Wir haben eine andere Definition von Verantwortung und darauf setzen wir in tiefster Verantwortung auch diese Maßnahme, die eine von vielen ist, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Johann Herzog: Sie sind recht melodramatisch!)
Ich frage Sie: Wenn Sie sich ausrechnen, wie wenige Straßen das in Wien in Wirklichkeit betrifft, wenn Sie sich ausrechnen, was selbst 20 Stundenkilometer auf einer Distanz auf der Autobahn zwischen Wien und Salzburg bedeuten würden, vorausgesetzt, man könnte sie durchgehend fahren, wenn Sie das in Einklang mit der Chance setzen, auch nur 30 bis 40 Menschenleben zu erhalten, wie würden Sie sich entscheiden? (StR Dr Johannes Hahn: Das ist doch skurril!) Das sagen Sie dann zehn Familien, die Sie bei der letzten Wahl vielleicht gewählt haben. Überlegen Sie sich das!

Ich denke mir, wenn Sie sich das ernsthaft überlegen, sind Sie auf unserer Seite, meine Damen und Herren! Es ist eine Maßnahme von vielen. Diese Maßnahmen sind in der Verantwortung für die Gesundheit der Wienerinnen und Wiener getroffen worden! Ich denke, wir können stolz darauf sein! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - StR Dr Johannes Hahn: Ich habe geglaubt, es geht um den Feinstaub!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

GR Mahdalik hat in seiner Einleitung von einer Milchmädchenrechnung gesprochen. Da ist es eigentlich ein Glück, dass ich mich zum Wort gemeldet habe, weil wenn ich auf die Rednerliste schaue, bin ich das einzige Mädchen. Demzufolge müssten die anderen Redner eigentlich Milchbuben sein, inklusive Ihnen. Ich werde Ihnen aber doch ein paar Zahlen vorlegen, die über eine Milchmädchenrechnung hinausgehen und sich nicht nur auf die Aussendungen von ÖAMTC und ARBÖ stützen. (GR Dr Herbert Madejski: Es gibt andere auch!)
In der Begründung Ihres Antrags schreiben Sie, es gäbe keine gesundheitspolitischen Gründe, die eine Geschwindigkeitsbeschränkung rechtfertigen. (GR Robert Parzer: Es geht um Feinstaub!) Selbstverständlich gibt es Gründe, die eine Geschwindigkeitsbeschränkung rechtfertigen. 

Eine überhöhte Geschwindigkeit ist die häufigste Unfallursache. Wenn das kein gesundheitspolitischer Grund ist, was dann bitte? (GR Johann Herzog: Wir reden vom Feinstaub!) Die Reduktion der Geschwindigkeit um einen Stundenkilometer bedeutet 3 Prozent weniger Unfälle, die Reduktion der Durchschnittgeschwindigkeit um 5 km/h 25 Prozent weniger Todesfälle bei Unfällen. Sogar bei 50 km/h haben Sie noch eine 40-prozentige Wahrschein-
lichkeit, bei einem Unfall getötet zu werden. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist eine Milchmädchenrechnung!)
Geringere Verkehrsgeschwindigkeit auf Hauptstraßen ist auch für die Sicherheit unserer Kinder wichtig. Da geht es nicht nur um den Feinstaub, es geht auch um die Sicherheit der Kinder. Bei geringerer Geschwindigkeit auf den Straßen können sich die Kinder im Straßenraum freier bewegen. (GRin Mag Barbara Feldmann. Spielen die Kinder auf der Triester Straße?) 
Es geht auch um den Lärm, der durch den Verkehr erzeugt wird, der die Gesundheit genauso belastet wie der Feinstaub. Das Straßenverkehrsgeräusch zum Beispiel setzt sich aus dem Antriebsgeräusch, aus dem Rollgeräusch, aus den Windgeräuschen und aus diversen Nebengeräuschen wie Poltern, Quietschen et cetera, wahrscheinlich auch noch Handyläuten, zusammen. Die Hauptlärmerreger sind das Antriebsgeräusch und das Rollgeräusch. Bei 50 km/h kann man die Rollgeräusche schon ganz wesentlich eliminieren. Diese Rollgeräusche machen den größten Teil der Lärmbelästigung aus. Bei einer Senkung von 70 auf 50 km/h erreicht man eine Reduktion des Lärmpegels um 3,8 dB. Das heißt, ein PKW mit 70 km/h erzeugt genauso viel Lärm wie zwei PKWs bei 50 km/h. Das ist schon ein gewaltiger Unterschied. 

Die Gesundheitsschäden durch die Lärmbelastung sind ganz schön beachtlich. Das geht über den Feinstaub hinaus. Der Lärm und die Feinstaubschädigung kosten Geld. Die Kosten der Gesundheitsschäden sind enorm, weitaus mehr als ein paar Ampelschaltungen kosten. Das Argument, dass man auf die Querstraßen schalten muss, kann so nicht stimmen, weil ich gehe davon aus, dass die Querstraßen mit den Hauptstraßen zusammenhängen und dass eine Regulierung ausreicht.

Der Lärm kostet nicht nur Gesundheitsschäden, Lärm kostet auch Geld. Gerade an den Straßen, die betroffen sind, an der Triester Straße, an allen übrigen Ein- und Ausfallsstraßen, verlieren Immobilien ständig an Wert. (GR Günter Kenesei: Dort sind Gemüsefelder im 22. Bezirk!) Wer will dort wohnen, wo es so laut ist? Wenn Sie bei der Triester Straße Gemüsefelder sehen, ich nicht! (GR Günter Kenesei: Im 22. Bezirk! Nicht bei der Triester Straße!) Die Immobilien verlieren durchschnittlich 1 Prozent an Wert pro Dezibel Lärmbelastung. Das sollten Sie sich vielleicht auch einmal überlegen. Und 17 Prozent der Wienerinnen und Wiener wohnen in Gegenden, wo die Lärmbelastung gesundheitsgefährdend ist. (GR Günter Kenesei: Das ist dort, wo der Fluglärm über Wien ist!) - Ich verstehe schon, dass das ein bisschen hitziger ist. Ich versteh auch, dass für die Männer das Auto eher eine heilige Kuh ist. (GR Günter Kenesei: Das darf nicht wahr sein!) Wir Frauen sind da ein bisschen sachlicher und sehen ein bisschen mehr als nur die Windschutzscheibe! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es ist nicht nur der Feinstaub, der mit dieser Geschwindigkeitsbeschränkung reduziert werden kann. Wenn Sie, Herr Mahdalik, sagen, dass Sie bei 50 km/h beim Bremsen mehr Abrieb haben als bei 70 km/h, möchte ich den Fahrstil nicht aus der Nähe sehen!

Mit diesem Antrag zeigen Sie eigentlich nur, dass Sie Lobbying für die AutofahrerInnen machen, die ja immer so schikaniert werden, wie Sie meinen. Das Lobbying für die AutofahrerInnen wird aber ohnehin schon von ÖAMTC und ARBÖ erledigt und wir hier im Gemeinderat sind nicht nur für die AutofahrerInnen, sondern für alle Wienerinnen und Wiener zuständig! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es gibt mindestens genauso viele Wienerinnen und Wiener, die keine AutofahrerInnen sind und die unter der Belastung der AutofahrerInnen leiden. Deshalb gibt es keinen Grund, diese Temporeduzierung wieder rückgängig zu machen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mahdalik gemeldet. Drei Minuten. - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es haben sich zwei tatsächliche Berichtigungen ergeben, die letzte ganz am Schluss der Rede.

Ich möchte gleich berichtigen, dass ich nicht gesagt habe, dass ich weniger Abrieb habe, wenn ich von 70 oder 60 km/h auf 40 km/h hinunterbremse, sondern ich habe gesagt, was Experten gesagt haben. Wenn das Tempolimit auf Straßen, wo flüssiger Verkehr mit 70 oder 60 km/h möglich wäre, hinuntergesetzt wird und durch 50 km/h eine größere Verkehrsdichte, mehr Stau, mehr Bremsmanöver verursacht werden, dann gibt es auch mehr Abrieb. Das habe ich behauptet. Nicht so, wie Sie jetzt gesagt haben.

Sie haben des Weiteren gesagt, dass ich mich auf Aussendungen von ARBÖ und ÖAMTC stütze. Das muss ich auch berichtigen, stimmt nicht, wäre zu durchsichtig. Ich habe Experten aus einem Pressebericht, Univ Prof Hans Puxbaum, und aus einem Bericht des Forums für Verkehrsqualität zitiert. 

Das wollte ich nur klarstellen, Frau Kollegin. - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächsten Redner habe ich Herrn GR Dipl Ing Stiftner gemeldet. - Bitte.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich hätte mir gewünscht, dass der Herr Bürgermeister zwischenzeitlich schon den Weg zu uns findet. Dann hätten wir nämlich einen Experten für umweltfreundliche Fahrzeuge gehabt. Ich habe nämlich gehört, der Herr Bürgermeister fährt gerne mit dem Fiaker, und jeder, der einmal hinter einem Fiaker gefahren ist, weiß, dass auch solche umweltfreundlichen Dinge Partikel emittieren. Sie haben zwar nicht immer angenehme Gerüche, sind aber im Wesentlichen für die Umwelt und die Gesundheit ungefährlich. 

Anders ist es allerdings mit dem Feinstaub, der unsere Lungen belastet, der vor allem durch viele Elemente in der heutigen Produktion erzeugt wird und um den wir heute hier diskutieren. Ich denke, darüber besteht einmal sachlicher Konsens.

Ebenso glaube ich, gibt es in diesem Raum die Über-
einstimmung, dass etwa 25 Prozent des Feinstaubs in Wien produziert werden. Drei Viertel kommen von wo auch immer her, sozusagen vom Umland, und davon der meiste Teil auch aus dem Ausland. Die Landesregierung ist durch das Emissionsschutzgesetz verpflichtet, für den hier produzierten Feinstaub Maßnahmen zu setzen. Soweit ist das, glaube ich, richtig und auch gut gelaufen. Die Wiener Umweltstadträtin hat das sehr brav genommen und hat das medienwirksam umgesetzt, indem Sie uns ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen hat. 

Wenn man die Verordnung richtig liest, dann sieht man, es sind vier Maßnahmen, und auf diese möchte ich jetzt ein bisschen eingehen, denn es ist schon ein Thema, wie wirksam denn diese Maßnahmen sind und wie viel Marketing denn eigentlich in Summe dahinter steht.

Als Erstes haben Sie vorgeschlagen, Baufahrzeuge über 18 kW mit einem Dieselpartikelfilter auszustatten. - Okay, kann man machen.

Zweite Maßnahme: Heizöl extra leicht einführen.

Dritte Maßnahme: Tempo 50 - darüber diskutieren wir jetzt.

Und als vierte Maßnahme: Ein Fahrverbot für LKWs vor der Zulassung 1992, das in zwei Jahren in Kraft treten soll.

Dazu, Frau Stadträtin, kann ich Ihnen ganz herzlich gratulieren: Das ist eine ganz tolle Leistung Ihrer drei Mediensprecher und von Ihnen selbst. Sie kriegen dafür von uns ein "Sehr gut" im Marketing! (Beifall bei der ÖVP.) 

Allerdings sollten Sie sich nicht zu früh freuen: Sie kriegen nämlich ein "Nicht genügend" in Form und Inhalt Ihrer Arbeit, denn das, was Sie hier gemacht haben, bringt der Umwelt leider nichts, sondern nur Ihnen persönlich. Sie haben wunderbare Medienauftritte gehabt, inklusive jenen in der "ZiB 2" - Gratulation dazu! -, nur: Was die Baumaschinen betrifft, so sind diese so gering in der Anzahl, dass es zwar nett ist, dass man das macht, aber es bringt nicht wirklich etwas. Eine populistische Maßnahme! (Beifall bei der ÖVP.) 

Schaut man sich die Sache mit den LKWs an, dann ist das ja überhaupt spannend: Erstens einmal wirkt dies erst in zwei Jahren - was überhaupt "super" ist, wenn wir das jetzt hier im Winter vor uns haben, dass wir in zwei Jahren vielleicht dann eine Reduzierung haben. Aber auch da schaue ich mir an, ob der Europäische Gerichtshof mit Ihnen konform geht, dass das wirklich möglich ist, LKWs europaweit hier in Wien zu verbieten. Wir werden sehen, ob das klappen und halten wird.

Und zum Thema Heizöl muss ich sagen: Wann man die Verordnung genau liest - ich weiß nicht, wer von Ihnen das gemacht hat, ich habe es gemacht -, dann stellt sich das so dar, dass sich im § 3 Abs 2 dieser Verordnung Ihr Ansatz, Heizöl extra leicht einzusetzen, schon in diesem Abs 2 entschuldigt, indem man so viele Ausnahmen festlegt, dass es wieder zahnlos geworden ist. (GR Christian Oxonitsch: Da hätt' ich mir die ÖVP angeschaut, wenn man...!) - Also auch da wiederum: Ein super Marketing, aber leider wenig Inhalt, Frau Stadträtin! (Beifall bei der ÖVP.) 

Also bleibt Ihnen nur die Maßnahme Tempo 50. Hiezu ist festzuhalten, dass die Hauptverursacher von Feinstaub – und das ist statistisch, glaube ich, und wissenschaftlich auch anerkannt – folgende sind: Kleinverbraucher mit 37 Prozent, die Industrie mit 32 Prozent und der Straßenverkehr mit 15 Prozent, und davon der Diesel-PKW mit etwa 7 Prozent. - Das heißt, wir reden jetzt über 7 Prozent in Summe, und diesbezüglich von einer Geschwindigkeitsreduktion um 10 oder 20 km/h auf ein paar Straßenstücken. Das ist eigentlich der Inhalt, wenn man die Situation betrachtet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Prof Bernhard Geringer von der TU hat analysiert - und das können Sie auch in der "Presse" nachlesen, ich zitiere im Folgenden: „Die Geschwindigkeit hat auf die Staubentwicklung nur geringen Einfluss. Das ist mehr optische als reale Maßnahme."

Sie haben hier also auch wissenschaftlich dokumentiert, dass diese Reduktion von ein paar Kilometern pro Stunde nicht wirklich hilft. Es handelt sich da vielleicht um Straßenstücke von einer Länge von 50 km, wo die Geschwindigkeit von 60 oder 70 km/h auf 50 km/h reduziert wird, und wenn Sie sich ausrechnen, dass das Ganze eine halbe Million Euro kostet, heißt das, dass Sie hier ein Kilometergeld von 10 000 EUR pro Kilometer lukrieren. - Ganz schöne Gratulation für diese Wirtschaftlichkeitsberechnung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Stadträtin, Sie haben in diesem Bereich sicherlich wieder viel in Ihrem Selbstmarketing erreicht, aber leider recht wenig für die Umwelt. Ich möchte Ihnen ein paar Vorschläge machen, wie Sie es anders machen könnten und wie Sie vor allem das Geld, das Sie für solche Maßnahmen leider ausgeben, besser und umweltgerechter und nachhaltiger einsetzen könnten. 

Packen wir das Problem doch an der Wurzel an: Fördern wir doch, so wie es andere Bundesländer tun, den Einbau von Dieselpartikelfiltern! Oberösterreich, die Steiermark und Salzburg gewähren 300 EUR für den nachträglichen Einbau von Dieselpartikelfiltern! - Die Stadt Wien ganze null Euro. Ich glaube, da könnte man etwas tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sogar die sozialdemokratisch regierte Steiermark fördert saubere Klein-LKW über 3,5 t mit 700 EUR Zuschuss für den nachträglichen Einbau. - Auch eine tolle Maßnahme, die ich mir auch für Wien vorstellen und wünschen würde. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das wären nämlich wirklich Maßnahmen, die den Feinstaub an der Quelle reduzieren und bei denen man wirklich von umweltpolitischen Maßnahmen reden kann. Ich glaube, das wäre eine Supersache, wenn wir auch hier in Wien dazu finden würden.

Oder ist es vielleicht eine Mutmaßung - das wird ja auch da und dort in den Medien gesagt -, dass Sie eigentlich nicht so sehr an der Temporeduzierung, sondern eher an dem Marketing oder zusätzlich auch an den Mehreinnahmen von den jetzt zu Rasern gestempelten Autofahrern, an ihren Abgaben, die sie dann auf Grund der Straftickets zahlen müssen, interessiert sind? - Ein Schelm wahrscheinlich, wer so denkt, aber Ihr Budget könnte ein paar Mehreinnahmen ja vertragen; das haben Sie uns in den letzten beiden Tagen bewiesen, dass Sie da auch noch Nachholbedarf haben. Schröpfen wir halt die Autofahrer! - Leider aber keine umweltpolitische Maßnahme, sondern nur eine Schikane. Daher muss ich mich auch umweltpolitisch dagegen aussprechen. (Beifall bei der ÖVP und von GR Heinz-Christian Strache.) 

Dass das Ganze wahrscheinlich überhaupt nichts bringt oder sich vielleicht sogar gegenteilig auswirken wird, darauf lässt auch die Tatsache schließen, dass man zwar die Schilder abmontiert hat, aber festgestellt hat, dass man auch die Ampeln umprogrammieren muss, damit man die ohnehin nicht wirklich vorhandene grüne Welle - aber da und dort funktioniert sie ja noch - dann auch nicht mehr hat, wobei dieses Umprogrammieren aber erst irgendwann im Jänner, Februar, März, wann auch immer, erfolgen kann. Das bedeutet, dass man da einen Stop-and-go-Verkehr hat. Stauentwicklung, Stop-and-go-Verkehr, Anfahren - das bedeutet in Summe einen höheren Spritverbrauch, in Summe einen höheren CO2-Ausstoß und in Summe natürlich eine hö-
here Feinstaubbelastung, gerade in den sensiblen Win-
termonaten. Das kann ich mir wirklich nicht vorstellen, dass das die beabsichtigte Maßnahme war! (GR Mag Andreas Schieder: Das heißt, mit Tempo 100 wäre es überhaupt super Ihrer Meinung nach, oder was?)

Frau Stadträtin, Sie und auch der Herr Stadtrat für Verkehr Schicker haben also genau das Gegenteil erreicht von dem, was Sie sich vorgenommen haben, indem Sie nämlich mehr Staus produzieren. Und gegen den Feinstaub haben Sie in diesem Zusammenhang überhaupt nichts gemacht.

Weiters kann ich Ihnen vorschlagen, dass Sie vielleicht das Thema Hausbrand - also das heißt, die Ver-
brennung, die Wärmeentwicklung in den Häusern - und die daraus resultierende wesentliche Entwicklung von Feinstaub wirklich einmal angehen. Ich schlage Ihnen vor: Nutzen Sie doch auch Ihre Fördermittel im Wohnbau (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie haben keine Ahnung!) oder auch diese 450 000 EUR, die Sie hier verwenden, zur Förderung von thermischen Sanierungen von Wohnbauprojekten! (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie haben wirklich keine Ahnung!) Fangen Sie doch an bei Ihren Gemeindewohnanlagen! Wenn man das überschlagsmä-
ßig rechnet, könnte man 400 Gemeindewohnungen wär-
mesanieren! Das wäre doch eine viel nachhaltigere Maß-
nahme gegen Feinstaub, als hier ein paar Autofahrer zu schikanieren, Frau Stadträtin! (Beifall bei der ÖVP.) 

Außerdem, glaube ich, würde es auch Ihrem Klimaschutzprogramm gut tun, denn da sind Sie mehr als hintennach. Wir werden unsere Klimaziele in Wien bei weitem nicht erfüllen, und es geht nicht nur um Feinstaub, es geht auch um CO2 und andere Schadstoffe, die wir ausstoßen. Auch das würde nachhaltig zusammenwirken, denn das korreliert nun einmal mitsammen. 

Zusätzlich hätte das Ganze auch noch einen wirtschaftspolitischen Effekt. Wenn man nämlich im Wohnbau investiert, dann hat das den umweltpolitischen Aspekt, dass man eben sagt, da wird auch an Heizkosten gespart – was, nebenbei bemerkt, auch einen ganz sozialen Aspekt hätte, denn wenn man weniger Heizkosten hat, dann trifft es vor allem jene weniger, die sich heutzutage ohnehin schwer tun, die Heizkosten zu bezahlen. Sie würden also auch einen sozialen Aspekt haben, nicht nur einen umweltpolitischen, sondern auch einen wirtschaftlichen - also eine Win-win-win-Situation, die natürlich nur in einem ökosozialen Verständnis einer Wirtschaftspolitik Fuß fassen kann, aber leider nicht in einer sozialistischen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es müsste eigentlich zum Denken anregen, dass man auch dieses wirtschaftliche Thema und diese wirtschaftliche Förderung der Bauwirtschaft in Wien - da wir in Wien ohnehin wirtschaftspolitisches Schlusslicht mit der höchsten Arbeitslosigkeit von ganz Österreich sind - endlich einmal angeht und den Wirtschaftsmotor, der mehr als stottert, der fast schon am Absterben ist, endlich wieder in Schwung bringt.

Wir sollten auch aufhören, den Feinstaub zu exportieren, und ihn endlich hier bei uns in Wien nachhaltig und an der Quelle beseitigen helfen. Hungern Sie also nicht weiter den Bund aus, sondern helfen Sie, dass die Bauwirtschaft - und in Summe wir alle, die Gesamtwirtschaft – in Wien wieder angekurbelt wird, und helfen Sie dabei auch der Umwelt, und tragen Sie dabei auch Ihrer sozialen Verantwortung Rechnung! Das wäre nämlich die richtige ökosoziale Wirtschaftspolitik, die wir hier in Wien brauchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu guter Letzt möchte ich daran erinnern, dass Sie dankenswerterweise unserem Antrag zugestimmt haben, nämlich betreffend die Umrüstung Ihrer Einkehrvorrichtungen, damit man auch den Streusplitt jetzt bei tiefen Temperaturen absaugen kann. Sie haben ja bekanntlich - ich habe es ohnehin in meiner letzten Rede gesagt - bisher nur in 5 von etwa 120 solchen Einkehrvorrichtungen investiert - mit einem riesigen Marketingaufwand. Ich bin neugierig - Sie haben ja das dem Umweltausschuss zugewiesen -, was dort damit passiert. Wir werden da sehr hartnäckig dranbleiben und überprüfen, was da wirklich passiert und ob das, was Sie versprochen haben, dann wirklich umgesetzt wird, dass nämlich alle Einkehrvorrichtungen mit solchen Solesprüheinrichtungen ausgestattet werden, denn nur das kann auch den Feinstaub an der Quelle beseitigen, im Winter, dann, wenn er nämlich am gefährlichsten ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Weil Sie ein bisschen lachen, Frau Stadträtin (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie sind so ahnungslos!): Mir ist das Ganze schon ein Anliegen, und zwar aus dem Grund, weil nämlich Feinstaub - und das sollte man vielleicht auch einmal hier in diesem Kreis sagen - nicht gleich Feinstaub ist. Das Ganze hat nämlich auch mit der Ursache zu tun, also damit, welches Entstehungsmaterial dahinter ist. Es gibt Mediziner, die in Analysen festgestellt haben, dass Feinstaub, der aus Quarz, das heißt also, aus Streumaterialien entsteht, besonders gesundheitsgefährdend ist. Und das ist kein Spaß, da sollte man nicht einfach so drübergehen, sondern wirklich etwas machen - gerade jetzt im Winter, gerade dann, wenn hier die Notwendigkeit besteht, für unsere Wienerinnen und Wiener, für unsere Kinder umwelt‑ und gesundheitspolitische Maßnahmen zu setzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin! Verwechseln Sie nicht weiter Umweltpolitik mit einer Goodfeel-Politik und mit Aktionismus in dieser Stadt! Ersteres besteht aus echtem Einsatz für Umweltschutz, und Letzteres ist eine Marketingblase. Sie verlassen sich halt auf Ihr sehr gutes Werbebudget, auf Ihre drei Mediensprecher, die in diesem Zusammenhang einen tollen Job machen, aber das Thema Tempo 50 ist ein reiner Marketing-Gag und wird ein Marketing-Gag bleiben. Sie werden dann irgendwie versuchen zurückzurudern, weil Sie feststellen werden, es wird nichts bringen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich lade Sie deshalb ein: Nutzen Sie doch die vielen anderen Möglichkeiten, Feinstaub wirklich an der Quelle zu beseitigen, ihn erst gar nicht entstehen zu lassen, und lassen Sie diese Themen nicht weiter links liegen! - Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es war durchaus auch ein bisschen verwunderlich, der bisherigen Debatte zu folgen. Daher versuche ich jetzt, auch wieder ein bisschen zur Faktenlage zurückzukommen. Die Ausgangslage ist ja das Immissionsschutzgesetz Luft, welches ein Bundesgesetz ist - das nur einmal zur Erinnerung -, ein Gesetz, das der Bund erlassen hat und in dem vorgesehen ist, dass die Länder über Verordnungen die gelindesten geeigneten Maßnahmen zur Bekämpfung der Feinstaub- und Stickoxide-Problematik setzen. Daher ist die Stadt Wien, eigentlich das Land Wien, dringend aufgerufen, hier Maßnahmen zu setzen, und es ist auch im Gesetz vorgesehen, aus welchem Bündel von Maßnahmen diese bestehen können. 

Die Stadt Wien beziehungsweise das Land Wien hat das auch ganz normal und offensiv getan. Es gibt diesbezüglich die Verordnung, die im Landesgesetzblatt vom 15. September 2005 kundgemacht wurde, wo ja auch die Maßnahmen aufgeführt sind. So gesehen kann ich auch vom Zeitpunkt her diese Aufregung, die jetzt wie plötzlich daherkommt, nicht ganz verstehen, weil das Landesgesetzblatt schon vom 15. September ist und gerade dieses Haus auch die Möglichkeit hat, die Landesgesetzblätter gratis zu beziehen und daher auch aus erster Hand sofort informiert zu sein. 

Es geht darum, die Feinstaubbelastung zu reduzieren, und daher geht es darum, dass wir uns um jene Feinstäube kümmern, die wir selbst erzeugen. Es ist richtig, dass nur ein Teil der Feinstäube, die sich in Wien negativ auswirken, aus Wien selbst ist, aber wenn wir Maßnahmen setzen, können wir sie natürlich nur über den Wiener Bereich setzen. Der Verkehrsbereich selbst betrifft 15 Prozent der Feinstaubbelastung in der Stadt oder, um es auch noch anders zu sagen, wesentlich mehr, nämlich die Hälfte jener Feinstaubbelastung, die quasi in Wien erzeugt wird. 

Es wurden bereits zwei Maßnahmenpakete erlassen, die eine breite Palette an Maßnahmen vorsehen. Weil hier immer so eine eingeengte, eindimensionale Diskussion stattfindet, darf ich vielleicht auch einmal ein paar andere Maßnahmen erwähnen, damit man einmal auch die Breite dessen sieht, was in diesem Bereich alles geschieht: In der Winterdienstverordnung zum Beispiel vermehrter Feuchtsalzeinsatz; dass die MA 48 in Zukunft Basaltsplitt statt Dolomitsplitt verwendet, welcher eben auch staubärmer ist; eine Einkehrverpflichtung für Streusplitt, wenn es die Verkehrssicherheit nicht mehr erfordert; dass in Wien auch in Rekordzeit eingekehrt wird, nämlich in dreieinhalb Wochen auf dem gesamten Wiener Straßennetz von nahezu 3 000 km, was einer Strecke von Wien bis Lissabon entspricht; 4 Millionen EUR für die Umrüstung des Winterdienstfuhrparks; Waschen auch bei Regen, sodass auch eine höhere, effizientere Reinigung möglich ist. 

Es werden aber nicht nur in diesem Bereich Maßnahmen gesetzt, sondern es erfolgen auch ein intensiver Ausbau der Fernwärmeversorgung, eine Effizienzsteigerung bei den Wiener Kraftwerken - so ist zum Beispiel die Brennstoffausnutzung in den Kraftwerken von 68 Prozent im Jahr 1996 auf nunmehr 75 Prozent erhöht worden, und das Kraftwerk Donaustadt hat bereits einen Effizienzgrad von 85 Prozent -, die verstärkten Wärmedämmungsmaßnahmen bei Althaussanierung und die THEWOSAN-Förderung - weil hier in der Debatte auch erwähnt wurde, man sollte das machen: Das passiert bereits! -, die Forcierung von Solaranlagen durch die Solarinitiative und zum Beispiel auch die verstärkte Überprüfung von Heizungsanlagen, die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs - bis 2012 sollen, als eine Maßnahme, 300 ULF-Wagen eingesetzt werden -, der U-Bahn-Ausbau - der U1 nach Leopoldau, der U2 nach Aspern -, der Ausbau auch der Straßenbahnen - wie des O-Wagens, des 16ers und des 26ers -, aber auch die Verkehrsberuhigungen - 47 Prozent des Wiener Straßennetzes sind Tempo 30-Zonen, weil diese Straßen in Wohngebieten, vor Schulen, Kindergärten, Spitälern et cetera liegen -, oder aber auch zum Beispiel, dass die gesamte Busflotte der Wiener Linien mit Flüssiggas fährt und damit überhaupt eine sehr, sehr umweltfreundliche Flotte ist - wo andere Städte da weit hinterdrein hinken - oder auch der intensive Ausbau des Radwegenetzes. 

Wir haben in Wien auch einen Modal-Split, der genau dem entgegenkommt, und ich möchte hier noch einmal erwähnen: Das Problem, das wir haben, ist das gleiche Problem wie auch beim Feinstaub: Dass nämlich die Einpendler die Verkehrsprobleme in Wien erzeugen und damit auch die Einpendler die Verkehrsstaubprobleme erzeugen. So haben wir bei den Wienerinnen und Wienern einen Modal-Split von 35 Prozent motorisiert/Indivi-
dual-, also Autoverkehr, und 65 Prozent Umweltverbund, und bei den Einpendlerinnen und Einpendlern ist es ge-
nau umgekehrt: Zwei Drittel der EinpendlerInnen kom-
men mit dem Auto. 

Ich sage aber auch, es wird auch wissenschaftlich noch weitergearbeitet. Zum Beispiel gibt es die intensiven Forschungsarbeiten mit der Aquella-Studie und so weiter und auch des Wiener Emissionskatasters. 

Es ist notwendig, um der Feinstaubproblematik Herr zu werden, eine breite Palette von Maßnahmen, wie ich sie jetzt skizziert habe, anzusetzen. Es geht auch um die Industrie, zum Beispiel um den verpflichtenden Einbau von Partikelfiltern für Baumaschinen. Hier möchte ich aber auch einmal erwähnen, dass das bis jetzt so genannte Offroad-Geräte sind, also Geräte, die nicht für die Straße primär zugelassen sind, aber natürlich auch auf Wiener Gebiet fahren, und die nicht, wie alle anderen Fahrzeuge, einer Pickerl- und Ausstoßüberprüfung unterliegen, sondern auch uralte Geräte sein können - mit einem extrem hohen Schadstoffausstoß, der nicht kontrolliert wird und der auch nicht überprüft wird. Hier ist dringend zu fordern, dass auch einmal bundesgesetzlich geregelt wird, dass diese Geräte auch endlich einmal einer Überprüfung unterzogen werden, so wie das bei jedem sonstigen, normalen Kraftfahrzeug in der Stadt ja auch geschehen muss. - Oder auch das Verbot von Heizöl leicht zum Beispiel in Betriebsanlagen ist da zu erwähnen. 

Und eine dieser 45 Maßnahmen ist eben auch die Reduktion der Geschwindigkeit in jenen Zonen in der Stadt, wo bis jetzt über 50 km/h erlaubt waren, auf Tempo 50. Da möchte ich noch einmal betonen: 47 Prozent der städtischen Bereiche sind jetzt schon Tempo 30-Zonen, und ein ganz geringer Prozentsatz, geschätzte 1,5 Prozent der Wiener Verkehrswege, sind solche, auf denen über 50 km/h erlaubt sind. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Tempo 50 ist die klassische städtische Geschwindigkeit, und Tempo 30 eben in Wohngebieten, vor Spitälern und in anderen derartigen Bereichen. Es sind also nur ganz wenige Bereiche betroffen, und wenn man sich das auch mit dem Modal-Split noch anschaut, noch weniger Fahrten, denn die meisten Wiener fahren ja nicht den ganzen Tag über die Westeinfahrt rein, raus, rein, raus, rein, raus, sondern die fahren ja innerhalb der Stadt in den 50 km/h-Bereichen. (GR Robert Parzer: Was bringt es dann?) Das heißt, Sie versuchen da eine Aufregung zu konstruieren, die so ja gar nicht aus dem Fahrverhalten nachzuvollziehen ist.

Weil Kollegen hier ja auch immer von den anderen Bundesländern reden und zum Beispiel sagen: Macht es doch so wie Graz!, und die ÖVP Wien noch voriges Jahr, fast genau vor einem Jahr, am 17. Dezember 2004, einen Antrag eingebracht hat, wo unter anderem Kollege Parzer gefordert hat, Wien solle sich am Beispiel Graz orientieren: Ich "gratuliere" zu dieser Forderung! Sie wissen ja hoffentlich, wenn Sie so etwas fordern - und ich nehme an, Sie stehen ja ein Jahr nachher noch immer zu Ihren Forderungen -, was in Graz für Maßnahmen gesetzt wurden. In Graz gibt es Tempo 50 nur mehr auf Vorrangstraßen, und die Stadtgeschwindigkeit ist Tempo 30! Jetzt weiß ich nicht: Regen Sie sich nur künstlich auf und wollen Sie in Wahrheit, dass es so ist wie in Graz, oder fordern Sie etwas, was Sie in Wirklichkeit gar nicht so meinen, wie Sie es dann fordern, weil Sie in Wahrheit ohnedies Tempo 70 in Wien wollen? Ich sage auch, in der Steiermark wird inzwischen auch darüber diskutiert, Fahrverbote zu erlassen. Ist das der Weg, den Sie wollen? - Ich glaube nicht, dass das der sinnvolle Weg ist. Ich würde daher auch die Kollegen von der ÖVP dringend ersuchen, hier nicht nur immer Forderungen zu stellen, leere Floskeln von sich zu geben, son-
dern sich auch einmal anzuschauen, was dahinter steht.

Ich sage aber auch eines - denn es gibt ja nicht nur die Frage des Feinstaubs, es gibt auch die Frage nach mehr Sicherheit -: Gerade auf jenen betroffenen Strecken wie zum Beispiel auf der Hadikgasse liegen auch Schulwege. Auf den Schulwegen, wo bis vor kurzem die Kinder eine 60er-Strecke überqueren mussten, führt eine 50er-Strecke jetzt natürlich auch zu mehr Sicherheit auf dem Schulweg. 

Und als letzter positiver Effekt ist noch die Lärmreduktion zu erwähnen. Wir wissen, dass eine Reduktion um 20 km/h ungefähr einer Reduktion um 4 dB entspricht. Eine Reduzierung um 3 dB entspricht schon ei-
ner Halbierung im empfundenen Lärmgefüge. Jetzt wis-
sen wir aber auch, dass zum Beispiel gerade auf jenen betroffenen Straßen wie zum Beispiel auch auf der West-
ausfahrt der Lärm hauptsächlich durch Lastkraftwagen erzeugt wird, die sich ja wesentlich stärker auswirken, sodass hier die Lärmreduktion noch einmal stärker wird. 

Seit Jahren gibt es dringende Bürgerwünsche, Bürgerinitiativen und Anträge an die Bezirke dahin gehend, dass eine Temporeduktion an der Westausfahrt und -einfahrt erfolgen soll, damit es zu einer Reduktion des Lärms kommt, weil auch dort Menschen leben, die eine Lebensqualität wollen. Und diese Menschen sehen diese Maßnahme jetzt auch positiv und applaudieren. Sie rühren sich und sagen: Endlich ist es einmal so weit! Endlich kommt es in meiner Gegend zu einer Reduktion des Lärms auf die Hälfte! – Es würde mich dann auch interessieren zu sehen, wie die ÖVP diesen Leuten gegenübertreten und sagen würde: Nein, wir wollen nicht, dass ihr ruhig schlaft! Wir wollen, dass ihr den doppelten Lärm habt, denn wir wollen ein bisschen auch auf den Gasfuß treten!

Daher, wie gesagt: Halber Lärm, Reduktion des Feinstaubs um 113 t pro Jahr, 805 t NOX weniger - und mehr Sicherheit. 

Was wäre die Alternative gewesen, wenn wir nicht diesen Maßnahmenkatalog erlassen hätten? – Tempo 30 flächendeckend wie in Graz, Fahrverbote, wie sie in der Steiermark andiskutiert werden. - Ich glaube, das wäre kein sinnvoller Weg gewesen. 

Ich sage aber auch eines dazu: Es wäre durchaus notwendig, diese Feinstaubdebatte ehrlich und offen zu führen und auch über Maßnahmen zu reden, die ebenfalls dringend notwendig sind, nämlich die rasche Umsetzung des Emissionshöchstmengengesetzes, des EG-L - eines Bundesgesetzes, wo wir schon länger darauf drängen, dass das endlich umgesetzt wird -; dass gesetzliche Regelungen für Anlagengenehmigungen auf dem Stand der Technik sind, also dass die gesetzlichen Regelungen immer auch mit dem Stand der Technik abzustimmen wären; die verpflichtenden Dieselpartikelfilter für Neufahrzeuge - hier wäre notwendig, dass sich einmal der Wirtschaftsminister und der Verkehrsminister auf EU-Ebene dafür einsetzen -; oder aber auch, wie schon gesagt, die periodische Überprüfung, also eine Art Pickerl, für die Nutzfahrzeuge und die Offroad-Fahr-
zeuge. Und es wäre auch einmal zu überlegen, eine Winterreifenpflicht in der Straßenverkehrsordnung zu verankern, denn dann würden wir uns im Winterdienst auch viel Streumaterial ersparen. Das Problem beim Winterdienst ist ja, dass das Streumaterial immer auf die Sommerreifenbenutzer ausgelegt ist. Würde man das durch eine Winterreifenpflicht verhindern, dann wäre hier auch viel getan. 

Das heißt, anstatt hier laut zu kläffen und zu bellen, wäre es auch einmal dringend notwendig, auf Bundesebene die richtigen Initiativen zu setzen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: "Der Bund ist schuld!", "Der Bund ist schuld!") 

Ich möchte abschließend noch sagen: Wer wäre denn auf Bundesebene dafür verantwortlich? - Das wäre der Herr Verkehrsminister. (Ironische Heiterkeit des GR Mag Wolfgang Gerstl. - GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: "Der Bund ist schuld!") Dazu sage ich: Jener Verkehrsminister, der die Bodenseeschifffahrt jenen Personen verkauft, von denen er schon eine Einstellungszusage hat. Das ist Nepotismus pur: Dass er sagt, ich verkaufe das, wenn ihr mich da nachher noch dazunehmt - weil er schon weiß, dass er der nächsten Regierung nicht mehr angehören wird. Und von dem ganzen Skandal will er ablenken, indem er 160 verlautbart, was übrigens Folgendes hieße: Im Vergleich zu Tempo 130 bedeutet Tempo 160 in der Luftbelastung plus 60 Prozent NOX, plus 65 Prozent Feinstaub und plus 25 Prozent CO2-Belastung. Und es ist ein Verkehrsminister, der anscheinend überall rasen will und sich an keine Verkehrsregeln halten will; deswegen beantragt er ja ein Blaulicht, weil er es offensichtlich mit seinem Ego nicht aushält, dass er ohne Blaulicht fährt. Aber offensichtlich dürfte das auch der Bundes-ÖVP schon zu heiß geworden sein, weil ihn die Innenministerin ja offensichtlich diesbezüglich medial ans Messer geliefert hat. Sonst hätten Sie ja diese Informationen auch nicht herausgegeben.

Also da sage ich ehrlich: Hier laut zu kläffen und dort, im Verkehrsministerium, in Wahrheit so viel Unsauberes und Unklares am Stecken zu haben, ist höchst unseriös. Ich glaube, der Weg, den wir gehen - mit 45 Maßnah-
menpunkten, wovon einer die Verkehrsreduktion ist -, ist gut für die Stadt, ist gut, weil er weniger Lärm bringt, mehr Sicherheit und eine besser Luft! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Er hat noch 12 Minuten Redezeit. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Schieder hat jetzt viel dazu beigetragen, dass wir wieder einmal genau fassen müssen, worum es bei dieser Maßnahme Tempo 50 eigentlich geht: Es geht um eineinhalb Prozent der Straßen in Wien - also von über 3 000 km Straße um nicht einmal 50 km. Dafür geben wir 500 000 EUR aus, das heißt, pro Kilometer 10 000 EUR. Und dafür erhalten wir eine Luftverbesserung oder eine Immissionsverringerung um null Komma null irgendwas - nicht mehr! Und dafür das ganze Theater? Zahlt sich das aus? - Das frage ich Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! (Beifall bei der ÖVP. – StR David Ellensohn: Was war mit 160?)
Meine Damen und Herren! Sie fordern die 50 km/h-Beschränkung auf den Ausfallstraßen beziehungsweise Freilandstraßen in Wien, die nämlich nicht mehr im verbauten Gebiet sind, die dazu dienen, dass man rascher und ohne Stau durchfahren kann. Sie verlangen das auch zu einer Zeit, in der es keine Feinstaubbelastung gibt - denn das wird Ihnen sicherlich die Umweltstadträtin auch gesagt haben, wann Feinstaubbelastung auftritt: Die Feinstaubbelastung tritt vor allem in den Wintermonaten auf, sie tritt dann auf, wenn es eine Inversionswetterlage gibt, und sie tritt dann auf, wenn wir trockenes Wetter haben. Daher haben wir im vergangenen Februar diese enormen Probleme mit dem Feinstaub gehabt. Aber haben Sie schon einmal etwas gehört von einem Feinstaubproblem im Mai? Haben Sie schon einmal etwas gehört von einem Feinstaubproblem im September? Haben Sie schon einmal etwas gehört von einem Feinstaubproblem im April? – Nein! Und das ist der Grund, warum die Steiermark ihre Sanierungsgebiete nur in der Zeit von 1. November bis 31. März macht. Sie aber machen es das ganze Jahr hindurch, weil Sie das ganze Jahr lang die Autofahrer schikanieren wollen. Das ist nicht in Ordnung! (Beifall bei der ÖVP.) 
Ihre Kollegen vom ARBÖ und Ihre Freunde auch aus der eigenen Partei - denn Sie werden wohl nicht behaupten, dass der ARBÖ-Präsident Dr Herbert Schachter nicht Ihrer Partei angehört - sagen auch ganz klar: 

„Aus guten Gründen sind wir vom ARBÖ strikt dagegen, das Tempolimit auf bestimmten Vorrang- und Einzugsstraßen in Wien von 70 auf 50 km/h zu senken. Die in Wien ab kommendem Jahr vorgesehene Maßnahme, die umweltmäßig zweifellos nichts bewirken wird, sollte daher überdacht werden."

Denken Sie nach über das, was Ihr Parteimitglied Ihnen ins Stammbuch schreibt! (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich bin schon sehr gespannt, wie sich der Vorsitzende-Stellvertreter des ARBÖ vom 4. Bezirk, Kollege Wagner, bei der namentlichen Abstimmung entscheiden wird. Er wird sicherlich den ARBÖ vertreten und nicht hier nach Parteiinteressen ständig den cut-down, denn er hat ein Interesse, sich auch für die Autofahrer zu sorgen - davon sind wir überzeugt! (Beifall bei der ÖVP und bei GemeinderätInnen der FPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Hoffentlich!) 
Und wenn Sie eine Verordnung machen, in der Sie sagen, im gesamten Wiener Landesgebiet dürften keine Lastkraftwagen mehr fahren, die vor 1992 zugelassen worden sind, und gleichzeitig damit in Kauf nehmen, dass alle Lastkraftwagen, die im Durchzugsverkehr - ich sage einmal, von Preßburg ungefähr Richtung Westen – unterwegs sind, dann außen rundherum um Wien fahren müssen: Glauben Sie, dass das gleichheitswidrig ist und dass das weniger Schadstoffbelastung bringt oder mehr Schadstoffbelastung, wenn sie länger fahren müssen? Haben Sie diese Maßnahme schon einmal durchdacht? - Nein. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Nun kommen wir zur Organisation für diese 50 km/h-Maßnahme. Herr Kollege Schieder hat gesagt, es sei eine künstliche Aufregung, denn wir haben schon seit so langer Zeit, seit 15. Sep-
tember, diesen Beschluss des Landeshauptmanns vor-
liegen. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Vor der Wahl!) Vor der Wahl, ja, Herr Kollege Schicker. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ja, den haben Sie verschlafen!)
Nur, Herr Kollege Schicker, da frage ich Sie: Was haben Sie vom 15. September bis zum 12. Dezember getan, dass Sie nun überfallsartig, nämlich schon vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes, die 50 km/h einführen müssen? (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie haben verschlafen!) Was war der Grund? - Weil Sie es nicht zusammengebracht haben, rechtzeitig Ausschreibungen zu machen! Das ist der wahre Grund, und daher mussten Sie sich mit Hilfsmaßnahmen so dorthin bringen, dass Sie nun auch rechtswidrige Verordnungen erlassen. Das ist das Problem, das Sie haben werden, und das werden wir aufzeigen! (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Den 15. September haben Sie einfach verschlafen!) 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine Verordnung nach dem Immissionsschutzgesetz Luft, welche mit 1. Jänner 2006 in Kraft tritt. Da man es nicht zuwege bringt, rechtzeitig Ausschreibungen zu machen und Unternehmen zu finden, die die einen Tafeln abmontieren und rechtzeitig die anderen Tafeln montieren und neu aufstellen, fällt Ihnen nichts Besseres ein, als eine andere Bestimmung der Straßenverkehrsordnung vielleicht herzunehmen - denn bis heute haben Ihre Beamten uns noch keinen Bescheid und keine neue Verordnung vorlegen können –, sodass auf Grund einer anderen Bestimmung, bei der es um die Flüssigkeit und Sicherheit des Verkehrs geht, 60 beziehungsweise 70 km/h nicht mehr gefahren werden dürfen. Im § 43 der Straßenverkehrsordnung, nach dem Sie im Zusammenhang mit § 96 der Straßenverkehrsordnung nun die 70er- und 60er-Beschränkung angeblich aufgehoben haben, heißt es, es geht um die Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs, darum, auf dieser Grundlage eine höhere oder niedrigere Geschwindigkeit - nämlich höhere als 50, die dann wieder zurückzunehmen ist - zu verordnen.

Was hat das mit dem Immissionsschutzgesetz Luft zu tun? - Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass wir das wirklich von A bis Z untersuchen lassen werden. Wenn Sie nicht bereit sind, uns die entsprechenden Verordnungen, die auf Grund des Gesetzes der Straßenverkehrsordnung notwendig sind, herauszugeben, werden wir eine Überprüfung durch die Volksanwaltschaft veranlassen. Wir werden auch das Auskunftspflichtgesetz dafür heranziehen, dass wir die entsprechenden Grundlagen bekommen, denn Sie können nicht den Bürgerinnen und Bürgern jeden Tag ein anderes Datum geben, wann irgendetwas auf irgendeiner Strecke in Wien in Kraft tritt. Das ist das wahre Chaos! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie soll sich da noch jemand auskennen, wenn einmal auf der Triester Straße verhüllt wird, am nächsten Tag vielleicht irgendwo auf der Höhenstraße, aber die anderen Kilometer noch frei sind und man nicht mehr weiß, wo was gilt – und, was noch dazukommt, die Verordnung vielleicht noch gar nicht außer Kraft gesetzt ist. Das bedeutet, dass derjenige, der dort auf dieser Straße, wo bis zuletzt 60 beziehungsweise 70 km/h verordnet waren, fährt, nicht bestraft werden kann, wenn er 60 oder 70 km/h fährt und die Verordnung nicht außer Kraft gesetzt ist. - Und Sie suggerieren den Wienerinnen und Wienern, dass sie ab sofort nicht mehr 60 oder 70 fahren dürfen, waren aber selbst nicht in der Lage, die entsprechenden Verordnungen rechtzeitig aufzuheben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das verstehe ich nicht unter Rechtssicherheit, für deren Schaffung eine Regierung dem Bürger verantwortlich ist. Das verstehe ich nicht darunter, dem Legalitätsprinzip zu entsprechen, was nämlich heißt, dass alle Handlungen der Verwaltung nur auf Grund der Gesetze erfolgen können. Sie haben offensichtlich nicht nur Interesse, danach zu handeln, sondern Sie wollen so handeln, dass Sie mehr in den Medien vorkommen und einen stärkeren Auftritt haben können. Das ist das, was Sie interessiert - nicht das, was die Wienerinnen und Wiener interessiert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich bringe daher nun drei Anträge ein:

Antrag 1, den ich gemeinsam mit meinen Kollegen Roman Stiftner und Alfred Hoch einbringe, betrifft die umgehende Aufhebung der Tempo 50-Verordnung auf Grundlage des IG Luft. - Ich übergebe die Anträge dann nachher. 

Zweiter Antrag: Wenn Sie dem nicht zustimmen, haben wir in eventu einen Antrag betreffend eine rasche und zeitgerechte Evaluierung der Maßnahme der Reduzierung auf Tempo 50, nämlich innerhalb eines halben Jahres, vorbereitet. Diesen Antrag bringe ich auch wieder gemeinsam mit meinen Kollegen Roman Stiftner und Alfred Hoch ein.

Und den dritten Antrag bringe ich gemeinsam mit meinem Kollegen Alfred Hoch und den Kolleginnen und Kollegen Sigrid Pilz, Rüdiger Maresch, Ingrid Puller, Andreas Schieder und Silvia Rubik ein; er betrifft eine Fahrplanänderung auf der S50.

Und dem Kollegen Schieder möchte ich noch mitgeben: Wenn er noch mehr dafür tun möchte, dass weniger Leute mit dem Auto fahren und mehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln, dann darf er sich im 14. Bezirk für die U4-Verlängerung nach Auhof einsetzen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Der Nächste auf der Rednerliste ist Herr GR Dr Madejski. Er hat noch 15 Minuten Redezeit. – Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! - Der Herr Bürgermeister ist noch nicht da. Ist der Herr Bürgermeister da? Dann muss ich ihn begrüßen. - Er ist noch nicht da. Dann begrüße ich ihn, wenn er hereinkommt. - Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Schieder hat hier - es ist ja schön, auf seine Rede einzugehen und auch auf jene des Kollegen Valentin - die Studie Aquella genannt. Genau das ist ja jene Studie von Univ Prof Dipl Ing Puxbaum, die auch wir immer zitieren, und dort kommt in conclusio heraus – schön, dass Sie die zitiert haben –, er sieht drei Ursachen für die Überschreitung der Grenzwerte im vorigen Jahr:

Erstens die dominante Belastung durch Importe von Sulfaten und Nitraten aus den Regionen außerhalb des Stadtgebietes und des Bundesgebietes, sprich Kohlekraftwerke in jetzigen, neuen EU-Staaten, aber auch an-
dere Sulfate und Nitrate aus der Region Niederösterreich oder Burgenland; zweitens der Anstieg aller Quellenbei-
träge durch verminderten Luftaustausch; und drittens die dominante Belastung durch Straßenstaub, durch Splitt und andere Materialien für den Winterdienst. 

Meine Damen und Herren! Genau das sagt er. Und jetzt schauen wir uns einmal die Zahlen an. Frau StRin Sima hat uns ja schon vor einiger Zeit die Chance gegeben, auch hier hinter die Zahlen zu blicken. Sie hat nämlich, als Global 2000 mit dieser Klage gedroht hat, die mein Vorredner Toni Mahdalik schon erwähnt hat, dazu Stellung genommen. Ich zitiere: 

„Umweltstadträtin Ulli Sima lässt die Kritik nicht gelten: ,Wien tut sehr viel, um die Belastungen zu reduzieren.' - So sei die Menge des Streusplitts in den letzten Jahren auf 17 000 t halbiert worden. Außerdem sei Feinstaub kein lokales Problem: ,Wir wollen uns nicht aus der Verantwortung stehlen, wissen aber, dass 60 Prozent des Feinstaubs aus dem Ausland kommen.'" 

Und wenn man jetzt noch dazu weiß, dass weitere 15 Prozent aus dem Umland kommen, auch nicht aus Wien, sind wir bei 75 Prozent. Und die restlichen 25 Pro-
zent wären hausgemacht. Und von diesen 25 Prozent, meine Damen und Herren, sind wieder ungefähr 15 bis 16 Prozent LKW und PKW, und wenn man da noch einmal die PKW herausrechnet, ist das ungefähr ein Viertel bis ein Drittel.

Also wenn man jetzt richtig darüber nachdenkt und sich fragt: Was bringt diese Verordnung, außer der Schikane, außer Mehrkosten für die Autofahrer?, dann muss man feststellen: Eigentlich wirklich nichts! - Und genau das haben alle Gutachter, die es hiezu gegeben hat, bis jetzt auch betont. 

Und zum Kollegen Maresch, der hier auch die WHO zitiert hat: Es ist interessant, auch was die WHO betrifft, denn die Weltgesundheitsorganisation hat überhaupt noch keine Empfehlung für Grenzwerte abgegeben. Aber die EU und wir, wir haben uns natürlich im fleißigen Gehorsam, wie wir das kennen, hervorgetan und haben diese Limits gesetzt, bezüglich derer alle Fachleute - und ich zitiere das dann - sagen, die sind unsinnig hoch. Und erst deswegen haben Sie überhaupt eine Begründung gefunden, um hier die Autofahrer zu schikanieren und diese unsinnige verkehrs- und umweltpolitische Maßnahme zu setzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie kennen die Überschriften. (Die GemeinderätInnen der FPÖ halten jeweils eine Kopie einer Titelseite der "Kronen Zeitung" mit der Schlagzeile "Verkehrspolitik ein totales Chaos" in die Höhe.) Inzwischen sind alle Medien überzeugt, dass es sich auszahlt, bezüglich dieses Themas ein bisschen zu hinterfragen, und ich zitiere aus diesem Medium: „Reduktion des Tempos bringt mehr Feinstaub." – Und zwar sagt Prof Hans-Peter Lenz, der in Österreich nicht unbekannt ist - er ist einer der anerkanntesten Wissenschaftler, die wir überhaupt in Österreich haben -, Folgendes: 

„Es gibt ein offizielles Handbuch für Emissionsfaktoren, das von den Umweltbundesämtern in Bern, Wien und Berlin erstellt wurde. Wer die darin aufgelisteten Par-
tikelbelastungen aller Fahrzeuge studiert, kann nur zu dem Ergebnis kommen, dass geringere Geschwindigkeit den Feinstaub kaum reduziert, im Gegenteil: Laut Prof Lenz bringt ein generelles Tempo 50, statt stellenweise 60 oder 70, bei höherer Verkehrsdichte mehr Feinstaub." 

Außerdem sagt er in einer Fachzeitschrift in einem Kommentar: „EU-Feinstaub-Richtlinie ist unbrauchbar." Er sagt, in Wirklichkeit haben wir, wenn man den gesamten PKW-, den gesamten LKW-Verkehr, den Hausbrand und alles, was damit zu tun hat, überhaupt einstellt, noch immer nicht die EU-Richtlinie betreffend den Feinstaub erreicht.

Daher frage ich mich, meine sehr geehrten Damen und Herren: Was macht es für einen Sinn - außer die Autofahrer zu schikanieren -, diese Maßnahme zu setzen? (Beifall bei FPÖ.)
Herr Kollege Schieder! Wir reden hier nicht von 12 km Teststrecke 160, sondern wir reden hier von Wien - das ist der entscheidende Punkt! Sie können vergleichen, was Sie wollen, aber hier geht es um Wien, und in Wirklichkeit um nicht einmal 100 km, die Sie mit Ihren Tafeln - deren Abreißen und Aufstellen uns 450 000 EUR kostet - betreffend 50 km-Zone vollpflastern. Wobei - und das gebe ich auch zu bedenken; der Vorredner hat sich juristisch schon damit beschäftigt - in Wien bei dieser Angelegenheit keine Rechtssicherheit herrscht, sondern Rechtsunsicherheit und Ihre Willkür! (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt komme ich noch einmal zu dieser Verordnung: Die Verordnung ist bis auf diesen einen Paragraphen vollkommen in Ordnung. Was dort drinnen steht, sind sinnvolle Maßnahmen - überhaupt keine Frage. Wie wir heute gehört haben, ist ja auch schon einiges - auch das muss man sagen - in der Vergangenheit geschehen, vor allem in Richtung Winterdienst, in Richtung Streusplitt mit anderen Materialien. Das möchte ich überhaupt nicht verhehlen. Nur: Trotzdem, trotz dieser Materialien gibt es weiterhin Feinstaub, nämlich den Abrieb von den Straßen. Es hätte eine andere Möglichkeit oder mehrere Möglichkeiten gegeben, hier den Feinstaub einzudämmen. Warum spricht niemand von einer ordentlichen, konsequenten Baustellenüberwachung in Wien? Jeder, der in Wien mit dem Auto oder mit einem öffentlichen Verkehrsmittel fährt oder zu Fuß geht, weiß doch, es gibt Hunderte Baustellen, wo niemand dort ist, weil die Firmen wochenlang ihre Baustellen haben - Gruben, den Sand, den Zement, alles liegen haben -, und kein Mensch kümmert sich. Da gibt es Bezirksräte, die bei allen Kommissionen dabei sind; die kriegen nicht viel, aber immerhin eine Gage. Ich könnte mir doch vorstellen, dass jeder Bezirksrat in einem Bezirk, der eine Kom-
mission hat, bei einer Baustellenmaßnahme zumindest einmal nachschaut, ob die Maßnahmen, die er mit beschlossen hat, verwirklicht werden. Das wäre doch gar nicht so schlecht! Vor allem betrifft es SPÖ- und ÖVP-Bezirksräte – GRÜNE weniger -, weil diese ja insgesamt 95 Prozent aller Kommissionen beschicken. Das wäre eine Aufgabe, meine Damen und Herren, für Ihre Bezirksräte! (Beifall bei der FPÖ.)
Oder: Dieselpartikelfilter. Warum kann Wien das nicht fördern, meine Damen und Herren? Wir fördern so viele Sachen - wir haben es heute gehört. Ich will mich nicht in eine Kultur- oder Bildungsdebatte einmischen, da bin ich nicht kompetent, aber ich habe mitgekriegt, dass schon sehr viel Geld herausgeschludert wird. Warum nicht Dieselpartikelfilter? Oder warum nicht Förderung für Klein-LKWs in diesem Bereich?

Meine Damen und Herren! Lesen Sie einmal im ORF die Internetseiten, lesen Sie die Leserbriefseiten! Meine Damen und Herren, Sie wissen ja selbst - Sie sitzen ja ganz betroffen da -, dass diese Maßnahme nicht das Gelbe vom Ei ist. Ich lese Ihnen nur ein paar von diesen Leserbriefen vor - Sie können sie dann ja selbst lesen -, nur damit Sie die Meinung der Bürger hören.

Zuvor noch Folgendes: Außerdem hat bei der MA 46 der zuständige Magistratsbeamte gesagt: „Welche Straße nun wann genau zur 50 km-Zone wird, können wir nicht sagen. Wir haben ja so viele Tafeln in Wien zu bewegen - mehrere Hundert. Wir rechnen damit, dass wir Ende dieser Woche voraussichtlich mit der Arbeit fertig werden. Aber ganz konkret zu sagen, was auf dieser Straße passiert, ist mir leider nicht möglich." - Das sagt der Zuständige in der MA 46! 

Und was die Bundespolizei betrifft: „Selbst die Polizei muss sich derzeit nach eigenen Angaben vor jeder Kontrolle vergewissern, welches Limit auf welcher Straße überhaupt besteht." 

Jetzt einige Bürgermeinungen – das ist nicht von mir, das ist nicht meine Wortwahl, aber ich sage es hier nur; ich lese ohnedies nur die eher freundlichen vor -: 

„Wer hat sich diesen Schwachsinn eigentlich einfallen lassen?" – „Tempo 50 ist nur eine politische Alibi-Aktion." – „Es wird sich noch mehr stauen und stauen. Vor allem die Einsatzfahrzeuge werden noch schwerer weiterkommen."

Oder einer, ganz interessant: „Da gebe ich Recht; ich möchte aber gar nicht wissen, wie viel Feinstaub und Dreck von Flugzeugen produziert werden, die zu Tausenden über Wien drüberfliegen."

Das sind nur einige wenige Passagen. Nehmen Sie sich diese Meinungen der großen und überwiegenden Mehrheit der Wiener Bevölkerung zu Herzen und stimmen auch Sie heute unserem Antrag zu, dass die Tempo 50-Verordnung - nicht die Verordnung, sondern dieser Paragraph in dieser Verordnung - gestrichen wird!

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen sagen, diese 50 km/h-Regelung ist nicht nur ein – das habe ich schon einmal gesagt – umweltpolitischer Unsinn, ein ver-
kehrspolitischer Schwachsinn, sondern insbesondere ein politischer rot-grüner Skandal, den Sie alle beide noch sehr bedauern werden.

Wir werden die Bürgerinnen und Bürger, wenn Sie dem nicht zustimmen sollten, aufklären über diese Maßnahmen, die in Wirklichkeit für Umwelt, Gesundheit und für die Wienerinnen und Wiener nichts bringen, sondern da gäbe es noch andere Möglichkeiten. Wir werden, wenn Sie nicht zustimmen, auch unsere Volksbefragung durchführen, da können Sie sicher sein, und wir werden Tausende davon überzeugen, dass hier ein Willkürakt verkehrspolitischer und umweltpolitischer Art gesetzt wurde.

Meine sehr gehrten Damen und Herren! Abschließend: Ich habe den Eindruck, dass diese ganze Aktion husch-pfusch gemacht worden ist. Ich habe noch nicht ganz durchschaut, warum so husch-pfusch. Ich glaube, dass StR Schicker als Verkehrsstadtrat von Frau StRin Sima ein bisschen überrollt wurde und dass der Bürgermeister überhaupt nicht gewusst hat, was hier in seinem Hause vorgeht. Ich kann mir nämlich nicht vorstellen, dass er, der ein Gespür für die Leute hat, er, der schon weiß, worum es in der Politik geht, dem zugestimmt hätte. Da er aber nicht da ist, kenne ich seine Meinung nicht. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste auf der Rednerliste ist Herr GR Maresch. Er hat 20 Minuten. (GR Mag Rüdiger Maresch, auf dem Weg zum Rednerpult: 13!) – Entschuldigung: 13 Minuten. – Danke für den Hinweis.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Jetzt wollen wir die Geschichte einmal ein bisserl von einer anderen Seite anschauen. Es stimmt natürlich, dass heute viel Richtiges und einiges, sagen wir einmal, sehr Ungewöhnliches gesagt wurde - um es einmal so zu sagen. Im Grunde genommen werden die Argumente jetzt immer so hergerichtet, dass sie dann irgendwie passen für die jeweilige Aussage. 

Das eine ist immer - es ist richtig -: Es gibt vom Umweltbundesamt diese berühmte Karte, die besagt, der Beitrag aus dem Ausland, das heißt, Ferntransport, macht ungefähr 40 Prozent aus, und die regionalen Im-
missionen sind 20 Prozent. Also für diese 60 Prozent kann Wien zunächst einmal nichts. - Das ist das eine.

Das andere ist: 25 Prozent sind der Beitrag des Ballungsraums Wien zu normalen Zeiten. Und noch einmal - ich habe das heute schon einmal vorgelesen -: Die Aquella-Studie sagt, es kommt darauf an, wie die Windrichtung ist, wie die klimatische Zusammensetzung im Moment ist und wie das ausschaut. 

Also drei verschiedene typische Tage: Ein Tag Ferntransport, ein Tag Lokales, ein Tag nichts. 

Nur, was immer vergessen wird jetzt in der Debatte - und da gibt es auch diese Karte, die kann man sich anschauen -: In der Statuserhebung, auch im Umweltbundesamt bei den Vorarbeiten für die Statuserhebung in Wien war es so, dass immer vom möglichen verkehrsnahen Maximum gesprochen wird. Und wir reden vom Verkehr, und das mögliche verkehrsnahe Maximum heißt, dass zwischen 40 und 60 Prozent des Feinstaubs an verkehrsreichen Straßen durch den Verkehr verursacht ist. - Das ist das, was Sie immer vergessen; es wird immer nur so allgemein geredet. Faktum ist: An verkehrsreichen Straßen ist die Zusammensetzung - auch nach Herrn Prof Puxbaum und der Aquella-Studie - eine andere als generell über Wien. Und davon reden wir. 

Es ist nicht so, dass in der Kalvarienberggasse heute 70 km/h gefahren werden dürfen und jetzt gilt 50 km/h, sondern es geht in Wirklichkeit um die Einfallstraßen Wiens, wo bis jetzt mehr als 50 km/h, also 60 beziehungsweise 70 km/h gefahren werden durften. Um das ist es gegangen - und nicht um ganz Wien, wie hier glauben gemacht wird. Das ist das eine.

Das Zweite, was mir noch wichtig ist: Kollege Madejski sagt, die WHO hat keine Grenzwerte. - Das stimmt, denn die WHO kann der Republik Österreich gar keine Grenzwerte vorschreiben, sondern sie kann nur Schwellwerte oder Grenzwerte nahe legen.

Und: Diese WHO-Studie ist eine trilaterale Studie, bei der es darum gegangen ist, dass Frankreich, die Schweiz und Österreich angeschaut wurden, und zwar im Jahr 1999. Mittlerweile gibt es eine neue Studie von der EU. Da kann man natürlich ein bisschen spielen mit den EU-Ressentiments und sagen: Die CAFE-Studie ist nicht so toll, denn die ist von der EU, und alles, was aus der EU kommt, ist falsch. Faktum ist, dass die Zahlen von der IIASA sind - das ist in Laxenburg und nicht in Brüssel -, und da wurde uns bezüglich der durchschnittlichen Reduktion der Lebenserwartung in Monaten auf Grund des anthropogenen PM 2,5 Folgendes mitgeteilt. - Nicht des PM 10, sondern des PM 2,5! Das wird in Wien nur an ganz wenigen Stellen gemessen, weil es da noch gar keine EU-Vorschriften gibt. Kollege Madejski: Noch keine Vorschriften! Die gibt’s nur im bösen Kalifornien. Dort sagt man, da dürfen maximal 15 Mikrogramm überschritten werden. Also das heißt, alles, was über 15 Mikrogramm ist, ist schon gefährlich. – Und dieses PM 2,5, das wir ja gar nicht messen, wirkt sich in Österreich aus mit einer durchschnittlichen Reduktion der Lebenserwartung von acht Monaten pro Kopf. - Das sagt die IIASA bezüglich des PM 2,5. 

Wir reden vom PM 10, vom PM 2,5 und vom PM 1 - je nach Körnchengröße unterschiedlich groß; je kleiner das Körnchen, desto weiter dringt es in den Körper ein. PM 1 zum Beispiel kann ganz locker die Blut-Hirn-Schranke überwinden - ganz locker, weil es so klein ist -, und setzt dort bestimmte Mechanismen in Gang, die zum Beispiel zu Gehirnschlägen führen können. - Aber macht nix, macht nix, macht nix.
Was PM 1 und PM 2,5 betrifft - und da komme ich wieder auf dieses Ding zurück -, so sagen alle Ärzte und Ärztinnen Österreichs - da gibt es auch Broschüren dazu -: Hauptverantwortlich für PM 2,5 und PM 1 sind die hoch verdichtenden Dieselmotoren. 

Die hoch verdichtenden Dieselmotoren stoßen das aus. - Da kann man darüber philosophieren oder nicht. Faktum ist, dass zum Beispiel die "ÄrztInnen für eine gesunde Umwelt" sagen: Jedes einzelne Partikelchen kann schon schaden! - Da kommt es nicht auf die Gewichte an. 100 610 t werden jährlich an Feinstaubpartikeln über Österreich verteilt. Da genügt jedes einzelne Pemmerl, das winzigste Ding genügt schon, dass Menschen Probleme mit der Atmung, mit den Lungen, mit dem Blut, mit dem Herzen, mit dem Kopf bekommen. 

So, diese Sachen sind einfach Faktum. Schauen wir uns einmal an: Wer sind in Wirklichkeit die Verursacher von Feinstaub? - Natürlich ist es so, dass die Verursacher von Feinstaub weit gestreut sind. Es ist die Industrie, es ist der Hausbrand, es ist die Landwirtschaft - übrigens in einem hohen Ausmaß die Landwirtschaft, vor allem mit ihren Traktoren -, es sind die Offroad-Geräte, es ist die Salzstreuung, die Splittstreuung – und: Es ist der Verkehr, und zwar nicht nur die Dieselmotoren, von denen es in Österreich im Vergleich zu anderen Ländern einen hohen Prozentsatz gibt, sondern es sind vor allem die Aufwirbelungen bei der Straße, Bremsbeläge und dergleichen Dinge. Das kann man alles nachvollziehen. Es ist auch in der Studie von Herrn Prof Puxbaum nachzuvollziehen. Er beschreibt das und sagt, das sind die so genannten Tracer. Die kann man nachlesen, dazu gibt's unterschiedliche Angaben, und es ist interessant, dass beim Kfz-Verkehr immer 18 Prozent angeführt sind. Nur: Wir vergessen, dass der Mineralstaub auf der Straße nicht einer ist, der irgendwie vom Atlantik daherfliegt, sondern der Mineralstaub ist genau das, was die Reifen und die Geschwindigkeit aufwirbeln. Das vergessen Sie immer. Sie glauben ja in Wirklichkeit – und das ist ja Ihr Irrtum -, nur das, was beim Auspuff herauskommt, seien Feinstaubpartikel. Nein, es ist auch das, was aufgewirbelt wird! Und Sie können sich das überall anschauen: In den Rillen auf der Straße, wo es dann so nach dem Frühjahr ein bisschen holprig wird auf der Straße - das ist alles mittlerweile als Feinstaub in der Gegend herumgeflogen. Das kann man sich anschauen, überall kann man das messen. Am interessantesten sind übrigens die verkehrsnahesten Messstellen, das sind jene in der Rinnböckstraße und jene in der Kendlerstraße. Alle anderen sind nicht verkehrsnahe, das sagt selbst Herr Prof Puxbaum. 

Also: Die Hauptgruppen der Verursacher von PM 10-Emissionen, sagt das Umweltbundesamt, sind der PKW - vor allem mit dem Dieselboom -, leichte und schwere Nutzfahrzeuge, Offroad-Verkehr, Industrie, Landwirtschaft und Forstwirtschaft - na keine Frage.

Nur: Jetzt in der Debatte schaut es ja ganz anders aus. Da reden wir ja eigentlich nicht über die Feinstaubursachen und darüber, was wir dagegen tun sollten, son-
dern wir reden nur über das Tempo - und sonst nichts.

Also noch einmal zurück: Was wäre vernünftig zu tun? - Keine Frage - geht völlig unter -: Wir sagen, ein Mix von Maßnahmen, wo unter anderem auch Verkehrsbeschränkungen dazugehören, Geschwindigkeitsbeschränkungen, aber auch Dieselpartikelfilter für Offroad-Maschinen vorgeschrieben sein müssten. - Da hat in Wirklichkeit die Bundesregierung die Initiative der Stadt Wien durchkreuzt. So war es ja nicht! Jetzt stellt sich die ÖVP heraus und sagt, super, super! - Es war aber nicht so. Es ist zum Beispiel auch so, dass in Wien die so genannten Schotter-LKWs, die "Schotterer" mit den Euro-Null-LKWs, die durch die Stadt fahren müssen, überhaupt keine Verkehrseinschränkungen brauchen, denn da gilt nach dem neuen IG Luft: Diese werden nur beeinträchtigt werden, wenn sie durch das Gebiet durchfahren. Das heißt, wenn einer in Gerasdorf wegfährt und in Laxenburg herauskommt, dann ist es gefährlich; wenn er aber nur liefert nach Wien, dann kann er die nächsten 200 Jahre mit dem LKW fahren. - Das ist völlig vergessen worden von der ÖVP. 

Weitere Punkte waren auch noch interessant für uns. Zum Beispiel - völlig richtig -: Wir glauben, dass Dieselpartikelfilter für Autos, auch die nachrüstbaren, gefördert gehören. Das wird in der Steiermark, in Oberösterreich gefördert. Die Stadt Linz - nicht regiert von der ÖVP, sondern von der SPÖ - fördert das. Da ist durchaus Kritik an der Stadt Wien zu üben: Diese macht das nicht.

Zu den Baustellen: Na, keine Frage, bei den Baustellen sind mehrere Verursacher. Da gibt's schlechtes Baustellenmanagement. Da ist es oft so, dass die Baustelle nicht befeuchtet wird. Es gibt zum Beispiel keine Reifenwaschanlagen. Es gibt zum Beispiel auch keine Vorschriften betreffend LKWs, die Partikelfilter haben müssen. Es gibt auch keine Vorschriften bezüglich Offroad-Geräte, die Partikelfilter haben müssen. - Da könnte die Stadt Wien eingreifen und etwas tun. - Macht sie viel zu wenig.

Nächster Punkt: Winterdienst. - Da ist einiges passiert. Da gibt's jetzt weniger Splitt, keine Frage, aber: Wir glauben - und wir werden auch bald einen Antrag dazu stellen -, dass eine Winterreifenpflicht gescheit wäre. Und da schaut die Zustimmung der ÖVP und der FPÖ gleich ganz anders aus. Wir glauben, wenn es Winterreifenpflicht gäbe, und zwar nicht nur für LKWs, sondern für PKWs, in der Zeit, sagen wir jetzt, von November bis April - das gibt's in Slowenien, das gibt's in Schweden, das gibt's in Finnland, in allen skandinavischen Ländern -, das wäre gescheit, denn dann bräuchten wir weniger zu streuen. Da könnten wir null Streuung machen in den Tempo 30-Zonen. Aber da geht die ÖVP nicht mit - denn das ist in Wirklichkeit ja kein Auto Fahren!

Und dann noch ein wichtiger Punkt: Der Ferntransport, der ließe sich schon ein bisschen abstellen, indem man als Stadt Wien, aber auch als Bund investiert in Filteranlagen, in Kraftwerke, in Stahlwerke in Osteuropa, in Südosteuropa, anderswo ebenso. Damit wäre zum Beispiel der Ferntransport in den Griff zu kriegen.

Und dann kommen wir zum Tempo 50. Tempo 50 war eine Maßnahme, die auch dabeigestanden ist, aber das ist das einzige, was die Opposition - auf dieser Seite (Der Redner weist in Richtung ÖVP und FPÖ.) - interessiert hat.

Warum? - Weil der Gasfuß so schwer ist! Weil es in Wirklichkeit um die heilige Kuh geht, um die Autos! Weil das die Parteien sind, die in ihr Wahlprogramm hineingeschrieben haben, City-Maut ist giftig, man darf es nicht einmal sagen, man darf nicht einmal über eine Stau-Maut reden, denn das ist arg, das ist ganz schlimm, denn das kostet viel, und die GRÜNEN wollen abzocken, und das ist in Wirklichkeit eine ganz schlimme Geschichte!

Also noch einmal zurück: Ihnen geht es in Wirklichkeit nicht um den Feinstaub, es geht Ihnen auch nicht um die Gesundheit der Bürger, sondern es geht Ihnen um die Gasfüße der Gasfußmänner! Schauen Sie sich das einmal an: Sie wollen hier schneller fahren. Da kommen dann die Taferl mit den 70 Stundenkilometern!

Also ganz ehrlich, in St Wolfgang, wo manche aus der Bundesregierung urlauben, da gibt's kein Tempo 70, wenn ich mich nicht täusche, sondern dort gibt es überall Tempo 50. - Ja, außerhalb des Orts vielleicht. Es gibt auch in Gramatneusiedl nicht Tempo 70, aber in Wien hat es Tempo 70 gegeben. Und es ist eine kleine Maßnahme - trotzdem eine wichtige symbolische Maßnahme. 

Und wenn Sie sich jetzt herausstellen und im Grunde genommen sagen: Nein, das ist arg!, Und die Bürger, und die "Kronen Zeitung", und der ARBÖ, und der 
ÖAMTC!, dann reden wir in Wirklichkeit von den Leuten, denen in Wirklichkeit Feinstaub völlig blunzn ist. Es geht Ihnen nur darum: Sie müssen schneller fahren können, damit Sie schneller daheim sind! Es ist dieselbe Mentalität wie in Paternion, wo man 12 km Schnellfahrstrecke um 7 Millionen EUR einrichtet, eine Bundesregierung zu-
stimmt, ein Bundeskanzler sagt: Ja, ich fahr' auch hin, da ist es schneller als 130!

Um genau das geht es: Sie wollen schneller fahren, und der Feinstaub ist ein Vehikel, mit dem Sie jetzt einfach die Schnellfahrerei durchsetzen wollen. Es geht um nichts anderes als: Der Gasfuß muss gewinnen! - Und da sagen wir "Nein, danke!", zum Gasfuß. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Sima. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vor allem Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition auf dieser Seite, muss ich jetzt einmal sagen, ich kann Ihnen heute einen Vorwurf nicht ersparen. Es tut mir Leid, ich habe in meinem Leben hier noch nicht so viel Unsinn gehört wie heute in dieser Debatte!

Eines muss ich Ihnen wirklich sagen: Sie von FPÖ und ÖVP brauchen wirklich nie mehr über Feinstaubbelastungen in Wien zu lamentieren. Denn wenn es hohe Feinstaubwerte gibt, dann sind Sie da, Sie fordern Maßnahmen ein und sagen, wir sollen etwas tun, wir tun viel zu wenig, wo bleiben die Maßnahmen? - Wenn wir dann Maßnahmen setzen... (GR Heinz-Christian Strache: ...die richtigen Maßnahmen!) Und wenn wir dann Maßnahmen setzen, dann sind Sie alle nur noch ein Wolkerl, dann sind Sie weg. 

Deswegen sage ich Ihnen eines: Stehen Sie wenigstens dazu! Sagen Sie doch den Wienerinnen und Wienern ganz offen, dass Feinstaub Ihnen wurscht ist. Stehen Sie wenigstens dazu wie Herr Verkehrsminister Gor-
bach, der ist immerhin ehrlich und sagt: Tempo 160, mir ist Schnellfahren wichtig, Feinstaub interessiert mich nicht! Warum sind Sie nicht auch so ehrlich und tun das Gleiche? Das wäre wenigstens eine ehrliche Ansage. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Herr Kollege Gerstl! Sie haben einige Dinge gesagt. Sie haben gesagt, dass wir diese Verordnung husch-pfusch gemacht haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, stimmt!) Offensichtlich haben Sie nicht mitbekommen, dass wir das am 16. September, mitten im Wahlkampf, präsentiert haben. Wir haben ein Pressegespräch dazu gemacht, man konnte das nachlesen. Die Verordnung ist am 16. September erlassen worden, Sie hätten sich auch die Verordnung besorgen können. (GR Mag Wolfgang Gerstl: 15!) Mit 16. September ist sie in Kraft getreten, Herr Kollege Gerstl. (GR Mag Wolfgang Gerstl: 15. September, Frau Stadträtin, 15. September!) Danke, ich kenne mich schon aus in meinem Ressort.

Sie hätten es nachlesen können, und Sie hätten es gewusst. Wenn Sie das jetzt überrascht, dann heißt das nur eines: Sie haben das kapital verschlafen und wollen es jetzt noch im Nachhinein nachholen. Das ist offensichtlich die einzige Wahrheit, die hier dahinter steckt. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Gerstl: ...ist das Kapital?)
Dann haben Sie mir vorgeworfen: Ein Wahnsinn, das Land Wien verhängt ein Fahrverbot für Euro-Null-LKWs, und die müssen jetzt um Wien außen herumfahren. - Was das für ein Vorwurf sein soll, habe ich bis jetzt nicht verstanden. Denn wenn wir die alten Stinker, die achtmal so viel Feinstaub wie moderne LKWs emittieren, aus Wien aussperren, dann ist das doch wohl kein Vorwurf, den man uns machen kann! Vielmehr ist das eine völlig logische Maßnahme, die jeder setzt, der im Kampf gegen Feinstaub Erfolg haben will. Aber das wollen Sie ja offensichtlich nicht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Weil das nicht gescheit ist!) Denn Sie interessiert die Feinstaubbelastung in Wien absolut überhaupt nicht. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Und, Kollege Gerstl, da Sie ja offensichtlich alles ganz genau wissen: Wo soll ich denn als Wiener Umweltstadträtin Maßnahmen setzen, wenn nicht in Wien? In Niederösterreich vielleicht? Das geht leider kompetenzmäßig nicht, so weit sollten Sie auch schon im Gemeinderat kundig sein. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie kümmern sich ja nicht um die juristischen Probleme! Haben Sie selbst gesagt! - GR Heinz-Christian Strache: Partikelfilter Zementwerke ... haben Sie gesagt!)
Ja, die Zementwerke - das ist das nächste Thema; ausnahmsweise ein wirklich guter Zuruf, Herr Kollege! Wissen Sie, worauf die UVP-Bescheide beruhen, die wir hier erlassen? Ich kann es Ihnen sagen: Auf dem Bundes-UVP-Gesetz. Und wissen Sie, wer für dieses Gesetz gestimmt hat? Ihre - damals noch - Parteikollegen, zusammen mit der ÖVP! Ich habe mich gegen die Novellierung stark gemacht. - Sie nicht, Ihre Fraktion war dafür! Sie haben es zu verantworten, dass wir hier UVP-Bescheide wider besseres Wissen ausstellen müssen aufgrund der rechtlichen Grundlage, obwohl wir gegen genau solche Kraftwerke eigentlich vorgehen wollten. Das haben diese beiden Fraktionen zu verantworten, und mir machen sie es zum Vorwurf. Das ist das Absurdeste, was ich jemals gehört habe! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dem Kollegen Stiftner werde ich einiges noch nachsehen müssen, er ist sehr neu im Gemeinderat. Er kann viele Dinge noch nicht wissen, zum Beispiel, dass wir schon lange Basaltsplitt verwenden, der abriebfest ist. Das brauchen Sie mir nicht zu empfehlen, wir tun es bereits seit mehreren Wintern.

Hausbrand: Da gibt es in Wien nur noch weniger als 5 Prozent, in anderen Bundesländern sind wir bei 30 Prozent. Da haben wir schon in der Vergangenheit sehr viel getan, Kollege Stiftner. Vielleicht schauen Sie sich einfach einmal die Zahlen und Berichte an.

Thermische Wohnhaussanierung: 50 000 Wohnun-
gen haben wir mit THEWOSAN bereits saniert. Genau das, was Sie vorgeschlagen haben, machen wir seit Jahrzehnten! 130 Millionen EUR hat die Stadt Wien bereits investiert, das haben Sie offensichtlich nicht mit-
bekommen. Ich kann Ihnen nur empfehlen, sich als neu-
es Gemeinderatsmitglied hin und wieder auch die Zahlen und Fakten anzuschauen. Denn wir sind sehr aktiv im Kampf gegen den Klimaschutz, im Kampf gegen den Klimawandel und im Kampf gegen die Feinstaubbelastung. (Beifall bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Gegen den Schutz sind Sie schon?) 

Dass Graz von Ihnen immer als Paradebeispiel genannt wird, finde ich ja besonders spannend. In Graz gibt es überall Tempo 50 auf den Vorrangstraßen und Tempo 30 auf den Nebenstraßen. Ist es das, was Sie wollen? Dann sagen Sie es bitte, und regen Sie sich nicht auf, wenn wir Tempo 50 in Wien machen! Das ist doch ein vollkommener Widerspruch. Zuerst fordert das die ÖVP in einem Antrag, dann machen wir in Wien Tempo 50, und was ist mit der ÖVP? Wie immer: Ein Zickzackkurs, Sie wissen nicht, was Sie wollen, heute so, morgen so, man kann sich bei Ihnen auf nichts verlassen. Das wissen auch die Wählerinnen und Wähler, und dementsprechend hat auch das Wahlergebnis ausgesehen. (Beifall bei der SPÖ. - Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich kann mich nicht daran erinnern, dass wir im Wahlkampf verloren hätten. (GR Dr Matthias Tschirf: Ziffern nicht gelesen! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber offensichtlich leben Sie auf einem anderen Planeten. Ich kann mich an ein recht gutes Wahlergebnis erinnern. Aber vielleicht reden Sie von einer anderen Wahl, oder Sie haben eine andere Wahrnehmung, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Jetzt möchte ich noch konkret ein paar Dinge zu Tempo 50 sagen. (GR Harry Kopietz: Kollege Madejski, schauen Sie nicht so betropezt drein!) Erstens, und das dürfte auch Ihnen bewusst sein, ist in Ortsgebieten generell Tempo 50 vorgesehen. Weniger Spritverbrauch - und auch das scheint mir relativ logisch zu sein - verursacht weniger Schadstoffe. Ich glaube, dass das jeder auch auf dieser Seite des Saales nachvollziehen kann. Eine Beschleunigung von null auf fünfzig braucht logischerweise auch weniger Sprit und verursacht damit weniger Schadstoffe als eine Beschleunigung von null auf siebzig. Wir haben viel weniger Abrieb, wir haben viel weniger Aufwirbelung, und das macht immerhin ein Viertel der Wiener Feinstaubemissionen aus.

Es gibt sehr viele gute Gründe für diese Maßnahme, die auch von etlichen namhaften Universitätsprofessoren unterstützt wird. Ich möchte sie nur noch einmal aufzählen: Prof Puxbaum von der TU Wien, Prof Sturm von der TU Graz, Prof Knoflacher und das Umweltbundesamt. Ich glaube, dass wir sehr viele gute Unterstützer für diese wirklich sinnvolle Maßnahme haben, die auch hel-
fen wird, auf der Westeinfahrt Lärm zu reduzieren, was für die betroffenen Menschen dort auf jeden Fall eine massive Verbesserung der Lebensqualität in vielerlei Hinsicht ist, nicht nur im Bereich des Feinstaubs, sondern auch im Bereich der Stickoxide, aber auch im Bereich des Lärms.

Aber wahrscheinlich erzählen Sie mir jetzt als Nächstes, dass man bei Tempo 160 auch weniger Schadstoffemissionen als bei Tempo 130 hat. Das würde ja nur logisch in die Linie Ihrer Bundespartei passen, die einen Verkehrsminister unterstützt, der hier Millionen Euro - und ich sage: Millionen Euro! - in eine sündteure 160-Stundenkilometer-Raser-Teststrecke investiert, während wir Länder hier versuchen, Feinstaub einzusparen und für die Gesundheit unserer Kinder und der Wienerinnen und Wiener zu kämpfen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Harry Kopietz: Gorbach hat die 160 erst gefordert, weil sie ihm das Blaulicht nicht gegeben haben! - Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ja, das ist wahrscheinlich der heimliche Grund, den wir heute kennen gelernt haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann Ihnen nur sagen, nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir engagiert gegen die Feinstaubbelastung in dieser Stadt kämpfen. Wir setzen sinnvolle Maßnahmen, zusammen mit Experten arbeiten wir diese sinnvollen Maßnahmen... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Zusammen mit Experten arbeiten wir diese sinnvollen Maßnahmen aus. Wir setzen sie auch um, während Sie die Wienerinnen und Wiener im Regen, oder vielmehr im Staub stehen lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mahdalik gemeldet. Redezeit: Drei Minuten. (GR Harry Kopietz: Von der Blaulicht-Fraktion!)
GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte in einem Punkt berichtigen, für mehr Punkte ist die Zeit zu knapp.

Sie haben unterstellt, dass uns die Feinstaubproblematik nicht interessiert. Wurscht sogar ist es uns. (GR Harry Kopietz: ...hat das festgestellt! - GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe das gesagt!) Genau das Gegenteil ist natürlich wahr. (GR Harry Kopietz: ...die Praxis!) 

Wir haben als Oppositionspartei die Pflicht, einer Maßnahme, die nach Expertenmeinung mehr statt weniger Feinstaubbelastung bewirken wird, alle Kraft entgegenzusetzen, die wir aufbringen können. Das werden wir auch machen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrags ist somit beendet.

Ich weise den Antrag zur weiteren Behandlung dem Herrn Bürgermeister zu.

Bevor wir jetzt zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge kommen, bringe ich Ihnen zur Kenntnis, dass Frau Mag Vassilakou von 18 bis 20 Uhr entschuldigt ist. Herr Mag Chorherr ist zwischen 18 und 18.30 Uhr entschuldigt.

Nunmehr stimmen wir über die Beschluss- und Resolutionsanträge ab. Es wurden von den vier Anträgen drei zur namentlichen Abstimmung beantragt.

Der erste Antrag, der mir vorliegt, ist von der FPÖ und lautet: „Der Gemeinderat der Stadt Wien beschließt die Abhaltung einer Volksbefragung gemäß § 112a Wiener Stadtverfassung zur Abschaffung der Tempo 50-Verordnung im Stadtgebiet Wien" und so weiter.

Zuerst bitte ich um Zustimmung, wer für die namentliche Abstimmung ist.

Wer für die namentliche Abstimmung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es sind mehr als 25 Abgeordnete dafür.

Wir stimmen über den Antrag ab.

Ich ersuche die Gemeinderäte, die dem Antrag zustimmen, mit Ja zu antworten. (GR Rudolf Hundstorfer: Namentlich!) Ja, namentlich. Aber ich erkläre es zuerst ein bisschen, Herr Vorsitzender.

Ich bitte die Schriftführer, die Namen zu verlesen.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dr Aigner. (Unruhe im Saal.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich bitte um Aufmerksamkeit.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dipl Ing Al-Rawi.

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Baxant.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein.
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Chorherr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Entschuldigt.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ach ja, entschuldigt, pardon. - Herr Dampier.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Ebinger.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ist nicht da. Unentschuldigt.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Frank.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Frauenberger.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Gaal.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau Dipl Ing Gretner. - Auch nicht da, aber nicht entschuldigt.

Herr Mag Gudenus.

GR Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Landtagspräsident Hatzl. (GR Rudolf Hundstorfer: Nicht da!)
Herr GR Herzog.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Gemeinderatsvorsitzender Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Hursky.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Jerusalem. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Haben wir vergessen zu entschuldigen! - Heiterkeit.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte wieder um Ruhe. Sonst höre ich nichts.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Aber ihr wollt, dass sie entschuldigt ist? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ja! - GRin Dr Sigrid Pilz: Frau Gretner ist mittlerweile da!) Ja, aber einen Buchstaben zu spät.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Jetzt ist es zu spät.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Kollege.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Kato Sonja.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Maurer Ernst.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Moment, bitte. 

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Prof Kopietz.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau Dr Laschan.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Ludwig.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Dr Ludwig.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Lueger.

GRin Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herr Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frau GRin Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Mayer Alois.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr GR Neuhuber Alexander. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein. (Schriftführerin GRin Sonja Kato: Maurer vergessen?)
Schriftführer GR David Lasar: Herr GR Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau GRin Novak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr GR Oxonitsch. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau GRin Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau GRin Petrides, Ja oder Nein?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nein - sie hat es schon drei Mal gesagt. (Heiterkeit.) Bitte wieder um Ruhe.

Schriftführer GR David Lasar: Bitte etwas lauter, ich verstehe es hier nicht, wenn Sie alle dreinreden. Sonst verlieren Sie ja noch die Abstimmung. (Heiterkeit.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Kollege, Sie müssen nur lesen. (Heiterkeit.) Sie brauchen nur zu lesen. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN.)
Ich bitte wirklich um Ruhe, damit ich dem Abstimmungsvorgang folgen kann. Ich muss nämlich hören, was die Kolleginnen und Kollegen sagen.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Univ Prof Pfleger.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Dr Pilz Sigrid. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Entschuldigung. - Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein. (Unruhe im Saal.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Das ist ja wirklich unmöglich. Ich bitte um Ruhe. - Lesen Sie einfach nur die Namen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Schriftführer GR David Lasar: Frau Rosemarie Polkorab.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Karin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Ingrid Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Mag Sonja Ramskogler.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Thomas Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Hannelore Reischl.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Günther Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Marie Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Silvia Rubik.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Laura Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Norbert Scheed.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Andreas Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Marco Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Karin Schrödl.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.
Schriftführer GR David Lasar: Frau Ingrid Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Ingrid Schubert. (GR Godwin Schuster: Hat sie schon gesagt: Nein!) 

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Ich habe es zuerst nicht verstanden.

Herr Godwin Schuster.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Danke. (GR Godwin Schuster: Bitte! - Heiterkeit.)
Frau Claudia Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Rudolf Stark.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Mag Harald Stefan.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja. (GR Godwin Schuster: Ah, den kennt er! - Heiterkeit. - GR Heinz Hufnagl: Ist ein bekanntes Gesicht! - GR Godwin Schuster: Auswendig gelernt!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Roman Stiftner.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Heinz-Christian Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Sybille Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Elfriede Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Friedrich Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Erika Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Kurt Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Harald Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Matthias Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Wolfgang Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Erich Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Heinz Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Elisabeth Vitouch.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Norbert Walter.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Franz Ferdinand Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Ernst Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Herr Jürgen Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Nurten Yilmaz. 

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Frau Inge Zankl. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nein.

Ich glaube, dass Herr Kollege Maurer nicht verlesen wurde. (GR Günter Kenesei: Ich glaube, ich auch nicht!) Herr Kollege Kenesei wurde auch nicht verlesen.

Schriftführer GR David Lasar: O ja. Maurer ist drinnen mit Nein. Frau Kato Sonja hat mit Nein gestimmt, Herr Maurer Ernst auch mit Nein.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Okay. (GR Dr Matthias Tschirf: Und Kenesei?) Er ist verlesen worden. Anscheinend haben Sie es nicht gehört, weil es so laut war. (StR Dr Johannes Hahn: Was hat er geantwortet?) 

Ich stelle fest, dass dieser Antrag mit 12 Ja-Stimmen gegen unendlich viele Nein-Stimmen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), die ich irgendwie nicht mehr festgestellt ha-
be - ich kann sie nur schnell zählen. 79 Nein-Stimmen habe ich jetzt mitgezählt.

Dieser Antrag fand nicht die notwendige Mehrheit. 

Wir kommen jetzt zum nächsten Antrag. Er ist von der ÖVP-Wien eingebracht worden und betrifft die Aufhebung der Tempo 50-Verordnung auf Grundlage des IG Luft. 

Es wurde ebenfalls die namentliche Abstimmung verlangt.

Wer für die namentliche Abstimmung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es sind mehr als 25 Abgeordnete dafür. (Unruhe im Saal.)
Ich bitte um ein bisschen mehr Ruhe. Vielleicht können wir das jetzt schneller abwickeln.

Ich bitte wieder die Schriftführer, die Namen zu verlesen, und bitte, deutlich zu sprechen und still zu sein. Man hört es sonst wirklich nicht.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ich hoffe, Ihr Einverständnis voraussetzen zu dürfen: Ich lese jetzt nur noch die Nachnamen vor. Das macht es vielleicht auch für die andere Seite einfacher. 

Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Al-Rawi.

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Baxant.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein.
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Chorherr - noch immer entschuldigt.

Dampier.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ebinger - entschuldigt?

Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frank.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frauenberger.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gaal.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hatzl - noch immer nicht.

Herzog.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hursky.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Jerusalem? - Nicht da.

Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Kato Sonja.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Maurer. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja. 

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Kopietz.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Laschan.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ludwig Martina.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ludwig Michael.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Lueger.

GRin Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein. 

Schriftführer GR David Lasar: Mayer.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Novak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Pfleger.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Polkorab.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Praniess.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Ramskogler.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Reischl.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): J-, nein. (Heiterkeit.)
Schriftführer GR David Lasar: Ja? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nein. Ich habe Nein gehört. (GR Heinz-Christian Strache: Ich habe Ja gehört! - Weitere Zwischenrufe.) 

Schriftführer GR David Lasar: Rubik.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Scheed.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schrödl.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.
Schriftführer GR David Lasar: Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schuster.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Stark.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Stefan.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Stiftner.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Vitouch.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein. (Oje-Rufe bei der ÖVP.)
Schriftführer GR David Lasar: Walter.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Da habe ich jetzt nichts gehört. Bei Walter habe ich nichts gehört. 
Schriftführer GR David Lasar: Walter, MAS.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Okay. - Ich habe es zuerst nicht gehört. Bitte wieder um Ruhe. 
Schriftführer GR David Lasar: Walter - das steht aber da, bitte.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Kollege, lesen Sie weiter.

Schriftführer GR David Lasar: Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Yilmaz.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Zankl. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nein. 

Ich habe 31 Ja-Stimmen und 74 Nein-Stimmen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das geht sich nicht aus!) Okay, das können Sie nachher besprechen. 

Damit hat dieser Antrag nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Dr Matthias Tschirf: Das kann nicht stimmen! Dieses Ergebnis kann nicht stimmen!)
Okay, also 31 und 64 sind nur 95, wenn ich richtig gerechnet habe. Wenn Sie sich korrigieren wollen, bitte. (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.) Entschuldigung, ich habe mich vielleicht versprochen. "64" steht auf meinem Zettel. Aber die Mehrheit ist die Mehrheit, das steht einmal fest. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Wir kommen nun zum nächsten Antrag, gestellt von der ÖVP, betreffend rasche und zeitgerechte Evaluierung der Maßnahme der Tempo 50-Reduzierung.

Es wurde ebenfalls die namentliche Abstimmung verlangt. 

Wer für die namentliche Abstimmung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung.

Ich bitte wieder die Schriftführer... (Unruhe im Saal.) Bitte, meine Damen und Herren, es dauert nicht mehr lang. Je aufmerksamer Sie sind, desto schneller werden wir fertig. Nachher können Sie dann Ihre Unterhaltungen fortsetzen. 

Ich ersuche die Schriftführer um Verlesung der Namen. - Bitte, Frau Kato.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Al-Rawi.

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Baxant.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein.
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dampier.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ebinger - entschuldigt.

Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frank.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Frauenberger.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gaal.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Herzog.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Hursky.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Kato Sonja.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja. 

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Kopietz.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Laschan.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Das habe ich nicht verstanden. Lasar habe ich nicht verstanden.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ja. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Schriftführerin GRin Sonja Kato: Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ludwig Martina.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Ludwig Michael.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Lueger.

GRin Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin GRin Sonja Kato: Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein. 

Schriftführer GR David Lasar: Mayer.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Novak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Pfleger.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Polkorab.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Ramskogler.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Reischl.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Rubik.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Scheed.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schrödl.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.
Schriftführer GR David Lasar: Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Schuster.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Stark.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Stefan.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Stiftner.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Vitouch.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein. (Oje-Rufe bei der ÖVP.)
Schriftführer GR David Lasar: Walter.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer GR David Lasar: Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Yilmaz.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nein.

Schriftführer GR David Lasar: Zankl. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nein.

Anscheinend habe ich eine Ja-Stimme überhört, wenn das Stimmverhalten dasselbe wie vorher war. Ich habe jetzt nur 30 Ja- und 64 Nein-Stimmen. (GR Günter Kenesei: Es waren auch zuerst nur 30! Aber das macht nichts!) Ich habe es wirklich nicht hören können. (StR Dr Johannes Hahn: "Mehrheit ist Mehrheit"!)
Somit hat dieser Antrag nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zum letzten Antrag, dem Vier-Par-
teien-Antrag betreffend Fahrplanänderung auf der S50 zu Lasten der PendlerInnen. Wir stimmen hier nicht na-
mentlich ab. (Zwischenrufe.) Jetzt wären wir schon so schön im Schuss, nicht wahr? 

Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Wir begrüßen nun in unserer Mitte Herrn Rechnungshofspräsidenten Dr Josef Moser. Herzlich willkommen! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über die Geschäftsstücke 12, 13, 99, 107 und 117 der Tagesordnung - sie betreffen Berichte des Rechnungshofes - zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Somit bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Robert Ekkamp: Herr Präsident! Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesen Geschäftsstücken.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. Ich erteile es ihm. - Bitte.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Rechnungshofspräsident!

Ich glaube, die jetzige Debatte wird etwas weniger emotional, aber sicherlich auch ohne, nehme ich an, na-
mentliche Abstimmung stattfinden, was auch seine Vor-
teile hat, würde ich meinen. 

Von den vorliegenden Geschäftsstücken werde ich mich fürs Erste einmal mit dem Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes zum Donauspital befassen, einem Schwerpunktkrankenhaus, das gemeinsam mit dem dortigen Geriatriezentrum das SMZ-Ost bildet. Seitens des KAV wurde dem SMZ-Ost im Jahre 2002 ein Betrag von 93 Millionen EUR zugewiesen, und der Abgangsanteil liegt bei 41 Prozent. Das heißt, es ist doch ein relativ hoher finanzieller Schwierigkeitsgrad, der damit auch für den KAV gegeben ist. 

Das Donauspital hat einen eigenen spitalsbezogenen Entwicklungsplan ausgearbeitet, worin der Ausbau der Betten und auch die Ausweitung der inhaltlichen Kapazitäten vorgeschlagen wurde. Sie wollen dort bis 2010 einen vierten Bettentrakt entstehen lassen und neue Leistungsbereiche einrichten: Im Herzbereich, im Thoraxbereich und auch im Hinblick auf eine Verringerung der Wartezeiten bei den Operationen. 

Die Auslastung des Donauspitals - das ist immer ein Problem bei den Spitälern - hat sich seit Jahren auf einem Niveau von ungefähr 82 bis 83 Prozent eingependelt, allerdings eben mit sehr unterschiedlichen Einzelsituationen in den einzelnen Abteilungen. Bei den internen Abteilungen liegt die durchschnittliche Bettenauslastung bei 95 Prozent, dadurch ergeben sich Überbelegungen, die natürlich auch zur Aufstellung von Gangbetten führen, was selbstverständlich eine sehr, sehr unangenehme Situation für die dortigen Patienten hervorruft. 

Schuld an der Situation, an dieser Fehlbelegung, ist die Verwendung der Akutbetten für Pflegefälle. Immerhin gab es im Bereich der Internen 52 Pflegefälle im akuten Bereich; durchschnittlich waren neun Betten pro Tag in der Internen mit Pflegefällen belegt. Es waren zumeist Procuratio-Fälle, das heißt Fälle, die auf die Überstellung ins Pflegeheim warten. 

Andere Abteilungen waren weniger ausgelastet. Die Kinderabteilungen haben in beiden Abteilungsgruppen eine Auslastung von 60 bis 64 Prozent. Hier gibt es allerdings bereits Zusammenlegungen und Einsparungspotentiale, es wurden Kinder aus dem Kinder- und Jugendbereich in die Chirurgie und Kinderheilkunde und umgekehrt gebracht, je nach Platzfrage. 

Im gesamten Spitalsbereich gab es 193 Pflegefälle, die im Akutbereich untergebracht waren, im Jahre 2002, mit einer Verweildauer von 58 Tagen im Durchschnitt. Die Kosten für die Pflegefälle im Spital sind wesentlich höher als im Pflegeheim selbst, nämlich um 300 EUR höher. Allerdings werden auch die Pflegepatienten selbst belastet: Es wird ihm oder ihr ein Betrag von 479 EUR am Tag - alles im Jahr 2002 - in Rechnung gestellt. Was davon tatsächlich einbringbar ist, ist mir nicht bekannt, würde mich aber grundsätzlich interessieren.

Zu den Wünschen auf Bettenausweitung beziehungsweise Leistungsausbau hat der Rechnungshof festgestellt, dass die allgemeinen Schwierigkeiten finanzieller Natur im Bereich des KAV wenig Möglichkeiten zur Verwirklichung einer Ausweitung im Donauspital bieten. Eine Ausweitung und eine Erfüllung der Wünsche des Spitals ist daher nur möglich, wenn die Betten- und Leistungsverlagerung aus dem Westen erfolgt und in die Nordbezirke übertragen wird. Das heißt, die westlichen Bezirke haben eine höhere Bettendichte als die Bezirke jenseits der Donau; das Verhältnis ist praktisch 8,6 Bet-
ten zu 4,5 Betten im Norden, auf 1 000 Einwohner bezogen, also eine doch deutliche Unterscheidung.

Wien weist in einer Stellungnahme darauf hin, dass das Procuratio-Management im Laufen ist. Allerdings muss auch hier festgestellt werden, dass trotz Procuratio-Management dessen ungeachtet der Mangel an ausreichenden Pflegeeinrichtungen dadurch mit Sicherheit nicht behebbar sein wird. Man braucht diese Pflegeeinrichtungen, egal, ob sie mobil sein werden oder in den Einrichtungen von Heimen bestehen werden. Sie können durch nichts ersetzt werden.

Es fehlt nämlich außerdem noch immer der von Generaldirektor Marhold versprochene Spitalsentwicklungsplan für ganz Wien, der Bettenreduktionen und Verlagerungen, dann weiters Schwerpunktzuteilungen in einzelnen Spitälern vornehmen sollte und dadurch ein Kosten-
management sichern könnte. Eine klare Schwerpunkt-
setzung und dadurch eine Möglichkeit, eine Bettenkapa-
zitäten- beziehungsweise Leistungsverlagerung inner-
halb von Wien zu vollziehen, wäre eine dringende Notwendigkeit. 

Genauso, muss man feststellen, fehlt auch der Bedarfsplan für die Wiener Pflegeheime. Auch hier ist es ein massiver Mangel, dass es das noch nicht gibt. Angesichts der auf uns zukommenden demographischen Ver-
änderungen ist es eigentlich eine sehr unverantwortliche Haltung, dass hier noch nichts geschehen ist und dass ein Dahinwurschteln die Regel geworden ist.

Der Rechnungshof stellt außerdem fest, dass im Bereich der Ärztegehälter eine deutliche Erhöhung der Bezüge eingetreten ist - der Grund dafür ist ein neues Gehaltsschema für die Ärzteschaft -, und da gibt es Stei-
gerungen von 2001 bis 2004 im Bereich bis zu 34 Pro-
zent. Die zugesagte und in Aussicht gestellte gleich-
zeitige Flexibilisierung der Arbeitszeit ist weitgehend aus-
geblieben.

Es hat schon einige Bereiche gegeben, die positiv zu betrachten sind. Die Nebenbeschäftigung der Ärzte wurde neu geregelt, und zwar dahin gehend, dass die neuen Verträge sozusagen ein Arbeitsverbot in anderen Spitälern beinhalten. Die Abgeltung der Arbeitszeitvergütungstage - das sind die Dienste nach Nachtdienstschluss bis 13 Uhr - ist ebenfalls um die Hälfte reduziert worden, auch kostenmäßig, weil es Zeitumschichtungen gegeben hat. 

Aber die Abgeltung im über die Normalarbeitszeit von 173 Stunden hinausgehenden Bereich der Überstunden oder Mehrleistungen ist völlig ungeregelt geblieben, dort hat sich nicht viel geändert. Im Oktober 2003 zum Beispiel war die Menge der Normalarbeitszeit insgesamt im Bereich von 63 453 Stunden; erbracht wurden in Normalarbeitszeit aber nur 56 961 Stunden, die Zeit darüber hinaus wurde als Mehrleistung verrechnet. Das heißt, es wurden allein in diesem Monat 6 500 Ärztestunden doppelt verrechnet.

Soweit einmal ein kurzer Überblick über die Rechnungshofberichte des Jahres 2005. Ich darf aber einige weitere Dinge feststellen, die auch interessant sind.

So großzügig mit den Ärzten und ihren Gehältern umgegangen worden ist - beim anderen Personal hat man ganz klar andere Wege beschritten. Den Abteilungshelferinnen - das sind insgesamt 20 Mitarbeiter in dem Spital - wurde seit Jahren die Gefahrenzulage verweigert, und das trotz Anspruchs. Angeblich bis zu elf Jahre haben sie keine Gefahrenzulage bezogen, und nicht einmal die einklagbaren drei Jahre sind ihnen ausbezahlt worden. Als einziges wurde ihnen das letzte Jahr nachbezahlt. 

Ich kann nur sagen, diese Behandlung, dass man sie für die offenen letzten zwei Jahre nicht einmal auch nur annähernd entschädigt, ist etwas, das ich nur als soziale Kälte und massive Ungerechtigkeit im Spitalsbetrieb und auch des KAV bezeichnen muss. Ich muss sagen, wenn man auf der einen Seite den Ärzten doch recht gute Gehälter zahlt, ihnen großzügig Überstunden, also Mehrleistungsstunden bezahlt, dann muss es doch für 20 Angehörige schlechter bezahlter Kategorien möglich sein, dass diesen das Geld ausbezahlt wird, zumindest für den Bereich, der einklagbar ist.

Ähnliches ist auch den Hausarbeiterinnen im Donauspital passiert. Auch sie haben einen Anspruch gehabt, der ihnen nicht ausbezahlt wurde. Sie haben ihn zwar auf dem Rechtsweg durchgesetzt, aber - das möchte ich auch feststellen - nicht die eigene Gewerkschaft hat ihre Interessen vertreten, nicht die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten war bereit, eine rechtliche Position für sie einzunehmen, sondern durchgefochten hat den Rechtsweg für die Hausarbeiterinnen die KUG-AUF, also eine Oppositionsgruppe. 

Ich glaube, es ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt, dass das geschehen ist. Gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen konnte hier ein Erfolg erzielt werden. Es geht dort sowieso nur um wenige und vergleichsweise geringe Beträge, wenn man es mit dem vergleicht, was sich an der Spitze getan hat. Das ist ja ganz interessant, was im KAV so vor sich gegangen ist.

Ein Rechnungshofbericht des Jahres 1998 hat empfohlen, bei der Neubesetzung des Generaldirektors und eines Stellvertreters des KAV Einsparungen vorzunehmen. Generaldirektor Naegler hatte damals ein Jahresgehalt von 3,3 Millionen ATS gehabt, und sein Nachfolger Kaspar hatte einen Bezug von zirka 2 Millionen ATS. Der neue Generaldirektor Marhold soll einen Bezug haben - das dürfte ziemlich genau stimmen -, der 21 400 EUR monatlich, und das 14 Mal, beträgt - das sind 4,1 Millionen ATS, um das in der vergleichbaren Währung anzugeben -, plus einen Dienstwagen. Das heißt, da ist gar nichts geschehen. Nach einem kurzen Zurückzucken bei dem in der Zwischenzeit abgetretenen Generaldirektor ist der neue Vertrag wieder vergoldet worden.

Aber das Tüpfelchen auf dem i, wenn ich das noch sagen darf, ist Folgendes: Generaldirektor Marhold hat sich noch einen Sterbekostenbeitrag in der Höhe von 128 000 EUR sichern können. Das ist eine unglaubliche Summe, wenn man es damit vergleicht, dass ein Beamter der Stadt Wien zurzeit ein Sterbegeld von insgesamt nicht ganz 3 000 EUR bekommt. Es lebe der Unterschied, es lebe das soziale Gewissen des KAV, es lebe das soziale Gewissen der Gewerkschaft! Ich glaube, die Bediensteten wissen, was sie davon zu halten haben.

Zurückkehrend zum Bericht 2005, nachdem ich jetzt ein bisschen auf den Bericht 1998 eingegangen bin, stellen wir fest, dass wir den Rechnungshofbericht natürlich zustimmend zur Kenntnis nehmen werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Pilz hat sich gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte jetzt nicht wiederholen, was schon von meinem Vorredner hinsichtlich des Donauspitals gesagt wurde. (In Richtung amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker, der mit Präsident Dr Josef Moser spricht:) Aber entschuldigen Sie, Herr Stadtrat, wenn ich Sie doch bitten darf, mir die ungeteilte Aufmerksamkeit des Herrn Präsidenten zu vergönnen. Da sind ja so viele Honneurs zu machen, aber gönnen Sie ihn mir jetzt doch! Ich rede jetzt auch sehr gern mit Herrn Dr Moser, weil er ja hier ist und weil er wissen soll, wie wir auch die Berichterstattung des Rechnungshofes schätzen. 

Das kann ich für meine Person und für die GRÜNEN sagen, dass wir sehr froh sind, dass wir auch als Oppositionspartei in den Kontrollorganen, sei es der Rechnungshof oder sei es die ausgezeichnete Arbeit des Kontrollamtes, Partner haben, die immer wieder und oft zu denselben Schlüssen wie die Opposition kommen. Das hat etwas Melancholisches, muss ich Ihnen sagen, und zwar insofern, als wir uns denken, wie Recht Sie doch haben, wie richtig Ihre Analyse, Ihr Befund, Ihr Prüfbericht ist, und wie wenig es nutzt. Da teilen wir ein Schicksal, und das ist vielleicht sozusagen persönlich verkraftbar - Sie haben einen gut dotierten Job, auch Gemeinderäte und -rätinnen verdienen etwas Gutes, aber in der Sache sollten sich die Dinge doch ändern.

Man sieht an diesem konkreten Bericht in Bezug auf das Donauspital, dass Sie zu denselben Schlüssen kommen. Wenn man das Bestreben hat, Betten auszubauen - und Frau StRin Brauner kennt meine diesbezüglichen Argumente -, wenn man Betten ausbauen will, muss man angesichts des Überangebots an Akutbetten in Wien anderswo abbauen. Es ist unbestritten, dass linksseitig der Donau Kapazitätsmängel sind, während der Westen überversorgt ist. Nur dann und nur unter diesen Umständen kann ein Ausbau, sei es jetzt das Nordkrankenhaus oder das Donauspital, überhaupt zu rechtfertigen sein.

Es werden uns jedoch keine Konzepte vorgelegt, die einen Akutbettenabbau beinhalten. Sie, ich und das geschätzte Auditorium, wir alle wissen, dass Wien an der Spitze in Österreich liegt. Das hat auch viele gute Gründe, man versorgt auch das Umland mit, aber in Summe ist Österreich mit Akutbetten überversorgt. Das ist eine Schlussfolgerung, die niemand bestreitet, allein, es werden keine Konsequenzen gezogen. Der Rechnungshof sieht wie die Opposition, dass man Akutbetten im Westen konsequent abbauen müsste, bevor man an Ausbau denkt. Beim Nordkrankenhaus, das jetzt sozusagen auch nach Ihrer Berichterstattung zum Thema wurde, fehlt uns außer den Verlagerungsplänen schlicht und einfach ein nachhaltiger und vor allem wirksamer Ansatz, die Akutbetten abzubauen. 

Sie kommen weiter zu dem Schluss, dass Sie sagen, es ist wirtschaftlich nicht vertretbar - das teilen wir, aber es ist auch ethisch nicht vertretbar -, dass die Menschen, die man jetzt mit einem Terminus technicus als Procuratio-Fälle bezeichnet, so lange in den Akutbetten der Spitäler eigentlich fast wie die gerade noch gelittene arme Verwandtschaft liegen und nicht die ausreichende Betreuung haben, die sie brauchen würden in Bezug auf Remobilisierung, Aktivierung, Lebensqualität. Das kostet, aber das ist auch eine Geringschätzung von Menschen. Sie kommen zu demselben Schluss, zu dem jeder kommen muss: Wir brauchen die Kapazitäten in der Geriatrie, und wir warten ungeduldig darauf. Wir warten so ungeduldig wie Sie.
Was die Situation der Ärzteschaft betrifft, ist es richtig, dass die Erhöhung von Gehältern, die man verhandelt hat, an Bedingungen bei der Ärzteschaft geknüpft ist und dass man auf die Einhaltung dieser Bedingungen auch acht gibt. Da ist es für uns nicht nachvollziehbar, dass die vereinbarte und zugesagte Flexibilisierung der Dienstzeit - in Ihrer Einschätzung und auch aus dem Befund, den wir in der Opposition gezogen haben - nicht in dem Maße umgesetzt wurde und leider immer noch wird, wie das notwendig wäre. 

Das kann man angesichts des großen Finanzierungsbedarfs im Gesundheitsbetrieb nicht verantworten, und Sie machen Vorschläge, denen ich sehr leicht zustimmen kann. Sie sprechen vom Infrastrukturbeitrag, der ja in den öffentlichen Spitälern Wiens jetzt eingehoben wird - mit einer Ausnahme: Das AKH hält sich vornehm zurück und verlangt keinen Infrastrukturbeitrag von den leitenden Ärzten -, und Sie fordern eine Neuregelung der Nebenbeschäftigung. 

Noch einmal und sehr unterstrichen: Ja, Herr Präsident, auch wir fordern das! Da gibt es einen Graubereich, da gibt es einen Bereich, der Tür und Tor öffnet für unklare Verhältnisse, für die Verlagerung des Gewinns in die Goldene Meile und für die Vergesellschaftung des Ri-
sikos der chronischen Krankheit und aller Lasten, die sich daraus für die öffentliche Hand ergeben. Ja, regeln wir die Nebenbeschäftigungen! Wir sehen nicht, wo die Gemeinde Wien da ernst macht und wirklich Privilegien abbaut und Regelungen trifft, die zu einer modernen Ge-
sundheitsversorgung, die auch dem Prinzip der Gerechtigkeit und der Sparsamkeit verpflichtet ist, einen Ansatz fänden.

Es ist nachgerade unverständlich - und diesen Befund haben Sie auch hier gestellt -, dass man Dienstzeit flexibilisiert und gleichzeitig nicht zur Kenntnis nimmt, dass es Ärzte gibt, die ihre Normaldienstzeit noch nicht erledigt haben. Trotzdem lässt man schon zu, dass Mehrleistungen verrechnet werden. Da gehört eine strikte und klare Regelung her. 

Herr Präsident, ich möchte von diesem letzten Punkt auf eine andere Akte kommen, die Sie schon präsentiert haben. Es geht um die Sondergebühren und die Honorare im Allgemeinen Krankenhaus. Der Befund, den Sie hier fürs Donauspital gezogen haben, ist umso richtiger, denn im AKH leistet sich die Gemeinde Wien - bloß zusammen mit Innsbruck, mit den Tirolern - eine Regelung, die durch nichts und niemanden zu rechtfertigen ist, und zwar den Umstand, dass die leitende Ärzteschaft die Möglichkeit hat, Privathonorare und Sondergebühren in nach oben offener Höhe zu lukrieren. Da gibt es Zahlen, davon können Otto und Eva Normalverdiener und –ver-
dienerin nur träumen, was da nebenbei noch lukriert werden kann, und das kommt nicht dem Haus zugute, das immerhin mit seiner Reputation, mit seiner Kompetenz diese Nebeneinkünfte auch möglich macht. Dieses Haus verzichtet auf den gerechtfertigten Anteil an diesen Honoraren. 

In diesem Punkt, Herr Präsident, ist der Rechnungshof so klar wie in der Akte zum Donauspital. Man müsste nur, Frau StRin Brauner, die Empfehlungen schlicht umsetzen, die gemacht werden. Die Empfehlungen sind ganz klar! Der Rechnungshof spricht von einem verfassungswidrigen Zustand bei dem Landesgesetz, das es der Ärzteschaft ermöglicht, sozusagen in einem Bypass eine Privatabrechnung mit den Patienten zu machen, statt zu sagen: Wer ins Spital kommt, hat ein Visavis, das ist der Krankenhausträger, und mit dem ist eine Rechnung zu machen.

Durch diese Möglichkeiten, die das Wiener Landesgesetz expressis verbis einräumt, ist Tür und Tor zur Intransparenz und möglicherweise auch für aufklärungsbedürftige Honorargebarung geöffnet. In jedem Fall ist es weder dem Kontrollamt noch der Stadt Wien noch der Unternehmensleitung und schon gar nicht dem Rechnungshof - selbstverständlich auch nicht der Opposition - möglich, Einsicht zu nehmen in diese Abrechnungsgesellschaften, die da gebildet wurden. Die laden Sie vielleicht auf einen Kaffee ein, aber nicht auf Akteneinsicht, und das halte ich für einen unfassbaren Zustand. Der Rechnungshof ist ganz klar, der Rechnungshof sagt: Das widerspricht dem Bundesgesetz und ist verfassungswidrig!

Wenn man als Bürgermeister in einer Situation ist, dass man sich vom Rechnungshof sagen lassen muss, dass man verfassungsgesetzwidrige landesgesetzliche Regelungen hat, müsste man auf der Stelle etwas unternehmen. Wäre ich hier Bürgermeisterin - vielleicht bringe ich es einmal so weit -, würde ich etwas tun. Der Rechnungshof weiß, was er sagt, der Rechnungshof kennt das Gesetz - davon gehe ich aus -, und der Rechnungshof ist eindeutig!

Da mein Optimismus über die Kompetenz der SPÖ, Erfahrungen in Aktion umzusetzen, noch nicht restlos frustriert ist, habe ich gestern einen Antrag gestellt, der von den Oppositionsparteien unterstützt wurde: Der Herr Bürgermeister möge dafür sorgen, dass diesbezüglich verfassungskonforme Zustände in Wien herbeigeführt werden. Die SPÖ hat den Antrag leider abgelehnt, genauso wie die SPÖ den Antrag abgelehnt hat, einen Infrastrukturbeitrag zu veranschlagen, der wie in den anderen Gemeindespitälern dem Haus legitimerweise zustünde.

Die Argumentation, Herr Präsident, sollten Sie auch kennen - denn das macht man ja nicht einfach so und sagt nicht, warum man so etwas ablehnt -, sondern ich kann Ihnen auch sagen, was die Gründe waren: Für die Bundesbediensteten sind wir nicht zuständig, tut uns Leid, wir können das Bundesgesetz nicht ändern, so die Gegenäußerung des Stadtsenates; Sie können ja das eigene Landesgesetz ändern, das würde schon reichen; und dass es drittens nicht möglich ist, hier einen Infrastrukturbeitrag einzuheben, ergibt sich aus dem Faktum, dass die Medizinische Universität zuständig wäre. 

Ich kann diesen Argumenten nicht folgen. Wenn man nämlich das Landesgesetz ändert, dann ergibt sich die Möglichkeit gar nicht, dass man solche Abrechnungsgesellschaften einrichtet, dann wären die obsolet. Man könnte - und da ist der Rechnungshof ja klar und eindeutig... (In Richtung GR Dr Kurt Stürzenbecher, der mit Präsident Dr Josef Moser spricht.) Ich hätte so gern die Konzentration des Herrn Präsidenten, ich möchte mit Ihnen nicht konkurrieren. - Dann würde man das Landesgesetz dahin gehend ändern, dass diese Abrechnungsgesellschaften der Vergangenheit angehören. Da ist der Rechnungshof eindeutig.

Er sagt: „Die Honorarverrechnung leitender Ärzte am AKH Wien wäre zu beenden." Punkt. „Anstelle des privatrechtlichen Honoraranspruches der leitenden Ärzte wäre ein einziger öffentlich-rechtlicher Sondergebührenanspruch des Anstaltsträgers festzulegen. Die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen wären abzuändern." – Ganz einfach. Tun Sie es! Der Rechnungshof sagt, wie es geht. 

„Die Honorarbefugnis der leitenden Bundesärzte wäre aufzuheben. Eine Nebenbeschäftigungsregelung wäre zu erlassen, und man müsste für die erhöhte Auslastung der Sonderklasse an den Universitätsspitälern sorgen." – Wie wahr! Wir wollen tatsächlich, dass die Privatpatienten und Privatpatientinnen nicht auf die Goldene Meile abwandern, sondern dass sie in der Qualität und unter dem wunderbaren Angebot des AKH gut behandelt werden und dass der daraus zu lukrierende Anteil an Versicherungsleistungen für das AKH auch zur Verfügung steht.

„Der Einnahmenerzielung wäre mehr Bedeutung zuzumessen." – Richtig! Schauen Sie, dass das Haus kon-
kurrieren kann mit der Goldenen Meile, dass die Herren Professoren da bleiben – und auch die Damen, es gibt leider mehr Herren –, dann könnten Sie dem Rech-
nungshof genügen. Und, Frau Stadträtin, Sie würden unheimlich viel Geld in Ihre marode Kasse bekommen. Sie wissen besser als ich, wie nötig Sie es haben.

Ich bin nicht mehr länger gewillt hinzunehmen, dass der Rechnungshof eine nette Antwort kriegt seitens des Stadtsenates, die man damit zusammenfassen kann: Tut Leid, machen wir nicht, wollen wir nicht, können wir nicht. Aber weitere Veranlassungen werden nicht getroffen. Niederschmetternd! 

Und weil ich mir denke, als Oppositionsparteien soll man seine Möglichkeiten ausschöpfen, prüfen wir jetzt, das zu tun, was notwendig ist in Verfolgung der Rechts-
einschätzung, die der Rechnungshof hier darstellt und die wir vollinhaltlich teilen. Wir prüfen die Möglichkeit, mit dem nötigen Quorum an Abgeordneten an den Verfas-
sungsgerichtshof heranzutreten, dass er diese Prüfung vornehmen möge, ob die Stadt Wien so locker sagen kann: Unser Landesgesetz ist unser Landesgesetz, Bun-
desgesetze können wir leider nicht ändern, einen Infrastrukturbeitrag können wir nicht einheben und unsere Verrechnungsgesellschaften gehen uns nichts an, denn da dürfen wir nicht hineinschauen. Wir wollen wissen, ob die Stadt Wien tatsächlich mit dieser Rechtsauffassung durchkommt, die zum Nachteil des AKH, zum Nachteil des Budgets der Stadt und auch zum Nachteil der Gesundheitsversorgung der Bevölkerung ist. Davon bin ich tief überzeugt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Herr Präsident! Ich hoffe sehr, dass wir das gewinnen. Ich hoffe sehr, dass wir es einbringen können, ich möchte, dass wir es gewinnen und ich möchte, dass wir sozusagen auch etwas für Sie erledigen. Das ist nicht mein erstes Interesse, aber das, denke ich, würde vielleicht auch für den Rechnungshof nicht der falsche Weg sein. Ich würde wollen, dass die Stadt Wien sich überlegt, ob sie es so weit kommen lässt, und dass Sie rechtzeitig sagen: Wir wollen, dass der Herr Bürgermeister so gut beraten ist, dass er die Landesgesetze so vollzieht und als Landeshauptmann auch solche Gesetzesregelungen vorschlägt und dann umsetzt, dass wir das nicht brauchen, dass wir uns den Verfassungsgerichtshof spa-
ren könnten. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Korosec hat sich zu Wort gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident des Rechnungshofes! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Rechnungshof ist ein hoch qualifiziertes Organ, das einerseits dem Parlament, natürlich aber auch den Landtagen, den Gemeinden Hilfestellungen auch bei politischen Entscheidungen gibt.

Herr Präsident! Es ist Ihnen und Ihren Mitarbeitern zu danken für die wirklich umfassenden und sehr detaillierten Berichte. Es ist so, wie die Frau Kollegin Pilz es gesagt hat: Auch ich sehe den Rechnungshof als eine Fundgrube, als eine Fundgrube vor allem für die Opposition, wo wir sehr oft bestätigt werden. Man braucht ja da in diesem Haus relativ viel Selbstbewusstsein, denn wenn man etwas aufzeigt, wovon man überzeugt ist, das gehört geändert, dann ist ja die Allmacht der Alleinregierung da, die sofort sagt, alles ist anders. Da ist man dann sehr dankbar, wenn der Rechnungshof, wenn dieses Organ das bestätigt und darüber hinaus sogar weitergehende Veränderungen vorschlägt. Also daher nochmals recht, recht herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber wenn man einige Jahre im politischen Leben tätig ist, dann weiß man auch und stellt fest, dass vieles, was die Spezialisten des Rechnungshofes vorschlagen, nicht in dieser Weise umgesetzt wird, wie es nötig wäre. Ich habe den Eindruck gewonnen – ich glaube, ich habe einen relativ guten Überblick österreichweit –, dass in Wien Ihre Empfehlungen im besonderen Maße nicht umgesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nämlich wichtig ist ja vor allem, dass die Empfehlungen rasch umgesetzt werden, und da bin ich eben bei "rasch". Es gibt heute eine ganze Fülle von Berichten, die wir debattieren, und ich muss schon sagen, es ist deprimierend, und ich muss sagen, ich schäme mich ein bisschen, schon aus Gründen der Höflichkeit: Der Rechnungshofpräsident ist hier in diesem Haus, wir besprechen eine Reihe von Berichten, von ganz, ganz wichtigen Berichten, es sind die zwei Stadträtinnen da, die in erster Linie von zwei Berichten betroffen sind, aber das Forum insgesamt zeigt eigentlich, wir nehmen das alles gar nicht so wichtig, was hier aufgezeigt wird, ansonsten kann ich mir nicht vorstellen, wieso so wenig Leute im Saal sind.

Da muss ich sagen, bei der Dringlichen, wo es ums Auto gegangen ist, sind eigentlich viel mehr da herinnen gesessen als beim Rechnungshofbericht, wo es um wichtige Bereiche wie gerade den Gesundheitsbereich geht, wo es um kranke Menschen geht, wo es um sozial Schwache geht, wo wir unglaublich viel verändern sollten. Da ist das Interesse vor allem der Alleinregierung nicht vorhanden, denn die Alleinregierung müsste in er-
ster Linie hier sitzen und zuhören, was verändert gehört, denn sie muss es ja verändern, wir können ja nur vorschlagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und weil ich "rasch" gesagt habe, stellen sich für mich drei Fragen, gerade wenn ich auf das SMZ-Ost zu sprechen komme, weil das wirklich so besonders eklatant die Schwächen aufzeigt. Der Prüfungsverlauf war von November 2003 bis Jänner 2004, das liegt also zwei Jahre zurück. Zwei Jahre später diskutieren wir das im Gemeinderat. Da muss man fragen: 

Erstens: Wie wichtig sind der Wiener Alleinregierung die Ergebnisse des Rechnungshofes, wenn man sie zwei Jahre später diskutiert und das noch in Abwesenheit der meisten Mandatare? 

Zweitens: Wie wichtig sind der Wiener Alleinregierung die hundert Abgeordneten – die meisten Abgeordneten der Alleinregierung interessiert es ohnehin nicht, weil sie nicht da sind –, denn sonst würde man nicht Berichte, die ganz wesentlich sind, erst zwei Jahre später hier vorstellen. Das ist auch etwas, was ich nicht für richtig ansehe.

Und zum Dritten, und das sehe ich als das Entscheidende: Wie wichtig sind der Wiener Alleinregierung die Menschen dieser Stadt, Menschen, die krank sind, die besondere Fürsorge brauchen, wenn über Berichte des Rechnungshofes, der sehr, sehr kritisch vieles aufzeigt, was im Argen liegt, erst zwei Jahre diskutiert wird?

Meine Damen und Herren! Der Bericht SMZ-Ost zeigt – und das muss man wirklich so sagen –, wie viel Geld verschleudert wird durch Nichthandeln im Bereich des Krankenanstaltenverbundes. Der Rechnungshof hat erhoben – und das gilt nicht nur fürs Donauspital, sondern auch für die anderen Spitäler; das hat der Kollege Herzog gesagt und auch die Frau Kollegin Pilz hat es kurz angeschnitten; ich sage es auch, weil ich es wirklich so unglaublich finde – die Bezüge der Spitalsärzte: 34 Prozent Erhöhung. 34 Prozent! Na, das ist nicht von schlechten Eltern! Da haben die Repräsentanten der Ärzte sehr gut verhandelt. Steigerung der Ärztegehälter von 2001 bis 2002 um 3,5 Millionen EUR. 3,5 Millionen EUR!

Was steckt dahinter? Es wurden einerseits die Erhöhung der Bezüge, andererseits die Flexibilisierung der Arbeitszeit grundsätzlich junktimiert. An sich muss man sagen, das ist positiv, eine positive Angelegenheit. Aber jetzt kommt es! Man sollte annehmen, wer so ein zusätzliches Gehalt bekommt, sollte auch den anderen Teil der Vereinbarung einhalten, die Flexibilisierung zu Gunsten des Spitals. Der sollte das nicht behindern beziehungsweise müsste eine solche Vereinbarung selbstverständlich Zug um Zug erfolgen. Aber bei der Vereinbarung der Generaldirektion und der Gewerkschaft gab es keine zeitlichen Vorgaben.
Bitte, Herr Kollege Hundstorfer (GR Rudolf Hundstorfer spricht mit Präsident Dr Josef Moser.), ich habe auch nicht so oft das Vergnügen, den Herrn Präsidenten zu sehen. (GR Rudolf Hundstorfer: Ich gehe schon!) Ja, okay. 

Die Generaldirektion hat mit der Gewerkschaft keine zeitlichen Vorgaben verhandelt, und da muss ich Ihnen schon etwas sagen. Sie wissen, ich war jahrzehntelang in der Privatwirtschaft. Wenn einem Generaldirektor in der Privatwirtschaft so ein Managementfehler passiert, dass er Bezüge verhandelt, wo es um Millionenbeträge geht, wo qualifizierte Mitarbeiter mehr bekommen, aber die junktimierte Gegenleistung nicht erfolgt, dann kann ich Ihnen sagen, kann dieser Generaldirektor den Hut nehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber es geht ja noch weiter. Es wurden – das ist der Oktober 2003 – nicht einmal die normalen Arbeitszeiten erfüllt, sondern Überstunden verrechnet. 6 500 Stunden sind im Oktober 2003 als Mehrstunden verrechnet worden, obwohl die Normalarbeitszeit nicht erreicht wurde. Das muss man sich einmal vorstellen. Und das Unglaubliche – und da muss ich Ihnen sagen, das ist etwas, was ich überhaupt nicht verstehe –: Das nimmt man zur Kenntnis. Da hat man Berichte, da gibt es dann Gegenäußerungen vom Stadtsenat, dann kommt noch einmal eine Gegenäußerung, und es geschieht nichts. Bis heute, meine Damen und Herren, gibt es noch immer keine Flexibilisierung im Donauspital. Also eigentlich etwas, was unglaublich ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Wolfgang Ulm: Wirklich unglaublich!) Da fließen wirklich die Millionen den Bach hinunter und auf der anderen Seite, wir wissen es alle, pfeift der Krankenanstaltenverbund auf dem letzten Loch. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber ich nehme an, der Herr Kollege Hundstorfer wird dann gleich wieder kommen und wird sagen, wir haben ja ohnehin schon lange Tische. Ich weiß nicht, wo Sie die langen Tische haben, im Donauspital auf jeden Fall nicht. (GR Rudolf Hundstorfer: Oh ja! Sie sind schlecht informiert!) Nein. Ich habe mich erkundigt. Ich nehme nicht an, dass man mich falsch informiert. (GR Rudolf Hundstorfer: Gehen wir das gemeinsam anschauen!) Ja, okay.

Herr Kollege Hundstorfer, wie lange dauert es? Ich erinnere daran – ich war damals noch gar nicht im Gemeinderat, aber ich habe nachgelesen –, 1996 hat der damalige StR Dr Rieder, der für Gesundheit zuständig war, gesagt, eine flexible Diensteinteilung für Ärzte muss unbedingt erfolgen. Bitte 1996! Wir schreiben bald das Jahr 2006. Es geht nur mehr um ein paar Tage. (GR Mag Thomas Reindl: Mehr als 14 Tage!) Also zehn Jahre, bitte, und wir haben es noch immer nicht. Das ist ungeheuerlich. (Beifall bei der ÖVP.)
Noch etwas, an sich ein kleines Detail, aber es zeigt natürlich schon die ganze Einstellung. Der Rechnungshof hat auch gemeint, eine elektronische Zeiterfassung wäre zu empfehlen. Also das ist das Selbstverständlichste der Welt. In ganz Österreich, ich würde sagen, auf der ganzen Welt ist das heute eigentlich eine Selbstverständlichkeit. (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt überhaupt nicht!) Bitte im Donauspital hat man diese Empfehlung, eine Empfehlung, von der man glaubt, sie wird am nächsten Tag eingeführt, noch immer nicht eingeführt. Also es ist unglaublich. 

Aber offensichtlich, so meine ich, bremst die Gewerk-
schaft, und die Frau StRin Brauner, von der man immer, wenn man so mit ihr spricht, den Eindruck hat, dass sie tatsächlich vorhat, etwas zu verändern, kann sich offen-
bar, Herr Kollege Hundstorfer, bei der Gewerkschaft nicht durchsetzen. Anders kann ich es nicht verstehen, dass diesbezüglich gerade in diesen Bereichen noch immer nichts geschehen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Zu den Fehlbelegungen wurde heute von meinen bei-
den Vorrednern schon angeführt, dass gerade im SMZ-Ost viele Pflegefälle in Akutbetten liegen. Es geht um 193 Pflegefälle, die 11 160 Tage in Akutbetten gelegen sind, was enormes Geld kostet auf der einen Seite – ich glaube, 3,5 Millionen EUR in etwa –, und die haben 58 Tage auf einen Pflegeplatz warten müssen. Die Frau Kollegin Pilz hat es schon gesagt: Abgesehen von den Kosten – 3,5 Millionen sind ja nicht so wenig – muss man auch die menschliche Dimension sehen. Es ist nicht so angenehm, wenn man da mehr oder weniger abgestellt darauf wartet, dass man irgendeinen Pflegeplatz bekommt. 

Herr Kollege Hundstorfer, ich muss Sie jetzt doch wieder ansprechen, denn es ist natürlich Ihr Bereich und Sie sind da auch für sehr viele Dinge zuständig. Sie haben im Mai in einer Diskussion, bei der ich auch die Procuratio-Fälle angezogen habe, gesagt, ja, es ist richtig, keine Frage, dort gibt es viele solche Fälle. Aber haben Sie ein soziales Gewissen?, haben Sie mich gefragt. Haben Sie soziale Verantwortung? Was machen wir mit den Patienten?

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Hundstorfer, ich weiß schon, was man mit denen macht. Gerade wenn Sie ein soziales Gewissen haben – und ich weiß, dass Sie das haben –, dann ist es Ihre Aufgabe, dafür zu sorgen, dass diese Menschen eben dort versorgt werden, wo sie umsorgt werden. Das ist in einem gut geführten Pflegeheim. Und das ist Ihre Aufgabe, und dafür haben Sie zu sorgen. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass es auf Grund dieser Fälle dann eine Reihe von Fällen gibt, wo Patienten, die in Akutbetten liegen sollten, am Gang liegen, das möchte ich nur so nebenbei erwähnen. Gerade in der Unfallabteilung. Das muss man sich vorstellen: Sie sind in einer Unfallabteilung operiert worden, und da liegen sie dann am Gang. Und wir wissen, wie es auf einem Gang zugeht. Da ist es laut, da ist es zugig, und da liegen Sie tagelang am Gang. Warum? Nur wegen schlechter Organisation. Denn auf der anderen Seite gibt es Abteilungen – alles hat uns der Rechnungshof aufgelistet –, die bei weitem nicht ausgelastet sind. Ich denke nur an die Kinder- und Jugendheilkunde. Da sind 60 bis 65 Prozent nur ausgenützt. Ein Drittel der Betten steht leer. Wo sind die Konsequenzen?

Meine Damen und Herren! Ich könnte da so viel anführen. Ich muss mich da ein bisschen zurücknehmen, denn, wie gesagt, das Interesse ist ja nicht so groß. Wir können ja auch einmal ein Privatissimum machen, bei dem ich Ihnen noch viel mehr erzähle.

Ich finde halt, das ist schon eine gedankenlose Politik, und die ist auf das Schärfste zu verurteilen. Ich wünsche mir nur, dass so eine Diskussion nicht vorbeigeht, und dann sitzen wir in zwei Jahren wieder da und stellen fest, dass wieder alles nicht passiert ist, was von kompetenter Stelle verlangt wird. Sie reden immer von der Opposition, von der bösen Opposition. Das ist nicht die böse Opposition, das ist der geschätzte Rechnungshof, der zu den ganz gleichen Überlegungen kommt, wie wir sie Ihnen auch, und zwar sehr oft, schon mitgeteilt haben. Ungeliebt natürlich, denn Kritik hört man nicht gern, und dafür habe ich sogar Verständnis. Ich habe immer versucht, wenn Kritik kommt, zu überlegen, und wenn es eine konstruktive Kritik ist, das aufzunehmen und zu verändern. Bei Ihnen hat man den Eindruck, Sie sind schon einmal böse, wenn man eine Kritik übt, und Sie denken überhaupt nicht daran, nur weil es eben von der Opposition kommt, überhaupt etwas zu verändern. 

Damit, Frau StRin Laska, komme ich jetzt zu Ihnen, zu dem Bereich Soziales, wo wir, die Oppositionsparteien, ja eine Überprüfung gefordert haben. 

Da gab es einmal 1999 eine Rechnungshofprüfung, bei der sehr große Mängel festgestellt wurden, aber 2004 bei der Prüfung hat man festgestellt, dass die Mängel, die man 1999 festgestellt hat, zum größten Teil noch genauso vorhanden waren. Also es ist nichts erreicht worden. 

Dann hat sich der Rechnungshof auf eine Reihe von anderen Prüfungsverfahren gestützt, nämlich Kontrollausschuss, der 1999 bis 2003 geprüft hat, die Interne Revision, die Berichte der Volksanwaltschaft 2000, 2001, 2003. Überall gleiches Ergebnis: Sehr, sehr große Mängel. 

Ich greife jetzt nur einen Bereich heraus, denn sonst könnte ich noch zwei Stunden reden (VBgmin Grete Laska: Na super!), und zwar den Behindertenbereich, weil da wirklich unglaubliche Fehlleistungen festzustellen sind. Da wurden, ohne dass die Treffsicherheit gegeben war, tatsächlich Millionen ausgegeben. Es wäre durchaus möglich – auch wieder vom Rechnungshof aufgezeigt –, durch geänderte Tarif- und Abrechnungsvarianten Einsparungen von 2,5 Millionen EUR zu erreichen und trotzdem die Treffsicherheit zu verbessern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Oder beim Gesamthaushalt – nur so ein paar Schmankerl –: Beim Gesamthaushalt war eine Abweichung von mehr als 30 Millionen festzustellen. Was war der Grund? Eine unrichtige Interpretation anlässlich der erfolgten Umstellung der Budgetierung im Unternehmensbereich von Brutto- auf Nettoveranlagung. Das ist passiert, das ist in einem Jahr passiert. Da sagt man, das soll nicht sein, aber bitte schön, es ist halt passiert. Wo Menschen sind, da menschelt es. Aber nicht mehr zu verstehen ist es, dass es im zweiten Jahr genauso wieder passiert ist. Und wie ich jetzt gehört habe, ist es sogar 2004 noch einmal passiert. Also da muss ich Ihnen sagen, das ist etwas, was wirklich unverständlich ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass die Überprüfungen im Behindertenbereich überhaupt nicht funktionieren, dass nur alle fünf bis sechs Jahre überprüft wird, dass unangesagte Überprüfungen überhaupt nicht stattfinden, – da hat es eine Weisung gegeben, dass das überhaupt nicht sein darf –, dass man bei Überprüfungen bei konkreten Anlassfällen zwei Wochen vorher gesagt hat, wann man kommt, also das ist alles etwas, wo man sich nur wundern kann. (VBgmin Grete Laska: Wie hätten Sie es denn gerne?) Bitte, eine Überprüfung ist eine Überprüfung, da melde ich mich doch nicht an. (VBgmin Grete Laska: Sagen Sie es ganz konkret! Wie hätten Sie es gerne?) Bitte eine Kontrolleinrichtung ist dazu da zu überprüfen, und zwar unangemeldet, denn sonst ist es keine Kontrolleinrichtung. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Ich frage nur wegen des Protokolls!) Ja, tun Sie das. (VBgmin Grete Laska: Jetzt ist es im Protokoll festgehalten!)
Das, meine Damen und Herren, Frau Kollegin Laska, ist eine Bankrotterklärung. Sie haben ja auch diesen Bereich abgegeben. Frau StRin Brauner hat ihn übernommen. Ich würde mir wünschen – es sind eine ganze Reihe von Empfehlungen vom Rechnungshof gekommen –, dass Sie das jetzt endlich einmal ernst nehmen und dem wirklich beitreten. 

Im Zusammenhang mit dem Fonds Soziales Wien ist ja gestern genug diskutiert worden. Ich möchte nur dem Herrn Rechnungshofpräsidenten sagen, es kommt wieder Arbeit auf ihn zu diesbezüglich, denn wir haben einen Antrag zur Überprüfung des Fonds Soziales Wien eingebracht. Hier ist so viel undurchsichtig, wir werden überhaupt nicht informiert. Wir von den Oppositionsparteien sind in einem Beirat, also wir sind nicht in der Exekutive und nicht im operativen Bereich, wir sind in einem Beirat, wo wir halt fragen dürfen, und dann bekommen wir fallweise schon eine Antwort. Aber Mitwirkungsrechte haben wir überhaupt keine, und das ist etwas, was Oppositionsparteien, die es ernst meinen und die im Sinne ihres Auftrages mitarbeiten wollen, um in dieser Stadt etwas zu verbessern, nicht akzeptieren können. Und daher bekommen Sie wieder einen Auftrag für eine Überprüfung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Die Frau Kollegin Korosec hat vorhin gesagt, der Rechnungshofbericht ist eine Fundgrube für die Opposition. Das ist er zweifellos. Aber als jemand, der in seinem Beruf schon in verschiedensten Ebenen mit Rechnungshofberichten und -überprüfungen befasst war, kann ich Ihnen sagen, er ist nicht nur eine Fundgrube für die Opposition, sondern vor allem – und ich glaube, das soll er auch zu einem wesentlichen Teil sein – ein Hilfsmittel für diejenigen, die überprüft werden. Denn man wird im eigenen Betriebsalltag manchmal betriebsblind, und wer nicht wirklich ein sehr schlechtes Gewissen hat, kann das wirklich als solches annehmen.

Deswegen glaube ich auch, dass eine Ansage einer Überprüfung, die zwei Wochen oder egal in welchem Zeitraum vorher erfolgt, nicht schlecht ist, weil man nicht zuletzt auch die Unterlagen und so weiter vorbereiten muss, und der Rechnungshof soll ja nicht als der Wauwau dastehen, der da plötzlich mit drohend erhobenem Zeigefinder hinter einem steht, sondern das ist eine ganz normale Kontrollmaßnahme, wie sie in jedem ordentlichen größeren Betrieb auch erfolgt. 

Der Bericht, der uns dann vorgelegt wird, ist in einem gewissen Sinne ein Spiegel hinsichtlich Gesetzeskonformität, zweckmäßigem Personal- und Mitteleinsatz und auch ordnungsgemäßer – und das ist wichtig – Abrechnung der Vorhaben. In zwei Wochen lassen sich solche Unregelmäßigkeiten, wenn sie wirklich gröberer Art sind, ohnehin nicht verstecken. Dazu sind die Beamten des Rechnungshofes viel zu gut ausgebildet. 

Dieses politische Sittenbild, das im Spiegel des Rechnungshofberichts hier gelegt wird, ist allerdings für Wien so... (GR Mag Thomas Reindl: Da haben Sie keine Ahnung von der Ausbildung der Rechnungshofbeamten!) Bitte? (GR Mag Thomas Reindl: Sie haben keine Ahnung von der Ausbildung der Rechnungshofbeamten!) Wieso denn? (GR Mag Thomas Reindl: Die sind sehr wohl sehr gut ausgebildet!) Das habe ich ja gerade gesagt: Sehr gut ausgebildet. Man sollte nicht aufwachen und dann was sagen, sondern man sollte, wenn man Zwischenrufe machen will, schon auch aufpassen, Herr Kollege!

Wie gesagt, der Spiegel, der Wien hier vorgehalten wird, zeigt uns durchaus einige trübe und matte Stellen. Es ist schon spät, wir haben eine anstrengende Debatte hinter uns, aber auf ein paar Punkte möchte ich doch auch eingehen. 

Das Musikschulwesen zum Beispiel ist für Wien eine nicht ganz uninteressante Sache. Wir nennen uns Stadt der Musik, wir haben – schon mehrfach gehört – das Mozartjahr vor uns, und wenn wir schauen, wo Wien im Vergleich der Bundesländer steht – ich habe mir gerade so einen Bericht geben lassen –, so sind wir nicht die Letzten, wir sind wirklich die Allerletzten, noch weit hinter dem Burgenland. (GRin Rosemarie Polkorab: Sie müssen da auch die anderen Bereiche sehen!) Wir sind es trotzdem noch, sowohl in der Zahl der Musikschüler als auch derjenigen, die ausgebildet werden. Das ist kein besonderes Ruhmesblatt, selbst wenn der Bericht im letzten Jahr eine marginale Veränderung nach oben gebracht haben sollte. Es ist kein Ruhmesblatt für Wien, Frau Kollegin. Man hört ein paar falsche Töne heraus. Ich bringe Ihnen nur einige Beispiele aus diesem Bericht über das Musikschulwesen.

Da stellt der Rechnungshof fest, dass eigentlich ein umfassendes strategisches Konzept fehlt, und das ist doch bei den Ausgaben dringend erforderlich. Da steht wörtlich: „Der Rechnungshof hält die Erstellung von Strategiekonzepten unter Einziehung langfristiger Perspektiven – und Musikausbildung ist ja nicht eine Ausbildung, die ein oder zwei Jahre dauert, gerade wenn jemand wirklich Klavier oder sonst was lernt – für grundsätzlich zweckmäßig, jedoch empfiehlt er die Erstellung eines realistischen und von der Politik mitgetragenen Konzeptes." 

Warum tut er das? Weil der Entwicklungsstand für die Musikschulen und die Kindersingschule in Wien we-
gen der hohen Umsetzungskosten nicht verwirklicht wur-
de. Hier hat man sich irreale Ziele gesetzt. Es war nicht bezahlbar. Dafür stiegen die Ausgaben für die Wiener Musikschulen gemäß dem Bericht von 1999 bis 2003 von 10,2 Millionen auf 17,5 Millionen EUR. Wenn wir in den anderen Bereichen ähnliche Ausgabensteigerungen hätten, wir hätten noch größere Probleme mit dem Bud-
get und wir könnten noch weniger verwirklichen, als es ohnehin geschieht. 

Für die Festsetzung für die Höhe der Schulgelder fehlt eine nachvollziehbare Kalkulation. Ja, wenn zu wenig wirtschaftlich gearbeitet wird, wie wir gesehen haben, wenn man nicht zu kalkulieren braucht, weil es ohnehin von irgendjemandem bezahlt wird, dann braucht man das nicht zu tun. 

Und jetzt wird es interessant: „Die Lehrverpflichtung für die Musiklehrer betrug 23 Wochenstunden. Diese Be-
dienstetengruppe erhielt aber im Vergleich zu anderen Vertragsbediensteten" – vermutlich als Ausgleich von der Stadt Wien – „eine doppelte Abfertigung." Der Rechnungshof rechnet uns vor: Wenn die Lehrverpflichtung um eine Stunde angehoben worden wäre, hätten wir mit diesen Ressourcen ohne Mehrkosten einen zusätzlichen Musikschulstandort personell ausstatten können. 

Für die Privatmusikschulen fehlt, so scheint es, jedes Förderungsprogramm. Bei der inhaltlichen Anpassung der Kollektivvertragsregelung für Musikschullehrer an die Regelungen der Vertragsbedienstetenordnung hätte die Stadt Wien zwischen 2000 und 2003 – und das in dem kleinen Bereich der Musikschulen – mehr als 1 Mil-
lion EUR einsparen können. Mehr als 1 Million EUR! 

Ich will nicht das bereits mehrfach angeführte Beispiel von dem Heizkostenzuschuss endlos auswalzen, aber hier sieht man, wo Gelder wirklich aus dem Fenster geworfen werden. 

Ein weiterer Bereich, auf den ich kurz eingehen möchte, ist der Bereich Sport. Da sieht man sofort, wenn man die erste Seite sozusagen aufschlägt, das alte Proporzsystem. Wer erhält die Masse der Förderung? Das ist natürlich der – dreimal darf man raten – er fängt mit "A" an und hört mit einem "Ö" auf, und der zweite, allerdings schon weniger gut dotiere Bereich ist die Union. Also hier hat sich die alte Koalition unheiligen Angedenkens erhalten.

Ein dritter Bereich, der stark gefördert wird – das ist grundsätzlich richtig, aber ob die Zielrichtung immer richtig ist, ist die Frage –, ist der des Fußballs, aber es wird nicht Masse, sondern das passive Fußballspielen gefördert. Das heißt, die sitzen vor dem Fernseher, in dem die zwei Hausvereine der SPÖ spielen, die gefördert werden und nicht die Masse der kleinen Vereine. Die sollten die Masse des Geldes bekommen. Wenn man hier sieht und hört, wie leicht frivol mit den Heizungskosten auf der einen Seite und mit der Rasenheizung im Stadion auf der anderen Seite umgegangen wird, dann fragt man sich wirklich, ob hier alles in die richtige Richtung geht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dies insbesondere dann, wenn gleichzeitig festgestellt wird, dass die Einnahmen rückläufig sind, weil die Besucherzahlen radikal zurückgegangen sind. Nun, der Bericht liegt schon einige Jahre zurück, aber unter dem Gesichtspunkt der Spiele der letzten Zeit wäre das durchaus verständlich, warum die Besucher mangelnde Begeisterung zeigen. 

Kritischer stimmt schon die Abrechnung von Förderungsfällen, die Rückstände ergab und innerhalb des Zeitraums 1999 bis 2003 von ungefähr 400 offenen Abrechnungen spricht. Das heißt, dass man hier sehr, sehr locker ist im Umgang mit den finanziellen Mitteln, die einem anvertraut sind. Es müssen diejenigen auch nicht selber und aus der eigenen Tasche bezahlen. Das ist das Problem. 

Das Gleiche ist das Problem, dass natürlich Förderungen vergeben wurden und dann nachher bei der Rückrechnung Probleme aufgetreten sind. Förderungswerber waren mit sehr massiven Vorhaltungen, mit Zivilrechtsverfahren zu konfrontieren. Das heißt, man musste mit Klagen drohen, um eine ordnungsgemäße Verwendung der Gelder sicherzustellen. Was sind denn das für Zustände? An welche Bereiche werden da Förderungen vergeben, wenn dann derartige Probleme bei der Abrechnung auftreten?

Und zum Abschluss vielleicht noch ein Zuckerl. Kennen Sie den ÖDBV? ÖDBV. Ich habe ihn vorher auch nicht gekannt. Gut, zugegeben, ich bin noch nicht lange im Gemeinderat. Ich habe dann nachgeschaut, was ist der ÖDBV. Das ist der Österreichische Drachenbootverband. Ich wusste noch immer nicht, wer der Österreichische Drachenbootverband ist. Ich bin daraufhin, wie es unsere Freunde vom grünen Flügel immer wieder machen, allerdings sehr selektiv, wie ich heute nachgeschaut habe, ins Internet gegangen und habe mich über Drachenbootfahren informiert. Das ist anscheinend irgend so ein uralter chinesischer Brauch, wo man unter Trommelschlägen dann zu rudern beginnt.

Also habe ich mir gedacht, nachdem ich bootsinteressiert bin, was wird von diesem Verein betrieben? Rudern die? Was tun die? Und dann schau ich nach, sie haben um Förderungen angesucht. Aber wofür? Sie werden nicht draufkommen: Fürs Laufen. Sie haben Marathonläufe veranstaltet, die Drachenbootfahrer. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir wissen das!) Ich werde mich auch noch genauer – ich verspreche es Ihnen – darüber informieren, denn das ist eine höchst interessante Sache, noch dazu, wo der Verband dann mehr Subventionen gekriegt hat als die Summe, für die er eigentlich um Förderungen angesucht hat. 

Ich frage mich wirklich in diesem Zusammenhang: Wer ist der Oberdrache? Schwarz wird er nicht sein, grün vermutlich auch nicht, obwohl die meisten Drachen in den Märchen grün sind, vielleicht gibt es einen roten Oberdrachen, der hier in Wien besonders für die Förderung dieses seltsamen – ich nenne es einmal so – Vereines verantwortlich zeichnet. Anders wäre das nicht zu erklären. Wien ist halt eben wirklich anders. Aber ich verspreche Ihnen, wir bleiben an der Geschichte dran. Gerade die Rechnungshofberichte und die Kontrolle, das ist ein Bereich, der mich interessiert und in den ich mich einarbeiten werde. Das verspreche ich Ihnen. 

Irgendeiner hat heute gesagt – ich glaube, es war jemand von der Volkspartei –, es wird hier zu viel gedankt an die Beamten. Der Meinung bin ich nicht unbedingt. Vor allem dem hier außenstehenden Rechnungshof möchte ich trotzdem unser herzliches Dankeschön aussprechen und ihn ersuchen, auch weiterhin so wirklich wertvolle Berichte für uns zu erstellen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr Herr StR Ellensohn. – Bitte schön.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zuerst einmal: Richtig ist, die Berichte des Rechnungshofes sind eine Fundgrube, allerdings – nicht als Einschränkung – nicht erst, wenn sie uns in gebundener Form vorliegen, sondern natürlich schon sehr viel früher, weil die Opposition mit den Rechnungshofsberichten arbeitet, bevor sie in dieser schönen Fassung vorliegen. 

Deswegen bringt es meiner Meinung nach auch nicht viel, wenn man jetzt jeden Fall oder viele der Fälle komplett aufrollt. Wir haben die meisten oder nahezu alle wesentlichen Punkte, die in diesen Berichten auftauchen, hier schon ausführlich besprochen. Ich möchte nur auf einen einzigen Deal eingehen, auf den Grundstücksdeal Hohe Warte. Nicht, um den noch einmal im Detail zu erklären, sondern eher, um darüber nachzudenken: Was machen wir eigentlich mit einem Rechnungshofbericht und was für Schlussfolgerungen ziehen wir daraus, nachdem das ja rechtlich nicht verbindlich ist und keine zwingenden Folgen nach sich zieht? 

Ganz kurz noch einmal zur Erinnerung der Deal auf der Hohen Warte. Ein Grundstück, ein sehr großes Grundstück, 86 000 m², gewidmet als Grünland, Erholungsgebiet, Sportplatz, daneben ein Parkplatz mit knapp unter 20 000 m². Dieses Grundstück wurde von der Gemeinde Wien zuerst einmal verpachtet an eine Firma Projektentwicklungsgesellschaft. Das ist eine Firma, die zu 100 Prozent eine Tochter der Nationalbank ist. Es war ein Pachtvertrag mit einer späteren Kaufoption. Die Kaufoption hat preislich gesehen auf die ursprüngliche Widmung Grünland, Erholungsgebiet, Sportplatz gelautet, schlagend wurde der Kaufvertrag allerdings nur, wenn die neue Widmung, nämlich dass man dort bauen darf, schlagend wird. Verkauft also als Grünland, gekauft im gleichen Moment eigentlich als Bauland, nämlich wirklich mit der Einschränkung, es wird nur gekauft, wenn die Widmung nachher kommt. 

Es ist wenig überraschend, dass der Rechnungshof sagt: Moment! Diese Preise klaffen um das Drei- bis Vierfache auseinander. Da gibt es verschiedene Schätzungen. Die Annahme der MA 40, mittlerweile mit der MA 69 verschmolzen, war schlussendlich ein Preis von 130 EUR für den Quadratmeter. 

„Die Stadt Wien hat" – so steht es dann im Rechnungshofbericht – „den Optionsvertrag über das Grundstück abgeschlossen, ohne sich an den Grundsätzen gemäß der Mitteilung der Europäischen Kommission betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bauten oder Grundstücken zu orientieren."

Dann geht es weiter: Der Rechnungshof kritisiert, dass bei der Schätzung von Grünland ausgegangen wurde und eigentlich was anderes verkauft wurde. Das war – das ist der Text des Rechnungshofes – rund das Vierfache des geschätzten Kaufpreises. 

Dann geht es weiter: Weil durch den Pächter, mittlerweile Käufer, ein paar Gegenleistungen zu erbringen waren, geht man davon aus, dass ein Grundstück, das einen Wert von in etwa 11 Millionen EUR hatte, laut Rechnungshof um in etwa 7 Millionen EUR überlassen wurde. 4 Millionen EUR Schnitt. Dann kommen noch weitere Punkte, die der Rechnungshof kritisiert.

Jetzt kommt der Stadtsenat beziehungsweise die Mehrheit in diesem Haus – das muss man immer dazusagen, denn ich sitze auch im Stadtsenat, habe aber dem natürlich nicht zugestimmt – und sagt, das stimmt alles nicht. Erstens ist das Grundstück nicht so viel wert, zweitens sind die Gegenleistungen ganz andere, und am Schluss passt das Geschäft schon.
Bezüglich der Beihilfe zitiere ich jetzt die Stellungnahme des Stadtsenates: „Die Kritik des Rechnungshofes hinsichtlich eines möglichen Vorliegens einer verbotenen Beihilfe im Sinne des Artikel 87", und so weiter, „beurteilte der Wiener Stadtsenat für nicht realistisch." Also der Rechnungshof sagt: Moment, verbotene Beihilfe! Der Stadtsenat sagt: Nein, das glauben wir nicht. Der Rechnungshof sagt: Zu billig verkauft. Der Stadtsenat sagt: Nein, das glauben wir nicht, ohne irgendetwas anderes vorzulegen. 

Der Rechnungshof erwidert dann wieder, und da beißt sich die Katze in den Schwanz, denn da kommt dann die neuerliche Stellungnahme des Rechnungshofes: Schließlich vertrat der Rechnungshof auch weiterhin die Auffassung, dass die Stadt Wien eine verbotene Beihilfe – 4 Millionen EUR, das steht da nicht dabei – gewähren würde, wenn sie bei Wirksamwerden der Option das Grundstück weit unter dessen Wert an die Projektentwicklungsgesellschaft verkauft, was ja auch geschehen ist.

Die Stadt Wien hat in ihrer Stellungnahme zutreffend darauf hingewiesen, dass die Europäische Kommission in ihrer Mitteilung auch ein Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen als Basis für den Verkauf vorsieht. Das hat die Stadt Wien in ihre Stellungnahmen geschrieben. Aber was hat die Stadt Wien gemacht? Im gegenständlichen Fall bewertete sie das Grundstück selbst, allerdings zweimal. Das heißt, Sie schreiben selbst in Ihre Stellungnahme hinein: Eigentlich hätten wir einen Externen nehmen müssen, der das auch bewertet. Gemacht haben Sie genau das Gegenteil. Sie haben selber zweimal bewertet, wobei bei einer Schätzung 130 EUR pro Quadratmeter drinnen steht, bei der anderen Stellungnahme dann der dreifache Wert.

Dann kommt noch: Der Rechnungshof hat eigentlich gemeint, dass die Gemeinde Wien mit dem Grundstücksverkauf eben nicht so umgehen darf wie ein Privater. Geantwortet hat damals die Stadt so: „Die vom Rechnungshof vertretene Auffassung, sich an der erwähnten Mitteilung der Europäischen Kommission zu orientieren, würde die Flexibilität der MA 69 bei Liegenschaftsverkäufen einschränken." – Das ist aber auch genau der Sinn dieser Richtlinie, dass Sie sich nicht verhalten dürfen wie ein privater Verkäufer. Das sagt Ihnen auch der Rechnungshof noch einmal am Schluss, und zwar: Das ist dem Rechnungshof bewusst, dass die Umsetzung seiner Empfehlung die Flexibilität der MA 69 bei Liegenschaftsverkäufen einschränken würde. Der Zweck der Empfehlung liegt genau darin, nämlich, dass die öffentliche Hand Bauten oder Grundstücke nur bei Vorliegen eines objektiv nachvollziehbaren Bestpreises verkaufen kann. So weit ist alles klar. Nur kommt dann noch ein Punkt, und dann kommt das Nächste. 

Was lernen wir daraus? – Der Rechnungshof kritisiert einen Grundstücksdeal, die Opposition kritisiert den Grundstücksdeal. Es sind die Fakten ganz klar aufgezählt worden, es gibt Schätzungen, was das Grundstück wert ist, kein Mensch bestreitet, dass es nicht 130 EUR pro Quadratmeter wert ist, sondern ein Vielfaches, ob es jetzt das Drei- oder Vierfache ist, ob der Schaden für die Gemeinde beim Verkauf 3 oder 4 Millionen EUR sind – da sage ich jetzt einmal großzügig, geschenkt –, aber passiert ist der Schaden.

Der Rechnungshof sagt am Schluss: Leute, so geht das nicht. Es bleibt bei der Stellungnahme, und Sie ändern genau nichts. Was wird beim nächsten Deal passieren? – Genau dasselbe wieder.

Jetzt ist die Opposition gewohnt, Anträge einzubringen, und wenn man dann lange Oppositionspartei ist so wie die GRÜNEN seit dem Einzug in dieses Haus, ist man gewohnt, dass nicht jeder Antrag eine Mehrheit bekommt. Zugegebenermaßen ist es manchmal frustrierend. Ich frage mich allerdings auch, ob das nicht auch für den Rechnungshof wie auch für das Kontrollamt in Wien frustrierend ist. Man trägt das vor, man bringt die rechtlichen Punkte dazu, man bemüht den EGV, den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, und die Antwort darauf ist: Das glauben wir nicht. Das wird nicht juristisch begründet, sondern es heißt, wir glauben das nicht beziehungsweise das mag schon sein, aber wir sind rechtlich nicht daran gebunden, was der Rechnungshof sagt oder das Kontrollamt. Darum machen wir wieder, was wir wollen. Wir verkaufen die Grundstücke vielleicht um ein Drittel oder ein Viertel des Preises, wir machen vielleicht einen Schaden von 3 Millionen EUR oder 4 Millionen EUR. Denn mit denjenigen, die es kaufen, kommen wir gut aus, und da sind wir daran interessiert, dass das schnell über die Bühne geht.

Das ist angesichts dieses Grundstückes zweimal heikel, weil vorher auch das Thema Sport gefallen ist, weil es immerhin bei diesem Grundstück auch um den Spielplatz, um die Spielfläche der Vienna geht. Dieser Klub ist jetzt ein Unterpächter einer Gesellschaft und war vorher auch nur ein Unterpächter, aber immerhin der Gemeinde Wien. Dieser Verein ist in seiner Existenz nicht mehr so gesichert, wie er es war. Das ist für die Vienna nichts Neues, denn die haben in den 20er Jahren schon Probleme gehabt. Damals hat die Gemeinde das Grundstück schon einmal an eine Filmgesellschaft vergeben, die hat Dreamland geheißen. Das war dann mehr ein Albtraum, die Firma war schnell wieder weg vom Fenster. Dann sind Mäzene gekommen, dann hat es wieder der Gemeinde gehört. Und jetzt hat man, damit man diesen Deal überhaupt über die Bühne bringen konnte, den Fans dort sehr viele Versprechungen gegeben. Von den Versprechungen sind sehr, sehr wenige eingehalten worden. 

Im Wesentlichen gibt es alles, was sich die Immobiliengesellschaft gewünscht hat: Die darf bauen, wie sie sich das vorgestellt hat, es gibt alle Parkplätze, die man haben wollte, nämlich 150 haben errichtet werden müssen, es sind jetzt ungefähr 200. Wenn ich das Schreiben vom Bezirksvorsteher Tiller richtig interpretiere, werden die anderen 50 Stellplätze von der Projektgesellschaft so verwendet, wie sie möchte, oder verkauft. Ich weiß es nicht genau, da steht auch noch nichts fest. Den Fans, den Anrainern und Anrainerinnen und der Initiative “Pro Heiligenstadt“, denen man dort viel versprochen hat, die haben alle nicht das bekommen, was sie wollten, aber es hat genügt, um ihnen vorher ein bisschen den Wind aus den Segeln zu nehmen. 

Der Deal stinkt zum Himmel. Der Rechnungshof sagt das nicht einmal, sondern jetzt ein zweites Mal. Es ändert nur nichts daran. Wir können das lesen, wir können versuchen, es den Medien zu sagen. Sie gehen mit den Grundstücken dieser Stadt um, als wären sie Ihr Privateigentum. Es ist ökonomisch kein sinnvoller Umgang. Sie verkaufen die Grundstücke unter deren Preis. Das sage nicht ich, das sagt der Rechnungshof und das sagen Ihre eigenen Gutachten, denn Sie haben ja zwei eingeholt, auch wenn Sie kein externes eingeholt haben. Sie vernichten damit öffentliches Eigentum. 

Wir werden Ihnen weiterhin genau auf die Finger schauen. Der Rechnungshof wird weiterhin die Grundstückdeals dieser Stadt kritisieren. Ich befürchte, daran wird sich leider, so lange Sie eine absolute Mehrheit haben, nicht viel ändern. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr Herr GR Mag Chorherr. – Bitte schön.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

In aller Kürze, aber weil es ein wesentliches und, ich glaube, wirklich auch zu würdigendes Prüfergebnis ist, das auch einen aktuellen Bezug hat, einige Worte zum Bereich Stadtentwicklung und Stadtplanung.

Ich möchte es deswegen als sehr positiv hervorheben, weil es gerade an der Schnittstelle allgemeine Planungen sehr wesentlich ist – und da finden sich nahezu alle wieder, reine Luft, kurze Wege, gutes Leben, urbane Stadtentwicklung, Grünraumsicherung, also, ich würde sagen, da finden wir uns alle darunter –: Was passiert dann in der Praxis und wie wird das umgesetzt? An diesen durchaus heiklen Bereich geht dieses Prüfergebnis sehr sorgfältig, aber mit sehr klaren Aussagen heran, die uns insbesondere angesichts der jetzt aktuellen Diskussion um den Süden Wiens mehr als zu denken geben. Ich möchte mich auch noch einmal beim Rechnungshof oder bei jenen Prüferinnen und Prüfern, die das verfasst haben, herzlich bedanken.

Wie wenig gelernt wird – ich denke nur an die Diskussion gestern oder vorgestern; ich bringe diese Woche schon ein wenig durcheinander –, geht aus einigen Punkten hervor, die die Kollegin Gretner aufgegriffen hat, speziell das Verbindlichmachen gewisser richtiger Vorgaben im Stadtentwicklungsplan, wo einmal mehr der Herr Planungsstadtrat sagt: Nein, das brauchen wir nicht. Verbindlich machen müssen wir das nicht, weil ein Flächenwidmungsplan ja ohnehin von denselben Leuten beschlossen wird, die das vorher verbindlich machen. Womit ich sagen will, dass eine der wesentlichsten Aussagen dieses Rechnungshofberichtes wenig Chance auf Umsetzung hat.

Zweite Aussage – auch von uns oft gekommen, hier nur in der Zusammenfassung –: „Die Sicherungsmaßnahmen in Form von Flächenankäufen" – es geht um den Grüngürtel – „und die Ausgestaltung dieser Flächen hielten mit den Planungen bei weitem nicht Schritt." Also wir haben zwar wunderbar ausgewiesen Bereiche, die nach wie vor Grünkeile sind, in der Praxis schaut das dort aber ganz anders aus. 

Aus Zeitgründen mache ich das jetzt sehr rasch und kursorisch. Ich will nur einmal hervorheben, was sonst der Opposition vorbehalten ist: Einfach auf fundamentale Planungsfehler hinzuweisen, wobei mir bis heute fehlt, dass jemand von den Sozialdemokraten einmal in einem anderen Zusammenhang herauskommt und sagt: Wer trägt dafür die Verantwortung? 

Ich sage nur, was hier steht: „Businesspark Vienna am westlichen Wienerberg sowie der in Bau befindliche Stadtteil auf den Vorgründen liegen abseits der wichtigsten und attraktiven öffentlichen Verkehrsmittel und widersprechen den Zielen des Stadtentwicklungsplans." – Ich erinnere daran, wie oft wir das diskutiert haben. 

Ich fürchte, dass vieles, was in Zukunft passiert, ähnlich ist. Man hält jetzt das allgemein fest, aber – Zitat Rechnungshof –: „Der Stadtentwicklungsplan ist ein unverbindliches Programm ohne unmittelbare Rechtswirkung."

Dann springe ich jetzt wieder einige Seiten weiter, wo richtigerweise auch die Suburbanisierung angesprochen wird, und ich will mich eigentlich nur noch einmal ganz kurz dem Grüngürtel widmen, um hier einen der wesentlichen Bereiche hervorzuheben. Ein Zitat nur zur Größenordnung: Von den 25 Bereichen im Nordosten Wiens wurden laut Rechnungshof nur 3 Prozent erworben und nur 34 Prozent entsprechend ausgestaltet. – Also hier hinkt man weit nach. 

Als letzten Bereich möchte ich nur kurz, weil es aktuell ist, den Süden Wiens, Rothneusiedl, ansprechen. Wir haben heute in der Früh in der Fragestunde die Sache mit dem Stadion gehabt. Interessant ist hier die Aussage – und da muss ich den Rechnungshof auch bestärken –, dass wir bei Planungen, die unsere Zukunft betreffen, also bei Rothneusiedl, U1-Verlängerung und Umwidmungen, noch die Möglichkeit haben zu justieren. Also da kommt nicht der Rechnungshof daher und sagt, Leute, ich sage euch, wo Mist passiert ist oder was schlecht passiert ist, damit ihr das auch wisst, sondern derartige Projekte sind frühzeitig anzuschauen, um einer Stadtplanung die Möglichkeit zu geben nachzujustieren. 

Wesentlich einmal mehr die Aussage, dass mit den ursprünglichen Überlegungen sehr schwer ein Fahrgastpotential erreicht werden kann, um eine U-Bahn vollzubekommen, und dass hier Pläne deutlich nachhinken, um eine wirtschaftliche Vertretbarkeit der U-Bahn bis nach Rothneusiedl abzusichern. Wir wissen, wie teuer eine U-Bahn ist, und wenn immer von Leuten dort von Park and Ride gesprochen wird, also von einem Mega-Park-and-Ride-Platz – der wahrscheinlich dort auch Sinn machte, um kein Missverständnis aufkommen zu lassen –, der megagroß ist und für 3 000 Autos geplant ist, so sind das drei U-Bahn-Züge. Und wenn die im Zwei-Minuten-Takt fahren, ist das nach sechs Minuten weg. Und was ist dann an Wirtschaftlichkeit zu sehen, außer sie sind so wie manche U-Bahnen jetzt auch schon an der Peripherie. Seien wir froh, dass es sie gibt, wir wollen sie nicht einstellen, aber das zur U4-Verlängerung, wo man jedem die Hand schütteln kann, den man zu gewissen Zeiten in den U-Bahnen findet. Vor diesem Hintergrund sollte man sich das gut überlegen.

Auf einen einzigen Satz möchte ich noch hinweisen, denn der ist wesentlich. Wenn die zukünftige U-Bahn-Entwicklung eine Frage der Priorität verschiedener Linien ist, möchte ich hier noch abschließend einen einzigen Satz zitieren: „Die überaus hohe Standortgunst im Süden lässt eine Entwicklungsdynamik erwarten, welche die Realisierung von Entwicklungsgebieten im Nordosten der Stadt, die ebenfalls einen Schwerpunkt der Stadterweiterung bilden, nicht begünstigt." 

Also in einer oppositionellen Sprache könnte man sagen, die Stadt kannibalisiert sich hier selber mit ihren Projekten. Was ist jetzt wichtiger? Die Entwicklung, wo der Wirtschaftsförderungsfonds beim Flugfeld Aspern Druck macht – Stichwort universitäre Entwicklung und anderes, wobei die U2-Verlängerung dort finanziell auch nicht gesichert ist. Und noch einmal zum Flugfeld Aspern, nur um einmal ein Gespür für die Größe zu kriegen. Das ist der gesamte 7. und der halbe 8. Bezirk von der Größe her. Das Gleiche haben wir im Süden noch einmal, und in beide Gebiete verlängern wir mit bisher nicht gesicherten Finanzierungen die U-Bahn. – Also ich hab das Gefühl, da geht es noch um Prioritäten. Und nur weil vielleicht der Herr Stronach jetzt Druck macht, möge man sich das entsprechend überlegen. 

Abschließend: Ich danke für diesen wirklich sehr guten Rechnungshofbericht und möchte einmal mehr den Rechnungshof ersuchen, durchaus diese heikle Schnittstelle allgemeine Planungen, allgemeine Zielvorgabe und welche Instrumente braucht es eigentlich für eine Kommune, für ein Land, um diese allgemeine Zielsetzung umzusetzen, stärker in Bezug zu nehmen, und ich hoffe, dass Lernen, wenn auch manchmal langsam, so doch nachhaltig stattfindet und dass es auch im Bereich der Stadt Wien stattfindet. – Herzlichen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Herr Vorsitzender! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte gleich einmal eingangs namens der Stadt erklären: Danke dem Rechnungshof, danke dass es zu solchen Berichten kommt, auch wenn sie für die Stadtverwaltung zeitweise kritische Berichte sind, aber wie heute schon gesagt wurde, es sind auch Berichte, aus denen man einiges lernen kann. Und dafür dem Rechnungshof ein recht, recht herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Dr Sigrid Pilz.)
Der Herr Rechnungshofpräsident und die beiden anwesenden Herrn werden verstehen, dass ich nicht sage, wir lieben unseren Rechnungshof ständig, aber ich glaube, wir haben ein sehr, sehr gutes Verhältnis zueinander. 

Ich möchte auf einiges eingehen, was hier von meinen Vorrednern gesagt wurde, aber ich glaube, es ist schon auch darzustellen, dass die Lernfähigkeit auf der einen Seite sehr wohl gegeben ist, andererseits sei es mir auch gestattet, auf eine Wortmeldung des Herrn Herzog einzugehen, der sich kurz gehalten hat und dann wieder gleich herzöglich verschwunden ist. Das soll so sein, aber einiges muss man auch ein bisschen aufklären.

Gar keine Frage, im Donauspital waren die Aufzeichnungen über die ärztliche Arbeitszeit, so wie sie damals waren, für den Rechnungshof nicht ganz nachvollziehbar. Das ist zwischenzeitlich natürlich geändert worden. Meine Einladung an die Frau Kollegin Korosec aber auch an alle anderen gilt. Es gibt im Donauspital diese berühmten Flexibilisierungsmodelle, es gibt in der Chirurgie den so genannten langen Tisch – das ist so ein interner Ausdruck –, das heißt, es wird dort routinemäßig bis 18 Uhr operiert. All diese Dinge sind geschehen. 

Es ist auch keine Frage – und ich kann das, was hier im Mai gesagt wurde, nur wiederholen –, natürlich haben wir alle damit zu kämpfen, dass Procuratio-Fälle im Akutbereich liegen. Das gefällt niemandem von uns und wird nie jemandem von uns gefallen, aber Faktum ist, dass die Procuratio zu einem bestimmten Zeitpunkt festgestellt wird und nicht immer die erforderliche Zahl von Pflegeheimplätzen in geriatrischen Einrichtungen zur Verfügung stehen. Aber Faktum ist auch, dass wir uns bemüht haben – auch auf Grund der Erfahrungen nicht nur im Donauspital, sondern auch in einigen anderen Einrichtungen –, die Zeit kürzer zu halten, rascher diese Übersiedlung vornehmen zu können, weil es natürlich notwendig ist, dass einerseits das Akutbett rascher zur Verfügung steht und andererseits die betroffenen Personen in der Geriatrie auch entsprechend ihren Bedürfnissen betreut werden. 

Auch das ist, glaube ich, nachweisbar kürzer geworden. Es sind nicht mehr diese berühmten damals durchschnittlich 58 Tage. Die sind Geschichte. Hier gibt es diese anderen Zahlen, aber es kann natürlich – damit da keine Missverständnisse entstehen – in der Summe aller Spitäler immer wieder vorkommen, dass es lange Wartezeiten geben wird. Aber wir haben ein sehr, sehr klares System, ein demokratisches System. Es gibt nicht das System, wo es darauf ankommt, den besseren Schieber, die besseren Verwandten und und und zu haben, sondern es gibt ein klares System, wo man sich wirklich bemüht, alle Spitäler im gleichen Rhythmus zu betreuen. Ich glaube, auch hier sind wir auf einem sehr guten Weg.

Und wenn hier gesagt wurde, die Gefahrenzulage hätte die Gewerkschaft blockiert, muss man das ein bisschen zurechtrücken. Es gab seit einiger Zeit – in Wahrheit seit vielen, vielen Jahren – immer wieder eine Diskussion über einen gewissen Teil der Hausarbeiter bezüglich der Gefahrenzulage. Dies wurde dann ausprozessiert. Das Urteil ist entsprechend umgesetzt, natürlich sind drei Jahre rückwirkend ausbezahlt worden. Wir hatten hier gerade in den letzten Tagen, weil die letzte Tranche zufälligerweise in zwei Spitälern, im AKH und im Donauspital, ausbezahlt wurde, sehr viel Erklärungsbedarf, wie das mit der Versteuerung der vergangenen Jahre ist und und und. Hier gab es viele Diskussionen mit den betroffenen Kolleginnen und Kollegen, weil natürlich die Summe, die jetzt zur Auszahlung gelangt ist, nicht auf dem monatlichen Gehaltszettel steht, wenn man drei Jahre retour einen relativ hohen Betrag ausbezahlt bekommt. 

Ich weiß, dass sich die FPÖ bemüht, sich auf die Führungsstruktur des KAV einzuschießen. Da gibt es bereits schöne Zeitungen, und wahrscheinlich werden wir irgendwann wieder Inserate lesen und und und. 

Ich kann Sie nur einladen: Tun Sie sich vorher erkundigen. Tun Sie sich vorher erkundigen, was in einem Dienstvertrag drinnen steht, wie die Gesetzeslage ist und wann, wenn jemand aktiv verstirbt, weil das muss man ja einem Sterbekostenbeitrag unterstellen, dass jemand aktiv verstirbt, ab welcher Dienstzeit als Generaldirektor die von Ihnen genannte Summe schlagend werden würde. Wir alle gemeinsam werden die Dienstzeit des Herrn Marhold nie erleben, weil da müsste er 26 Jahre als Generaldirektor im Dienst sein. Und das werden wir alle gemeinsam aktiv nicht erleben. Ja, es ist so. Schauen Sie sich doch die Gesetzeslage an und lassen Sie sich nicht auf eine marktschreierische Aussendung der KUG-AUF ein. Und lesen Sie die Gesetzeslage genau, dann werden Sie sehen, nach welchem Zeitrahmen Abfertigungen möglich sind, in welcher Höhe sie möglich sind. Und das Gleiche ist auch beim Dienstwagen. Das ist ein Dienstwagen, den der KAV schon lange hat. Begonnen schon unter den Vorgängern des Herrn Naegler und den Vorvorgängern, weil es, was ich mich erinnern kann, seit 25 Jahren einen Dienstwagen im KAV gibt. Und hier fahren nicht nur die Chefs, sondern hier fährt eine sehr breite Gruppe von Mitarbeitern mit diesem Auto. Und nach all dem sollte man sich vorher auch erkundigen.
Die Antwort auf die Anregung unter anderem: Natürlich sind wir uns einig, der Norden Wiens braucht eine bessere Versorgung, das ist nicht das Thema. Wir haben nicht geantwortet mit dem vierten Turm, der natürlich auch ein Thema war und in der internen Diskussion sehr stark diskutiert wurde. Wir haben geantwortet mit dem Krankenhaus Nord. Und natürlich, und ich verstehe es, Frau Pilz, dass Sie fürs Protokoll Wortmeldungen brauchen, aber es ist doch vollkommen klar, dass, wie hier das Krankenhaus Nord vorgestellt wurde, es keine Vermehrung der Akutbetten im Raum Wien geben kann (GRin Dr Sigrid Pilz: Abbau!) – hören Sie mir einmal zu –, es kann keine Vermehrung der Akutbetten geben, Punkt 1, Punkt 2 muss alles innerhalb Wiens vom Westen herüber übersiedeln und Punkt 3 wird es auch zu einer sinnvollen Überprüfung der Zahl der Akutbetten kommen.

Es ist nie ein Geheimnis daraus gemacht worden, da ist nie darüber irgendwas gemauschelt worden. In meiner beruflichen Funktion habe ich bei vielen Diskussionen in Spitälern zu tun. Es war nie die Frage: Wo sind die Akutbetten, die es dann nicht mehr geben wird? Und das sind die Fakten!

Und wenn hier zum Beispiel auch die Kinderabteilung im Donauspital genannt wird. Wir haben natürlich in allen Kinderabteilungen Wiens ein Auslastungsproblem. Und jetzt sage ich Ihnen etwas sehr offen, Frau Korosec: Seien wir stolz darauf, dass wir es haben! (GRin Ingrid Korosec: Was wollen Sie damit sagen?) Und jetzt komme ich schon zum Punkt. Seien wir stolz darauf, dass die Kinder nicht mehr so viel stationär aufgenommen werden, wie das vielleicht noch in meiner Kindheit war. Demzufolge haben wir reagiert. Wir haben in der Preyerei abgebaut, wir haben abgebaut auch im Donauspital, wir haben abgebaut im WISPI. Wir sind dabei umzustrukturieren in der Kinderklinik im AKH, wobei es dort am schwierigsten ist, weil die Kinderklinik halt für viele Erkrankungen die Stelle ist, die es gibt. Dort haben wir zum Beispiel die geringsten aller Auslastungsprobleme. Dort werden Sie sogar teilweise Gangbetten vorfinden an gewissen Tagen. 

Wir haben aber gemeinsam ein Problem, das sind die Kinderambulanzen. Das wissen Sie genauso gut wie ich. Bei den Kinderambulanzen würden wir zweimal so viele brauchen, das kann aber auch nicht der Sinn und Zweck sein. Das heißt, hier müssen wir uns gemeinsam bemühen, mit der Ärztekammer, mit der Gebietskrankenkasse gemeinsam bemühen, die Kinderversorgung im niedergelassenen Bereich auszubauen zu den Zeiten, wo wir es brauchen. Der berühmte Freitag 15 Uhr bis Montag 7 Uhr früh. Das sind diese berühmten Zeiträume.

Und ich möchte auch noch einmal klarstellen: Mit der Ärztegehaltsreform ist klar, dass ab 2007 die Frage der Nebenbeschäftigungen für die Oldies eine andere ist, für die Youngsters ist es heute schon. Und Sie finden keinen Primararzt und keine Primarärztin, die in den letzten Jahren bestellt wurden, Sie werden niemanden finden, der diese Konkurrenzklausel nicht unterschrieben hat. Das haben alle gemacht. (GRin Dr Sigrid Pilz: Der Herr Generaldirektor darf eine Nebenbeschäftigung haben!) Der Herr Generaldirektor darf eine Nebenbeschäftigung haben, und jetzt lesen Sie aber auch ganz genau, in welchem Ausmaß, und lesen Sie ganz genau, zu welchen Bedingungen.

Es ist vollkommen klar, dass wir uns bemühen, das, was in dieser Vereinbarung der Ärztegehaltsreform drinnen ist, umzusetzen. Alle Primarärzte zum Beispiel, die neueren Primarärzte haben ihre Ordinationen ins Spital hineingenommen, soweit sie schon welche hatten. (GRin Dr Sigrid Pilz: Aber Sinn hat die Klausel erst, wenn der Patient unterschreibt!) Sehr geehrte Frau Dr Pilz, diese Klausel finden Sie sogar in Innsbruck, diese Klausel finden Sie in Graz. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das macht es nicht besser!) Es geht nicht darum. Aber ich lade Sie ein, gerade Sie, glaube ich, sollten es wissen, dass es hier innerhalb der Berufsgruppe nicht ad hoc möglich war und ist, den Weg der Bundesrepublik zu gehen. Die Bundesrepublik ist brutal den Weg gegangen: Da Spital, da niedergelassen, dazwischen darf nichts sein. Du musst dich entscheiden. Reden wir manchmal über die Qualität, reden wir manchmal über die Versorgungssicherheit, reden wir unter anderem auch darüber, warum zum Beispiel in Bayern 500 Ärzteposten frei sind und und und.

Wir haben in Österreich einen anderen Weg gewählt. Aber ich glaube, dass wir jetzt einen richtigen Weg haben, dass das maximal ab 2007 nur mehr möglich ist mit Unterschrift des Patienten, nach Belehrung des Patienten und und und. Und ich glaube, viele der Betroffenen sind ja auch gar nicht mehr interessiert daran, privat woanders noch im großen Stil hinzugehen, weil sie natürlich auch die Frage der Qualität, weil sie natürlich auch die Frage der Patientensicherheit im Vordergrund stehen haben und wissen, das eigene Haus ist das eigene Haus. Und demzufolge sind wir hier am richtigen Weg.

Es ist halt auch so: Ob es jetzt Spaß macht oder nicht – das ist keine resignative Wortmeldung von mir –, wir werden das umsetzen im AKH. Es ist aber so, dass wir zwei Dienstverhältnisse haben, wir haben ein Bundesdienstverhältnis, wo nach anderen Spielregeln Nebenbeschäftigungen zulässig sind als nach der Vertragsbedienstetenordnung der Stadt Wien. Das ist halt einmal so. Punkt 1.

Punkt 2: Wir haben dort noch die Situation der MUW, und die MUW ist halt anders als die MU in Innsbruck, die hier anders vorgegangen ist für sich. Die MU Wien wird solche Beschlüsse nicht so rasch fassen, die Innsbruck gefasst hat, Wien ist so ähnlich wie Graz, weil Graz hat auch nicht das beschlossen, was Innsbruck beschlossen hat. Es hat auch nicht funktioniert. Aber wir sind grundsätzlich am richtigen Weg, weil eines ist klar: Natürlich brauchen wir diesen Infrastrukturbeitrag, alle. Das ist ja nicht das Thema. Aber hier, glaube ich, sind wir auf einem richtigen Step-by-step, und diesen Weg werden wir weiter beschreiten.

Und abschließend noch, Frau Korosec, sei es mir gestattet: Sie werden kein Unfallspital in der Welt finden, welches einen öffentlichen Versorgungsauftrag hat, wel-
ches rund um die Uhr offen hat, wo Sie nicht von Zeit zu Zeit Gangbetten finden. Sie werden keines finden. Wir haben unter anderem auch die Situation in Wien: Die beiden Unfallspitäler der AUVA melden ab soundso viel Uhr closed shop, wir nehmen niemanden mehr. Die können es sich leisten. Andere Träger, andere Rechtsordnung, die können es sich leisten.

Donauspital. Das AKH muss aufnehmen, ob es will oder nicht. Und Sie wissen auch, welches Versorgungsgebiet das Donauspital abdeckt in Wahrheit. Wir decken nicht nur den Norden ab, sondern wir decken weit hinein ins Marchfeld ab, wir decken in Wahrheit ab bis an die tschechische Grenze.

Das sind Fakten. Und wenn wir dort zwei, drei Unfälle hintereinander haben, kann es vorkommen, natürlich für niemanden zur Freude, dass es Gangbetten gibt. Aber auch hier bemüht man sich, und es wird, so hoffe ich, in absehbarer Zeit besser werden, wenn wir auch im Norden einiges tun.

In diesem Sinne danke ich nochmals namens der Stadt dem Rechnungshof, danke wirklich für die Konstruktivität der Berichte, und wir werden natürlich diese Berichte zustimmend zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr der Präsident des Rechnungshofes. Bitte, Herr Präsident, Sie haben das Wort.

Präsident des Rechnungshofes Dr Josef Moser: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitglieder des Stadtsenates! Hoher Gemeinderat!

Ich möchte mich eingangs einmal bei Ihnen herzlichst bedanken. Es ist angesprochen worden: Wie fühlt sich der Rechnungshof? Ist er frustriert oder dergleichen? Ich muss sagen: Wenn man Ihre Wortmeldungen hört und auch die Anerkennung des Rechnungshofes und die An-
erkennung der Arbeit des Rechnungshofes, dann fühle ich mich sehr gut. Und ich muss sagen, dass da zum Ausdruck kommt, dass der Rechnungshof als Bund-Länder-Organ tatsächlich von Ihnen anerkannt und geschätzt wird. 

Wie das natürlich ausschaut mit den Empfehlungen und ob sie alle umgesetzt werden und dergleichen, diese Diskussion stellt sich immer wieder, wobei ich das zurückgeben möchte, nachdem es ja so ist nach der Verfassungslage, dass die Kontrollhoheit bei Ihnen liegt, das heißt bei der gesetzgebenden Körperschaft, dass ein Teil der Kontrollhoheit abgegeben wird in Richtung der Kontrolle, sprich Kontrollamt beziehungsweise auch in Richtung Rechnungshof, wo der Rechnungshof eben Sachverhalte prüft, Empfehlungen macht und natürlich im Rahmen seiner Möglichkeiten darauf dringt, dass Empfehlungen umgesetzt werden. Es liegt nunmehr bei Ihnen, alles zu unternehmen, damit die Arbeit des Rechnungshofes im Sinne der Steuerzahler tatsächlich auf fruchtbaren Boden fällt.

Ich bin in dem Zusammenhang auch dankbar, dass GR Jung darauf hingewiesen hat: Es ist der Rechnungshof nicht allein ein Organ der Opposition, sondern natürlich auch der Regierung. Ich glaube, es geht darum, dass beide erkennen, dass es zweckmäßig ist, unter Beachtung allfälliger Besserungspotentiale das besser zu machen, kostengünstiger de facto die Tätigkeiten durchzuführen, um die Aufgabenstellungen, die da sind und die schwer zu erfüllen sind in Zeiten knapperer Mittel, auch tatsächlich bewerkstelligen zu können. 

Es hat sich in dem Zusammenhang auch im Rahmen des Konvents die Frage gestellt: Ist es zweckmäßig, dass tatsächlich immer der Rechnungshof prüft und auch der Landesrechnungshof prüft beziehungsweise auch ein Kontrollamt? 

Also aus unserer Sicht, und das ist heute auch bei Ihnen zum Ausdruck gekommen: Es ist notwendig. Erstens einmal im Hinblick auf die Verbundenheit der Finanzwirtschaft, im Hinblick auf die gesamthafte Verantwortung, die da ist im Hinblick auf die Schwerpunkte, die beide Kontrolleinrichtungen haben, dass also hier tatsächlich eine Kontrolle sowohl des Rechnungshofes als auch des Landesrechnungshofes beziehungsweise des Kontrollamtes stattfindet.

Ich möchte in dem Zusammenhang sagen, dass es da keine Doppelgeleisigkeiten gibt, keine Synergiepotentiale irgendwo vergeudet werden, sondern im Gegenteil, ich kann sagen, dass gerade heute in Wien der Kontakt mit dem Kontrollamt Wien ein ausgezeichneter ist. Das heißt, ich glaube, ich kann sagen, nachdem der Leiter hier ist, dass dieser Kontakt auf einer gegenseitigen Wertschätzung beruht und auch in die Richtung geht, dass wir unsere Tätigkeit, was den Prüfplan betrifft, aufeinander abstimmen, um keine Doppelgeleisigkeiten beziehungsweise keine Potentialverluste zu erleiden. 

In dem Zusammenhang möchte ich auch sagen, dass gerade im Bereich Sport, den wir geprüft haben, beziehungsweise auch Soziales auf profunde Kenntnisse des Kontrollamtes aufgebaut werden konnte, und ich kann sagen, das ist nicht überall so. Der Bereich der internen Revision in Wien ist sehr gut ausgeprägt, funktioniert sehr gut und bietet auch Qualität.

Ich möchte auch sagen zu dem Punkt: Es ändert sich alles. Das heißt, der Rechnungshof beziehungsweise auch die Kontrolleinrichtungen - weil die Ausbildung angesprochen worden ist - haben eine sehr gute Ausbildung, aber ich glaube, die Ausbildung reicht nicht aus in Zeiten eines sich ändernden Umfeldes – der EU-Bereich ist de facto auch mit hereingekommen. Es geht darum, dass man auch die Ausbildungsstandards erhöht und den nationalen und internationalen Anforderungen anpasst. Und da kann ich auch vermelden, dass im Zusammenwirken aller Kontrolleinrichtungen, Kontrollamt Wien, Landesrechnungshöfe, Rechnungshof, nunmehr eine Ausbildung auf die Beine gestellt wurde, die so einzigartig in Europa ist. Das heißt, wir haben gemeinsam mit der Wirtschaftsuniversität Wien ein MBA-Studium für öffentliche Finanzkontrolle ins Leben gerufen, das im Feber 2006 seinen Betrieb aufnehmen wird. Ich glaube, da sind wir Vorreiter in ganz Europa. Es ist auch so, dass bereits der Europäische Rechnungshof beziehungsweise auch andere Länder wie Spanien, aber beispielsweise auch die Universität von Kopenhagen, die Kopenhagen Business-School, die eine gute Reputation hat, sich angemeldet haben, sich zu beteiligen beziehungsweise auch in die Richtung zu gehen, gemeinsame Standards zu entwickeln, damit also auch in Zeiten der Präsidentschaft, die nächstes Jahr kommt und wo gerade das Budget für die EU 2007 bis 2013 beschlossen wird, die Möglichkeit gefunden wird, mit gleichen Methoden, mit gleichen Standards Kontrollen durchzuführen.

Ich lade Sie in dem Zusammenhang natürlich auch ein, Interessierte in Ihrem Bereich, die mit Kontrollaufgaben soweit betraut oder tätig sind, zu nominieren, dass sie an diesem Lehrgang teilnehmen, und ihre Ausbildung im Sinne einer Effizienzsteigerung, im Sinne einer besseren Qualität, auch der Berichte, die Ihnen zugute kommt, zu effektuieren.

Was die neuen Prüfungsergebnisse betrifft, die heute auf der Tagesordnung stehen, möchte ich mich auch bedanken, dass diese eingehend diskutiert worden sind. Ein Bereich, der vom Gemeinderat vorher angesprochen wurde im Zusammenhang mit der Stadtplanung und Stadtentwicklung, ist der Stadtentwicklungsplan, der ein Punkt ist, wo wir es auch für zweckmäßig erachten, eine gewisse Verbindlichkeit dieses Plans zu erreichen. 

Es ist auch zu erwähnen, dass es im Zuge der Erweiterung der EU zweckmäßig und notwendig ist, die regionale Zusammenarbeit, die schon verbessert wurde, gerade mit Niederösterreich noch weiter zu verbessern, und ich möchte in dem Bereich, weil es nur teilweise angesprochen worden ist, was das Immobilienmanagement der Wien Holding GmbH betrifft, feststellen, dass hier im Geschäftsbereich insbesondere die strategischen Vorgaben nicht ausreichend erschienen sind. Es wäre unabdingbar, dies nachzuholen, und ich glaube auch, dass es in dem Bereich zweckmäßig wäre, dass nicht die Holding dies macht, die immer wieder Bewirtschaftungen durchführt, sondern dass das tatsächlich von einer kompetenten Immobiliengesellschaft gemacht wird.

Weil es heute nicht angesprochen worden ist, deshalb möchte ich es jetzt nur kurz erwähnen. Bei der Schloss Laxenburg Betriebsgesellschaft waren langfristige Ziele zum Zeitpunkt der Prüfung nicht ausreichend dargestellt. Niederösterreich ist ja dort zu 50 Prozent beteiligt. Es geht auch darum, insbesondere im Hinblick auf den jährlichen Aufwand von 267 400 EUR darauf hinzuwirken, dass in dem Bereich eine Kosten-Nutzen-Betrachtung angestellt wird.

Ein Punkt, der uns auch am Herzen liegt - weil wir in letzter Zeit beispielsweise Salzburg, Innsbruck, Graz, Wien geprüft haben - ist der Bereich mit der Sondergebührengebarung, wo immer wieder das Problem ist, dass in gewissen Bereichen keine Sondergebühren für die Nutzung der Einrichtungen der öffentlichen Hand bezahlt werden und wo gleichzeitig auch in dem Bereich natürlich das Problem besteht, dass man im Hinblick darauf, dass private Abrechnungsgesellschaften gemacht werden, nicht weiß, wie viele Sondergebühren in dem Bereich tatsächlich vereinnahmt werden und wie hoch der Kostenanteil als solcher dann tatsächlich für die Nutzung der öffentlichen Einrichtungen ist, wenn auch – und das ist ein Erfolg der Prüfung – jetzt wieder für die Wiener Ärzte ein Infrastrukturanteil von 12 Prozent festgelegt wurde. Ich glaube, es ist auch im Hinblick auf die Budgetmittel, die im Krankenhausbereich vorhanden sind, zweckmäßig und notwendig, dass in diesem Bereich Klarheit geschaffen und im Sinne der Verfassungslage, die Sie angesprochen haben, auch klargestellt wird, dass anstatt einer Beziehung auf privatrechtlicher Basis, wie dies derzeit das Wiener Krankenanstaltengesetz zwischen Patient und Arzt vorsieht, eine Situation hergestellt wird, wie sie in der Steiermark und in anderen Bundesländern auch schon besteht. Das heißt, dass ein Verhältnis zwischen Patient und Krankenanstaltenträger hergestellt wird, dass dadurch die Gelder dementsprechend vereinnahmt werden, was aber nicht heißt, dass der Rechnungshof dagegen ist, dass in dem Bereich die Ärzte dementsprechend mitverdienen, darum geht es nicht. Es geht darum, dass die öffentliche Hand in die Lage versetzt wird, tatsächlich den Anteil, der ihr zusteht, für die Nutzung der Einrichtung auch zu erhalten. Das Problem ist, dass wir derzeit auf Grund der Verfassungslage nicht die Möglichkeit haben, diesbezüglich den Verfassungsgerichtshof anzurufen. Wir haben ihn schriftlich informiert, aber deshalb ersuche ich Sie, im Sinne der Kosteneffizienz, im Sinne der Transparenz doch auch in dem Bereich – ich weiß, es ist nicht leicht – Maßnahmen zu setzen.

Ein Punkt, den darzustellen vielleicht auch noch wichtig wäre, wäre folgender Bereich: Nachdem gerade im ersten Halbjahr 2006 die EU-Präsidentschaft beginnt und es also da – ich habe es bereits kurz angesprochen – um das Budget 2007 bis 2013 der EU geht, ist es derzeit so, dass der Europäische Rechnungshof seit elf Jahren nicht in der Lage ist, eine positive Zuverlässigkeitserklärung abzugeben. Das heißt, dass der Europäische Rechnungshof feststellen kann, dass die Kontrollsysteme und das Kontrollverfahren tatsächlich so effizient sind, dass Korruption oder eine Mittelvergeudung nicht stattfinden kann. In dem Bereich wird es also meines Erachtens nach darum gehen, dass man Maßnahmen setzt, in welcher Weise tatsächlich unter Nützung der nationalen Einrichtungen eine effizientere Kontrolle von EU-Mitteln stattfinden kann. Ich werde in zirka 14 Tagen ein Positionspapier des Österreichischen Rechnungshofes und auch der Landes-Kontrolleinrich-
tungen vorstellen, wo wir aus unserer Sichtweise glau-
ben, sehr wohl auch die Effizienz der Vergabe von EU-Mitteln tatsächlich verstärken zu können. Ich werde Ihnen auch dieses Papier zukommen lassen mit dem Ersuchen um Unterstützung und gleichzeitig mit der Anmerkung, dass wir derzeit auf Grund der Verfassungslage nicht die Möglichkeit haben – Sie haben ja den Prüfbericht betreffend Produktionspotential für Wein erhalten –, die Direktförderungen der EU zu prüfen. Das heißt, wir gehen mit dem Europäischen Rechnungshof mit, prüfen die Co-Finanzierung, der Europäische Rechnungshof prüft die Direktförderung. Das heißt, wir haben eine doppelte Ressourcenbindung, und im Endeffekt fehlt die Gesamtaussage. In dem Bereich wäre es zweckmäßig, dass man vorsieht, dass hier auch eine Direktkontrolle der EU-Mittel stattfinden kann, um eben die Gesamtsicht herstellen zu können.

Wichtig wäre aus meiner Sicht noch zu erwähnen, dass hier erstmals - es wurde heute angekündigt, dass ein weiteres Verlangen im Werden ist - ein Verlangen nach § 73a der Wiener Stadtverfassung an den Rechnungshof gestellt wurde betreffend die Bereiche Sport und Soziales. Deshalb möchte ich nur ganz kurz erwähnen, dass insbesondere in den Bereichen Sport, Förderungen und dergleichen von uns bemängelt wurde, dass hier nicht die nötige Transparenz gegeben war, also teilweise höhere Förderungen als gesetzlich vorgesehen zuerkannt, trotz späterer Endabrechnung höhere Förderungen als beantragt vergeben worden sind, wobei den Feststellungen in den Berichten entnehmbar ist, dass mit Förderungswerbern Zielvereinbarungen gemacht, Ziele vorgegeben, dass zeitnah abgerechnet und dass vor allem auf die widmungsgemäße Verwendung Bedacht genommen werden soll.

Im Bereich Soziales, weil auch der Fonds Soziales Wien angesprochen wurde, war es so, wie allgemein bekannt ist, dass die Reform 1999 nicht den gewünschten Erfolg gehabt hat. Man hat 2004 den nächsten Schritt gesetzt mit der Bildung des Fonds Soziales Wien. Wir haben in dem Fall derzeit nur die Entscheidungsgrundlagen geprüft, die zu dieser Ausgliederung der Förderung geführt haben, wobei es hier von besonderer Wichtigkeit ist, dass die Schnittstellen zwischen der MA 15 und dem Fonds Soziales Wien ordnungsgemäß bewirtschaftet werden. Darüber hinaus wurde die Trennung durchgeführt hinsichtlich Planung, Steuerung, Finanzierung und Umsetzung. Wir werden natürlich erst im Rahmen einer eigenen Prüfung sagen können, ob das funktioniert oder nicht funktioniert. Das heißt, diese Aussage können wir derzeit nicht treffen. 

Eine ganz kurze Anmerkung noch zur Sozialhilfe, wo das IT-Programm als solches nicht die nötigen Dokumentationen und Daten gebracht hat. Die Abrechnungspraxis wäre zu verbessern, Leistungskontrollen wären einzurichten, die Vertragsbeziehungen wären gerade im Bereich der Daten neu zu regeln. Ich glaube, Sie haben es auch dem Rechnungshofbericht entnommen, dass in dem Bereich allein 2,3 Millionen EUR Einsparungen möglich wären, wenn die soziale Treffsicherheit, die Machbarkeit und die Prioritätensetzung mehr Beachtung finden würden. 

Im Tätigkeitsbericht 2004 wurde bereits der Bereich Musikschulwesen andiskutiert, nachdem da immer wieder zu wenig Geld zur Verfügung steht. Ich glaube, dass es auch wichtig für Sie als Benchmark zu sehen ist, ob in anderen Ländern die Verpflichtung der Musikschullehrer geringer ist als in Wien und dass hier tatsächlich sehr wohl eine Ressource zu heben wäre, die wiederum den Schülern zugute kommen würde. Auch, dass doppelte Abfertigungen gezahlt werden, weil die Gemeinde Wien Vertragsbedienstete in diesem Bereich einstellt. Also ich glaube, da sollte man auch darangehen, diese Verbesserungspotentiale als solche zu heben.

Nachdem ich die Gelegenheit habe, bei Ihnen die Berichte selbst erläutern zu können, möchte ich das Rederecht nicht über Gebühr in Anspruch nehmen, aber im Hinblick auf die Wortmeldungen, wie schaut das mit den Empfehlungen aus, werden sie umgesetzt, werden sie nicht umgesetzt, würde ich Sie doch ersuchen, gerade im Sinne der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, tatsächlich alles daranzusetzen, Empfehlungen, nachdem Sie sie kritisch beurteilt haben, nachdem Sie sie im Hinblick auf die Dosierung geprüft haben, doch im Endeffekt umzusetzen, weil dadurch sicherlich eine Effizienzsteigerung gewährleistet ist und auch für den Steuerzahler beziehungsweise für den Wirtschaftsstandort Wien ein Vorteil daraus zu erreichen wäre.

Abschließend, wenn auch mit Eigeninteresse, ersuche ich Sie, die Bemühungen des Rechnungshofes zu unterstützen, die er auch im Konvent dargelegt hat, insbesondere in die Richtung, dass die Kontrolle auch in Ihrem Interesse gestärkt wird, dass eine Flucht vor der Kontrolle nicht stattfindet und dass der Abbau von Bürokratie beziehungsweise von Kontrolldefiziten auch weiter vorangeht beziehungsweise im Rahmen der Aufarbeitung des Konvents tatsächlich umgesetzt wird. 

In dem Sinne möchte ich mich bei Ihnen noch einmal recht herzlich bedanken. Und wie gesagt, ich wünsche Ihnen alles Gute, nachdem sozusagen das Weihnachtsfest und das Neujahr vor dem Haus stehen. Uns allen wünsche ich, dass Sie auch in Zukunft die Tätigkeit des Rechnungshofes so wie bisher achten, und für uns alle, dass die Empfehlungen des Rechnungshofes umgesetzt werden. – Ich danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrter Herr Präsident! Danke, dass Sie Ihr Rederecht in Anspruch genommen haben und heute zu uns in den Wiener Gemeinderat gekommen sind. 

Zu Wort ist nun niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet, und wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Wir stimmen zuerst über die Postnummer 12 ab, und ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Postnummer ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 13, und wer für die Zustimmung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Postnummer 99: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Postnummer 107: Wer erteilt die Zustimmung? – Das ist einstimmig der Fall. 

Postnummer 117: Wer erteilt die Zustimmung? – Auch dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Damit gehen wir in der Tagesordnung weiter und kommen zur Postnummer 106. Sie betrifft den Entwurf für eine Äußerung des Gemeinderates der Stadt Wien an den Verfassungsgerichtshof über die Prüfung der Gesetzesmäßigkeit des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans, Plandokument Nr 7550 in Wien 21.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auf Grund der fortgeschrittenen Zeit werde ich mich kurz halten, zumal ja Flächenwidmungen nicht wirklich zu den Lieblingsthemen gehören. Für die große SPÖ ist das vielleicht ein kleines Thema, für viele kleine Grundstücksbesitzer ist das ein großes Thema. 

Das Plandokument Nr 7550 ist für uns ein klassisches Beispiel dafür, wie man in Wien Widmungen gegen die Interessen der Grundstücksbesitzer, in diesem Fall Landwirte, willkürlich und ohne jede Logik zum wirtschaftlichen Nachteil der Betroffenen durchzieht. 

In diesem speziellen Fall wurden im Mai 2003 die betroffenen Grundstücke von L auf SwwL umgewidmet. Das heißt, landwirtschaftliche Nutzbauten wurden damit unmöglich gemacht. Die Eigentümer sahen sich in ihrem verfassungsgesetzlich zugesicherten Recht als Eigentümer verletzt und wandten sich an den Verfassungsgerichtshof mit dem Antrag, die Verordnung des Wiener Gemeinderates als gesetzwidrig aufzuheben. 

Die Eigentümer hatten nämlich vor, auf den Grund-
stücken Bauten, die für die landwirtschaftliche Nutzung unabdingbar sind, zu errichten. Um ein entsprechendes breites Grundstück zu besitzen, wurde ein benachbartes Grundstück mit der Stadt Wien getauscht. 

Nach Einverleibung der Eigentumsrechte für den Käufer im Jahre 1999 wurde 2003 plötzlich die Widmung von der Widmung L, Ländliches Gebiet, auf die Widmung SwwL geändert und somit der Zweck der Tatsache des Tausches für den Käufer, nämlich die Schaffung einer guten Bebauungsmöglichkeit, vereitelt.

Von einer geplanten Umwidmung war während der Tauschvertragsverhandlungen nie die Rede gewesen, und hätte der Käufer von der beabsichtigten Umwidmung gewusst, wäre der Tausch nicht zustande gekommen. Der Käufer hat darauf vertraut, dass sein Grundstück weiter wie bisher genutzt werden kann. Der Käufer, sehr geehrte Damen und Herren, hat im Vertrauen auf Bestandskraft der Flächenwidmungen der Gemeinde Wien von der Gemeinde Wien ein Grundstück erworben, und dieses Vertrauen auf den Bestand dieser Flächenwidmung wurde ohne plausiblen Grund und völlig unerwartet von der Gemeinde missachtet. Der Käufer hatte vorgesehen, auf dem Grundstück einen kleinen Bauernhof mit Wohnräumlichkeiten, eine Gärtnerei, eine Maschinenhalle, eine kleine Gärtnerei sowie eine Bewässerungsanlage zu errichten.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 7550 verhindert einen berufsgärtnerischen sowie land- und forstwirtschaftlichen Wirtschaftsbetrieb und dient nur der Grünlandsicherung. Ein ganz riesiges Gebiet wurde in Schutzgebiet umgewidmet, obwohl auch die Widmung selbst, allenfalls mit den Bebauungsbeschränkungen, den gleichen Effekt gehabt hätte. 

Welche Interessen für die Umwidmung des Gebietes in Wald- und Wiesengürtel in Abänderung der Widmung Ländliches Gebiet sprechen, bleibt unklar, da für uns nicht ersichtlich ist, dass durch eine neue Widmung Ziele erreicht werden können, welche mit der L-Widmung nicht erreicht worden wären. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Wiener SPÖ hat in diesem Fall wieder gezeigt, wie fahrlässig sie mit Flächenwidmungen umgeht und damit die Sorgen der Wiener Bauern und der Grundstückseigentümer negiert. 

Die Betroffenen haben aus unserer Sicht zu Recht auf Aufhebung der Widmungskategorie Landwirtschaftliche Flächen beim VGH plädiert. Landwirtschaftliche Be-
triebe müssen in Zukunft in ihrer Funktion als Garant zur Erhaltung des Wald- und Wiesengürtels unterstützt wer-
den. Keinesfalls werden sie dadurch motiviert, indem man sie halb enteignet und der landwirtschaftliche Besitz an Wert verliert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der SPÖ! Überdenken Sie bitte noch einmal Ihr Stimmverhalten in diesem speziellen Fall. Es wird zwar keinen Sinn mehr haben. Aber zum Wohle unserer Bauern und Gärtner wäre das, glaube ich, notwendig. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Es ist niemand mehr zu Wort gemeldet. Damit ist die Debatte geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ja, danke schön. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur ein paar wenige Bemerkungen zu diesem Verordnungsprüfungsverfahren. 

Erstens einmal muss festgestellt werden, dass dieses Plandokument keine substanzielle Änderung hinsichtlich der Nutzung der Liegenschaft hat. Es gibt da keine Verletzung, die hier überlegt wurde, des Vertrauensschutzprinzips. 

Und das Zweite, was angemerkt werden muss, ist, dass diese Widmung wirklich konform ist mit den Zielen auch des Stadtentwicklungsplans, des Landschaftsfreiraumkonzepts. Es entspricht der Norm des 1 000-Hektar-Verfahrens, Kollege Kenesei, und dem Leitprogramm Florisdorf. (GR Günter Kenesei: Er kann nur seinen Betrieb nicht ausbauen!) Und weil der Kollege Kenesei jetzt in den Reihen der ÖVP sitzt, aber damals noch auf einer anderen Seite gesessen ist (GR Günter Kenesei: Glauben Sie, dass ich es damals anders gehört habe?), es auch weiß und der Kollege Hoch es nicht wissen kann, weil er noch nicht so lange im Gemeinderat ist, möchte ich schon eines ganz klar zur Widmung SwwL sagen. Diese Widmung SwwL wurde 1997 hier eingebracht. Der damalige Stadtrat, das ist ja allgemein bekannt, war der Dr Görg, der es für sinnvoll empfunden hat, dass man diese Widmung SwwL einbringt. 

Ich finde es auch sinnvoll, dass es die Widmung SwwL gibt, weil sie einerseits Schutz der Landschaft für die Erholungssuchenden ist und zum anderen auch die Bewirtschaftung der Landwirtschaft sichert. Also aus diesem Grund haben wir damals, ich kann mich noch sehr gut erinnern, diese Widmung SwwL eingeführt.

Und das letzte Argument, dass ein Marktwert verringert wird, geht ebenfalls ziemlich ins Leere, weil ja im Grundsatz keine Nutzungsänderung stattfinden soll. Landwirtschaft ist weiter dort erlaubt. Keine Frage. Auch die Errichtung von Werkzeughütten und Bienenhütten. Ich glaube ja nicht, dass einer hier im Haus die L-Wid-
mung als Bauhoffnungslandwidmung sieht. Das kann ich mir nicht vorstellen. Das nehme ich nicht an, weil das ginge ja in Richtung dessen, was der Kollege Kenesei immer so von Spekulationen und Widmungsgewinnen gesagt hat.

Daher möchte ich abschließend sagen: Dafür steht natürlich die Stadt nicht zur Verfügung, und ich ersuche, dieser Post 106 zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 130. Sie betrifft das Plandokument Nr 7695 im 18. Bezirk, KatG Pötzleinsdorf. Wortmeldungen sind bei mir nicht eingelangt. Ich kann daher direkt zur Abstimmung kommen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der FPÖ.

Es gelangt nunmehr Postnummer 131 zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7694 im 11. Bezirk, KatG Simmering und KatG Kaiserebersdorf. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.
GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das nächste Kapitel in der Widmungspolitik der SPÖ. Beim Plandokument 7694 beschäftigen wir uns eigentlich mit einem internen Konflikt, und zwar zwischen der SPÖ-Simmering und der Stadt-SPÖ, also der Landes-SPÖ.

In der Wildpretstraße/Bleibtreustraße befindet sich eine aufgelassene Gärtnerei mit einer L-Widmung. Mit Brachialgewalt versucht der Stadtrat gemeinsam mit sei-
nen Beamten eine Widmung für die gemischte Bauweise durchzuführen, und das in einem Gebiet mit funktionie-
renden Gärtnereibetrieben. 

Das Ansinnen wurde in der Simmeringer Bezirksvertretung mit den Stimmen der SPÖ abgelehnt, mittels Be-
harrungsbeschlusses aber durchgedrückt und heute, ich glaube um 15 Uhr, in der Bezirksvertretung angenom-
men. In Wirklichkeit ist das ein Anknabbern eines L-Kerngebietes in Simmering. Das sieht übrigens die SPÖ-Simmering genauso.

Das zweite Problem bei diesem Plandokument betrifft die Straßentrasse in der Oriongasse, die man nicht benötigt. Die Landwirtschaftskammer hat überfraktionell, das heißt ÖVP und SPÖ gemeinsam, bereits zum Ausdruck gebracht, dass diese nicht benötigt wird. Dieselbe Meinung vertritt der agrarische Stadtentwicklungsplan. Diese Trasse wird nicht gebraucht. Allein die SPÖ braucht diese Trasse. 

Grundsätzlich muss man sagen, dass man Bauern und Gärtnern in Wien faire Rahmenbedingungen geben muss, damit sie der wichtigen Aufgabe der Landschaftspflege nachkommen können. Völlig falsch ist aus unserer Sicht, den Bauern und Gärtnern in Wien durch unsinnige Flächenwidmungen das Leben zu erschweren.

Wir werden dem Plandokument 7694 nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Bitte schön.
GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich sage es eigentlich nicht gern, aber ich glaube, der Herr Hoch verwechselt da Gustav mit Gasthof in dieser Geschichte. 

Es stimmt, dass es hier um eine Umwidmung im Rahmen einer sehr großen Zone geht. Aber es handelt sich hier um kein Kerngebiet der Agrarstruktur. Das ist der letzte Zipfel vom letzten Zipfel. Und es handelt sich um eine sehr, sehr kleine Fläche. Es handelt sich aber um ein Gebiet, wo mit Hilfe der Schaffung des Betriebsbaugebietes mit dieser Widmung 80 Arbeitsplätze von Niederösterreich nach Wien wandern. Sie kennen wahrscheinlich viele Betriebe, die von Wien auch schon weggewandert sind. Aber wenige von Ihnen kennen eigentlich Betriebe, die nach Wien zuwandern wollen. Und hier würden 80 Arbeitsplätze, die in Langenzersdorf angesiedelt sind, nach Wien wandern. Ich glaube, das kann man einfach nur unterstützen. In diesem Sinn sozusagen haben wir uns entschlossen, nach ausführlichen Gesprächen zwischen Anrainern, der Landwirtschaftskammer, dem Stadtratsbüro, das stimmt, auch des Bezirksvorstehers, der Bezirksvertretung Simmering und den örtlichen Betrieben, diesen Weg der Schaffung von Arbeitsplätzen zu gehen am Rande der Agrarstruktur der Simmeringer Haide. 

Ein kurzes Wort auch zum Verbindungsweg. Wien ist die Stadt der kurzen Wege, und das betrifft auch die Landwirtschaft. Es handelt sich hier um eine Zone von 35 ha, die durch keinen Weg, durch keine Durchfahrtsstraße erschlossen ist, und wir wollen hier ganz einfach den Gärtnern erleichtern, zu ihren Feldern zu kommen. Das ist sicher auch im Sinne einer Feinstaubmaßnahme, das ist auch im Sinn der Erreichbarkeit der Felder durch die Simmeringer Gärtner. 

Ich ersuche um die Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig gegen die Stimmen von ÖVP und FPÖ angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 132. Es geht um das Plandokument 7600 im 19. Bezirk, KatG Grinzing, Heiligenstadt, Unterdöbling und Untersievering. 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich kann daher sofort zur Abstimmung kommen. Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 
Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 133 und 134 der Tagesordnung – sie betreffen die Plandokumente 7560 und 7033E im 19. Bezirk, KatG Brigittenau, Heiligenstadt, Nußdorf und Kahlenbergerdorf, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Erhebt dagegen jemand einen Einwand? – Das ist nicht der Fall.

Ich bitte nun den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. Bitte schön.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich hätte mich nicht mehr zu Wort gemeldet, wäre das nicht eine Geschichte, an der man innerhalb von fünf Minuten erklären kann, wie die Stadtplanung in Wien funktioniert, nämlich ein kleines Sittenbild zu zeichnen nur an Hand dessen, dass man Zitate vorliest, einerseits aus dem Bericht der MA 21, die erklärt, dass ein Bedarf besteht für eine Straße, für eine öffentliche Fläche, die vor allem dafür vorgesehen wäre, um den Bus zu beschleunigen, also den öffentlichen Verkehr zu beschleunigen. 

In dem Bericht steht beispielsweise: Die Kreuzung Gunoldstraße/Muthgasse befindet sich jetzt schon an der Grenze der Leistungsfähigkeit. Weiter hinten findet man: Zur Bewältigung des zukünftigen Verkehrsaufkommens sind Maßnahmen im Straßennetz vonnöten. Um diese spezielle Straße zu begründen, findet man dann ganz klar und deutlich formuliert die Notwendigkeit für dieses Straßenstück, und zwar heißt es da: Zur Ermöglichung einer vom motorisierten Individualverkehr weitgehend getrennten Bus- beziehungsweise Straßenbahntrasse zwischen Friedrich-Engels-Platz und Heiligenstadt soll weiters im Bereich Nußdorfer Lände eine neue öffentliche Verkehrsfläche vorgesehen werden. Das hat so alle Schritte des Flächenwidmungsverfahren durchlaufen. 

Was passiert aber in der Wiener Stadtplanung? Es flattert plötzlich ein Abänderungsantrag des Herrn Valentin auf den Tisch, und da findet man dann folgendes Zitat: Da jedoch der Trassenverlauf in Fortsetzung der Brücke teilweise beträchtliche Härten für die betroffenen Grundeigentümer mit sich bringt und eine Querungsmöglichkeit für Fußgänger und Radfahrer als ausreichend erachtet wird, soll auf die Festsetzung der betreffenden öffentlichen Verkehrsflächen verzichtet werden.

Ich bin jetzt sehr neugierig, wie der Herr Valentin uns begründen kann, dass es dazu kommt. Man könnte näm-
lich vermuten, es hätte Gespräche gegeben, beispiels-
weise auf höchster Ebene, wie auch schon in anderen Geschäftsgruppen angedeutet. Wenn man gewisse Drähte hat, tut man sich ein bisschen leichter. 

Nur, in der Geschäftsgruppe Planung heißt es dann: Eine so genannte Anlasswidmung. Ich weiß nicht, ob es in den anderen Geschäftsgruppen auch solche schönen Titel gibt für diese Art, die Politik zu beeinflussen. Ich bin schon sehr neugierig auf die Erklärung des Herrn Valentin über die beträchtlichen Härten für die betroffenen Grundstückseigentümer, die anscheinend über dem öf-
fentlichen Interesse stehen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Feldmann. Bitte.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bringe einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Fritz Aichinger, und zwar betreffend Errichtung und Betrieb eines Biotechnologie-Clusters im Bereich Wien 19, Muthgasse.

Biotechnologie ist die Zukunftstechnologie schlechthin und hat auch bereits zu verschiedenen Ansiedlungen von Betrieben geführt. Diese und weitere Betriebsansiedlungen sind für den Arbeitsmarkt Wien von großer Bedeutung. Das Gelände auf dem ehemaligen Frachtenbahnhof Heiligenstadt ist in städteplanerischer Hinsicht ideal dafür geeignet. Es bedarf allerdings noch einiger infrastruktureller und organisatorischer Vorbereitungen, wie zum Beispiel Verkehrsanbindung, Kanal, Fernwärme, Errichtung einer Entwicklungs- und Betreibergesellschaft. Dafür soll eine Studie erstellt werden. Sie bezieht sich auf Ziele, Kosten, Strukturen und Termine. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher folgenden Beschlussantrag:

„Der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, den Magistrat der Stadt Wien mit der ehestmöglichen Erstellung einer Studie im Sinne des im Antragstext skizzierten Umfanges zu beauftragen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadt-
werke verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Nun jener, auf den schon alle gewartet haben. Lieber Erich Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Manchmal ist die Erwartungshaltung eine übersteigerte und manchmal ist die Erklärung eine wesentlich einfachere. In dem Punkt ist es übersteigert.

Ganz einfach: Warum kommt es zu diesem Abänderungsantrag, und warum gibt es die Debatte, die es sowohl im 20. als auch im 19. Bezirk gegeben hat über die Lage dieser Brückensituation?

Zum einen: Ihre Analyse stimmt zu 100 Prozent. Es gibt dort zwei städtische Autobuslinien. Es gibt dort die Situation, dass die Heiligenstädter Brücke jeden Tag in der Rush-hour verstopft ist. Aber nicht nur die Heiligenstädter Brücke, sondern auch die Straßen davor oder danach, wo diese beiden Buslinien fahren. Daraus ergibt sich, messerscharf geschlossen, die Notwendigkeit, dass wir dort mittelfristig etwas für den öffentlichen Verkehr tun müssen. Nicht nur die Fußgängerrelation dort zu verbessern. Die ist in Wirklichkeit das geringere Problem. Das größte Problem – da haben Sie auch messerscharf Recht – sind die beiden Autobuslinien, die in Wirklichkeit im Individualverkehr stecken bleiben. Soweit, so gut.

Und jetzt zeigt sich, wie man mit derselben Analyse zu anderen Strategien kommen kann. Die eben in der Flächenwidmung fixierte Trasse, die im Übrigen eine alte Trasse ist und nichts Neues ist, ist so situiert, dass sie nicht nur in dem Fall einen Wirtschaftsbetrieb massiv einschränken würde auf der Seite des 19. Bezirks, sie würde auch im 20. Bezirk an die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel messerscharf vorbeifahren. Einfach gesagt: Wenn wir dort stromaufwärts zur Heiligenstädter Brücke eine Brücke bauen würden, würden wir einige wichtige Haltestellen nicht bedienen können. Und dass jetzt sozusagen dieser Fußweg oder diese Widmung sowohl im 20. als auch im 19. Bezirk weiterhin im Flächenwidmungsplan verbleibt, ist – lassen Sie es mich so formulieren – eine intellektuelle Erinnerungspost in Wirklichkeit und nichts anderes. Es wird uns nichts anderes übrig bleiben, so meine ich, als sich in einer Studie, einer Machbarkeitsstudie zu überlegen, wo eine Querung dort sinnvoll ist mittelfristig. Der Vorschlag der Präsidentin Jank von der Wirtschaftskammer Wien, die gesagt hat, verbreitert einfach die Heiligenstädter Brücke, ist nicht sinnvoll, weil das Problem nicht allein die Heiligenstädter Brücke, sondern auch die beiden Verkehrswege danach sind, also sowohl im 20. als auch im 19. Bezirk. 

Deshalb und nur deshalb bringe ich diesen Abänderungsantrag ein, weil wir von Haus aus wissen, dass dort, wo diese Querung hätte stattfinden sollen, es nie gebaut hätte werden können, weil es in Wirklichkeit den Intentionen des öffentlichen Verkehrs widerspricht. Ich bringe den von der Kollegin Feldmann und von mir unterstützten und beantragten Abänderungsantrag ein, wo der Profilquerschnitt dieser Querung und diese Verkehrsfläche halbiert wird, dieser Wirtschaftsbetrieb dort nicht eingeschränkt wird und in Wirklichkeit der Tatbestand, den wir eigentlich erreichen wollten, eine intellektuelle Erinnerungspost, dass wir da etwas tun müssen, weiterhin erhalten bleibt. 

Deshalb bringe ich das ein und sage, dass in Wirklichkeit da nichts gemauschelt worden ist, weil es auch keinen Sinn gemacht hätte, weil die Intention in Wirklichkeit eine ganz, ganz andere war. Der genügen wir jetzt mit dieser Änderung im Flächenwidmungsplan und haben gleichzeitig die Sorgen eines Wirtschaftsbetriebes im 19. Bezirk beseitigt, dass wir seine Tätigkeit einschränken wollen.

Ich ersuche Sie um Annahme des Geschäftsstückes und um Unterstützung der beiden gestellten Anträge. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nur kurz zur Art und Weise, wie man hier Anträge einbringt. Es gehört zur guten Gepflogenheit, und das hat sich bisher immer bewährt, dass man Anträge, die man einbringt, den anderen Fraktionen zur Verfügung stellt. Das funktioniert bei der SPÖ, das funktioniert bei den GRÜNEN, wir geben es auch her, ob man jetzt einverstanden ist oder nicht, ist egal.

Es ist zum zweiten Mal heute passiert, dass die ÖVP uns die Anträge nicht gibt. Der erste war vom Kollegen Gerstl und der zweite ist jetzt. 

Wir werden zustimmen, weil es sinnvoll ist, nur, ich wollte schon einmal anmerken: Es gehört zur Kultur in diesem Haus, dass man die Anträge den anderen Fraktionen zur Verfügung stellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Über das gegenseitige Transportieren von Anträgen würde ich bitten, das bei den Klubsekretären zu erledigen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, nachdem der Herr Berichterstatter auf sein Schlusswort verzichtet hat.

Ich lasse jetzt als Erstes abstimmen den eingebrachten Abänderungsantrag von GR Valentin und Frau Mag Feldmann betreffend Plandokument 7560. Wer diesem Abänderungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen. Somit ist die Post 133, einmal das Aktenstück, erledigt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Rest der Post 133. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so geschehen. 

Es kommt nun die Abstimmung des Beschluss- und Resolutionsantrags zu Post 133. Er betrifft die Errichtung und den Betrieb eines Biotechnologie-Clusters im Bereich Wien 19, Muthgasse, eingebracht von der Frau Feldmann, vom Herrn Aichinger, vom Herrn Strobl und vom Herrn Ekkamp. Hier wird die Zuweisung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Post 134. Wer dafür ist, den er-



suche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen. 

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung abgeschlossen.

(Schluss der Sitzung um 20.52 Uhr.)
